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Mit der Heimkehr der Oſtmark im Jahre 1938 

begann ein neuer Abſchnitt deutſcher Geſchichte. 

Das Großdeutſche Reich ift Wirklichkeit ge- 

worden. Der Jahresband 1939 unſeres Buches 
„Das Dritte Reich“ 

erſcheint daher erſtmalig unter dem Titel 
„Das Großdeutſche Reich“. 

Auch der vorliegende Oſterreichband führt 

bereits dieſen neuen Titel unſerer Buchreihe. 
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1. Abſchnitt: 


Die Doppelmonarchie 


Als am 13. März 1938 die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem 
Deutſchen Reich zur begeiſternden Tatſache wurde, da mündete der 
dornenvolle Weg der Deutſchen der Oſtmark nach langer Trennung 
wieder in die Straße des Geſamtdeutſchtums, und das in langen ge⸗ 
ſchichtlichen Kämpfen angeſtrebte und erſehnte Großdeutſche Reich 
wurde Wirklichkeit. Adolf Hitler, der Sohn der deutſchen Oſtmark SEH, 
und Führer des geſamten deutſchen Volkes, iſt der Schöpfer dieſer der Sſtmark 
Wirklichkeit. 

„Als glückliche Beſtimmung gilt es mir heute, daß das Schickſal mir 
zum Geburtsort gerade Braunau am Inn zuwies. Liegt doch dieſes 
Städtchen an der Grenze jener zwei deutſchen Staaten, deren Wieder- 
vereinigung mindeſtens uns Jüngeren als eine mit allen Mitteln durch⸗ 
zuführende Lebensaufgabe erſcheint! 

Deutſch⸗Oſterreich muß wieder zurück zum großen deutſchen Mutter- 
lande, und zwar nicht aus Gründen irgendwelcher wirtſchaftlichen Er- 
wagungen heraus. Nein, nein: Auch wenn dieſe Vereinigung, wirt⸗ 
ſchaftlich gedacht, gleichgültig, ja ſelbſt wenn ſie ſchädlich wäre, ſie müßte 
dennoch ſtattfinden. Gleiches Blut gehört in ein gemeinſames Reich.“ 

So lauten die Anfangsworte ſeines Buches „Mein Kampf“! 

Die von ihm geſchaffene nationalſozialiſtiſche Bewegung, mit der E rA 


Adolf Hitler die Macht im Staate eroberte und das deutſche Volk einte, ee 
geſtaltete unter ſeiner Führung auch diesſeits und jenſeits der „Grenzen“ Oste reſche dr 
zwiſchen dem Reich und Oſterreich die Vorausſetzungen, die die Heim- 
kehr Öfterreih8 ins Reich ermöglichten. And während in den Jahren 
vor 1933 die NSDAP, im Reiche ein opfervolles und blutiges Ringen 
um die Wacht im Staate beſtand, kämpften die Nationalſozialiſten 
Oſterreichs einen nicht weniger ſchweren Kampf um die alte Oſtmark des 
Reiches und um die zu ſchaffende Einheit des Reiches. Ihr innen⸗ 
politiſcher Kampf dauerte länger. Nachdem die NSDAP. im Jahre 
1933 im Reich geſiegt hatte, ſetzte in Öfterreich der blutige Terror gegen 
die Nationalſozialiſten erſt recht ein. Und in den darauffolgenden 
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Jahren brachten die nationalſozialiſtiſchen Oſtmärker ein Vielfaches an 
Blutopfern gegenüber den anderen deutſchen Volksſtämmen. Dieſer 
Kampf der nationalſozialiſtiſchen Oſtmärker wird ſtets ein beſonders 
leuchtendes Ruhmesblatt in der Geſchichte der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung ſein. 


In dem Band „Die Kampfjahre 1918—1933“ wurden der national- 
ſozialiſtiſche Kampf bis zur Machtübernahme im Reich und gleichzeitig 
die ſtaatliche Entwicklung vom Zuſammenbruch 1918 bis zur Schaffung 
Hitler⸗Deutſchlands geſchildert. Der Weg jedoch, den das von uns da= 
mals noch getrennte öſterreichiſche Staatsweſen in der gleichen Zeit 
ging, das Elend der Volksgenoſſen jenſeits dieſer „Staatsgrenze“, das 
Ringen unſerer öſterreichiſchen Parteigenoſſen in dieſen Jahren — all 
dies konnte in dem genannten Bande nicht eingehend behandelt, ſondern 
nur gelegentlich geſtreift werden. Ebenſo ift der Weg Hfterreich8 von 
1933 bis zur Heimkehr 1938 in den ſpäteren Jahresbänden nicht 
behandelt worden, da fie die Entwicklung des Reiches in ſeiner bda- 
maligen territorialen Geſtalt zum Thema hatten. Heute, nach der 
Schaffung des großdeutſchen Volksreiches, iſt es daher an der Zeit, 
diefe Lücke unſeres Buches zu ſchließen. Der vorliegende Band „Öfter= 
reichiſche Kampfjahre 1918—1938“ dient dieſer Aufgabe. — 


Als im November 1918 das im Jahre 1871 gegründete deutſche 
Kaiſerreich zuſammenbrach, zerfiel gleichzeitig die mit ihm im Weltkrieg 
verbündet geweſene öſterreichiſch-ungariſche Doppelmonarchie 
der Habsburger, ein Reich zahlreicher Nationalitäten, dem auch viele 
Willionen Deutſcher angehörten — in Ober- und Niederöſterreich, 
Tirol, Vorarlberg, Salzburg, Kärnten, Steiermark, Burgenland, 
Sudetenland, Siebenbürgen, Banat und — als Einzelſiedlungen ein⸗ 
geſtreut — auch in anderen Landſchaften der zerfallenden Doppel- 
monarchie. 


Mit dem Zuſammenbruch dieſes Staatsweſens beginnt der Zeitraum, 
den darzuſtellen Aufgabe des vorliegenden Bandes fein foll, Zum Ber- 
ſtändnis dieſes Ausgangspunktes iſt es jedoch zunächſt notwendig, 
etwas weiter auszuholen: 

Die Wiener Hofburg beherbergte bis zur Heimkehr Sſterreichs die 
Kaiſerkrone des „Heiligen Römifhen Reiches Deutſcher 
Nation“, des ſtolzen deutſchen Kaiſerreiches des Mittelalters, des 
Reiches der Ottonen und Hohenftaufen. Als im Jahre 1268 das Haupt 
des letzten Staufen, des jungen Konradin, in Neapel unter dem Beil 
des Henkers fiel, nachdem er in die Gefangenſchaft des franzöſiſchen 
Karl von Anjou (des Bruders des Königs von Frankreich) geraten war, 
da herrſchte in Deutſchland das „Interregnum“, die „kaiſerloſe, die 
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ſchreckliche Zeit“, in der zahlreiche Gegenkaiſer fih befehdeten und das 
Land unter der Auflöſung jeglicher Ordnung und Sicherheit litt. Mit 
Rudolf von Habsburg, der 1273 die Krone des Reiches erhielt, fand Sabsburg 
dieſe Zeit ihren Abſchluß. Mit dieſem Augenblick trat gleichzeitig das 
Geſchlecht der Habsburger ins Licht der Geſchichte, dem die meiſten 
deutſchen Kaiſer von jetzt an angehörten, — ein Geſchlecht, das viele 
große Perſönlichkeiten im Laufe der Geſchichte aufzuweiſen hat wie 
dieſen Rudolf von Habsburg, Maximilian, „den letzten Ritter“, der 
1493 die Kaiſerkrone übernahm, Maria Thereſia, die große Gegen⸗ 
ſpielerin Friedrichs des Großen, und ihr Sohn Joſeph II. — und das 
mit dem Verräter Karl, der 1916 den Thron der Donaumonarchie bez 
ſtieg, ſeine Laufbahn erſchütternd armſelig und unheldiſch abſchloß. Mit 
Rudolf von Habsburg bereits begann aber gleichzeitig die habs- Sausmachtpolitit 
burgiſche Hausmachtpolitik, das Streben der Kaiſer dieſes Ge- 
ſchlechts, den Eigenbeſitz innerhalb und außerhalb des Reiches ſtetig 
zu vermehren — ein Streben, das häufig ihre Sorge um die Reidh- 
intereſſen überwog. Die habsburgiſche Hausmacht, die im Laufe der 
Jahrhunderte immer umfangreicher wurde, erſtreckte ſich bereits wenige 
Jahre nach Rudolfs Krönung auf Öfterreich, die alte Oſtmark des 
Reiches, die von nun an bis 1918 mit dem Schickſal Habsburgs ver⸗ 
bunden blieb. 

Für das Schickſal des von den Habsburgern regierten „Heiligen 
Römiſchen Reiches Deutſcher Nation“ entſcheidend wurde der aus 
Konfeſſionskämpfen entſtandene Dreißigjährige Krieg, der Deutſchland 
ſchauerlich verwüſtete, zwei Drittel des deutſchen Volkes hinmordete, 
Söldner aller Länder Europas in Deutſchland ſengen und brennen 
ließ, Franzoſen, Schweden, Kroaten u. a., — der große Teile deutſchen 
Landes unter fremde Herrſchaft ſtellte und ſchließlich im ſogenannten 5 
„Weſtfäliſchen Frieden“, der 1648 in Osnabrück geſchloſſen wurde, Zitha 
die Reichseinheit praktiſch zerſtörte. Nicht nur erhielten Frankreich Weges 
und Schweden bedeutende Teile deutſchen Landes, nicht nur gingen die 
Niederlande und die Schweiz dem Reich verloren — vor allem wurde 
die Landeshoheit all der zahlloſen großen und kleinen, weltlichen 
und geiſtlichen, deutſchen Fürſten, der Reichsſtädte uſw. als Grundſatz 
geſchaffen, das Recht, Bündniſſe untereinander (und gegeneinander) 
ebenſo zu ſchließen wie mit auswärtigen nichtdeutſchen Staaten! 

So begann die Auflöſung des Reiches, während die Habsburger 
gleichzeitig immer weitere Gebiete ihrer Hausmacht einverleibten, ins⸗ 
beſondere im Südoſten jenſeits der Reichsgrenzen, und fo die Grund⸗ 
lagen der ſpäteren „öſterreichiſch-ungariſchen Doppelmonarchie“ 
legten, nachdem ſie ſich auch die ungariſche Königskrone aufs Haupt 
geſetzt hatten. 


2* 


Das Ende des 
Reiches und die 
Geburt der habs» 

burgiſchen 
Doppel- 
monarhie 


Die Befreiungs⸗ 
kriege 


20 Das Großdeutſche Reich / Oſterreich 1918—1938 


Als das 19. Jahrhundert anbrach, war das Reich nur noch eine 
Fiktion, die Kaiſerkrone in Wien nur noch Symbol geweſener Macht. 
Unter dem Anſturm der franzöſiſchen Revolution 1789 und ihrem Be- 
zwinger und Vollſtrecker Napoleon Bonaparte ſchwand auch dieſe 
Fiktion. Der letzte Träger dieſer Krone, Franz II., ſah ſie in höchſter 
Gefahr und beſchloß am 10. Auguſt 1804 zur Erhaltung „der voll⸗ 
kommenen Gleichheit des Titels und der erblichen Würde mit den vor- 
züglichſten europäiſchen Regenten und Mächten“ als Franz I. den 
Titel und die Würde eines „Kaiſers von Öfterreich“ anzunehmen. 
Wien wurde „römiſch- und öſterreichiſch-kaiſerliche Haupt- und 
Reſidenzſtadt“. 

Als dann die ſüdlichen und weſtlichen Staatsgebilde des Reiches dem 
franzöſiſchen Angriff erliegen und der Rheinbund von Napoleon ge— 
gründet wird, als bei Auſterlitz auch OIſterreichs Waffen dem Kaifer 
der Franzoſen unterliegen (1805), da hat auch des Reiches letzte Stunde 
geſchlagen: Napoleon fordert von Kaiſer Franz die Niederlegung 
der Kaiſerwürde. Am 6. Auguſt 1806 legt Franz II. die Kaiſerkrone 
des „Heiligen Römiſchen Reiches Deutſcher Nation“ nieder und erklärt 
die Würde eines Reichsoberhauptes für erloſchen. Das letzte Symbol 
einer ſtolzen Vergangenheit iſt dahin, ein zuletzt nur noch leerer Begriff 
ohne Inhalt ift ausgelöſcht. Geblieben ift der Kaiſer von Öfterreich 
und König von Ungarn, die öſterreichiſch-ungariſche Doppel— 
monarchie. 

Es folgen die Jahre napoleoniſcher Gewaltherrſchaft. Vergeblich iſt 
das Aufbäumen im Sſterreichiſch-Franzöſiſchen Krieg von 1809, der 
Tiroler Volksaufſtand unter Andreas Hofer, des Erzherzogs Karl 
ruhmvoller Sieg bei Aſpern, deffen Ruf „Unſere Sache ift die Sache 
Deutſchlands!“ ungehört verhallt. Erſt als das 1806 ebenfalls unter⸗ 
jochte Preußen im Jahre 1813 aufſteht, ift die Stunde der Freiheit ge- 
kommen. And als fih Öfterreih im Sommer 1813 der preußiſch⸗ 
ruſſiſchen Koalition gegen Napoleon anſchließt, ſchafft ſeine Teilnahme 
das entſcheidende Übergewicht der Verbündeten. 


Mit dem Sieg der deutſchen Waffen tauchte auch der Gedanke einer 
Wiedererneuerung des deutſchen Kaiſerreiches und der Kaiſer— 
würde auf. Zweimal, 1813 und 1815, forderte der preußiſche Freiherr 
vom Stein den öſterreichiſchen Kaifer Franz auf, die deutſche Kaifer- 
krone wieder aufs Haupt zu ſetzen. Der Kaifer aber und fein Staats⸗ 
mann Wetternich wieſen ſie zurück. Habsburg verzichtete auf die 
Krone, die es durch faſt vier Jahrhunderte getragen hatte. Die Er⸗ 
füllung des Traumes von Kaiſer und Reich, der durch die Freiheits⸗ 
kriege wieder in den deutſchen Herzen lebendig geworden war, blieb 
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einer ſpäteren Zeit vorbehalten. Der die Freiheitskriege abſchließende 
Wiener Kongreß vom Jahre 1815 bot im Gegenteil das Bild eines 
unerfreulichen Länderſchachers und Länderverteilens, bei dem der Ge- 
danke von der Reichseinheit den eigenſüchtigen Intereſſen der Dynaſtien 
weichen mußte. Die einzige Konzeſſion an den deutſchen Gedanken: Die 
38 deutſchen Staaten, die ſich aus den Napoleoniſchen Kriegen jetzt ge⸗ 
rettet hatten, wurden in einem „Deutſchen Bund“ zuſammengefaßt, 
einem lebensunfähigen Gebilde, in deſſen Bundesverſammlung Öfter- 
reich den Vorſitz übernahm. — 

Als dann im Jahre 1848 wiederum ein revolutionärer Wind in den 
Ländern und Ländchen Deutſchlands weht und es faſt überall zu Auf⸗ 
ſtänden kommt, deren Gedankengut eine Mifhung großdeutſcher und 
liberaler (und zum Teil auch bereits ſozialer) Ideen darſtellt, als der 
Ausbruch der Revolution in Wien am 13. März 1848 zum Sturz 
Metternichs führt, tritt am 18. Mai 1848 in Frankfurt am Wain eine 
»deutſche Nationalverſammlung“ von Volksvertretern aller 
Länder in der Paulskirche zuſammen. Man ift hier mit viel gutem 
Wollen und wenig praktiſchen Vorausſetzungen bemüht, das ſchwache 
Gebilde des Deutſchen Bundes wieder durch ein Deutſches Reich zu 
erſetzen (während gleichzeitig die Fürſten in ihren Ländern die Auf- 
ſtände meiſt durch Waffengewalt wieder niederwerfen). — In der erſten 
ſtürmiſchen Begeiſterung wählt die Nationalverſammlung den Erz⸗ 
herzog Johann von Öfterreich zum Verweſer des neu zu errichtenden 
Reiches. Aber bald ſchon ſtellt ſich dieſe Neichsverweſerſchaft als 
ein lebloſes Phantom heraus. Unüberbrüdbare Schwierigkeiten ent⸗ 
ſtehen aus der Frage: Wie ſoll Habsburg mit feinen zahlreichen nicht- 
deutſchen Ländern in einem Deutſchen Reich Platz finden? Einem ge⸗ 
planten, kleindeutſchen“ Bundesſtaat unter der Führung Preußens 
bei Ausſchluß Sſterreichs ſteht das Projekt eines neuen Reichsorganis⸗ 
mus mit Einſchluß der deutſchen Teile Sſterreichs unter deffen 
Führung gegenüber. Zwar erreicht der öſterreichiſche Staatsmann 
Schwarzenberg die völlige Wiederherſtellung des früheren Deutſchen 
Bundes und zwingt Preußen in der „Olmützer Punktation“ (No⸗ 
vember 1850) zum Verzicht auf die kleindeutſchen Pläne. Aber: 


„Die Art, wie die überlegene, weltmänniſche Routine des Fürſten 
Schwarzenberg in Olmütz und in den Dresdener Konferenzen der damaligen 
preußiſchen Vertretung gegenüber von Oſterreich benutzt wurde, hat weſent⸗ 
lich zur Herſtellung einer Situation beigetragen, welche ſich ſchließlich im 
Wege freundlicher Bundesgenoſſenſchaft nicht mehr löſen ließ.“ (Bismarck, 
„Gedanken und Erinnerungen“, Bd. III, S. 157.) 


d Der Kampf um die Vormacht in Deutſchland zwiſchen ſeinen beiden 
Bauptſtaaten Oſterreich und Preußen nimmt zwangsläufig immer 
ſchärfere Formen an. Der ſchleswig⸗holſteiniſche Erbfolgeftreit und der 
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daraus folgende Krieg mit Dänemark ſchaffen 1860 zwiſchen Preußen 

und Öfterreich zwar noch einmal eine gemeinſame Front, im Ergebnis 

nachher jedoch neue Uneinigkeit, die ſchließlich zum Bruderkrieg des 

1866 Jahres 1866 führt. Die Schlacht bei Königgrätz am 3. Juli 1866 

bringt den endgültigen Sieg Preußens. Im Vorfriedensſchluß von 

Nikolsburg am 26. Juli verpflichtet fich Öfterreih, aus dem Deut- 

ſchen Bunde auszuſcheiden, und überläßt ſomit Preußen die Neuz 

ordnung der deutſchen Verhältniſſe. Preußen zeigt ſich im übrigen als 

maßvoller Sieger und verzichtet auf Gebietserwerbungen. Dieſer 

Friedensſchluß ſchafft dank Bismarcks kluger Politik keine unheilbare 

Der Zweibund „Wunde von Königgrätz“. Bismarck erreicht im Gegenteil am 7. Oktober 

1879 einen Bündnisabſchluß zwiſchen Öfterreih und dem Deutſchen 

Reich, den „Zweibund“ (dem ſich 1882 Italien anſchließt, wodurch der 
„Dreibund“ entiteht). 

Das durch diefe Entwicklung bewirkte Ausſcheiden Oſterreichs aus 
dem Reich war nicht zuletzt auf die Tatſache zurückzuführen, daß für die 
zahlreichen nichtdeutſchen Völkerſchaften der habsburger Monarchie 
innerhalb des deutſchen Reichsverbandes kein rechter Platz war. 

Oſterreich-Ungarn ſtellte in völkiſcher Hinſicht das buntſcheckigſte Ge- 
bilde dar, das in Europa zu finden war. Es beſtand zunächſt einmal 
ſtaatlich aus drei Teilen, den beiden gleichberechtigten Monarchien 
Öfterreih und Ungarn (den beiden Reichshälften), daneben den 
Reichslanden Bosnien und Herzegowina. In dieſen drei ſtaatlichen 
Gebilden wohnten Angehörige von 11 verſchiedenen Völkern: 


Die 
Nationalitäten 


er 
Donaumonarchie 


Geſamtzahl davon in der 
um die öſterreichiſchen 
Jahrhundertwende: Reichshälfte: 
Deutſ che 12 Millionen 10 Millionen 
Ansel! 0 ag — 
Speden ma e S BR 6,5 n 
Polen N 5 5 e 
Ukrainer (Ruthenen) A 5 3,5 10 
Kroaten und Serben. 3,8 H 0,8 1 
Ruman enn 8 5 0,3 D 
ëlo ee D 1 ZS 
Slowenen er ir D 1,2 35 
Italiener (und Ladiner) 08 i 0,8 5 


Von den 48 Millionen Einwohnern waren ſomit ein Viertel (12 Mil⸗ 
Ei A lionen) Deutſche. Was diefe Deutjchen geleiſtet haben, die als Minder- 
der Deutihen heit (und unter den letzten Habsburgern als zum Teil recht ſchlecht be- 
handelte Minderheit) das Rückgrat dieſes Staatsweſens dar— 
ſtellten, darf nicht überſehen werden. Die Unzweckmäßigkeit dieſes 
Habsburgerreiches, ſeine unorganiſche Struktur und das Verſagen 


ſeiner Herrſcher, der aus dieſen Gründen ſich zwangsläufig ergebende 
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Zuſammenbruch — all das darf nicht den unerhörten Einſatz vergeſſen 
machen, den dieſe Deutſchen als ihre Miſſion im Südoſten leiſteten 
und der dieſem Raum für einen beachtlichen geſchichtlichen Zeitabſchnitt 
das Geſicht verlieh. Dieſe Deutſchen arbeiteten in den verſchiedenſten 
Teilen der Doppelmonarchie als Offiziere, Beamte uſw. unter Voraus⸗ 
ſetzungen, die dem Reichsdeutſchen als unerträglich erſcheinen mußten. 
Es iſt naheliegend, daß dieſe Vorausſetzungen und Notwendigkeiten 
einen anderen Typ der Verwaltung, eine andere Behandlungsmethode 
von Problemen und Wenſchen ſchufen, als man fie im Reich gewohnt 
war. Und vieles, was man im Reich bisher als „typiſch öſterreichiſch“ 
anſah, ſollte weniger ein Gegenſtand des Humors ſein als der Achtung 
vor der ſchwierigen Aufgabe, die die Deutſchen Sſterreich-Ungarns zu 
bewältigen hatten und die ihre beſonderen Formen in poſitiver und 
negativer Hinſicht ſchuf. 

Der Staatsaufbau Sſterreich-Ungarns war ungeheuerlich. Jede 
der beiden „Reichshälften“ hatte eine aus je zwei Kammern beſtehende 
Volksvertretung. Aus dieſen vier Parlamenten wurde ein fünftes 
gewählt: die „Delegationen“ zur Betreuung der gemeinſamen Außen⸗ 
politik, der gemeinſamen Finanzen, Heer und Warine jowie der Reih- 
lande Bosnien und Herzegowina (die ebenfalls eine Regierung hatten). 
Es gab alſo drei Regierungen und fünf Parlamente, wozu noch acht⸗ 
zehn Landtage kamen (nämlich ſiebzehn für die einzelnen Länder der 
öſterreichiſchen Reichshälfte und noch ein kroatiſcher Landtag — in 
Ugram — in der ungariſchen Reichshälfte). 

Wenn hinſichtlich des obengenannten fünften Parlaments von ge⸗ 
meinſamen Aufgaben die Rede war, ſo heißt das jedoch keineswegs, 
daß die dort genannten Materien (wie Heer, Finanzen uſw.) etwa nur 
als gemeinſame des Geſamtſtaatsweſens angeſehen wurden. Sie waren 
dies nur zum Teil. Zum Beiſpiel gab es drei Kriegsminiſter, einen 
für die k. u. k. öſterreichiſch-ungariſche Armee, einen für die k. k. öſter⸗ 
reichiſche Landwehr und einen für die k. ungariſche Landwehr. Auf die 
feinen Unterfchiede zwiſchen „k. u. k.“ (d. h. kaiſerlich öſterreichiſch und 
königlich ungariſch), „k. k.“ (d. h. kaiſerlich und königlich öſterreichiſch, 
wobei ſich das „königlich“ auf die böhmiſche Krone bezieht) und „k.“ 
(d. h. königlich ungariſch) ſei beſonders hingewieſen. (Am Rande ſei ver⸗ 
merkt, daß in der letzteren ungariſche Kommandoſprache galt, mit Aus⸗ 
nahme des ſich aus Kroatien ergänzenden Teils, bei dem kroatiſch ge⸗ 
ſprochen werden mußte.) Es würde zu weit führen, dieſes organiſa— 
toriſche Monſtrum und Sprachenbabel noch eingehender zu ſchildern. 
Die obigen Beiſpiele mögen genügen. 

Es iſt klar, welches Bild die Parlamente aufwieſen und wie unmög⸗ 
lich jede einheitliche Führung im Habsburgerreich fein mußte. 
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Die auseinanderſtrebende Tendenz der einzelnen Volksgruppen 
wurde zu einem immer ernſteren Problem für die Monarchie. Ins- 
beſondere die etwa 50% aller Einwohner ausmachenden ſlawiſchen 
Stämme gerieten im Laufe der Zeit immer ſtärker in Bewegung, 
während Habsburg die aufgetretenen Schwierigkeiten nur im dynaſti⸗ 
ſchen Intereſſe zu löſen verſuchte und keine deutſche Innenpolitik mehr 
trieb. Von den Deutſchen der Monarchie wurde im Gegenteil erwartet, 
daß ſie ein Recht nach dem andern preisgaben und trotzdem als treueſte 
Untertanen der Dynaſtie dienten. Daneben ſetzte man die alte Politik 
fort, ein Volk gegen das andere auszuſpielen und fo den Thron „aus- 
zubalancieren“. Dem gegen Ende des 19. Jahrhunderts immer leb- 
hafter entwickelten „Panſlawismus“ wurde vom Kaiſerhaus kein ernſt— 
hafter Widerſtand entgegengeſetzt. Das innere Problem Sſterreichs, der 
ſogenannte „Nationalitätenausgleich“, der ſeinem tiefſten Sinn 
nach eine Beſeitigung des deutſchen Charakters SOſterreichs zugunſten 
der ſlawiſchen Volksteile darſtellte, wurde immer ungeſtümer erörtert. 

Es ift bezeichnend, daß der (weiter oben ſchon genannte) Bündnis⸗ 
vertrag zwiſchen Oſterreich und dem Deutſchen Reich vom 7. Oktober 
1879 infolge der ſchwierigen inneren Verhältniſſe der Donaumonarchie 
(trog Bismarcks Bemühungen) nicht in die Geſetzgebung der beiden 
Reichshälften eingehen konnte! Der Zweibund, von Bismarck herbei- 
geführt, ruhte für Oſterreich vornehmlich auf den zwei Augen des 
Kaiſers Franz Jofeph. Schon der mit einer tſchechiſchen Gräfin ver— 
heiratete Thronfolger Franz Ferdinand war ein Freund der Slawen. 
Der ſpätere Kaifer Karl, Gemahl der Zita aus dem Haufe Parma— 
Bourbon, war überhaupt nicht mehr als deutſcher Fürſt anzuſehen. 
Die Folgen zeigten ſich ſpäter mit erſchreckender Klarheit: Als Kaiſer 
Franz Jofeph 1916 die Augen ſchloß, war auch die Sterbeſtunde dieſes 
Zweibundes herangereift. — 

Bei der Betrachtung dieſer gefährlichen Entwicklung foll nicht ver- 
gellen werden, daß fih im Deutſchtum Sſterreichs, das einen ver- 
zweifelten Kampf gegen die innenpolitiſchen Slawiſierungstendenzen 
auszufechten hatte, Kräfte regten, die in völkiſcher Klarheit die Not- 
wendigkeiten erkannten. Beſonders ſei hier eines Mannes gedacht: 
Georg Ritter von Schönerer. Sein Leben war dem unerſchrockenen 
Kampf für Großdeutſchland geweiht. Schönerer, der 1873 Mitglied des 
öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſes wurde, iſt der Gründer der groß— 
deutſchen Bewegung in Öfterreich; er erſtrebte den Anſchluß an das 
Deutſche Reich, das nun nach dem ſiegreichen Krieg von 1870/71 geeint, 
groß und machtvoll daſtand. Dem großen Preußen Bismarck und ſeinem 
Werk fühlte ſich Schönerer ſo verbunden, daß er nach ſeinem Tode im 
Sachſenwald nahe der Ruheſtätte des „Eiſernen Kanzlers“ beſtattet zu 
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werden wünſchte. Schönerer hinterließ dem Deutſchtum Gſterreichs den 
völkiſchen Gedanken und die völkiſche Arbeiterbewegung. Er war der 
Hauptförderer der „Los⸗von⸗Rom⸗Bewegung“ gegen den politiſchen 
Katholizismus, ſtand im ſchärfſten Gegenſatz zum Liberalismus ſeiner 
Zeit und erkannte klar die verderbliche zerſetzende Wirkung des uns 
raſſefremden Judentums. Bezeichnend iſt folgender von ihm am 
27. Mai 1887 im Abgeordnetenhaus eingebrachter Antrag: 


In Anbetracht deſſen, daß es hoch an der Zeit iſt, ausreichende geſetzliche 
Maßnahmen zum Schutze der Intereſſen und Rechte der ehrlich arbeitenden 
Bevölkerungsklaſſen zu ſchaffen, — 8 

in Anbetracht deſſen, daß auf dem Wege zu dieſem gerechten Ziel das 
in unſerem Vaterlande bereits übermächtig werdende Judentum als weſent⸗ 
liches Hindernis zu betrachten iſt, — 

in Anbetracht deſſen, daß die Lebensanſchauungen und Gebräuche des 
uns fremden Volkes, der Juden, der chriſtlichen Kultur und der ariſchen Ab⸗ 
ſtammung, ſowohl der deutſchen Nation als auch der anderen Nationali⸗ 
täten in Sſterreich, feindlich gegenüberſtehen, — 

in Anbetracht deſſen, daß durch die ſtetige Vermehrung des jüdiſchen 
Elementes die Monopoliſierung wichtiger Geſchäftszweige durch Juden Fort, 
während zunimmt, und daß beſonders auch die in den Händen der Juden 
befindliche Preſſe in einer die öffentliche Ordnung gefährdenden Weiſe die 
Korruption fördert, — 8 

und in Anbetracht deffen, daß es nach unferer Meinung nur eine Frage 
kurzer Zeit ſein kann. bis die im Inlande befindlichen Juden unter eine 
beſondere Geſetzgebung geſtellt ſein werden, — ſtellen die Gefertigten den 
Antrag: 

Das hohe Haus wolle beſchließen: 


„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, nach dem Vorbilde der in den 
Jahren 1882 und 188% in den Bere inigten Staaten von Norda merika gegen 
die Einwanderung der Chineſen geſetzlich beſchloſſenen Anti⸗Chineſen⸗Bill 
dem Abgeorbnetenhaufe ein Antifemitengefe mit ſtrengen Beſtimmungen 
gegen die Einwanderung und Niederlaſſung ausländiſcher 
Juden in Öfterreich zur verfaſſungsmäßigen Genehmigung vorzulegen.“ 


Und bezeichnend ift folgende Tatſache: Als eine jüdiſche Zeitung 
Wiens den bevorſtehenden Tod des deutſchen Kaiſers Wilhelm J. zu 
einem ſchmutzigen Geſchäft mißbrauchte, indem ſie vor dem tatſäͤch⸗ 
lichen Ableben Extraausgaben mit der Todesmeldung in den Straßen⸗ 
handel brachte, und als Schönerer daraufhin voller Empörung perſön— 
lich zur Redaktion ging und dort die verantwortlichen jüdiſchen Schmier— 
finken zuchtigte, da war dies ein willkommener Anlaß für all ſeine 
jüdiſchen, liberalen, marxiſtiſchen, polniſchen und tſchechiſchen Gegner, 
ſeine Immunität im Abgeordnetenhaus aufzuheben und ihn in den 
Kerker zu ſchicken, um ihn unſchädlich zu machen. Das Landesgericht 
Wien fällte am 5. Mai 1888 folgendes Urteil: 


„Georg Ritter von Schönerer iſt ſchuldig des Verbrechens nach § 83 
St. G., begangen auf die in der Anklageſchrift bezeichnete Art, ferner ſchuldig 
der Übertretung gegen öffentliche Anſtalten nach § 312 St. G. und wird 
deshalb nach §§ 35 und 85 St. G. unter Anwendung der §§ 54 und 55 zur 
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ſchweren Kerkerſtrafe in der Dauer von vier Monaten, verſchärft 
durch zwei Faſttage im Monate, und zum Erſatz der Koſten des Straf- 
verfahrens verurteilt und gemäß § 27 lit. a des Strafgeſetzes gegen ihn 
der Adelsverluſt ausgeſprochen.“ 
Infolge dieſes Urteils wurde Schönerer auch das Neichsratsmandat 
entzogen, ebenſo das aktive und paſſive Wahlrecht auf die Dauer von 
5 Jahren. Das Exempel zeigt, wie ſtark der jüdiſche Einfluß war und wie 
man ſchon damals den Antiſemitismus niederzuknüppeln verſuchte. — 
Schönerer kam ungebeugt aus dem Kerker und ſetzte ſeinen Kampf 
unerbittlich fort. 
Arbeiten uche In jenen Jahren entſtanden auch die erſten völkiſchen Arbeiter— 
e und Geſellenvereinigungen, vorwiegend im Sudetenland, die die 
Vorläufer der ſpäteren „nationalſozialiſtiſchen“ Organiſationen Oſter— 
reichs wurden, wobei dieſes Wort freilich nicht ohne weiteres als iden- 
tiſch mit dem Nationalſozialismus Adolf Hitlers angeſehen werden 
darf. (Dieſe Entwicklung wird im 5. Abſchnitt noch eingehender be— 
handelt werden.) ; 
Sprachen. Während ſo im Geiſte Schönerers auch der Gedanke einer völkiſchen 
verordnung Arbeiterbewegung marſchierte, erhielt das Deutſchtum in Böhmen und 
Mähren einen ſchweren Schlag, als der Winiſterpräſident Graf 
Badeni im April 1897 eine Sprachenverordnung für diefe Landes- 
teile erließ, nach der bei Ämtern und Gerichten neben der deutſchen 
Sprache auch Tſchechiſch in Wort und Schrift zugelaſſen und von den 
Beamten die Kenntnis des Tſchechiſchen bis zum Juli 1901 verlangt 
wurde. Dieſer tſchechenfreundliche Akt löfte eine Welle deutſchen Wider— 
ſtandes unter der Führung Schönerers aus. Es kam zu Straßenkund— 
gebungen und ſchweren politiſchen Zuſammenſtößen, und ſchließlich 
gelang es, dieſen Minifterpräfidenten zu ſtürzen und Ende 1899 die 
Aufhebung aller Sprachenverordnungen zu erreichen. — Leider nahmen 
ſpäter innere Auseinanderſetzungen der Schönerer-Bewegung viel von 
ihrer Stoßkraft. 


Adelf ble Dieſes Öfterreich mit feinen Volkstumskämpfen, feiner antideutſchen 
n Wien Habsburgerpolitik, den heraufkommenden ſozialen Kämpfen, deren ſich 
der Marxismus bemächtigte, der ebenſo vom Judentum geführt wurde 

wie der liberale Kapitalismus, — dieſes Öfterreich mit dem großdeutſchen 
Wollen aller deutſchbewußten Volksgenoſſen, die ſich dadurch in Gegen— 

fat zur ſchwarzgelben Habsburgerdynaſtie ſetzten, — dieſes Öfterreich 

war der erſte politiſche Anſchauungsunterricht, den der junge Adolf 
Hitler erlebte, als er aus ſeiner oberöſterreichiſchen Heimat nach Wien 

kam, dort auf dem Bau arbeitete, einer Parlamentsſitzung von der 
Tribüne aus folgte, das ſich auf dem Ring breitmachende Judentum 
beobachten mußte und ſeinen erſten Zuſammenſtoß mit den marxiſtiſchen 
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Kräften hatte. Von hier aus ging er nach München und meldete ſich 
im Jahre 1914 als Kriegsfreiwilliger zum deutſchen Heer; denn er 
erkannte die Zukunft des Deutſchtums im Reich, nicht in der Dynaſtie. — 

Als der öſterreichiſche Thronfolger am 28. Juli 1914 in Serajewo 
den von freimaureriſch beeinflußten ſerbiſchen Offizieren veranlaßten 
Schüſſen zum Opfer fällt und Öfterreich-Ungarn in den Krieg geht, war 
die Nationalitätenfrage keineswegs bereinigt. Mit Sorge mußte man 
der ſchweren Belaſtungsprobe der buntgemiſchten Wonarchie entgegen⸗ 
ſehen. War doch der Panſlawismus in den letzten Jahren keineswegs 
ſchwächer, ſondern noch aktiver geworden. So war zum Beiſpiel am 
13. Juli 1908 in Prag ein „Allſlawiſcher Kongreß“ abgehalten 
worden, auf dem die Tſchechenführer Kramarſch, Kaizl und 
Maſaryk vor den zum erſtenmal vereinigten Vertretern aller Slawen⸗ 
ſtämme offen eine Front gegen das Deutſchtum aufrichteten. Das fla- 
wiſche Problem, vor allem das der Tſchechen, war damit in ein neues 
gefährliches Stadium getreten. 

Als die Schüſſe von Serajewo die Welt in Brand ſetzen, Deutſch⸗ 
land in Bündnistreue der Doppelmonarchie zur Seite tritt und nun die 
längſt gegen Deutfchland vorbereitete engliſche Einkreiſung ihre 
blutigen Früchte trägt, indem ſich eine Welt von Feinden auf das junge 
Bismarckreich ſtürzt, da beginnt der letzte Akt des öſterreichiſch-ungari⸗ 
ſchen Dramas. Die Monarchie bebt in ihren Grundfeſten. 

Die deutſchen Truppen nehmen Seite an Seite mit den Verbänden 
der Doppelmonarchie den Kampf mit der Welt auf — in einem einzig⸗ 
artigen vierjährigen Ringen gegen vielfache Abermacht. Aber den Ein- 
fah der Deutſchen Oſterreichs nur folgende eindeutige Tatſache: Auf 
1000 Volksgenoſſen im Deutſchen Reich kamen im Weltkrieg 27 Ge⸗ 
fallene. In Öfterreich betrugen die Blutverluſte (vom Tauſend): 


Deutſch⸗Mährer A.A 
e 37, 
Deutſch⸗ Böhmen ap 
Vorarlberger. . 290 
aolen an „ a Er 
Ee EE 31,1 
Steiermärkeer 30,1 
Niederöſterrei cher 22,5 


Die vielſprachige Armee der Donaumonarchie kämpfte im Süden, 
Oſten und ſchließlich im Weſten. Und es iſt freilich nicht ſo geweſen, 
als ob die nichtdeutſchen Volksſtämme nicht gekämpft hätten. Ins⸗ 
beſondere die Ungarn kämpften ja um ihre eigene Exiſtenz. Und außer⸗ 
ordentlich tapfere und zuverläſſige Soldaten waren z. B. die Kroaten. 
Aber bei den anderen Volksſtämmen machten ſich im Laufe des Krieges 
immer ſtärkere Loslöſungstendenzen geltend. Der Kriegsbeginn erlebte 
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die öfterreichifch-ungarifhen Armeen noch in voller kämpferiſcher Ent⸗ 
faltung. Es war wie das letzte heroiſche Aufflackern einer überlebten 
Idee. Die dynaſtiſche Idee eines Nationalitätenſtaates ſtand hiſtoriſch 
am Ende. Und je länger die Belaſtungsprobe dieſes Krieges andauerte, 
um ſo ſtärker wurden die Loslöſungstendenzen in den einzelnen Völker⸗ 
ſchaften Habsburgs. Mit den Tſchechen fing es an: Schon im 
Auguſt 1914 begeben ſich Tſchechenführer nach Holland und gründen 
hier die Verſchwörerorganiſation „Maffia“ zur Vorbereitung der 
Revolution in Böhmen und Mähren und zur Aufnahme von Ver⸗ 
bindungen mit den Feindmächten. Ab Dezember 1914 ſchürt Maſaryk 
im Ausland gegen Sſterreich und die Deutfchen und arbeitet für einen 
tſchechiſchen Staat. Dieſe tſchechiſche Wühlarbeit macht ſich bald an 
der Front bemerkbar: Bereits im Frühjahr 1915 meutern bei den 
ſchweren Kämpfen um den Duklapaß in den Karpaten zum erſtenmal 
tſchechiſche Bataillone. Der Armeebefehl vom 17. April 1915 lautet: 


„Schmerzerfüllt verordne ich, daß das k. u. k. Inf.⸗Reg. Nr. 28 wegen 
Feigheit und Hochverrat vor dem Feinde aus dem Heeresverband aus- 
geſchloſſen wird. Die Fahne ijt dem Negimente abzunehmen und dem 
Heeresmuſeum einzuverleiben. Die Geſchichte des Regiments, das vergiftet 
in ſeiner Moral vom Hauſe ins Feld gezogen iſt, hat mit dem heutigen 
Tage aufgehört. R 

Am 3. April 1915 haben fih in den ſchweren Kämpfen um den Duklapaß 
zwei Bataillone des Inf.⸗Reg. Nr. 28 ſamt Offizieren, ohne die Feuerwaffen 
gebraucht zu haben, einem einzigen ruſſiſchen Bataillon ergeben und das 
durch die größte Schande und Schmach auf ſich geladen. Dem 73. Inf. Reg. 
(Eger) im Vereine mit reichsdeutſchen Suppen ift es gelungen, mit 
ſchweren Verluſten an Toten und Verwundeten die Stellung bis 
zum Eintreffen neuer Truppen zu behaupten. 

Das Inf.⸗Reg. Nr. 28 wird für ewige Zeiten aus der Liſte der öſter⸗ 
reichiſchen Regimenter geſtrichen, und die zurückgebliebene Mannſchaft ſowie 
die Offiziere haben, im Heere ſowie in der Marine aufgeteilt, die ſchwere 
Schuld mit ihrem Blute zu ſühnen. 

Franz Joſef I. m. p. 


Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät geruhten mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung anzuordnen, daß das den Namen Viktor Emanuel III. führende 
28. Inf.⸗Neg., welches fih aus Prag und Umgebung rekrutiert, infolge der 
vor dem Feinde an den Tag gelegten Feigheit und Unzuverläſſigkeit auf- 
zulöſen ſei, gegen ſein Offizierskorps das kriegsgerichtliche Verfahren ein⸗ 
geleitet und ſeine Mannſchaft dezimiert werde; der übrige Teil der Mann⸗ 
ſchaft iſt anderen Regimentern zuzuteilen und die Fahne dem k. u. k. 
Arſenal⸗Heeresmuſeum in Wien zu übergeben. 

Dieſer Armeebefehl iſt ſämtlichen an der Front ſtehenden Truppen vor— 
zuleſen. Fünf Offiziere des Negimentes wie auch entſprechende Mann⸗ 
ſchaften wurden bereits in Szegedin ſtandrechtlich erſchoſſen.“ 


Aber diefe erſte Meuterei der Tſchechen ift nur der Auftakt für viele 
folgende. Und bald tauchen „tfchechifche Legionäre“ in den feindlichen 
Armeen auf. Inzwiſchen iſt auch Beneſch aus Prag nach Paris ent- 
wichen (1. September 1915). Hier läßt er 1916 eine Broſchüre erſcheinen 
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„Detruisez L’Autriche-Hongrie“ („Vernichtet Oſterreich⸗Ungarn!“). 
And Maſaryk überreicht dem engliſchen Außenminiſter Lord Grey 
eine Denkſchrift, in der er gleichfalls die Zerſtörung und Auflöſung der 
Donaumonarchie fordert. Im Februar 1916 gründet Waſaryk in Paris 
den „Tſchechoſlowakiſchen Nationalrat“, der eine intenſive Bro- 
paganda betreibt. Aus Aberläufern und Gefangenen werden tſche— 
chiſche Legionen gebildet, die im Verband der Feindmächte kämpfen. 

In Prag verhaften die öſterreichiſchen Behörden die Tſchechenführer 
Kramarſch, Scheiner und Rafdin. Ihr Hochverratsprozeß endet 
mit dem Todesurteil; indeſſen kann ſich der alte Kaiſer nicht zur 
Vollſtreckung entſchließen. 

Franz Jofeph, der letzte Halt der Habsburgermonarchie, unter dem 
ſich die zahlreichen Nationalitäten noch einmal um das ſchwarzgelbe 
Banner geſchart hatten, ſtirbt als 86jähriger am 21. November 1916. 
Mit ihm geht das letzte einigende Band der Donaumonarchie dahin. 
Wit ihm ſtirbt auch Habsburgs Bündnistreue zu Deutſchland. 


Kaiſer 
Franz Joſeph f 
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2. Abſchnitt: 


Habsburgs Ende 


Kaſſer Kall Mit, Kaiſer Karl, dem Neffen des 1914 in Serajewo erſchoſſenen 


Zita von 
PBarma-Bourbon 


Die 
„Sixtus-Affäre“ 


Thronfolgers Erzherzog Franz Ferdinand, beſtieg der letzte Habsburger 
den Kaiſerthron in Wien. (Nach wenigen Wochen — am 30. Dezember 
1916 — ließ er ſich außerdem in Budapeſt zum König von Ungarn 
krönen.) 

Karl, ein Monarch ohne Willensſtärke und ohne Ehrgefühl — ver— 
geblich bemüht, durch Zugeſtändniſſe an die verſchiedenen Völker— 
ſchaften der Doppelmonarchie ſeinen gefährdeten Thron zu halten —, 
war kein deutſcher Fürſt mehr. Die treibende Kraft ſeines Handelns 
war ſeine Frau, die Kaiſerin Zita aus dem Hauſe Parma-Bourbon, 
deren Brüder Sixtus und Raver als belgiſche Offiziere in feindlichen 
Armeen gegen Deutſchland kämpften! Wit Kaiſer Karl begann der 
Verrat am verbündeten Reich, der Verrat am Geſamtdeutſchtum. 
Während ſich der Kaiſer in innenpolitiſcher Beziehung betont jenen 
Völkern der Monarchie zuwandte, die ihr bisher ablehnend gegenüber— 
ſtanden, und in der militäriſchen Führung den verdienſtvollen, ihm 
aber zu ſelbſtändigen Conrad von Hötzendorf kaltſtellte, nahm er unter 
dem Einfluß der Kaiſerin Zita geheime Verbindung mit deren 
Brüdern auf, um durch einen Frieden, ſelbſt um den Preis eines 
Abfalls von Deutſchland, ſeinen Thron zu retten. Der ehrloſe 
Verrat regierte jetzt in der Hofburg: 

Als die Verbündeten — Deutſchland, Sſterreich-Ungarn, Bul- 
garien und die Türkei — am 12. Dezember 1916 zum erſten Wale 
(durch den Mund des deutſchen Reichskanzlers) die Aufnahme von 
Friedensbeſprechungen anregten und von den Gegnern brüsk und 
hohnvoll abgewieſen wurden, hatten letztere hinreichend Grund, in 
dieſem Angebot ein Vorzeichen des Zuſammenbruchs der Mittelmächte 
(wie die Verbündeten genannt wurden) zu ſehen. Bereits eine Woche 
vorher nämlich hatte der Kaiſer von Oſterreich Geheimverhand— 
lungen mit den Gegnern eingeleitet: Am 5. Dezember 1916 ſchrieb 
die Mutter der Kaiſerin, die Herzogin von Parma, an das belgiſche 
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Königspaar und an den Prinzen Sixtus, den Bruder der Kaiſerin Zita, 
einen Brief, der die Verhandlungsbereitſchaft des Kaiſers Karl 
mitteilte und ein geheimes Zuſammentreffen in der Schweiz 
einfädelte. Dieſe verräteriſchen Verhandlungen in der Schweiz wurden 
im Auftrag des Kaiſers Karl von ſeinem Jugendfreund Graf Erdödy 
geführt, und zwar mit den Brüdern der Kaiſerin, den Prinzen Sixtus 
und Kaver, die feindliche Offiziere waren. Prinz Sixtus hatte über 
Jules Cambon, den Generalſekretär des franzöſiſchen Außenminiſte⸗ 
riums, und den Protokollchef Martin die Beziehung zu Poincaré, 
dem franzöſiſchen Staatspräſidenten, aufgenommen. Die Beſprechungen 
(13. Februar 1917) erörterten die Frage, ob Kaiſer Karl offen von 
Deutſchland abfallen oder geheime Friedensſchlüſſe mit ſeinen Gegnern 
im Süden und Oſten einleiten ſolle — erörterten ferner die Ausliefe⸗ 
rung Elſaß⸗Lothringens an Frankreich, Konſtantinopels an Rußland 
uſw. Dieſer ſchmutzige Verſuch, durch Opferung der Verbündeten 
das Entgegenkommen der Feinde zu gewinnen, wurde aller— 
dings ſtreng geheim behandelt. 

Selbſt ſeinen eigenen Außenminiſter Graf Czernin unterrichtete der 
Kaiſer mit großer Vorſicht und nur in Bruchſtücken. Die Regie lag 
völlig bei Zita. Eine Rolle bei der Einſpannung des Grafen Czernin 


1918—1933, SS. 20, 27—28, 31, 35, 55, 72), deffen ultramontane Be⸗ 
ziehungen zu der Verräterklique um Zita führten. Czernin war freilich 
ſelbſt ein Anhänger dieſes „Friedensgedankens“ und bereit, Kon⸗ 
zeſſionen zu machen. Er ging dabei nicht ſo weit wie ſein Kaiſer, dieſen 
Frieden mit dem Verrat an Deutſchland zu erkaufen, und war über 
einen derart weitgehenden Umfang dieſer „Schweizer Verhandlungen“ 
auch nicht ins Bild geſetzt worden. Aber indem er jih auf die verräte⸗ 
riſchen Wachenſchaften der Habsburger und Bourbonen einließ, machte 
er ſich immer mehr zum Witſchuldigen. 

Witte März 1917 endlich fiel ihm die traurige Aufgabe zu, den 
deutſchen Reichskanzler Bethmann⸗Hollweg über dieſe geheimen 
Verhandlungen in Kenntnis zu ſetzen, wobei freilich nur geſagt wurde, 
daß Verhandlungen mit einem franzöſiſchen Mittelsmann in der 
Schweiz geführt werden könnten. Bethmann⸗Hollweg gab nur ungern 
ſeine Zuſtimmung zu den Verhandlungen. (Deren ungeheuerlichen 
Inhalt kannte er dabei nicht einmal.) 

Am 23. März 1917 iſt es ſo weit, daß Prinz Sixtus direkte Ber- 
handlungen mit Karl aufnehmen kann. Er trifft mit ſeinem Bruder 
in Wien ein. Auf Schloß Laxenburg empfängt Kaiſer Karl ſeine 
R ourbonen-Schwäger und erklärt: „Es muß unbedingt Frieden ge⸗ 
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macht werden; ich will es um jeden Preis.“ Poincarés — dem Kaiſer 
Karl wohlbekannte — Theſe aber lautete: „Friede mit Öfterreich — ja, 
aber mit Deutſchland — niemals; das muß vernichtet werden!“ So 
ſind die Fronten klar. Man verhandelt zur Entſchädigung Habsburgs 
bereits Teile von Schleſien und Bayern, falls Sſterreich bei einem 
Friedensſchluß in Polen und Italien Gebietsverluſte erleiden ſollte. 
Die Forderung Frankreichs auf Elſaß-Lothringen wird gern an- 
erkannt, wie Karl überhaupt geneigt iſt, Großzügigkeit bei allen Ge- 
bieten zu zeigen, die ihm nicht gehören, hingegen gegen jede eigene Ein⸗ 
buße ſehr zäh verhandelt, vor allem gegen alle italieniſchen Forderungen. 
Am darauffolgenden Tage (24. März 1917) überreicht Kaiſer Karl 
ſeinem Schwager Sixtus einen Brief als Unterlage für den franzöſiſchen 
Präſidenten Poincaré, den berüchtigten „erſten Sixtus-Brief“: 


„Mein lieber Sixtus! 

Das dritte Jahr dieſes Krieges, welcher der Welt ſoviel Trauer und 
Schmerzen gebracht hat, nähert ſich dem Ende. Alle Völker meines Reiches 
ſind mehr als je in dem gemeinſamen Willen einig, die Unverſehrtheit der 
Monarchie zu ſchützen, ſelbſt um den Preis der ſchwerſten Opfer. Dank ihrer 
Einigkeit und dem großherzigen Zuſammenwirken aller Nationalitäten 
meines Reiches hat die Monarchie feit faſt drei Jahren den ſchwerſten An⸗ 
griffen Widerſtand leiſten können. Niemand wird die militäriſchen Erfolge 
leugnen können, welche meine Truppen, insbeſondere auf dem balkaniſchen 
Kriegsſchauplatz, errungen haben. 


Frankreich hat ſeinerſeits eine große Widerſtandskraft und einen 
prachtvollen Elan gezeigt. Wir alle bewundern rückhaltlos die herr= 
liche, traditionelle Tapferkeit ſeiner Armee und den Geiſt der Auf⸗ 
opferung im ganzen franzöſiſchen Volk. Daher iſt es mir beſonders an⸗ 
genehm zu ſehen, daß, obgleich wir derzeit Gegner ſind, keine wirkliche 
Verſchiedenheit in den Auffaſſungen und Beſtrebungen mein Reich von 
Frankreich trennt, und daß ich berechtigt bin zu hoffen, daß meine leb⸗ 
haften Sympathien für Frankreich, vereinigt mit jenen, die in der 
ganzen Monarchie herrſchen, für alle Zukunft die Wiederkehr des Kriegs⸗ 
zuſtandes, für welchen mich keine Verantwortung treffen kann, verhüten 
werden. 

Zu dieſem Zweck und um die Wirklichkeit dieſer Gefühle genau aus⸗ 
zudrücken, bitte ich Dich, geheim und inoffiziell Herrn Poincaré, dem 
Präſidenten der franzöſiſchen Republik, zur Kenntnis zu bringen, daß ich 
mit allen Mitteln und unter Anwendung meines ganzen perſönlichen Ein⸗ 
fluſſes bei meinen Verbündeten die gerechten Rückforderungs— 
anſprüche Frankreichs in bezug auf Elſaß⸗Lothringen unters 
ftüßen werde. 


Was Belgien betrifft, jo muß feine Souveränität wiederhergeſtellt 
werden; es muß feine geſamten afrikaniſchen Beſitzungen behalten. Gier: 
mit ſoll der Frage der Entſchädigungen nicht vorgegriffen werden, die es 
für erlittene Verluſte wird erhalten können. 

Serbien wird in ſeiner Souveränität wiederhergeſtellt werden. Als Be⸗ 
weis für unſeren guten Willen ſind wir geneigt, ihm nach Billigkeit einen 
natürlichen Zugang zum Adriatiſchen Meere ebenſo wie weitgehende wirt⸗ 
ſchaftliche Vorteile zuzuſichern. 
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Die Ereigniffe in Rußland zwingen mid, meine Gedanken hierüber bis 
zu dem Tage vorzubehalten, an welchem dort eine geſetzliche und definitive 
Regierung eingeſetzt ſein wird. 

Nachdem ich Dir in dieſer Weiſe meine Gedanken auseinandergeſetzt 
habe, möchte ich Dich bitten, daß Du mir Deinerſeits nach Nückſprache mit 
den beiden Mächten vorerſt die Meinung Frankreichs und Englands 
mitteilſt, um ſo das Terrain für ein Einvernehmen vorzubereiten, auf 
deſſen Grundlage offizielle Beſprechungen eingeleitet und zur Befriedigung 
aller geführt werden könnten. 


Indem ich hoffe, daß wir ſo von beiden Seiten baldigſt den Leiden von 
ſo vielen Millionen Menſchen und ſo vielen in Trauer und Angit befind⸗ 
lichen Familien ein Ende ſetzen können, bitte ich Dich, an meine lebhafte 
und brüderliche Zuneigung zu glauben. Karl. 


Indes Karl das verbündete Deutſche Reich in ſolcher Weiſe ſchamlos 
verrät, iſt Kaiſer Wilhelm ahnungslos gegenüber dieſem Habsburger 
Doppelſpiel. Als Karl am 3. April bei einer Zuſammenkunft in 
Homburg v. d. Höhe vorſchlägt, Deutſchland ſolle zur Herbeiführung 
eines baldigen Friedens Elſaß⸗Lothringen an Frankreich abtreten, wird 
dieſer überraſchende Vorſchlag deutſcherſeits natürlich glatt abgelehnt. 
Aber ſeine dem Feind abgegebenen verräteriſchen Erklärungen ſchweigt 
ſich Kaiſer Karl freilich aus. 7 

Um die Haltung des Deutſchen Reiches nachgiebiger zu geſtalten, 
läßt nun Karl dem Kaiſer Wilhelm am 13. April 1917 eine Denk- 
ſchrift des Grafen Czernin zur Kenntnis geben, in der die Lage 
Oſterreichs in den ſchwärzeſten Farben geſchildert und der Zuſammen⸗ 
bruch als bald bevorſtehend angekündigt wird. Und nun ein weiterer 
Verrat: Dieſes Dokument, das dem Zweck dient, den Willen auf einen 
Sieg⸗Frieden zu zerſtören, wird gleichzeitig in einer Abſchrift dem 
Reichstagsabgeordneten Erzberger in die Hände geſpielt, der davon 
gegen Kaiſer und Oberſte Heeresleitung im Deutſchen Reichstag Ge- 
brauch machen ſoll. Er tut es ausgiebig. 


In der verhängnisvollen Denkſchrift heißt es u. a.: 


„Es iſt vollſtändig klar, daß unſere militäriſche Kraft ihrem Ende 
entgegengeht. Diesbezüglich erſt lange Details zu entwickeln, hieße die 
Zeit Euer Majeſtät mißbrauchen. 

ich bin mir vollftändig klar darüber, daß eine weitere Winterkampagne 
vollſtändig ausgeſchloſſen iſt, mit anderen Worten, daß im Spätſommer 
oder Herbſt um jeden Preis Schluß gemacht werden muß.“ 


Und: 


„Ich habe die feſte Aberzeugung, daß auch OSeutſchland genau ebenſo 
wie wir an dem Rande ſeiner Kraft angelangt ift... 

Wir können noch einige Wochen warten und verſuchen, ob ſich Möglich⸗ 
keiten ergeben, mit Paris oder Petersburg zu ſprechen. Gelingt dies nicht, 
dann müſſen wir — noch rechtzeitig — unſere letzte Karte ausſpielen und 
jene äußerſten Propofitionen (3. B. Elſaß⸗Lothringen. D. Verf.) machen, 
die ich im Früheren angedeutet habe.“ 
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Der Eindruck auf die deutſche Reichsregierung, die den Verrat nicht 
durchſchaut und am A. Mai antwortet: 

„Wie wir uns im Juli 1914 in rückhaltloſer Bündnistreue an die Seite 
Oſterreich-Ungarns geſtellt haben, jo werden ſich auch am Ende des Welt⸗ 
krieges die Grundlagen für einen Frieden finden, der beiden engverbündeten 
Monarchien die Gewähr für eine verheißungsvolle Zukunft bringt.“ 


— entſpricht zwar nicht den Hoffnungen Karls. Dafür trägt die in den 
unſauberen Händen Erzbergers befindliche Kopie um ſo fürchter— 
lichere Früchte: 

Am 6. Juli 1917 macht er von ihr Gebrauch im Hauptausſchuß des 
Reichstags und bereitet dadurch den Boden für die unfelige Friedens- 
reſolution des Reichstags vom 19. Juli (ſiehe Bd. 1918—1933, 
S. 20—21), die eine gewaltige moraliſche Stärkung unſerer Gegner be: 
deutet. Der geſchäftige Erzberger iſt äußerſt tätig in der Verbreitung 
der Denkſchrift Czernins. Im gleichen Monat erhalten auch unſere 
Gegner Kenntnis von ihr: 

„Der Geheimbericht des Grafen Czernin über die hoffnungslose Lage 
der Wittelmächte iſt etwa Juli 1917 dem engliſchen Miniſterrat zu⸗ 
gegangen und hat den Gegenſtand eingehender Beratungen gebildet. Da⸗ 
nach noch mit Deutſchland zu verhandeln, wäre nach Anſicht aller 


Winiſter heller Wahnſinn geweſen.“ (So berichtete nachträglich die 
„Times“ am 30. Juli 1919.) 


Die Verhandlungen über Sixtus von Bourbon laufen gleichzeitig 
weiter. Im Wai 1917 übergibt ihm Graf Czernin eine Note („Aide- 
mémoires“) von 4 Punkten, deren erſter und zweiter die Integrität der 
Donaumonarchie fordern und Gebietsabtretungen einſeitiger Natur abs 
lehnen. Punkt 3 lautet: 


„Eine definitive Antwort kann erſt nach Beantwortung der vorſtehenden 
zwei Punkte gegeben werden, da Sſterreich-Ungarn erft dann mit feinen 
Verbündeten in Beſprechungen eintreten kann.“ 


Die 4 Punkte werden in franzöſiſcher Überfegung der franzöſiſchen Re- 
gierung durch Sixtus übermittelt, und der Punkt 3 ſieht nun (rück- 
überſetzt) folgendermaßen aus: 

„Sobald dieſe beiden Bedingungen von der Entente angenommen ſein 
werden, wird Öfterreich-Ungarn den Separatfrieden mit der Entente 
ſchließen. Dann erſt wird es ſeine augenblicklichen Verbündeten über den 
Stand der Dinge unterrichten.“ 

Dieſer merkwürdige Vorgang zeigt zwei Tatſachen auf: Erſtens die 
Gutgläubigkeit des von ſeinem Kaiſer ſtändig hintergangenen Grafen 
Czernin, zweitens die Fälſchermethoden der Klique Zita, Karl, Sixtus, 
wobei im Falle des „Aide-mémoires“ nicht feſtzuſtellen ift, ob nun Karl 
oder Sixtus für die Aberſetzungsfälſchung verantwortlich iſt. 

Ein zweiter Beſuch des Sixtus bei Kaiſer Karl erfolgte am 7. Mai 
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1917, der einen weiteren Brief Karls vom 9. Mai auslöſte, den ſo⸗ 
genannten „zweiten Sixtus-Brief“, in dem es u. a. hieß: 

„Das gute Einverſtändnis, das die Monarchie mit Frankreich 
und England in einer Reihe weſentlicher Punkte erreicht hat, 
wird uns, wie wir überzeugt ſind, eine Gewähr dafür ſein, daß die noch Ders 
bleibenden Schwierigkeiten, die dem Abſchluſſe eines ehrenhaften Friedens 
im Wege ſtehen, überwunden werden.“ 

Karl ſträubte ſich jedoch insbeſondere nach wie vor gegen alle italieni⸗ 
ſchen Anſprüche. And die Verhandlungen (wie auch alle anderen 
Fühlungnahmen, wie zum Beiſpiel in der Schweiz im Auguſt 4917 
und im Februar 1918, die Beſprechungen des öſterreichiſchen Unter⸗ 
händlers Revertera mit dem Franzoſen Armand) führten letzten 
Endes zu keinem anderen Ergebnis als einer gewaltigen Stärkung der 
gegneriſchen Siegeshoffnungen. 

Die Denkſchrift des Herrn Wickham Steed (Chefredakteur der 
„Times“ und rechte Hand des engliſchen Propagandachefs Northcliffe) 
vom 24. Februar 1918 ſetzte den Schlußſtrich unter die verräteriſchen 
Bemühungen Habsburgs. Es wurden dort zwei Wöglichkeiten betreffs 
Öfterreih-Ungarn aufgezeigt: a 

„A. beim Kaiſer, dem Hofe und dem Adel auf einen Sonderfrieden 


hinzuarbeiten unter Verzicht auf eine Einmiſchung in die inneren Ver⸗ 


hältniſſe des Habsburgerreiches und bei Wahrung ſeines Gebiets⸗ 
umfanges; oder 


B. die Vernichtung der öſterreichiſch-ungariſchen Macht zu ver⸗ 
ſuchen als des ſchwächſten Punktes in der Kette der Feindſtaaten, in⸗ 
dem man alle deutſchfeindlichen, ententefreundlichen Völker 
und Beſtrebungen unterſtützt und ermutigt.“ 

Steed plädierte für Plan B. Und feine Anſicht drang durch. Seit März 
1918 waren die Beziehungen zwiſchen der Entente und Kaiſer Karl ab⸗ 
geriſſen. Die Sprengung und Zerſtörung der Donaumonarchie unter 
Verwendung ihrer völkiſchen inneren Gegenſätze war beſchloſſen. 
Aber das Nachſpiel der beſchämenden Habsburger Verſuche darf 


nicht vergeſſen werden: Als Graf Czernin am 2. April 1918 in einer d 


Rede vor den Obmännern des Wiener Gemeinderates über die öſter⸗ 
reichiſchen Friedensbemühungen ſprach und erklärte, daß vor der (zu 
dieſem Zeitpunkt begonnenen) Weſtoffenſive der Mittelmächte Clemen⸗ 
ceau an ihn wegen Friedensverhandlungen herangetreten ſei und dabei 
auf der Auslieferung Elſaß⸗Lothringens beſtanden habe, woraufhin nur 
die Ablehnung aller Vorſchläge übriggeblieben fei — da läßt Clemen- 
ceau am 3. April durch die amtliche franzöſiſche Preſſeſtelle lakoniſch 
antworten: „Das hat Graf Czernin gelogen!“ Czernin, der von 
ſeinem Kaiſer betrogene Minifter, antwortete am 7. April. Aber auf 
dieſen gutgläubigen Erwiderungsverſuch antwortete Clémenceau per- 
nichtend: Er veröffentlichte am 9. April 1918 den „erſten Sixtus— 
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Brief“ vom 23. März 1917 (deſſen Wortlaut weiter oben mitgeteilt 


worden iſt). Alle Ableugnungsverſuche halfen nichts mehr. Kaiſer Karl 


und fein Staatsmann ftanden vor der Welt als Lügner da, vor dem 
verbündeten Deutſchland als Verräter. Graf Czernin mußte wenige Zeit 
ſpäter zurücktreten. Kaiſer Karl aber hatte ſein Doppelſpiel verloren. 
Nichts konnte den Ablauf der Geſchehniſſe mehr aufhalten. 

Wenn in den vorſtehenden Ausführungen diefe „Sixtus-Affäre“ 
ſo ausführlich dargeſtellt wurde, ſo deshalb, weil ſie in eindringlichſter 
Weiſe beleuchtet, was im 20. Jahrhundert „Habsburg“ für Öfterreich 
bedeutet, und weil fie jene Zita von Parma-Bourbon charakteriſiert, 
die noch bis zur Heimkehr Oſterreichs 1938 mit allen Mitteln gegen 
das großdeutſche Werden intrigierte. Für das Anſehen der Monarchie 
bedeutete die Sixtus⸗Affäre den Todesſtoß. — 

Nach dem oben gekennzeichneten „Plan B“ des Herrn Steed vom 
24. Februar 1918 ſuchte die Entente mit allen Mitteln, die Nationali⸗ 
täten der Donaumonarchie gegen den Staat in Warſch zu ſetzen. Hatten 
die Tſchechen bereits ſeit 1914 Verrat und Meuterei vorbereitet und 
ſchon 1915 zur Wirklichkeit werden laſſen, ſo war es kaum zweckdienlich, 
daß Miniſterpräſident Seidler bei ſeinem Amtsantritt (3. Juli 1917) 
eine Amneſtie erließ, derzufolge auch die zum Tode verurteilten tſchechi⸗ 
ſchen Hochverräter (ſiehe Ende des 1. Abſchnitts) begnadigt wurden. 
Die tſchechiſche Fahnenflucht nahm immer größeren Umfang an. Ein 
aus füdflawifhen Emigranten zuſammengeſetztes jugoſlawiſches 
Komitee in Paris blieb gleichfalls nicht untätig: Am 20. Juli 1917 
ſchloß der ſerbiſche Winiſterpräſident Paſic mit dem Führer des 
Komitees den ſogenannten „Pakt von Korfu“, wonach die ſüdſlawi— 
jhen Länder Oſterreich-Ungarns fih mit Serbien (und Montenegro) 
zu einem Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen vereinigen 
ſollten. Und das Jahr 1918 ließ gleich zu Beginn (am 6. Januar) die 
Tſchechen zur Offenſive übergehen: Alle tſchechiſchen Parteien gaben 
eine gemeinſame Erklärung mit der Forderung auf einen ſelbſtändigen, 
„tſchecho-ſlowakiſchen“ Staat ab. 

Zur gleichen Zeit erhob der Marxismus ſein Haupt. Die durch die 
feindliche Hungerblockade hervorgerufene Not und die ausſichtsloſe Zer- 
fahrenheit der Regierungsmaßnahmen wurden zur geeigneten Grund— 
lage für die ſozialdemokratiſchen Agitatoren und die Streikhetze der 
„Linken“. In einem Betrieb in Wiener-Neuftadt fing am 14. Januar 
die Arbeitsniederlegung an. Zwei Tage ſpäter griff der Streik auf Wien 
ſelbſt über, und bald hatte ein marxiſtiſcher Maſſenſtreik (17. bis 
21. Januar) alle Teile der Monarchie unter dem Stichwort „Frieden 
ohne Annexionen und Kriegsentſchädigungen“ erfaßt. 

Es war der 18. Januar 1918, als der Präſident der Vereinigten 
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Staaten von Amerika, Wilfon, vor dem Kongreß in Waſhington als 
Grundlage für einen kommenden Völkerfrieden ſeine bekannten 
„14 Punkte“ (ſiehe Bd. 1918—1933, S. 21—22) aufſtellte, die für 
Oſterreich die Abtretung der von Italienern bewohnten Gebiete vor— 
ſahen und die Räumung und Rückerſtattung von Serbien, Montenegro 
und Rumänien forderten, wobei Serbien einen Weg zum Weere er— 
halten ſollte, — ferner einen polniſchen Staat vorſahen (Punkt 13). 
Für die Donaumonarchie entſcheidend war jedoch der Punkt 10: 

„Freieſte Gelegenheit autonomer Entwicklung für die Völker Sſterxeich⸗ 
Ungarns.“ 

In praktiſcher Auswirkung hätte dieſer Punkt 10 eine Umwandlung 
Öfterreich-Ungarns (nach Verlust der an Italien und Polen abzutreten⸗ 
den Teile) in einen Bundesſtaat bedeutet. 

Die von den Cſchechen bereits zu dieſer Zeit betriebene „autonome 
Entwicklung“ äußerte ſich in brutalen antideutſchen Demonſtrationen, 
fo daß die deutjch-böhmifche Vereinigung am 22. Januar 1918 im Ab⸗ 
geordnetenhauſe die Errichtung eines ſelbſtändigen Landes Deutſch—⸗ 
böhmen forderte, um endlich Ruhe vor den Tſchechen zu haben, wo⸗ 
gegen tſchechiſcherſeits bereits damals ihre „hiſtoriſchen“ Grenzen ins 
Feld geführt wurden. 

Es zeugt von der völligen Verblendung des unter dem Einfluß ſeiner 
Gemahlin Zita ſtehenden Kaiſers Karl, daß er auch jetzt noch die Be⸗ 
mühungen um einen Separatfrieden fortſetzte und zum Beiſpiel den 
Hofrat Lammaſch im Februar 1918 in die Schweiz entſandte, um mit 
einem Sonderbeauftragten Wilſons über die Wöglichkeiten eines 
Sonderfriedens zu verhandeln. — 

Anaufhaltſam geht es bergab mit Habsburg, das als hervorſtechende 
Eigenſchaften nur noch Doppelzüngigkeit und Schwäche aufzuweiſen 
hat. Indes in Böhmen alle Bande der Ordnung und ſtaatlichen Sicher— 
heit geſprengt ſind, kracht es ſchon hörbar im Gebälk der Monarchie. 
Am 11. Februar 1918 können die Tſchechen in Prag die „Tſchechiſche 
ſtaatsrechtliche Demokratie“ gründen, eine Organiſation, die den tſchecho— 
ſlowakiſchen Staat im Rahmen der „hiſtoriſchen Grenzen“ erzwingen 
ſoll, alſo unter Einbeziehung der deutſchen Gebiete in Böhmen und 
Mähren! 

Und als Wilſon am gleichen Tage in einer Botſchaft über das 
„Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker“ verkündet: 

„Die Völker und Provinzen dürfen nicht mehr von einer Staatshoheit 
zur anderen verſchachert werden, als ob ſie bloße Sachen oder Steine in 
einem Spiel wären, ſei es auch in dem nunmehr für immer verrufenen Spiel 
des Gleichgewichtes der Wächte. 


Jede durch dieſen Krieg aufgeworfene Gebietsfrage muß im Intereſſe und 
zugunſten der beteiligten Bevölkerungen gelöſt werden und nicht als Teil 
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eines bloßen Ausgleiches oder eines Kompromiſſes zwiſchen Anſprüchen 
wetteifernder Staaten.“ 
— werden dieſe Sätze von der tſchechiſchen Propaganda weiteſtgehend 
für die tſchechiſchen Anſprüche ausgelegt. 

Die in dieſem Zeitpunkt von der Entente einſetzende Aktion (nach 
dem Muſter des „Plans B“ des Wickham Steed vom 24. Februar 
1918, den wir bereits weiter oben behandelten) zur „Befreiung der 
unterdrückten Völker“ findet ein günſtiges Feld in der ſich auf— 
löſenden Monarchie vor. Auf den 9. April 1918 wird ein „Kongreß 
der unterdrückten Nationen Oſterreich-Ungarns“ nach Rom ein— 
berufen, der Tſchechen, Slowaken, Südſlawen, Rumänen, Polen in 
ihrem Haß gegen Habsburg vereinigt, obwohl ſich in ihrer Zielſetzung 
für die Zukunft noch ſo manche Gegenſätzlichkeiten ergeben. Immerhin 
kommt es am 11. April zu einer Entſchließung, nach der ſie ſich zu 
Nationalſtaaten zuſammenfinden und zur Erreichung dieſes Zieles 

„den Befreiungskampf gegen die öſterreichiſch-ungariſche Monarchie als 
Werkzeug der deutſchen Herrſchaftspläne und größtes Hindernis gegen die 
eigene nationale Entwicklung gemeinſam fördern wollen“. 

Im Gegenſatz zur öſterreichiſchen „Reichshälfte“, wo ſich die ſtaat— 
lichen Stellen den Loslöſungstendenzen gegenüber machtlos verhielten, 
verſuchte man in der ungariſchen Reichshälfte bis zuletzt, die auffällig 
werdenden Völkerſchaften niederzuhalten. Als zum Beiſpiel die Slo- 
waken am 1. Wai 1918 eine ſolche Kundgebung durchführten, wurde 
ihr Führer Schrobar ſofort verhaftet. Aber die im Gang befindliche 
Entwicklung war unaufhaltſam. Während Herr Maſaryk in Amerika 
(für die Tſchechen) mit den dortigen ſlowakiſchen Organiſationen den 
Vertrag von Pittsburg (30. Mai 1918) ſchloß, demzufolge die Slo- 
wakei in einem zukünftigen tſchecho-ſlowakiſchen Staate volle Auto» 
nomie erhalten ſollte (ein Verſprechen, das ſpäter ſchmählich gebrochen 
wurde), und am 27. Juli in ähnlicher Weiſe den Vertrag von Home— 
ſtead mit den Karpato-Ukrainern, erreichte indeſſen (am 30. Juni 
1918) in Paris Herrn Beneſch die Anerkennung der Entente, daß 
die Tſchecho-Slowakei von ihr als eine mit ihr im Bunde ſtehende und 
kämpfende Einheit anzuſehen ſei. Der bereits im Februar 1916 von 
Maſaryk in Paris gegründete „tſchecho-ſlowakiſche Nationalrat“ (ſiehe 
1. Abſchnitt) wurde von Frankreich als „gegenwärtige Vertretung der 
fünftigen tſchecho⸗ſlowakiſchen Regierung“ anerkannt. Die Anerkennung 
durch England (9. Auguſt), USA. (3. September) und Italien (3. Oktober 
1918) folgte. Der einſt wegen Hochverrats zum Tode verurteilte (ſiehe 
1. Abſchnitt) und dann im Juli 1917 begnadigte Kramarſch rief nun 
in Prag ſelbſt (am 13. Juli 1918) einen „Tſchechoſlowakiſchen 
Nationalausſchuß“ als eine Art proviſoriſche Regierung ins Leben. 
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Wie die Dinge jetzt bereits ſtanden, zeigt die Rede des tſchechiſchen Ab⸗ 

geordneten Stransky im öſterreichiſchen Abgeordnetenhaus vom 

22. Juli: ee Ze 

„Die T rklären, Oſterreich in Ewigkeit haſſen und be- 

en 1 Sie werden es ſchließlich vollſtändig zertrümmern, 
denn Sſterreich ift ein hundertjähriges Verbrechen gegen die Freiheit des 
Menſchengeſchlechts. Es ift die größte nationale Pflicht der Tſchechen, 
Hiterreich zu ſchädigen, wo und wann es immer möglich iſt. Das erfordert 
die Treue gegen das tſchechiſche Volk und die Treue gegen die böhmiſche 
Krone. Und dieſe Treue kann nur im Verrat gegen Oſterreich be- 
ſtehen. Wir ſind deshalb auch geſonnen, wo immer wir können, es treu zu 
verraten. Oſterreich ift überhaupt kein Staatsweſen, ſondern ein häßlicher 
hundertjähriger Traum, ein Alpdruck, ſonſt aber nichts. Es ijt ein Staats⸗ 
weſen ohne Patrioten und ohne Patriotismus, das durch Addition von 
acht Irredenten — die Deutſchen mit einbegriffen — entſtanden iſt. Es iſt 
ein Unding! Die Verteidigung der gerechten Sache des ſchwer beleidigten 
Tſchechenvolkes in dem elenden Staate, genannt Sſterreich, erwarten wir 
längſt nicht mehr! Erſt wenn zwei Drittel des Staates ſterben würden, 
würde es im Parlament eine Zweidrittelmehrheit geben, die gegen die 
Regierung auftreten würde. Sie haben ſich die Sache ſehr einfach zurecht⸗ 
gelegt. Sie ſchaffen zuerſt Kreishauptmannſchaften, und dieſe faſſen Sie 
dann zuſammen zu einem deutſchen Zentrum, wodurch Sie die Errichtung 
einer Provinz Deutſch⸗Böhmen zu erreichen ſuchen. Der Weg nach 
Deutſchland iſt frei, aber wir müſſen Sie bitten, nicht etwas auf 
dieſem Wege mitzunehmen, was uns gehört!“ 

Der zuletzt zitierte Satz iſt inſofern beſonders bemerkenswert, als er die 

„hiſtoriſchen“ Anſprüche auf die ſudetendeutſchen Gebiete nochmals in 

beſonders unverfrorener Form unterstreicht. 

Die Reaktion der deutſchbewußten Bevölkerung Öfterreich8 auf dieſe 
fortſchreitende Zerſetzung äußerte ſich bereits im April und Mai des 
Jahres 1918 in zahlreichen Kundgebungen für Deutſchland, für das 
Geſamtdeutſchtum und gegen Vorgänge wie die in Böhmen erlebten. 
Es ging hier nicht mehr um das Öfterreich Habsburgs, ſondern um die 
Forderung des größeren Reiches. In Tirol und Salzburg, in Steier- 
mark und Kärnten, überall fanden ſich die Deutſchen zuſammen. Wie 
in Klagenfurt die Deutſchen bereits am 20. Moi 1918 Proteſt erhoben 
gegen die von den Südſlawen beabſichtigte Zerreißung Kärntens, ſo 
fühlten die Deutſchen überall in der Donaumonarchie das herannahende 
Anheil. Eine zweite Welle deutſcher Kundgebungen brachte — in letzter 
Stunde — der Auguſt dieſes verhängnisvollen Jahres 1918. 

Inzwiſchen nimmt aber auch die marxiſtiſche Zerſetzung Formen 
an, die die heranbrechende Kataſtrophe ankündigen. Hunger und Not 
herrſchen im Lande. Während an der Front (außer bei den deutſchen 
und ungariſchen Truppenteilen) immer zahlreichere Fälle von Fahnen⸗ 
flucht auftreten, betreibt die marxiſtiſche Propaganda die allgemeine 
Demoraliſierung und Zerſetzung im Innern. Die von den Sozialdemo⸗ 
kraten herausgegebene Parole heißt jetzt: Wir wollen den Frieden, wir 
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wollen ihn bedingungslos! — Am 17. Juni 1918 muß die an ſich 
ſchon knapp gewordene Brotration auf die Hälfte herabgeſetzt werden, 
was Straßenunruhen zur Folge hat. Die Auflöſungstendenzen zeigen 
ſich auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens. 

Für den Kaiſer und ſein Winiſterium bedeutet nunmehr ein ſofortiger 
Friede alles. Am 23. Juli 1918 ſchlägt der Außenminiſter Graf Burian 
dem Kaiſer vor, alle kriegführenden Staaten durch den „Vierbund“ 
(Deutſchland, Oſterreich-Ungarn, Türkei, Bulgarien) zu einer unver⸗ 
bindlichen, aufklärenden Vorbeſprechung aufzufordern, 

„um die gegenſeitigen Forderungen und Erwartungen authentiſch kennen⸗ 
zulernen und Gelegenheit zu finden für die Beſeitigung von Wißverſtänd— 
niſſen, welche die öffentliche Diskuſſion belaſten und die Annäherung er⸗ 
ſchweren“. 

Dieſer ebenſo verzweifelte wie unzweckmäßige Vorſchlag findet die 3u- 
ſtimmung Karls, der darüber mit dem Deutſchen Reich verhandeln 
will. Auch für Deutſchland hatte ſich inzwiſchen die Lage ſehr ernſt 
geſtaltet. Die Ausſicht auf eine ſiegreiche Beendigung des Krieges war 
geſchwunden. 

Die Beſprechungen am 14. und 15. Auguſt 1918 in Spa zwiſchen 
den beiden Monarchen Deutſchlands und Oſterreichs, ihren Staats⸗ 
männern und Generalen, befaßten ſich mit dieſer Sachlage und ergaben 
unter anderem die Feſtſtellung: 

„Wir ſind militäriſch außerſtande, den Kriegswillen des Gegners zu 
brechen, und ſind gezwungen, dieſer Kriegslage in der Führung unſerer 
Politik hinfort Rechnung zu tragen. Diplomatiſch follen Fäden betreffend 
eine Verſtändigung mit dem Feinde im geeigneten Moment angeſponnen 
werden. Ein ſolcher Moment böte ſich nach dem nächſten Erfolge im 
Weſten.“ 

In dem Kommuniqué über die Zuſammenkunft wurde die völlige Aber 
einſtimmung und Bündnistreue unterſtrichen. Der weiter oben be— 
handelte Vorſchlag Burians ſtieß bei Deutſchland auf Ablehnung, da 
ſich in dieſer Stunde der „geeignete Moment“ noch nicht bot. Trotzdem 
veranlaßte Kaiſer Karl die Durchführung des unſinnigen Vorſchlags — 
in Form einer Note der k. u. k. Regierung vom 14. September 1918 
„An Alle!“, in der „zu einer vertraulichen und unverbindlichen Aus: 
ſprache an einem Orte des neutralen Auslands“ eingeladen wurde, 
während die deutſche Front einen heldenhaften und verbiſſenen Abwehr— 
kampf zu führen hatte. Deutſchland proteſtierte. — Die Gegner aber 
frohlockten über dieſes Schwächezeichen und verdoppelten ihre kriege⸗ 
riſchen Anſtrengungen. Die Note erfuhr eine glatte Ablehnung, ſowohl 
von den USA. wie von England und Frankreich, das überhaupt nur mit 
einem haßerfüllten Zeitungsaufſatz antwortete. — 

Kaiſer Karl hat ſomit alles getan, um die Entente möglichſt früh⸗ 
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zeitig über den deſolaten Zuſtand ſeines Staatsweſens in Kenntnis zu 
ſetzen. Die Donaumonarchie wird bereits als aufgelöſt angeſehen. Am 
3. September ſchließt England mit den Tſchechen ein Abkommen 
über finanzielle Unterſtützung und die Einrichtung offizieller Geſandt⸗ 
ſchaften. Um die gleiche Zeit ſchreibt der tſchechoſlowakiſche 
Nationalrat aus eigener Wachtvollkommenheit ſogar Steuern 
aus, um ſie mit allen zur Verfügung ſtehenden offentlichen Zwangs⸗ 
mitteln einzutreiben. In der Wiener Hofburg iſt man hilflos. Die 
einzige „Tat“ ift jene unglückſelige Note vom 14. September „An 
Alle!“, die einen offenen Verrat am Bundesgenoſſen Deutſchland dar- 
ſtellt. Die Tſchechen ſehen nun um ſo mehr ihre Stunde gekommen. 
Am 26. September 1918 beſchließen unter dem Vorſitz Maſaryks und 
unter Berufung auf die 14 Punkte Wilſons die Sfchechenführer in 
Frankreich die Umbildung des bisherigen Nationalrates zu einer 
„vorläufigen Regierung“ (in Paris) und „begründen“ damit den 
tſchecho-ſlowakiſchen Staat. ` 

Und jetzt — Ende September — bietet Kaiſer Karl den Tſchechen 
die Autonomie Böhmens an und beweiſt damit, daß er noch immer 
nicht begriffen hat, worum es geht — und daß es nun zu fpät iſt. Und 
als es jetzt auch bei den polniſchen Truppenteilen der k. u. k. Armeen 
zu eigenmächtigen Abmärſchen in die Heimatgebiete kommt, empfängt 
Karl am 27. September den Führer der Polen und verſucht, durch 
Gnadenbeweiſe gegen die Truppenteile, die ſich ſtrafbar gemacht haben, 
die polniſche Stimmung für fih einzufangen. Auch dies bleibt ein ver- 
gebliches Bemühen. 

Nachdem ſich am 6. Oktober in Agram ein „Nationalrat der Slo— 
wenen, Kroaten und Serben“ mit eigenſtaatlicher Zielſetzung ge⸗ 
bildet hat, bringt der darauffolgende Tag die polniſche Proklamation 
(durch den Regentſchaftsrat in Warſchau und durch den Polenklub im 
Wiener Parlament) eines unabhängigen Polens unter Einſchluß 
des bisher öſterreichiſchen Polens. Und die Tſchechen gehen gleich noch 
einen Schritt weiter und unternehmen am 14. Oktober 1918 einen 
Putſchverſuch, bei dem in Piſek bereits die Tſchecho⸗Slowakiſche 
Republik ausgerufen wird. Wit militäriſchen Witteln gelingt es noch 
einmal, dieſen Verſuch zu zerſchlagen. Am gleichen Tage jedoch ſtellt 
Beneſch in Paris der Welt eine reguläre „Tſchecho-Slowakiſche 
Regieru ng“ mit diplomatiſchen Vertretern vor: Maſaryk ift Staats⸗ 
präſident, Minifterpräfident und Finanzminiſter, Beneſch ſelbſt über⸗ 
nimmt das Außen⸗ und Innenminiſterium. 

In jenem Oktober des endgültigen Zerfalls des Habsburgerſtaates 
erheben auch die Deutſchen der Donaumonarchie ihre Stimme, 
um ihr Volkstum zu retten. In den erſten Tagen des Oktober fordern 
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die verſchiedenen Parteien nun auch das „Selbſtbeſtimmungsrecht“ für 
die Deutſchen. Indes fih überall Nationalräte,⸗ausſchüſſe und ähn⸗ 
liche Organiſationen und Vertretungen aller Nationalitäten der Donau⸗ 
monarchie bilden, treten in den einzelnen Landesteilen deutſche 
Volksräte zuſammen. Am 6. Oktober 1918 kommen die deutſchen 
Volksräte aus Wien, Ober- und Niederöſterreich, Tirol, Steiermark, 
Salzburg, Kärnten, Böhmen, Mähren, Krain, Galizien und der Buko⸗ 
wina nach Wien und fordern nun auch für die Deutſchen „volles 
und uneingeſchränktes Selbſtbeſtimmungsrecht“! — 
ſunltands⸗ lind Inzwiſchen ging es zu Ende mit der bereits durch innere Zerſetzung 
ns zerſtörten Widerſtandskraft der Mittelmächte. Als am 3. Oktober 1918 
und Ormes das Deutſche Reich fih mit einem Waffenſtillſtands- und 
Friedensangebot (ſiehe Bd. 1918—1933, S. 24) an den Prä⸗ 
ſidenten der Vereinigten Staaten von Amerika, Wilſon, wandte und 
hierbei erklärte, die 14 Punkte Wilſons (ſiehe Bd. 1918 — 1933, S. 21 
bis 22) als Grundlage für Friedensverhandlungen annehmen zu 
wollen, ſchloß fih Öfterreih-Ungarn dieſem Schritt an. Es ſuchte einen 
ſofortigen Waffenſtillſtand und die Aufnahme von Friedensverhand— 
lungen zu erreichen. Für Deutſchland ſchloß ſich ein demütigender, 
mehrere Wochen dauernder Notenwechſel an (ſiehe Bd. 1918—1933, 
S. 24—26). Für Öfterreih-Ungarn wurde das gegneriſche Verhalten 
auf ſein Waffenſtillſtandserſuchen zum Todesurteil. Kaiſer Karl, der 
das Ende immer noch nicht begriffen hatte, glaubte durch weitgehen— 
des Eingehen auf Wilſons „Selbſtbeſtimmungsrecht“ und deſſen 
„14 Punkte“ ſeine Monarchie zu retten: 
Halſer Sars Am 16. Oktober erließ Karl folgendes kaiſerliche Manifeſt, das 


Manifeſt zur 


oͤderaliſt i Tü ifi 0 ie einlei ` 
eng eine „Föderaliſierung“ der Monarhie einleiten follte: 


„An meine getreuen öſterreichiſchen Völker! 


Seitdem Ich den Thron beſtiegen habe, iſt es Mein unentwegtes Be⸗ 
ſtreben, allen Meinen Völkern den erſehnten Frieden zu erringen ſowie 
den Völkern Öſterreichs die Bahnen zu weiſen, auf denen fte die Kraft ihres 
Volkstums, unbehindert durch Hemmniſſe und Reibungen, zur ſegensreichen 
Entfaltung bringen und für ihre geiſtige und wirtſchaftliche Wohlfahrt er⸗ 
folgreich verwerten können. 

Das furchtbare Ringen des Weltkrieges hat das Friedenswerk bisher 
gehemmt. Heldenmut und Treue — opferwilliges Ertragen von Not und 
Entbehrungen haben in dieſer ſchweren Zeit das Vaterland ruhmvoll ner: 
teidigt. Die harten Opfer des Krieges mußten uns den ehrenvollen Frieden 
ſichern, an deſſen Schwelle wir heute, mit Gottes Hilfe, ſtehen. 

Nunmehr muß ohne Säumnis der Neuaufbau des Vaterlandes 
auf ſeinen natürlichen und daher zuverläſſigſten Grundlagen in Angriff 
genommen werden. Die Wünſche der öſterreichiſchen Völker ſind hiebei 
ſorgfältig miteinander in Einklang zu bringen und der Erfüllung zu⸗ 
zuführen. Ich bin entſchloſſen, dieſes Werk unter freier Mitwirkung Meiner 
Völker im Geiſte jener Grundſätze durchzuführen, die ſich die verbündeten 
Monarchen in ihrem Friedensangebote zu eigen gemacht haben. Oſter⸗ 
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reich ſoll, dem Willen feiner Völker gemäß, zu einem Bundesſtaate 
werden, in dem jeder Volksſtamm auf feinem Siedlungsgebiete fein 
eigenes ſtaatliches Gemeinweſen bildet. Der Vereinigung der pols 
niſchen Gebiete Öfterreihg8 mit dem unabhängigen polniſchen 
Staate wird hiedurch in keiner Weiſe vorgegriffen. Die Stadt Trieſt ſamt 
ihrem Gebiete erhält, den Wünſchen ihrer Bevölkerung entſprechend, eine 
Sonderſtellung. 

Ziele Neugeſtaltung, durch die die Integrität der Länder der ungas 
riſchen Heiligen Krone in keiner Weiſe berührt wird, ſoll jedem 
nationalen Einzelſtaate ſeine Selbſtändigkeit gewährleiſten; ſie wird aber 
auch gemeinſame Intereſſen wirkſam ſchützen und überall dort zur Geltung 
bringen, wo die Gemeinſamkeit ein Lebensbedürfnis der einzelnen Staats⸗ 
weſen iſt. Insbeſondere wird die Vereinigung aller Kräfte geboten ſein, um 
die großen Aufgaben, die ſich aus den Rückwirkungen des Krieges ergeben, 
nach Redt und Billigkeit erfolgreich zu löſen. 

Bis dieſe Umgeftaltung auf geſetzlichem Wege vollendet iſt, bleiben die 
beſtehenden Einrichtungen zur Wahrung der allgemeinen Intereſſen un⸗ 
verändert aufrecht. Meine Regierung ift beauftragt, zum Neuaufbaue Sfter- 
reichs ohne Verzug alle Arbeiten vorzubereiten. An die Völker, auf deren 
Selbſtbeſtimmung das neue Reich fi gründen wird, ergeht Mein Ruf, 
an dem großen Werke durch Nationalräte mitzuwirken, die — gebildet 
aus den Keichsratsabgeordneten jeder Nation — die Intereſſen der Völker 
. ſowie im Verkehre mit Meiner Regierung zur Geltung bringen 

So möge unfer Vaterland, gefeſtigt durch die Eintracht der Nationen, 
A ae, A 725 freier Völker aus den Stürmen des Krieges 
den de Segen des Allmächtigen fei über Unſerer Arbeit, damit 


bed E Friedenswerk, das wir errichten, das Glück aller Meiner Völker 


Dieſes — auch im übrigen widerſpruchsvolle — Dokument ſtellte ſchon 
inſofern eine Halbheit dar, als es (auf Grund des ungariſchen Wider⸗ 
ſtandes, der bis zur Drohung ſofortiger Nahrungsmittelſperre gegangen 
war) durch Abſ. 4, Satz 1 in der ungariſchen Reichshälfte alles beim 
alten und ſomit die Fragen der Slowaken, Ruthenen, Rumänen, 
Kroaten ungelöſt ließ. Aber ſelbſt wenn dieſe Widerſprüche nicht ge⸗ 
weſen wären — wer kümmerte ſich noch um kaiſerliche Manifeſte? Die 
Nationalitäten gingen mit oder ohne Manifeft ihre eigenen Wege. Die 
Dynaſtie war keine politiſche Wirklichkeit mehr. 

Aber dieſe Dynaſtie iſt begriffsſtutzig und verblendet. Kaiſer Karl, 
der ſogar auf die wahnſinnige Idee kommt, die kämpfende Front über 
die Frage „Monarchie oder Republik“ abſtimmen zu laſſen (J), und 
der am 17. Oktober 1918 folgenden Armee- und Flottenbefehl erläßt: 

„Den Wünſchen aller Völker Oſterreichs entſprechend, erfolgt ihr Zu⸗ 
ſammenſchluß in nationale Staaten, vereint in einen Bundesſtaat. 

Werden hiedurch einerſeits Hemmungen beſeitigt, die im Zuſammenleben 
der Völker beſtanden haben, ſo ſoll anderſeits geeintem Schaffen zum Wohl 
* 8 Volkes und des Vaterlandes künftighin ungehemmt freie Bahn 

In dieſem bedeutungsvollen Augenblick wende Ich Mich an Armee und 


Flotte. In eueren Neihen haben Treue und Einigkeit alle Nationen unter⸗ 
einander und mit Mir ſtets unlösbar verbunden. 
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Unerſchütterlich ijt Mein Vertrauen, daß der feit altersher und auch jetzt 
voll bewährte Geiſt der Treue und Eintracht unverrückbar fortbeſtehen 
wird. Ihn wollen wir bewahren, er werde Hſterreichs neuen Staaten das 
koſtbarſte Erbe, ihnen und Mir zu Nutz und Frommen. Das walte Gott!“ 


Wülſons Antwort — hofft immer noch, feinen Thron inmitten des heranbrechenden Chaos 
zu retten. Die einen Tag ſpäter (18. Oktober) ergehende Antwort 
Wilſons auf Karls Waffenſtillſtandserſuchen und fein „föderaliſti— 
ſches“ Manifeſt vernichtet die Habsburger Hoffnungen. Die Antwort⸗ 
note, die von Staatsſekretär Lanſing unterzeichnet iſt und deren Inhalt 
die Mitwirkung der Herren Maſaryk und Beneſch erkennen läßt, lautet: 


„ .. Der Präſident hält es für feine Pflicht, der öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Regierung mitzuteilen, daß er ſich mit dem vorliegenden Vorſchlage dieſer 
Regierung nicht befaſſen kann, weil ſeit ſeiner Botſchaft vom 8. Januar 
gewiſſe Ereigniſſe von größter Bedeutung eingetreten find, die notwendiger 
weiſe die Haltung und die Verantwortlichkeit der Regierung der Vereinigten 
Staaten geändert haben. Unter den vierzehn Bedingungen, die der Präſi⸗ 
dent damals formulierte, kam die folgende vor: „Den Völkern Hfterreich- 
Ungarns, deren Platz unter den Nationen wir geſchützt und geſichert zu 
ſehen wünſchen, ſoll die freieſte Möglichkeit zu autonomer Entwicklung ge⸗ 
währt werden.“ Seit dieſer Satz geſchrieben und vor dem Kongreſſe der 
Vereinigten Staaten ausgeſprochen wurde, hat die Regierung der Ver— 
einigten Staaten anerkannt, daß der Kriegszuſtand zwiſchen den Tſchecho— 
Slowaken und den Deutſchen ſowie dem öſterreichiſch-ungariſchen Reihe 
beſteht, und daß der tſchecho-ſlowakiſche Nationalrat eine de facto 
kriegführende Regierung ift, die mit der entſprechenden Autorität aus⸗ 
geſtattet ift, die militäriſchen und politiſchen Angelegenheiten der Tſchecho⸗ 
Slowaken zu leiten. Sie hat auch in der weiteſtgehenden Weiſe die Gerechtig⸗ 
keit der nationalen Freiheitsbeſtrebungen der Südſlawen anerkannt. Der 
Präſident iſt daher nicht mehr in der Lage, die bloße „Autonomie“ dieſer 
Völker als eine Grundlage für den Frieden anzuerkennen, ſondern er iſt 
gezwungen, darauf zu beſtehen, daß fie und nicht er Richter darüber fein 
follen, welche Aktion auf feiten der öſterreich-ungariſchen Regierung die 
Aſpirationen und die Auffaſſung der Völker von ihren Rechten und von 
ihrer Beſtimmung als Mitglied der Familie der Nationen befriedigen 
wird 


bricht ml dem Das Ende ift da. Und als fo alle Völker Habsburgs die Gefolgſchaft 
Duallsmus aufſagen, kommt es nun auch in Ungarn zur Loslöſung aus der 
Doppelmonarchie. In einer ſtürmiſchen Sitzung des Parlaments in 
Budapeſt am 16. Oktober verkündet der ungariſche Winiſterpräſident 

den Bruch mit dem bisherigen Dualismus. Offen bleibt zunächſt 

noch die Frage einer loſen Form der Perſonalunion, wenn Ungarn im 
Verbande der Monarchie verbleiben ſollte. Aber auch dieſe Bindung iſt 

der deutſchfeindlichen und jetzt ententefreundlichen Oppoſition unter 
Führung des Grafen Karolyi noch zuviel, der die reſtloſe Trennung 

von Öfterreich verlangt und ſchließlich auch erreicht. Und die ungari⸗ 

ſchen Soldaten haben nun ihre Stellungen aufzugeben und heimzukehren, 

was an den Fronten einer Kataſtrophe gleichkommt. Am 26. Oktober 

1918 bildet fih ein „Ungarifher Nationalrat“ mit Graf Karolyi 
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als Präſident. Die eindeutige Forderung lautet: Sofortiger Kriegs⸗ 
ſchluß und Auflöſung des Bündniſſes mit Deutſchland, völlige Un⸗ 
abhängigkeit Ungarns (mit allgemeinem gleichem Wahlrecht). 

Inzwiſchen hat Maſaryk am 19. Oktober 1918 die Unabhängig- 
feit der „tſchecho-ſlowakiſchen Nation“ proklamiert, und am 
28. Oktober beugt ſich Habsburgs Statthalter, Graf Coudenhove, in 
Prag den demonſtrierenden und demolierenden Wenſchenmaſſen 
und überläßt die Macht dem „tſchechoſlowakiſchen National— 
ausſchuß⸗“! 7 

Die Ereigniffe Dieter Oktobertage überſtürzen ſich. Während die 
Nationalitäten ſich losreißen, zerſtört der Marxismus die letzten mora⸗ 
liſchen Kräfte von Front und Heimat. Die Auflöſung der Regierung 
iſt ebenfalls im Gange. Kaiſer Karl verfügt jetzt kaum noch über eine 
ungariſche oder eine öſterreichiſche Regierung, nachdem am 24. Oktober 
der Außenminiſter Burian von ſeinem Amt zurückgetreten iſt. Am 
26. Oktober telegraphiert Kaiſer Karl nach Berlin: 


Ich habe den unabänderlichen Entſchluß gefaßt, innerhalb 24 Stunden 
um einen Separatfrieden und um einen ſofortigen Waffenftill- 


ſtand anzuſuchen 

Für 6 Tage gibt Kaiſer Karl der Monarchie noch einmal ein neues 
Kabinett (27. Oktober). Winiſterpräſident wird der bereits in der 
Schweiz tätig geweſene (ſiehe weiter oben) Hofrat Lammaſch, Außen⸗ 
miniſter Graf Andraſ ſy. Und unter den Perſonen dieſes Kabinetts 
befindet ſich als Minifter für ſoziale Fürſorge Prof. Dr. Ignaz Seipel, 
der ſpäter noch als Bundeskanzler der Republik Öfterreich eine ge⸗ 
wichtige Rolle ſpielen wird. 


Graf Andraſſy richtet, um die Monarchie zu retten, am 27. Oktober 
1918 jene ſchickſalsſchwere Antwort an den Präſidenten Wilſon, deſſen 
Forderungen angenommen und ſomit die Tſchechen, Slowaken und 


Südflawen aus dem öſterreichiſchen Staatsverband entlaſſen werden. 
Dieſe Antwort lautet: 


„In Beantwortung der an die öſterreichiſch-ungariſche Regierung ge⸗ 
richteten Note des Herrn Präſidenten Wilſon vom 18. im Sinne des Ent⸗ 
ſchluſſes des Herrn Präſidenten, mit Oſterreich⸗Ungarn beſonders über die 
Frage des Waffenſtillſtandes und des Friedens zu ſprechen, beehrt ſich die 
öſterreichiſch⸗ungariſche Regierung zu erklären, daß fie ebenſo wie den 
früheren Kundgebungen des Herrn Präſidenten auch ſeiner in der letzten 
Note enthaltenen Auffaſſung über die Rechte der Völker Öfterreich-Ungarng, 
Ipeziell über jene der Tſchecho-Slowaken und der Jugoflawen, zu⸗ 
ſtimmt. Da ſomit Oſterreich-Ungarn ſämtliche Bedingungen angenommen 
hat, von welchen der Herr Präſident den Eintritt in Verhandlungen über 
den Waffenſtillſtand und den Frieden abhängig gemacht hat, ſteht nach An⸗ 
ſicht der öſterreichiſch⸗ungariſchen Regierung dem Beginn dieſer Verhand⸗ 
lungen nichts mehr im Wege. Die öſterreichiſch-ungariſche Regierung ers 
klärt ſich daher bereit, ohne das Ergebnis anderer Verhandlungen 
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abzuwarten, in Verhandlung über den Frieden zwiſchen Hfterreich- 
Ungarn und den gegneriſchen Staaten und über einen ſofortigen Waffen⸗ 
ſtillſtand auf allen Fronten Oſterreich⸗-Ungarns einzutreten, und bittet den 
Herrn Präſidenten Wilſon, die diesbezüglichen Einleitungen treffen zu 
wollen.“ 

Habsburg will den Separatfrieden und überläßt das verbündete 


Deutſchland ſeinem Schickſal. 


Bittorio Beneto Am darauffolgenden Tage (28. Oktober) folgte der Zuſamm enbruch 
der öſterreichiſchen Front, die jahrelang gehalten hatte, die aber 
durch verräteriſche Zerſetzung, Aufſtand im Rücken, Fahnenflucht der 
Nichtdeutſchen und habsburgiſche Zweideutigkeit immer mehr geſchwächt 
worden war. Bei Vittorio Veneto gelang den Ztalienern jetzt der 
Durchbruch. In unerhörtem Heroismus führten die verbliebenen 
Truppenteile deutſcher Abſtammung den nun ausſichtslos gewordenen 
Kampf weiter. Es ſtand noch eine Front, da es ſchon kein Vaterland 
mehr gab. 

Waffenſtllſtand In der Nacht vom 2. zum 3. November ordnete Kaiſer Karl die Ein⸗ 
ſtellung der Feindſeligkeiten an, wobei er übrigens ſeinen Befehl 
durch Widerruf und erneute Anordnung zweimal änderte und damit 
noch einmal kurz vor dem Abtreten ein ſymptomatiſches Bild ſeines 
ſchwankenden Charakters gab. Die Tatſache ſchließlich, daß der mit den 
Italienern vereinbarte Waffenſtillſtand viele Stunden ſpäter in Kraft 
trat, als den öſterreichiſchen Truppen die Einſtellung des Kampfes 
befohlen worden war, ſo daß noch Hunderttauſende in Kriegsgefangen⸗ 
ſchaft gerieten, vervollſtändigt das Bild dieſer aus Schwäche und Verrat 
beſtehenden Politik des letzten Habsburger Monarchen. 

Territoriale Am Tage von Vittorio Veneto, dem 28. Oktober 1918, wurde die 
Verwaltung Weſtgaliziens einem polniſchen Liquidierungs⸗ 
komitee übergeben, am 29. Oktober beſchloß der kroatiſche Landtag 
in Agram die Loslöſung von Oſterreich-Ungarn, am 30. Oktober 
übergab Kaiſer Karl die k. u. k. öſterreichiſch-ungariſche Flotte dem 

bene ſüdſlawiſchen Nationalrat; am gleichen Tage brach in Budapeſt 
die Revolution aus, woraufhin Kaiſer Karl am 31. Oktober das Haupt 
der „Linken“, den berüchtigten Grafen Karolyi, mit der ungariſchen 
Regierungsbildung beauftragte. An dieſem Tage wurde der frühere 
Miniſterpräſident Graf Stephan Tiſza von meuternden Soldaten er⸗ 
mordet. Der neue ungariſche Kriegsminiſter Bela Linder gab den an 
allen Fronten ſtehenden ungariſchen Truppen den Befehl zur Waffen⸗ 
niederlegung (alſo noch vor dem weiter oben erwähnten Befehl Karls, 

„Westzeit der erſt in der Nacht vom 2. zum 3. November erfolgte). Einen Tag 
ſpäter (1. November) löſten ſich als letzte die Ruthenen aus der Mon⸗ 
archie und riefen eine „weſtukrainiſche Republik“ aus, woraufhin ſie 
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ſofort mit den Polen in Kampf gerieten. Der 2. November brachte den 
Rücktritt des Außenminiſters Andraſſy. 

Am 11. November endlich (für Ungarn erſt am 13. November) er- 
klärte Kaiſer Karl gegenüber der neugebildeten Republik „Oeutſch⸗ 
Oſterreich“ (ſiehe 3. Abſchnitt) ſeinen „Thronverzicht“ mit den Worten: 

*. Im voraus erkenne Ich die Entſcheidung an, die Deutſch⸗Hſterreich 
über feine künftige Staatsform trifft. 
Das Volk hat durch feine Vertreter die Regierung übernommen. Ich ver⸗ 
zichte auf jeden Anteil an den Staatsgeſchäften. 

Gleichzeitig enthebe Ich Meine öſterreichiſche Regierung ihres Amtes.“ 

und beteuerte gleichzeitig in dieſem Dokument: 

„Das Glück Meiner Völker war von Anbeginn das Ziel Meiner heißeſten 

Wünſche.“ 


Ein unehrenhaftes Regime hatte ſein Ende gefunden. 
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3. Abſchnitt: 
Republik Deutſch⸗Oſterreich 


Als faſt unbeachtet und jedenfalls ruhmlos Kaiſer Karl in dieſer Weiſe 
abdankte, hatten ſich die Völker ſeiner Monarchie längſt getrennt, und 
ſomit war ſeine Abdankung nur noch eine den vollendeten Tatſachen 
recht verſpätet folgende Formalität — ebenſo unintereſſant wie das 
kaiſerliche Manifeſt vom 16. Oktober 1918, das im vorigen Abſchnitt 
behandelt wurde. Die verſchiedenen nichtdeutſchen Nationalitäten hatten 
ſich um die im Manifeſt ausgeſprochenen Föderaliſierungsbeſtrebungen 
wenig gekümmert, waren ſie doch längſt ihre eigenen Wege gegangen. 

Wohl aber waren die Deutſchen Hſterreich-Ungarns, das Rückgrat 
der Wonarchie, dem Beiſpiel der anderen erſt gefolgt, nachdem dieſes 
Manifeſt einen föderaliſtiſchen Umbau des Staates als Ziel geſetzt 
hatte. Die aus den letzten Reichsratswahlen (1911) hervorgegangenen 
deutſchen Abgeordneten waren am 21. Oktober 1918 in Wien als 
„Proviſoriſche Nationalverſammlung“ zuſammengetreten und 
hatten in dieſer erſten Sitzung die Errichtung eines ſelbſtändigen 
Staates beſchloſſen, der die deutſchen Landesteile der zuſammenbrechen⸗ 
den Donaumonarchie umfaſſen ſollte. „Deutſch⸗Oſterreich“ ſollte er 
heißen und ſo bereits in ſeinem Namen die Blickrichtung nach Deutſch— 
land zum Ausdruck bringen. Aber eine wirklich klare Zielſetzung war 
in dieſer Tagung nur von einem Abgeordneten aus dem Sudetenland 
(das zu Deutſch⸗Oſterreich gehören ſollte) formuliert worden, von dem 
Nationalfozialiften Knirſch (von dem noch im 5. Abſchnitt eingehender 
die Rede fein wird). Knirſch hatte erklärt: 


„Wir nationalen Sozialiſten lehnen den Gedanken an eine Vereinigung 
Deutſch⸗Oſterreichs zu einem Staatenbunde mit den aus dem alten Hjter» 
reich erſtehenden ſlawiſchen Staaten von vornherein ab. Im nationalen, 
ſozialen und kulturellen Intereſſe fordern wir den ſtaatsrechtlichen An- 
Merch Deutſch⸗Oſterreichs als Bundesſtaat an das Deutſche 

eich!“ 


Er hatte mit dieſer Forderung den Rahmen des „kaiſerlichen Mani⸗ 
feſtes“ zerbrochen und damit den für die deutſchen Oſtmärker einzig 
gangbaren Weg aus dem allgemeinen Zuſammenbruch gezeigt. Aber 
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faſt zwei Jahrzehnte ſollte der Leidensweg Öfterreih8 bis zur Heimkehr 
ins Reich noch dauern. — 

Dieſe „Proviſoriſche Nationalverſammlung“ wünſchte einen demo⸗ 
kratiſchen Aufbau des geplanten neuen Staates, was ſowohl ihrem 
»liberal⸗gemäßigten“ Charakter wie dem Geiſt der Zeit entſprach, die 
eine Epoche der Auflöſung, liberaler Ideologien und im Gefolge damit 
ſich immer ſtärker ausbreitender marxiſtiſcher Zerſetzung war. Zwar 
waren von den etwas über 200 Abgeordneten nur 12 Sozialdemo⸗ 
kraten, geführt von dem Juden Dr. Viktor Adler, — aber dieſes 
Zahlenverhältnis aus mehrere Jahre zurückliegenden Wahlen entſprach 
längſt nicht mehr der tatſächlichen Volksſtimmung, die in den letzten 
Hungerjahren von der marxiſtiſchen Agitation weitgehend beeinflußt 
worden war. Dieſes Parlament ſtand bald unter dem Druck der „Straße“. 

Unter anhaltenden Streiks, Demonſtrationen uſw. brach Ende Ok⸗ 
tober 1918 der Marxismus mit voller Wucht über Sſterreich herein 
(das ſich bereits angeſichts der Nationalitätenfrage in Auflöſung be⸗ 
fand). Neben der Arbeiterſchaft, aus der jetzt die erſten marxiſtiſchen 
Arbeiterräte gebildet wurden, war es die nun ebenfalls auseinander⸗ 
fallende Truppe, in der der Marxismus ſeine unheilvolle Zerſetzung 
trieb. Am 1. November 1918 bildeten ſich rote Soldatenkomitees, 
aus denen am 3. November „Soldatenräte“ (auf Grund von 
Soldatenratswahlen) wurden. Es war der Tag des Waffenſtillſtands 
von Padua (ſiehe 2. Abſchnitt), an dem Kaiſer Karl die Einſtellung der 
Feindſeligkeiten befahl. 

Der ſozialdemokratiſche Jude Julius Deutſch zieht nun aus eigener 
Wachtvollkommenheit ins Kriegsminiſterium ein (wenige Tage 
ſpäter läßt er ſich von der „Proviſoriſchen Nationalverſammlung“ zum 
Staats ſekretär für das Heerweſen ernennen) und ſchafft ſich ſeine rote 
Garde: die „Volkswehr“. Daß er bei der Aufſtellung dieſer Truppe 
nur marxiſtiſch beeinflußte Soldaten einſetzt, braucht nicht beſonders 
geſagt zu werden. Selbſtverſtändlich erhielt die Sozialdemokratie hier⸗ 
durch eine Grundlage, die ihr zunächſt einmal beſtimmenden Einfluß 
auf den neuen Staat ſichert. Gleichzeitig gründet Herr Deutſch noch die 
roten „Arbeiterwehren“ und „Ordner“ (aus denen dann ſpäter 
— 1924 — der berüchtigte „Republikaniſche Schutzbund“ hervor— 
gegangen iſt, von dem noch in den weiteren Abſchnitten die Rede fein 
wird). — Die marxiſtiſche Revolte erfaßte dann wenige Tage ſpäter auch 
das Reich. Die Novemberrevolte (8./9. November 1918) brachte den 
Sturz des deutſchen Kaiſerreichs (ſiehe Bd. 1918—1933, S. 26—27). — 


Marxiſtiſche Maſſen bewegen ſich am 30. Oktober 1918 durch die 
traßen Wiens und fordern die Republik, als die „Proviſoriſche 
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Nationalverſammlung“ zu ihrer zweiten Sitzung zuſammentritt, 
während gleichzeitig die deutſchbewußte Bevölkerung Wiens ſtürmiſch 
den Anſchluß ans Reich fordert und ſchließlich den Ruf der Marxiſten 
übertönt. In dieſen Stunden wird der Staat Deutſch-Oſterreich ge— 
ſchaffen, ohne daß die Nationalverſammlung die Frage der Staats form 
zur Entſcheidung bringt. Die Meinungen über die zukünftige Staats⸗ 
form ſchwanken noch zwiſchen Republik oder Monarchie; aber man iſt 
ſich bis zu den Sozialdemokraten einig über die Errichtung eines 
deutſchen Staates und läßt alle hiermit in Verbindung ſtehenden 
Fragen zunächſt noch offen, beſchließt aber an dieſem Tage die Grün- 
dung eines unabhängigen Staates Deutſch⸗Oſterreich. Ein parlamen⸗ 

Staatsrat tariſch gewählter Staatsrat übernimmt die Regierungsgeſchäfte und 
beſtellt am 31. Oktober für die einzelnen Verwaltungszweige Staats⸗ 
ſekretäre (die „Staatsregierung“). In Erfüllung der hier gefaßten 
Beſchlüſſe übergibt das 4 Tage vorher noch von Kaiſer Karl eingeſetzte 
Kabinett Lammaſch (ſiehe 2. Abſchnitt) am 31. Oktober dem neuen 
öſterreichiſchen Staatsrat die Verwaltung der deutſchen Gebiete Öfter- 
reichs und verbleibt nur noch als „liquidierende Behörde“ der 
Donaumonarchie bis zum 11. November (dem Tage des Regierungs- 
verzichts Karls) im Amt. 

Ehe Reglung Die erſte Regierung des neuen Deutſch⸗Oſterreich hat als Regierungs- 
chef („Leiter der Staatskanzlei“) den Sozialdemokraten Dr. Renner, 
als Staatsſekretär des Außeren — wie bereits geſagt — den ſozial⸗ 
demokratiſchen Juden Dr. Viktor Adler. (Der letzte k. u. k. Außen⸗ 
miniſter Graf Andraſſy tritt dann am 2. November offiziell von 
ſeinem Amt zurück, nachdem er praktiſch bereits ſeit Tagen von den 
Regierungsgeſchäften ausgeſchaltet geweſen ift.) 

Zeng, So iſt für Oſterreich-Ungarn der Krieg unter Umſturz und Auflöſung 
wegen zu Ende gegangen — eine Woche früher als für das Deutſche Reich. 
von Padua Der im vorigen Abſchnitt bereits angeführte Waffenſtillſtand von 
Padua (3. November 1918) wird der äußeren Form nach noch von der 

k. u. k. Regierung abgeſchloſſen, da fih der neue Staatsrat Deutſch⸗ 
Oſterreichs weigert. Deutſch-Oſterreich weigert fich, da es keine „Rechts⸗ 
nachfolge“ anerkennen will, um nicht die Folgen des unglücklichen 
Krieges auf ſeine Schultern aufgebürdet zu bekommen. Aber hiergegen 

hilft keine ſtaatsrechtliche Juriſterei, denn die Beſtimmungen des 
Waffenſtillſtands muß ja doch Deutſch-Oſterreich erfüllen. (Und das 

ſpätere Diktat von St. Germain — ſiehe A. Abſchnitt — ſollte noch 
mitleidloſer zeigen, daß in ſolcher Stunde keine juriſtiſchen Vorbehalte 

ein Volk retten können.) Die weſentlichen Beſtimmungen des Waffen⸗ 
ſtillſtands von Padua ſehen vor, daß Italien Südtirol beſetzt 

und daß die Truppen der Entente (einſchließlich der "The dn: 
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Slowakenh das Recht erhalten, alle ſtrategiſch wichtigen Punkte 
Oſterreichs in Beſitz zu nehmen. Die Truppen des Deutſchen Reiches 
müſſen Sſterreich ſofort verlaſſen. Die feindlichen Kriegsgefangenen 
ſind von Sſterreich herauszugeben, ſeine Soldaten zu entwaffnen, und 
ein großer Teil der Verkehrsmittel muß abgeliefert werden. 


Hatte Deutſch-Oſterreich geglaubt, eine Anterzeichnung durch die alte 
k. u. k. Regierung werde feine „Rechtsnachfolge“ ausſchließen, ſo wurde 
es durch dieſe Beſtimmungen eines Schlimmeren belehrt. Es ſei 
an dieſer Stelle noch hinzugefügt, daß auch Ungarn hoffte, dieſen all⸗ 
gemeinen Waffenſtillſtand nicht anerkennen zu brauchen. Es bemühte 
ſich daher um einen Sonderabſchluß und wandte fih an den franzöſi⸗ 
ſchen Befehlshaber der Orientarmee, General Franchet d'Eſperey. 
Aber Ungarns Erwartungen wurden grauſam enttäuſcht. Denn am 
13. November erhielt Ungarn eigene Waffenſtillſtandsbedingungen, die 
keineswegs günſtiger waren, ſondern ſogar noch eine Verſchärfung ent⸗ 
hielten, da eine Demarkationslinie bis ins Innere Ungarns vors 
verlegt wurde; die von Serben, Deutſchen und Rumänen beſiedelten 
Gebiete im Süden und Often des Landes wurden in die zu beſetzenden 
Gebiete einbezogen. N 

Am Tage des Waffenſtillſtandes von Padua, am 3. November, mar- 
ſchierten die italieniſchen Truppen in Trieſt und Trient ein, nach⸗ 
dem ſie am Tage vorher bereits in Udine eingezogen waren. Da nach 
dem Waffenſtillſtand Oſterreich dem Einmarſch von Ententetruppen 
offenſtand, war die Südgrenze des Deutſchen Reiches (das ſich zu 
dieſer Zeit noch im Kriegszuſtand befand) bedroht. Das bayriſche 
Kriegsminiſterium ließ deshalb am 5. November Truppen in Stärke 
von etwa 35000 Mann in Nordtirol einrücken, um ſo die Reichsgrenze 
zu ſchützen. Während die einheimiſche Bevölkerung die einrückenden 
deutſchen Truppen herzlich aufnahm, war man bei der neuen Wiener 
Regierung über dieſen deutſchen Schritt anderer Weinung. Der jüdiſche 
Staatsſekretär des Außeren, Viktor Adler, proteſtierte in Berlin — 
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und bei der Entente! Die bayriſchen Truppen mußten am 8. November 


Tirol wieder räumen. — 


Am 5. November 1918 vollzieht ſich das Schickſal der Deutſchen 
in Böhmen. Waren ſie beim Zuſammentritt der „Proviſoriſchen 
Nationalverfammlung“ in Wien noch anweſend geweſen, fo war da= 
mals ſchon klar geweſen, daß die tſchechiſche Forderung nach den „hiſto— 
riſchen“ böhmiſchen Grenzen die Rechte von Millionen deutſcher Volks⸗ 
genoſſen zerſtören wollte. Am 29. Oktober (einen Tag nach dem tſchechi— 
chen Wachtantritt in Prag) hatten daher die Deutſchen dieſes ge⸗ 
fährdeten Heimatbodens die Errichtung der Länder, Deutſch-Böhmen“ 
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(mit der Hauptſtadt Reichenberg) und „Sudetenland“ (mit Troppau 
als Hauptſtadt) als Beſtandteile Deutſch-Oſterreichs proklamiert. 
Aber dieſer Anlauf, die ſtaatliche Zukunft der Sudetendeutſchen durch 
den Anſchluß an Deutſch-Oſterreich ſicherzuſtellen, ſcheitert nach wenigen 
Tagen an der brutalen Gewalt, die vom Waffenſtillſtand zu Padua 
ſanktioniert ift. Die Tſchechen, die ja nach dem Waffenſtillſtands⸗ 
vertrag als „Ententetruppen“ gelten und ſomit das „Recht“ er: 
hielten, „ſtrategiſch wichtige“ Punkte zu beſetzen und die außerdem jeg⸗ 
liche Unterſtützung durch die Feindſtaaten genießen, holen zum Schlag 
aus. Und während man ſich in Wien noch gegenſeitig um Fragen der 
Staatsform uſw. bekämpft, marſchieren am 5. November die Tſchechen 
in das wehrloſe ſudetendeutſche Gebiet ein und vertreiben die 
neugebildeten Landesregierungen. So geht dem neuen öſterreichiſchen 
Staat das Sudetendeutſchtum verloren. Der tſchechiſche Terror beginnt. 
(Die tſchechiſchen „Legionäre“ ſetzten ihre Okkupation in den nächſten 
Wochen ſyſtematiſch fort und waren am 1. Dezember 1918 durch die 
Slowakei bis zur Donau bei Preßburg vorgedrungen.) — 

Am gleichen Tage, da tſchechiſche Legionäre das ſudetendeutſche Ge— 
biet überfielen und an ſich riſſen (5. November), erließ die Regierung 
Renner in Wien den Demobilmachungsbefehl, nachdem ſie in den 
gleichen Tagen den bereits erwähnten „Erfolg“ hatte buchen können, 
durch Proteſt bei der Entente den Rückmarſch der deutſchen Truppen 
aus Tirol zu veranlaſſen, der dann am 8. November erfolgte. Als am 
darauffolgenden Tage die Novemberrevolte vom Reich Beſitz ergriff, 
beeilte fih der deutſch⸗öſterreichiſche Staatsrat, feiner Freude über 
dieſen Umfturz in einem Telegramm Ausdruck zu geben, in dem er 
brüderliche Grüße und gute Wünſche für die Zukunft der neuen Res 
publik übermittelte, gleichzeitig allerdings auch der Hoffnung einer 
baldigen Beteiligung Deutſch-Oſterreichs am Deutſchen Reih Aus⸗ 
druck gab. 


Als dann am 11. November Kaiſer Karl, wie bereits berichtet, durch 
Verzicht ſang⸗ und klanglos verſchwand und 636 Jahre Habsburger 
Regiments in Wien zu Ende gegangen waren, übergab die letzte k. u. k. 
Regierung Lammaſch (die — wie weiter oben ausgeführt — bereits 
am 31. Oktober die Verwaltung der deutſchen Gebiete dem deutſch— 
öſterreichiſchen Staatsrat übergeben hatte und nur noch als „liqui— 
dierende“ Behörde im Amt geblieben war) auch noch den Reft der 
Regierungsgeſchäfte dem Staatsrat. (An die Stelle der verſchwundenen 
„Liquidationsregierung“ der Donaumonarchie trat dann am 15. No⸗ 
vember ein Komitee der Geſandten der Nachfolgeſtaaten, das fih mit 
der weiteren Liquidierung und Auseinanderſetzung zu befaſſen hatte.) 
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An dieſem 11. November 1918 erließ der deutſch-öſterreichiſche 
Staatsrat einen Aufruf, der deutlich die hoffnungsloſe Zer— 
rüttung erkennen läßt: 


„Das Land iſt in Gefahr! Die Armee löſt ſich in Unordnung auf. 
Die Soldaten der nichtdeutſchen Gebiete ziehen in ihre Heimat. Aber auch 
die deutſchen Soldaten verlaſſen leider, offenbar ermüdet durch die lange 
Kriegsdauer, ihre Kaders, ohne zu bedenken, daß eine nicht ordnungsgemäß 
geführte Demobiliſierung die Gefahr einer ungeheuren Arbeitsloſigkeit 
und maßloſen Hungers und Elends heraufbeſchwört, daß die Plünde- 
rung, Verwüſtung, Brandſtiftung in bedrohliche Nähe rückt. Die Ges 
fangenenlager verlieren ihre Bewachung, die freiwerdenden Italiener, 
Rufien und Serben verlaſſen ihre Lager und überfluten das Land, 

Dieſer Gefahr muß ſofort und ohne Zögern begegnet werden, ſoll nicht 
neues Blutvergießen unſer ſchwer geprüftes Volk bedrohen, ſoll nicht der 
Reit deſſen, was wir uns noch aus dem Kriegselend gerettet haben, zu⸗ 
grunde gehen, ſollen nicht zehntauſende Männer, Frauen und Kinder dem 
Hungertode verfallen. 

Wir richten daher an alle, denen der Aufbau unſeres neuen deutſchen 
Staates und die ehebaldige Rückkehr zum Segen des Friedens, zum Glück 
der Familien und der geſicherten Freiheit des Volkes am Herzen liegt, die 
Aufforderung, ſich ungeſäumt bei den deutſchöſterreichiſchen Erſatzkörpern 
der Inſanterie⸗, Artillerie-, Kavallerie⸗, Train⸗ und Autotruppen uſw. freis 
willig zu melden, damit ſofort Abteilungen gebildet werden, die zur Ver⸗ 
ee von Hab und Gut und vor allem der noch vorhandenen Nahrungs» 
mittelmengen, zum Schutze der Perſon und zur Verteidigung der neuen 
Freiheiten dienen ſollen. Bürger des neuen Vaterlandes! Erkennet die 
Gefabr und ſchützt Euch ſelbſt durch Befolgung dieſes Aufrufs! Stellt Euch 
in den Dienſt der heiligen Sache Eures Volkes! Eure Volksregierung baut 


auf Euch!“ 

Am gleichen Tage (11. November) verfügte der Staatsrat gleichzeitig 
mit der Aufhebung der kaiſerlichen Regierung die Einführung der 
demokratiſchen Staatsform — und beſchloß, getragen und gedrängt 
von dem großdeutſchen Wollen der Bevölkerung, daß Deutfch-Öfter- 
CS zu einem Beſtandteil der „Deutſchen Republik“ erklärt 

erde. 

i Einen Tag fpäter — am 12. November 1918 — trat die „Proviſo⸗ 
riſche Nationalverſammlung“ zu ihrer dritten Sitzung zuſammen Up: 
des auf den Straßen abermals marxiſtiſche Maſſen demonſtrierten) und 
beſchloß das „Geſetz über die Staats- und Regierungsform“, 
in dem es heißt: 

le. 


Deutſch⸗Oſterreich ift eine demokratiſche Republik. Alle öffentlichen 
Gewalten werden vom Volk eingeſetzt. 


Art. 2. 
Deutſch⸗Oſterreich ift ein Beſtandteil der Deutſchen Republik...“ 


3 Cin nicht unintereſſantes Zwiſchenſpiel, das die Spannung zwiſchen 
ei Sozialdemokraten und den klerikalen „Chriſtlich-Sozialen“ (etwa 
em früheren deutſchen „Zentrum“ entſprechend) beleuchtet: Während 
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draußen vor dem Parlament kommuniſtiſche Parteigänger den weißen 
Streifen aus der rotweißroten Flagge Öfterreich8 herausreißen und die 
fo entſtandene rote Flagge aufziehen, laufen im Parlament „Beitritts⸗ 
erklärungen“ mehrerer (chriſtlich-ſozial geführter) Länder ein, um den 
bundesſtaatlichen Charakter Deutjch-Öfterreih8 zu betonen — im 
Gegenſatz zu am 30. Oktober (in der zweiten Sitzung) gefaßten mehr 
„zentraliſtiſchen“ Beſchlüſſen, nach denen die einzelnen Länder als Pro⸗ 
vinzen anzuſehen waren. Der Zweck der entgegengeſetzten föderaliſtiſchen 
Tendenzen der Chriſtlich⸗Sozialen Partei ift klar: Man will das Über- 
gewicht des roten Wien eindämmen. 

Stgatserelckung Dieſe dritte Sitzung der proviſoriſchen Nationalverſammlung nimmt 


über Umfang, 
Grenzen un außerdem eine „Staatserklärung über Umfang, Grenzen und 


Beziehungen des 
Stonisgeiess Beziehungen des Staatsgebietes Deutſch-Oſterreich“ entgegen, 
Oſterreich in der ſämtliche geſchloſſenen deutſchen Siedlungsgebiete der früheren 
Donaumonarchie in Anſpruch genommen werden, fo auch die Sudeten— 
gebiete. (Bereits eine Woche vorher war dieſes deutſche Land von den 
Tſchechen okkupiert worden!) Die Forderung hat ſomit einen recht theo⸗ 
retiſchen Charakter. 
Anſchlußgedane. Der Gedanke des Anſchluſſes an Deutſchland dagegen wird nicht 
nur theoretiſch gepflegt — 

am 17. November 1918 wird in Berlin ein beſonderer „Oſterreichiſch—⸗ 
deutſcher Arbeitsausſchuß“ gegründet (ab 1920 „Gſterreichiſch-deutſcher 
Volksbund“ unter dem Reichstagspräſidenten Loebe) 

ſondern auch für durchführbar gehalten. Am 30. November 1918 wird 
die Reichsregierung von dem Geſetz vom 12. November offiziell in 
Kenntnis geſetzt. Der Anſchluß als Grundlage für den kommenden 
Frieden findet ſeinen Ausdruck auch in einer an die Entente gerichteten 
Note der öſterreichiſchen Regierung vom 25. Dezember: 

„ . . Nur der Anſchluß an das Deutſche Reich ſichert Deutſch-Oſterreichs 
wirtſchaftliche und nationale Zukunft. Die Regierung hofft, daß die Bers 
einigten Staaten und die Entente nicht über Deutſch-Oſterreich verfügen 
werden, ohne den Willen des deutſchöſterreichiſchen Volkes zu berück- 
ſichtigen ...“ 

Dieſe Hoffnung ſollte ſich bald als trügeriſch erweiſen. In jenen Tagen 
jedoch einte der Anſchlußgedanke die Parteien Oſterreichs, denn in feiner 
Verwirklichung ſah man die einzige Möglichkeit eines Wiederaufſtiegs 
aus dem Zuſammenbruch. 

ee Wie man in Frankreich darüber dachte, ſollte fich ſchon febr bald 
zeigen: In einer Kammerrede vom 29. Dezember 1918 brachte der fran- 
zöſiſche Außenminiſter Pichon unverhohlen zum Ausdruck, daß der 
Sieg eben Rechte über die Beſiegten verleihe. Man habe „die Macht 
Deutſchlands einſchneidend auf das gebührende Maß herabzumindern“. 
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(Frankreich kann alfo eine Angliederung Deutfh-Öfterreih3 an Deutſch⸗ 
land nicht dulden.) 

Im Zeichen des Anſchlußgedankens und im Angeſicht des wirtſchaft⸗ 
lichen Niedergangs, des Hungers und des Elends ſtehen die Wahlen 
zur konſtituierenden Nationalverſammlung, die in Öfterreich für 
den 16. Februar 1919 ausgeſchrieben ſind. Während die Chriſtlich⸗ 
Sozialen ihre Erfolge auf dem Lande erzielen, erhalten in Wien und in 
den Induſtriebezirken die Marxiſten, die praktiſch über die Machtmittel 
des Staates verfügen, die meiſten Stimmen und werden zur ſtärkſten 
Partei (ohne die abſolute Mehrheit zu erringen). 

Das Wahlergebnis: 


SPS. (Sozialdemokratiſche Partei Oſterreich!) . . 72 Sitze 
Chriſtlich⸗Soziale Partei 9 ` 8 
RE E E EE 2 


rain E E e E E 
(Die Großdeutſche Partei, die übrigens erft kurze Zeit ſpäter unter dieſem 
Namen auftrat, vertrat allgemein nationale Tendenzen und entſprach etwa 
der früheren „Deutſchnationalen Volkspartei“ im Neich.) 
Wenige Tage ſpäter erklärte ſich auch die „Weimarer National— 
verſammlung“ Oeutſchlands (ſiehe Bd. 1918—1933, S. 31) für den 


Anſchluß. Sie beſtätigte am 21. Februar die neu zu geſtaltende Einheit 2 


des Reiches mit Öfterreih und forderte den Anſchluß. Der öſterreichiſche 
Staatsſekretär des Außeren, Dr. Otto Bauer (der am 15. November 
1918 an die Stelle Adlers getreten und jetzt auch der Führer der Sozial⸗ 
demokraten geworden war) weilte damals in Weimar. Mit ihm ſollten 
nun die ſtaatsrechtlichen Formen des Anſchluſſes durchgeſprochen 
werden. 

Am 4. März 1919 tritt in Wien die „Konſtituierende National— 
verſammlung“ Öfterreich8 zuſammen. Ihr Präſident ift der Sozial⸗ 
demokrat Seitz. Auf 85 fehlende deutſche Abgeordnete aus Böhmen 
und Mähren wartet man vergeblich; denn ihre Heimat iſt zu dieſer Zeit 
als „in den hiſtoriſchen Grenzen“ liegend längſt unter der Knute der 
Tſchechen. In ihrer zweiten Sitzung am nächſten Tage erhebt die 
Nationalverſammlung zwar einmütigen „Proteſt“ gegen diefe Ber- 
gewaltigung und „feierlichen Einſpruch“ — aber der Proteſt hat nicht 
mehr Gewicht als das Papier, auf dem er niedergelegt wird, oder gar 
das von Wilſon verheißene und dann ſtets verratene und mit Füßen 
getretene „Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker“. 

Am 12. März beſtätigt dann die Nationalverſammlung ein⸗ 
ſtimmig das bereits weiter oben behandelte „Geſetz über die Staats- 
und Regierungsform“ vom 12. November 1918 in einem Grund- 
geje, das erneut feſtſtellt: Deutſch⸗Oſterreich iſt ein Beſtandteil 
der Deutſchen Republik. Die Landesverſammlung Steiermarks 
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geht übrigens am darauffolgenden Tage noch einen Schritt weiter und 
behält ſich den ſelbſtändigen Anſchluß an Deutſchland vor, falls der 
Druck der Entente einen Anſchluß des geſamten Deutſch-Oſterreichs ver⸗ 
eiteln ſollte. Im Juli verlangte in gleicher Weiſe Tirol den Anſchluß. 
(Von Tirol hatte fih bereits im Dezember 1918 Vorarlberg ges 
trennt, wo man über einen ſelbſtändigen Anſchluß an Deutſchland [an 
das Land Württemberg] oder an die Schweiz diskutierte. Die chriſtlich⸗ 
ſoziale Mehrheit war für die Schweiz [1] und veranſtaltete am 11. Mai 
1919 eine Abſtimmung, die über 45000 Stimmen für und etwa 11000 gegen 

den Anſchluß an die Schweiz erbrachte.) 

Am 15. März 1919 wurde nun die zweite Regierung Deutſch⸗Oſter⸗ 
reichs gebildet, abermals mit dem Sozialdemokraten Dr. Renner (als 
„Staatskanzler“) an der Spitze. In dem 11 Minifter umfaſſenden 
Kabinett ſaßen 6 Sozialdemokraten, darunter der berüchtigte Jude 
Deutſch als Heeresminiſter und als Außenminiſter wieder Dr. Otto 
Bauer. Das marxiſtiſche Abergewicht war ſichergeſtellt, und der Druck 
der „Straße“ auf das Parlament, Abordnungen von Arbeitern, 
Arbeitsloſen uſw. taten ein übriges, um im April 1919 eine umfang⸗ 
reiche Geſetzgebung mit marxiſtiſchem Vorzeichen zur Durchführung zu 
bringen. Zu den Sozialiſierungstendenzen der öſterreichiſchen Sozial- 
demokratie, des „Auſtromarxismus“ (dieſes Wort, das fih im Laufe 
der Zeit bildete, kennzeichnete bald eine beſonders radikale Form der 
Sozialdemokratie), traten ihre Zentraliſierungsbeſtrebungen, denen 
fih die Chriſtlich-Sozialen mit ihren bundesſtaatlichen Abſichten ent, 
gegenſtellten, da ſie ihre Machtpoſitionen in den bäuerlich-bürgerlichen 
Ländern hatten, denen ſie eine möglichſt große Unabhängigkeit gegen⸗ 
über dem roten Wien ſichern wollten. Während ſich die Chriſtlich— 
Sozialen in der Frage dieſes von ihnen gewünſchten Föderalismus 
ſtets ſehr hartnäckig gegen die Roten wehrten, waren fie in anderen 
Fragen nachgiebiger gegenüber der SPH. (Sozialdemokratiſche Partei 
Oſterreichs), mit der fie ja zuſammen in einer Regierung (einer „Koali⸗ 
tionsregierung“) ſaßen. — Das marxiſtiſch geführte Parlament beſchloß 
im Laufe des April unter anderem die Ausweiſung und Enteignung 
des Hauſes Habsburg, die Abſchaffung des Adels und der Orden uſw. 


Unftreitig unter den Parteien war jedoch der von allen geforderte 
Anſchluß an das Deutſche Reich. Dieſer Einſtellung entſprach es 
auch, als die Regierung am 24. April 1919 einer Einladung der Reichs⸗ 
regierung nachkam und zu den Beratungen des deutſchen Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſes 5 öſterreichiſche Vertreter entſandte. — Die am 11. Auguſt 
1919 unterzeichnete Reichsverfaſſung (die „Weimarer Verfaſſung“ — 
ſiehe Bd. 1918—1933, S. 39—40) fah denn auch im zweiten Abſatz 
des Artikels 61 vor: 
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„Deutſch⸗Oſterreich erhält nach feinem Anſchluß an das Oeutſche 
Reih das Recht der Teilnahme am Reichsrat mit der feiner Bes 
völkerung entſprechenden Stimmenzahl. Bis dahin haben die Vertreter 
Deutſch⸗Oſterreichs beratende Stimme.“ 

Durch den Artikel 178 

„ . Die Beſtimmungen des am 28. Juni 1919 in Verſailles unter- 

zeichneten Friedensvertrags werden durch die Verfaſſung nicht berührt...“ 
wurde dieſe Möglichkeit allerdings praktiſch aufgehoben, denn das 
Verſailler Diktat (ſiehe Bd. 1918—1933, SS. 34, 35, 40) machte in 
feinem Artikel 80 (ſiehe 4. Abſchnitt) den Anſchluß unmöglich. Bereits 
im September 1919 zwang die Entente außerdem durch ein befriſtetes 
Ultimatum die Reichsregierung, den oben zitierten Artikel 61, Abſ. 2 
der Verfaſſung außer Kraft zu erklären! 

Insbeſondere ſollte es aber Deutſch⸗Oſterreich ſelbſt noch deutlich zu 
ſpüren bekommen, daß die Entente in der Anſchlußfrage das letzte 
vernichtende Wort zu ſprechen gedachte. Bereits der Beginn der 
Friedensverhandlungen in St. Germain (14. Mai 1919) zeigte dies 
a. wovon im folgenden 4. Abſchnitt noch eingehender die Rede 
ein wird. — e 

Trotz der Einftellung der offenen Feindſeligkeiten nach dem Waffen⸗ 
ſtillſtand von Padua (3. November 1918) führten die neuen feindlichen 
Nachbarn Öfterreih den Krieg auf der wirtſchaftlichen Ebene in 
brutalſter Weiſe weiter: Die Tſchecho⸗Slowakei und Fugoflawien 
ſperren die Ausfuhr von Kohlen und Lebensmitteln nach 
Oſterreich. Da aber Deutſch⸗Oſterreich ſchon ohnehin in ſeiner neuen 
Geſtalt wirtſchaftlich nicht lebensfähig iſt, nehmen Hunger und Elend 
um ſo furchtbarere Formen an. Streiks und Aufſtände treiben Oſterreich 
immer näher an den Abgrund einer bevorſtehenden Bolſchewiſierung. 
Um dem Chaos entgegentreten zu können, beſchließt man in Wien am 
18. Dezember 1918 im Staatsrat ein neues Wehrgeſetz (unter ſtarkem 
marxiſtiſchen Einfluß). 

Es enthält für die „V olkswehr“ noch die allgemeine Wehrpflicht, und 
zwar vom 18. bis zum 41. Lebensjahr; jeder Wehrdienſtpflichtige zwiſchen 
dem 18. und 22. Jahre ſoll 4 Monate aktiv dienen, wobei die Kriegsteil⸗ 
nehmer ausgenommen ſind. Die Soldatenräte (die in Wirklichkeit Auf⸗ 
ſichts⸗ und Beeinfluſſungsorgane der SPÖ. find) werden als Beſchwerde⸗ 
ſtellen beibehalten und geſetzlich feſtgelegt. 

In Paris iſt man jedoch mit dieſer „Volkswehr“ nicht einverſtanden 
und ſtellt feſt, daß das Wehrgeſetz nicht den Entwaffnungs⸗ und De⸗ 
mobilmachungsbeſtimmungen des Waffenſtillſtands entſpreche. Unter 
dem Druck der Feindmächte verringert im Februar 1919 die provi⸗ 
ſoriſche Nationalverſammlung die Volkswehr auf 24000 Mann. (Je⸗ 
doch behalten die ſo „ausſcheidenden“ Wehrmänner ihre Waffen und 
werden zu einer getarnten ſozialdemokratiſchen Parteiwehr (aus 
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der fih 1924 der auſtromarxiſtiſche „Republikaniſche Schutzbund“ ent, 
wickeln ſollte). 

Es iſt im übrigen bezeichnend, daß die Feindſtaaten 24000 Mann 
als ausreichend für Deutſch⸗Oſterreich anſehen in einer Zeit, als der 
Bolſchewismus Hfterreich ebenſo wie feine Nachbarn zu verſchlingen 
droht. Bereits am 22. Februar 1919 zeigt ein kommuniſtiſcher Auf- 
ſtand in Graz das heraufziehende Gewitter. Im März kommt es neben 
der blutigen Räterepublik Bayern (Bd. 1918—1933, S. 33) zur 
kommuniſtiſchen Machtübernahme in Budapeſt und zur Errichtung der 
Räterepublik Ungarn. In das zwiſchen Bayern und Ungarn 
liegende Oſterreich fließt die kommuniſtiſche Propaganda, dringen 
Agenten und Provokateure ein. Und am 17. April 1919 unternehmen 
die von Kommuniſten aufgehetzten und geführten Maſſen einen 
Sturm auf das Wiener Parlamentsgebäude. Der Kampf koſtet 
Tote und Verwundete. Die Sicherheitswache, die das Parlament Der: 
teidigt, muß ſich ſchließlich auf höheren Befehl von der fozialdemo- 
kratiſch eingeſtellten Volkswehr entwaffnen laffen, die nun ihrerſeits 
den Schutz übernimmt. Brandſtiftung und Plünderungen begleiten 
dieſen Aufſtand, der ſchließlich erſtickt werden kann, zumal ſich die 
Wiener Arbeiter- und Soldatenräte für die ſozialdemokratiſch geführte 
Regierung und gegen den kommuniſtiſchen Putſch entſcheiden. 

Das innenpolitiſche Bild Deutfch-Öfterreich8 im Jahre 1919 ift ſomit 
gekennzeichnet durch die Herrſchaft des Auſtromarxismus der SPÖ. 
vom roten Bollwerk Wien aus, wo er ſich auch gegen ſeinen noch radi— 
kaleren marxiſtiſchen Zwillingsbruder, den Kommunismus, durchzu⸗ 
ſetzen vermag, — und durch den chriſtlich-ſozialen Widerſtand in den 
mehr bäuerlichen und bürgerlichen Ländern der öſterreichiſchen Re- 
publik. Gegen die kommuniſtiſchen Anſchläge aber und ſchließlich auch 
gegen den Auſtromarxismus erhebt ſich ein weiterer Gegner auf einer 
anderen Ebene als derjenigen der Parteipolitik: die öſterreichiſchen 
Selbſtſchutzverbände, die „Heimatwehren“ (auch „Heimwehr“ oe: 
nannt). Sie formieren ſich 1919 zunächſt in den Alpenländern Tirol, 
Kärnten, Steiermark und greifen dann auch auf Nieder- und Oberöfter- 
reich über, bleiben jedoch in den Induſtriegebieten noch ziemlich ſchwach. 
Aber nicht nur die Abwehr des Marxismus iſt die Quelle dieſer Selbſt⸗ 
ſchutzbewegung, ſondern vor allem der Kampf des Kärntner Heimat— 
ſchutzes gegen die ſüdſlawiſchen Einfälle in Kärnten: 

Als die Donaumonarchie in einzelne Teile zerfallen war, Ungarn 
ſich vom Dualismus löſte, die Italiener in Südtirol und Trieſt ein- 
rückten, die Tſchechen das Sudetengebiet okkupierten, waren auch die 
Serben nicht untätig geblieben. Bereits am 2. November 1918 waren 
ſie in der ſüdlichen Steiermark einmarſchiert. Am 9. November war 
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der ſüdſlawiſche Nationalrat (der am 6. Oktober in Agram errichtete 
„Nationalrat der Slowenen, Kroaten und Serben“ — ſiehe 2. Abſchnitt) 
von dem ſerbiſchen Winiſterpräſidenten Paſic anerkannt und am 
14. November 1918 der Gründungsvertrag des neuen Königreichs der 
Serben, Kroaten und Slowenen geſchloſſen worden. Jugoſlawien (mit 
Belgrad als Hauptſtadt wie bisher das kleinere Serbien) war ent- 
ſtanden. Dieſes neue Großſerbiſche Königreich, das dann ſeine offizielle 
Gründung am 4. Dezember erlebte, beanſpruchte Südkärnten mit 
Klagenfurt, Villach und dem Zollfeld. Seine Truppen drangen 
ſeit November 1918 ſowohl als geſchloſſene Formationen wie als Frei⸗ 
ſchärler bis zur Drau vor. (Als die Italiener am 17. November 1918 
Fiume beſetzten, gerieten fie ihrerſeits in Konflikt mit ſüdſlawiſchen 
Truppen.) In Kärnten und Steiermark ſtellte ſich der Selbſtſchutz 
der Bevölkerung den einrückenden Feinden entgegen. So begannen 
die ſchweren Freiheitskämpfe um die Kärntner und ſteiriſche Heimat. 
Wie die tſchechiſchen Legionen durch die Slowakei bis Preßburg vor⸗ 
gedrungen waren, ſo befolgten auch die Jugoſlawen die Taktik, die 
kommende „Friedenskonferenz“ hinſichtlich ihrer Bedingungen, (Grenz, 
feſtlegungen uſw. durch militäriſche Beſetzung der beanſpruchten 
Landesteile des alten Öfterreich vor fertige Tatſachen zu ſtellen. 

Gegenüber den jugoſlawiſchen Forderungen verlangte die Kärntner 
Landesverſammlung am 5. Dezember 1918 eine Volksabſtimmung unter 
unparteiiſcher Leitung und beſchloß die weitere bewaffnete Abwehr des 
jugoſlawiſchen Vordringens. Unter ihrem Organiſator und Landes⸗ 
befehlshaber, dem ſpäteren Feldmarſchalleutnant Hülgerth, kämpften 
die Kärntner ihren heldenhaften Freiheitskampf mit ſolcher Erbitterung, 
daß die Jugoslawen ſich bis in die Karawanken zurückziehen mußten. 

Der italieniſch-jugoſlawiſche Gegenſatz, der ſich bereits nach 
der italieniſchen Beſetzung Fiumes gezeigt hatte, führte zu immer 
häufigeren Konflikten zwiſchen den jugoſlawiſchen Truppen und Frei⸗ 
ſchärlern und den Italienern, ſo daß Italien ein Machtwort ſprach und 
im Februar 1919 die Kämpfe in Kärnten vorerſt beendete, indem es 
eine Demarkationslinie feſtſetzte, die im weſentlichen der Drau folgt 
und das Land ſüdlich davon (von Villach bis Friedau) den Jugoſlawen 
Uberläßt. 

Die Jugoſlawen halten ſich aber nicht lange an dieſe Abmachung. 
Der Termin der Friedenskonferenz rückt immer näher; vor dem Ein⸗ 
treffen der öſterreichiſchen Abgeordneten in St. Germain (ebe 4. Ab⸗ 
ſchnitt) wollen fie nach bewährtem Vorbild doch noch ſchnell einige 
„Dollendete Tatſachen“ ſchaffen. Unter Bruch der Demarkationslinie 
treten ſie am 29. April den Vormarſch erneut an und fallen wieder über 
Kärnten her, das in einmütiger Geſchloſſenheit den neuerlichen Kampf 
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um die Freiheit aufnimmt, unterſtützt durch Freiwillige aus den andern 
Alpenländern Oſterreichs. Die Jugoſlawen werden zurückgeworfen und 
müſſen über die Drau zurück. Jetzt erhebt ſich auch die Südſteiermark. 
In wenigen Tagen ſind die Jugoſlawen aus Kärnten herausgedrückt. 
Erneut greift Italien ein und erhebt nun Vorſtellungen in Wien 
wegen der Aberſchreitung der Demarkationslinie durch die Kärntner 
Verbände. Während am 14. Mai 1919 die „Friedensverhandlungen“ 
in St. Germain (fiehe 4. Abſchnitt) beginnen, führen die Waffenſtill⸗ 
ſtandsverhandlungen zwiſchen Jugoſlawen und Oſterreichern zu keinem 
Ergebnis. Um eine gegebenenfalls „drohende“ Volksabſtimmung un⸗ 
möglich zu machen, überſchreiten am 28. Mai 1919 die Jugoſlawen 
mit großer Abermacht abermals die Kärntner Grenzen (diesmal mit 
regulärem ſerbiſchem Wilitär) und beſetzen Klagenfurt am 6. Juni. 

Sie räumten es erſt wieder am 31. Juli 1919 (nachdem die Italiener 
Witte Juni durch Beſetzung der Bahnlinie Villach —St. Veit den 
weiteren jugoſlawiſchen Vormarſch gehindert hatten), als in St. Germain 
eine Volksabſtimmung in zwei Zonen für dieſes Gebiet feſtgeſetzt 
worden war (die dann am 10. Oktober 1920 zur Durchführung kam — 
ſiehe 6. Abſchnitt) — und zwar auf Druck der Feindſtaaten (eine Note 
des Oberſten Rates vom 22. Juli 1919). Mit dieſem 31. Juli 1919 
waren die heroiſchen Kärntner Freiheitskämpfe beendet. Der opfervolle 
Einſatz des Selbſtſchutzes hatte einen großen Teil Kärntens gerettet 
— nur Warburg blieb verloren — und mit ſeinem Blut die ſpätere 
Volksabſtimmung im Klagenfurter Becken erzwungen. 

So ſtehen bei der geſchichtlichen Betrachtung jener Jahre neben Zer⸗ 
riſſenheit und Erbärmlichkeit die heroiſchen Leiſtungen oſtmärkiſcher 
Männer und beweiſen die jugendliche Kraft des Deutſchtums — ſelbſt 
inmitten einer verſinkenden Epoche. 


4. Abſchnitt a 5 


4, Abſchnitt: 


St. Germain 


Am 14. Mai 1919 begannen die „Friedensverhandlungen“ der Entente- 
ſtaaten mit der Republif Deutſch-Oſterreich. An dieſem Tage trafen 
Staatskanzler Dr. Renner und ſeine Begleiter in St. Germain ein. 
Die Delegation erhielt gleich einen Vorgeſchmack der bevorſtehenden 
Berhandlungsmethode: Sie wurde zunächſt hinter Stacheldraht unter⸗ 
gebracht, da das ſogenannte „Friedensdokument“ noch nicht völlig 
fertiggeſtellt war. Und nachdem ſie ihre Vollmachten vorlegten, nach 
denen ſie berechtigt waren, im Namen der Republik Deutſch⸗ 
Oſterreich zu verhandeln, erhielt der Delegationsführer Dr. Renner 
am 29. Mai folgende Note: 
„Herr Präſident! 
Ich beehre mich, Ew. Exzellenz beifolgend die Vollmachten zurückzuſtellen, 
welche Sie mir am 19. Mai d. I. gefälligft übermittelt haben und hinſichtlich 


welcher ich die Weiſung erhalten habe, nachſtehende Notifikation an Sie zu 
richten: 


Die verbündeten und aſſoziierten Mächte haben entſchieden, die neue 
Republik unter der Bezeichnung „Republik Oſterreich“ anzuerkennen. 
Demzufolge erklären Sie, daß ſie die am 19. Mai übermittelten Vollmachten 


für geeignet befinden, deren Zitulare zur Verhandlung im Namen der 
Republik Sſterreich zu befähigen. 


Der Präſident des Komitees zur Verifizierung der Vollmachten 

Jules Cambon m. p.“ 
Alſo nicht Deutſch⸗Sſterreich! Das Wort „deutſch“ ift bereits ge⸗ 
ſtrichen! Bereits dieſe erniedrigende Maßnahme zeigt in Form und 
Inhalt, wie man mit dieſem „öſterreich“ zu verfahren beabſichtigt. Erſt 
am 2. Juni 1919 erhält die öſterreichiſche Delegation dann das ſo⸗ 


genannte „Friedensdokument“. Es übertrifft die ſchlimmſten Er- 2 


wartungen. Alle umſtrittenen Gebiete ſollen den feindlichen Nachbarn 
zugeſprochen werden. (Lediglich für das Klagenfurter Becken iſt eine 
Volksabſtimmung in Ausſicht.) Die Gebietsverluſte mit vielen Mil- 
lionen deutſcher Volksgenoſſen ergeben ſich aus folgenden Abtretungen: 


an die Tſchecho-Slowakei: Böhmen, Mähren, Sſterreichiſch⸗Schleſien, 
Weitra, Feldsberg, 
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an Jugoſlawien: Krain und Iſtrien, Südſteiermark, Südkärnten, 
an Italien: das Gebiet ſüdlich des Brenners in Tirol, außerdem das Mieß⸗ 
tal und das Kanaltal in Kärnten. 

Abrig bleibt danach ein lebensunfähiges Numpf-Öfterreich mit 6 Mil- 
lionen Einwohnern und 80000 qkm. Die Kriegskoſten ſind zwiſchen 
Oſterreich und Ungarn zu teilen, während die Nachfolgeſtaaten (Tſchecho— 
Slowakei, Polen, Jugoſlawien) davon befreit bleiben. Das im übrigen 
noch nicht vollſtändige Dokument les fehlt die Behandlung der mili- 
täriſchen Fragen und der Reparationen) enthält noch kein aus⸗ 
geſprochenes Anſchlußverbot. 

Am 10. Juni 1919 überreicht die öſterreichiſche Delegation eine 
Antwortnote, in der die Tatſache feſtgeſtellt wird, daß jeder Staat „zu 
feiner Exiſtenz ein ausreichendes Gebiet und genügende volkswirtſchaft⸗ 
liche Grundlagen“ braucht und daß nach den Beſtimmungen dieſes 
Entwurfs Deutſch⸗Oſterreich „weder fein Heimatboden noch feine Lebens⸗ 
notdurft zuerkannt“ werden. Insbeſondere bemüht ſich die öſterreichiſche 
Note davon auszugehen, daß Öfterreich ein Nachfolgeſtaat der Donau- 
monarchie ſei wie die anderen auch, der erſt ſeit dem 12. November 1918 
beſtehe und fih aljo mit der Entente niemals im Kriegszuſtand be: 
funden habe. Die gleichen Gründe, aus denen damals der deutſch-öſter⸗ 
reichiſche Staatsrat es ablehnte, das Waffenſtillſtandsabkommen 
(3. November 1918) zu unterzeichnen (ſiehe 3. Abſchnitt), verſucht die 
öſterreichiſche Regierung jetzt ins Feld zu führen: die mangelnde 
„Rechtsnachfolge“. Angeſichts des feindlichen Vernichtungswillens ein 
naives Unterfangen! — Die öſterreichiſche Note ſtellt im übrigen mit 
Recht feſt, daß Oſterreich unter den Bedingungen des „Friedens- 
dokumentes“ lebensunfähig ſein werde. In dieſem Zuſammenhang 
wird auch die Einſetzung einer Liquidierungskommiſſion gefordert, die 
die wirtſchaftlichen Folgen der Auflöſung Sſterreich-Ungarns regeln 
foll. (Daß die rückſichtsloſe Zerreißung organiſch gewachſener Wirt- 
ſchaftsverbindungen für die Beteiligten kataſtrophale Folgen nach ſich 
ziehen werde, hat die Feindſtaaten im übrigen wenig gekümmert.) 

Wenige Tage ſpäter (am 15. Juni 1919) geht eine ausführliche Note 
der Sudetendeutſchen bei der Friedenskonferenz ein, in der das 
Verlangen nach Selbſtbeſtimmung dargelegt und eingehend begründet 
wird. Aber die „Friedenskonferenz“ der Feindmächte intereſſiert ſich 
nicht mehr für das früher fo feierlich proklamierte „Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht“ der Völker und ſchon gar nicht für das ſudetendeutſche Land, das 
ja zu dieſer Zeit längſt in der Hand der Tſchechen iſt, die es bereits am 
5. November 1918 (ſiehe 3. Abſchnitt) gewaltſam beſetzt haben. Wie 
„theoretiſch“ ſomit diefe Note ift, zeigt der Umstand, daß am gleichen 
15. Juni hier die vom tſchechiſchen Staat angeordneten Gemeinde⸗ 


4, Abſchnitt De 


wahlen durchgeführt werden. Die Methode der neuen Feindnachbarn 
Oſterreichs, die „Friedenskonferenz“ vor fertige „Tatſachen“ zu ſtellen, 
hat Erfolg gehabt, und die Note bleibt ohne jeden Einfluß auf die 
fernere Geſtaltung Böhmens und Mährens. (Die öſterreichiſche Re- 
gierung hat dann auch das Sudetenland ſehr ſchnell aufgegeben. Der 
von Renner am 10. Juli gemachte Vorſchlag, für die Tſchecho⸗ Slowakei 
wenigſtens ein „Kantonalſyſtem“ einzuführen, war nur noch ein 
— gleichfalls unbeachtet gebliebener — Abgeſang. — Das weitere 
Schickſal der Sudetendeutſchen iſt im 10. Abſchnitt unſeres Bandes 
1938 geſchildert.) 

Für Deutſchland bringt dann der 28. Juni 1919 die Unterzeichnung 
des „Friedensvertrages“ von Verſailles (Bd. 1918—1933, S. 36 bis 
37). Und dieſes Verſailler Diktat, ein Dokument eindeutigen Ver⸗ 
nichtungswillens, enthält nun auch das Anſchlußverbot im Artikel 80, 
der bereits im vorigen (3,) Abſchnitt erwähnt wurde: 


„Deutſchland erkennt die Unabhängigkeit Oſterreichs innerhalb der 
urch Vertrag zwiſchen dieſem Staate und den alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächten feſtzuſetzenden Grenzen an und verpflichtet ſich, ſie unbedingt 
zu achten; es erkennt an, daß Diefe Unabhängigkeit unabänderlich iſt, 
es ſei denn, daß der Rat des Völkerbunds einer Abänderung zuſtimmt.“ 


(In der Anſchlußfrage enthob ſomit das Verſailler Diktat [und ſeine 


Annahme durch die Weimarer Regierung] das Wiener Kabinett der 


Notwendigkeit, bei feinen Verhandlungen längere Zeit feft zu bleiben 
— damit wurde auch im voraus der Artikel 61, Abſ. 2, der Weimarer 
Reichsverfaſſung hinfällig, der den Anſchluß Oſterreichs vorſah, was 
im einzelnen bereits im 3. Abſchnitt behandelt wurde.) 

Als Antwort auf ihre Note erhält die öſterreichiſche Delegation in 
St. Germain am 20. Juli 1919 einen zweiten Entwurf des ſo⸗ 
genannten Friedensvertrages; es wird ihr eröffnet, daß nur ſchrift— 
liche Bemerkungen (und zwar innerhalb 10 Tagen) zuläſſig ſeien. In 
dem neuen Entwurf (der als „endgültiger Text“ bezeichnet worden war) 
ſind nur wenig Erleichterungen zu entdecken (3 B. daß ein größerer 
Teil des Kärntner Gebiets über ſeine Zukunft abſtimmen dürfe — daß 
das Burgenland zu Öfterreich kommen folle — ſehr geringe wirtſchaft⸗ 
liche Erleichterungen). 

Die Nationalverſammlung in Wien erhebt am 26. Juli erneut 
Proteſt gegen dieſes Willkürdiktat: 

„Das, was uns hier geboten wird, iſt kein Friede der Verſöhnung, es iſt 
ein Vernichtungsfriede. Dieſer Friede bedeutet für uns nicht Erlöſung 
aus den Qualen des Krieges, er bedeutet für uns nur ihre Verlängerung, 


er bedeutet Hunger, Not, Elend und Verderben.“ 
nd: 


„Man reißt uns weg von dem großen Reiche der deutſchen Nation, man 
entreißt uns unſere Brüder in Böhmen und in den Sudetenländern, man 
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reißt von uns und aus unſerer Mitte unſere Brüder in Südtirol, in 

Kärnten, in Südſteiermark, ja ſelbſt im Stammlande Niederöſterreich.“ 
— fo heißt es in dem Proteſt Oſterreichs. Aber was helfen Proteſte 
gegen den unerbittlichen Vernichtungswillen des Gegners! Wenige 
Wochen ſpäter — am 2. September 1919 — wird der öſterreichiſchen 
Delegation ein dritter Entwurf zugeſtellt, die endgültige Faſſung 
des Diktats, das bis zum 7. September angenommen fein muß (t), 
wie der Oberſte Rat der Alliierten mitteilen läßt. (Auf Bitten Renners 
wird gnädigſt eine Friſtverlängerung um 2 Tage gewährt.) Dieſes 
Diktat von St. Germain enthält jetzt auch ein eindeutiges An- 
ſchlußverbot in ſeinem berüchtigten Artikel 88: 

„Die Unabhängigkeit Sſterreichs ift unabänderlich, es jei denn, daß 
der Nat des Völkerbundes einer Abänderung zuſtimmt. Daher übernimmt 
Öfterreich die Verpflichtung, fih, außer mit Zuſtimmung des gedachten 
Rates, jeder Handlung zu enthalten, die mittelbar oder unmittelbar 
oder auf irgendwelchem Wege — namentlich bis zu ſeiner Zulaſſung als 
Mitglied des Völkerbundes — im Wege der Teilnahme an den Angelegen⸗ 
heiten einer anderen Macht feine Unabhängigkeit gefährden könnte.““ 

Das umfangreiche Gewaltdokument, das Öfterreich zerſtückelt, lebens- 
unfähig macht und ihm gleichzeitig den Anſchluß an das Deutſche Reich 
verbietet, gliedert ſich in 14 Teile, deren erſter die Völkerbundsſatzung 
enthält, während der zweite Öfterreich8 verſtümmelte Grenzen feſt— 
legt (wobei die Gebietsverluſte den bereits im erſten Entwurf ent⸗ 
haltenen [weiter oben mitgeteilten] entſprechen.) Der III. Teil behandelt 
die Nachbarn und Nachfolgeſtaaten — und in ſeinem 8. Abſchnitt den 
oben zitierten niederträchtigen und naturwidrigen Artikel 88, der die 
Vereinigung mit Deutſchland unterſagt. Der IV. Teil befaßt ſich mit 
den verlorengegangenen außereuropäiſchen Intereſſen Öfterreichs, und 
der V. Teil bringt die militäriſchen Beſtimmungen. Zitiert ſeien hier 


„Artikel 119. 


Die allgemeine Wehrpflicht wird in Öfterreich abgeſchafft. Das 
öſterreichiſche Heer wird künftighin nur auf dem Wege freiwilliger Ver— 
pflichtung aufgeſtellt und ergänzt werden. 


Artikel 120. 


Die Geſamtſtärke der Streitkräfte des öſterreichiſchen Heeres darf 
30000 Mann, einſchließlich der Offiziere und der Depottruppen (troupes 
des dépôts), nicht überſchreiten . 

. . . Das öſterreichiſche Heer darf nur zur Erhaltung der Ordnung 
innerhalb des öſterreichiſchen Gebietes und zum Grenzſchutz verwendet 
werden.“ 


Der VI. Teil behandelt die Kriegsgefangenen, der VII. „Strafbeſtim— 
mungen“, der VIII. „Wiedergutmachungen“, die berüchtigten „Ne= 
parationen“ bis zum Weißbluten, wie ſie im Verſailler Diktat auch 
Deutſchland auferlegt worden find. Und wie Verſailles die ſchamloſe 
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Kriegsſchuldlüge erpreßt hatte, das Anerkenntnis der angeblichen 
Schuld Deutſchlands, fo enthält das Diktat von St. Germain den ver- 
logenen Artikel 177: 
„Die alliierten und aſſoziierten Regierungen erklären, und Hfterreich 
erkennt an, daß Öfterreich und feine Verbündeten als Urheber 
für die Verluſte und Schäden verantwortlich ſind, die die alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Regierungen und ihre Staatsangehörigen infolge des ihnen durch 
den Angriff Sfterreih-Ungarns und feiner Verbündeten auf- 
gezwungenen Krieges erlitten haben.“ 
Die im IX. und X. Teil enthaltenen finanziellen und wirtſchaft- 
lichen Beſtimmungen ſind dementſprechend. Weitere Knebelungen ent⸗ 
halten der XI. Teil („Luftſchiffahrt“) und der XII. über „Häfen, Waſſer⸗ 
ſtraßen und Eiſenbahnen“, deſſen 2. Abſchnitt („Schiffahrt“), der im 
Artikel 291 die „Donau für international erklärt“. Der Ku und mn 
XIV. Teil behandeln „Arbeit“ und „Verſchiedene Beſtimmungen“.) 
Entrechtet, wehrlos, ausgeplündert und lebensunfähig ift das Öfter- 
reich dieſes Diktates von St. Germain — ein trauriger Reit der ge- 
ſchwundenen Donaumonarchie. „Der Reſt heißt Oſterreich!“ — fo hatte 
Clemenceau auf der „Friedenskonferenz“ bemerkt. a 
Als die Nationalverſammlung in Wien am 6. September 1919 Annahme 
das Dokument vorgelegt erhielt, waren das Entſetzen über die Aus⸗ National: 
beutung und die Empörung über das Anſchlußverbot groß, aber die N 
ſtürmiſchen Proteſte wurden ſchließlich übertönt durch die Stimmen der 
Annahmebereiten, die ihre Hoffnungen nun auf den Vö Iferbund 
richteten. Die Mehrheit (SPÖ. und Chriſtlich⸗Soziale gegen die Groß⸗ 
deutſchen) der Verſammlung ſtimmte der Unterzeichnung zu. Und am 
10. September wurde der „Friedensvertrag“ von St. Germain durch 
Staatskanzler Dr. Renner unterzeichnet, was Clémenceau mit 
den geſchichtlich recht törichten Worten quittierte: „Der Friede iſt ge⸗ 
ſchloſſen!“ Hätte der Haß ihm nicht den Blick in Gegenwart und Zu⸗ 
kunft getrübt, ſo hätte er gewußt: Hier begann kein Friede, ſondern ein 
neuer Krieg. — 
Indeſſen ging der Kampf im Innern Hſterreichs weiter. Hatte bereits SE 
am 15. Juni 1919 ein neuer Aufſtandsverſuch der Kommuniſten 
in Wien (der jedoch am Widerſtand der Volkswehr und der fozialdemo- 
kratiſch organiſierten Arbeiterſchaft geſcheitert war) gezeigt, daß der 
Bolſchewismus nach wie vor am Werke war, ſo bewies der in der Zeit 
vom 30. Juni bis zum 2. Juli in Wien abgehaltene Reichskongreß der 
Arbeiterräte, wie ſtark der bolſchewiſtiſche Einfluß ſich bereits unter 
den „Auſtromarxiſten“ ſelbſt bemerkbar machte. Die im Kongreß auf⸗ 
geſtellte Forderung, der Arbeiterrat müſſe zur Diktatur und zur Be⸗ 
ſeitigung ſowohl des parlamentariſchen als auch des gewerkſchaftlichen 
ſtems übergehen, beleuchtete die ſtimmungsmäßige Situation. 
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Hunger und Not waren der Nährboden der kommuniſtiſchen Agita⸗ 
tion. Sie zwangen außerdem dazu, alles zu verſuchen, Nahrungsmittel 
in das abgeſchnürte und lebensunfähige Land zu holen. So erfolgte auch 
der Ankauf amerikaniſcher Lebensmittel, deren Bezahlung jedoch neuer⸗ 
liche Schwierigkeiten hervorrief, denn das öſterreichiſche Geld wurde 
immer wertloſer: die Inflation hatte bereits eingeſetzt. die Regierung 
ſah ſich daher im Juli gezwungen, alle in Privatbeſitz befindlichen aus⸗ 
ländiſchen Wertpapiere und Goldmünzen zu beſchlagnahmen, um für 
kurze Zeit Zahlungsmittel für das Ausland zu erlangen. Zu den er⸗ 
forderlichen Summen für die Ernährung SGſterreichs kam jedoch der 
ſtändig wachſende Geldbedarf für die Unterſtützungszahlungen an die 
immer zahlreicher werdenden Arbeitsloſen. Das Geſpenſt der Arbeits- 
loſigkeit hatte — wie im Reich — ſein drohendes Haupt erhoben. Die 
Notenpreſſe arbeitete immer ſchneller. Folgende Zahlen des Noten⸗ 
umlaufs veranſchaulichen das Bild der unaufhaltſamen Inflation: 


Juli 1914. . . . 2,5 Milliarden Kronen 
Dezember 1919 . . . . 12 D D 


Hunger und Arbeitsloſigkeit, Streiks und Revolten zeichnen das Bild 
dieſes unglücklichen Oſterreich, dem das Diktat von St. Germain die 
letzten Lebensausſichten raubte. Als der Winter 1919/20 anbrach, da 
kam zum Hungern noch das Frieren. Die Kohlennot nahm bereits 
Ende September derartige Formen an, daß ſchließlich ſogar Polen und 
die Tſchecho⸗Slowakei fih zu — wenn auch der Wenge nach völlig un⸗ 
zureichenden — Kohlenlieferungen bereit erklärten. 

Der latente Gegenſatz zwiſchen den beiden großen regierenden Par- 
teien, der Sozialdemokratie und den föderaliſtiſch eingeſtellten 
Chriſtlich-Sozialen, führte in der gleichen Zeit zu erneuten 
Auseinanderſetzungen, obwohl der ſozialdemokratiſche Staatskanzler 
Renner (auf einer Länderkonferenz Ende September) ſich bemühte, 
den föderaliſtiſchen Wünſchen der Chriſtlich-Sozialen entgegenzu⸗ 
kommen. Die Auseinanderſetzungen und der Verſuch ihrer Aber— 
brückung führten ſchließlich zu einer neuerlichen Kabinettsumbildung 
und damit zur dritten Regierung Renner (am 17. Oktober 1919) 
mit 7 chriſtlich⸗ſozialen und ebenſoviel ſozialdemokratiſchen Miniſtern. 
Das Regierungsprogramm ſtand zwangsläufig im Zeichen von Saint 
Germain Steuern und Vermögensabgaben bis zum Weißbluten. Die 
auch im Reich bekannte „Erfüllungspolitik“ forderte ihre Opfer. 

Hinzu kam in Öfterreich der offizielle Verzicht auf den Anſchluß 
an Deutſchland: Vier Tage nach der neuen Kabinettsbildung (am 
21. Oktober 1919) beſchloß die Nationalverſammlung die Außer- 
kraftſetzung des (im 3. Abſchnitt behandelten) Grundgeſetzes vom 
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12. März 1919, in dem feſtgeſtellt worden war, daß Öfterreich ein Be- 
ſtandteil des Deutſchen Reiches fei. 

Der Artikel 88 des Diktats von St. Germain war an die Stelle dieſes 
Grundgeſetzes getreten. Am 25. Oktober 1919 folgte die Ratifikation des 
„Friedensvertrags“ durch Öfterreich. 

Inzwiſchen war die Not in Öfterreich derart geſtiegen, daß man ſich 
ſchließlich ſogar beim Oberſten Nat der Alliierten in Paris davon über⸗ 
zeugt hatte, daß dieſes von St. Germain geſtaltete Oſterreich tatſächlich 
vor dem Verhungern und Erfrieren ſtand. Der Tod hatte ſchon reiche 
Ernte in Wien und den Induſtriegebieten gehalten. Die Mengen an 
Kohle und Getreide, die auf Veranlaſſung des Oberſten Rates (1. De⸗ 
zember) nun nach Öjterreich rollten, waren jedoch völlig unzureichend 
und brachten daher nur eine kurzfriſtige und unweſentliche Linderung. 
Ein troſtloſes Weihnachten 1919 rückte heran. Staatskanzler Renner 
mußte am 11. Dezember dem „Reparationsausſchuß“ die Mitteilung 
machen, daß Öfterreich zu Neujahr ohne Brot ſein werde. x 

Zur gleichen Zeit drohte Clémenceau der Wiener Regierung wegen 
angeblicher Anſchlußtendenzen in Salzburg, Tirol und Vorarlberg. 
Öfterreich wurde zum Sklaven erniedrigt, der von der Gnade ſeines 
„Herrn“ abhängig iſt. — 

Als Parallele zu St. Germain ſei am Rande noch das Diktat von 
Trianon vermerkt, das die Entente Ungarn auferlegte. Der Entwurf 
wurde der ungariſchen Delegation am 15. Januar 1920 im Schloß 
Trianon bei Verſailles übergeben. Er verringerte das ungariſche 
Staatsgebiet um zwei Drittel, die hauptſächlich an die Tſchecho⸗ 
Slowakei, Rumänien und Jugoſlawien fallen ſollten. Auch Ungarn er⸗ 
hob Proteſt und verſuchte Abänderungen herbeizuführen. Aber auch 
Ungarn mußte ſich dem Diktat fügen. Es unterzeichnete am A. Juni 1920. 

Die ſogenannten „Pariſer Vorortverträge“, diefe Friedensdiktate 
gegen die Wittelmächte, 


Verſailles gegen Deutſchland, 
St. Germain gegen Hiterreich, 
Trianon gegen Ungarn, 
Neuilly gegen Bulgarien, 
Sevres gegen die Türkei, 


ſind in die Geſchichte eingegangen als Dokumente des Haſſes und des 
Unrechts, der vernunftwidrigen Zerſtörung organiſchen Völkerlebens 
und des Mangels ordnender Kraft — und damit der Unfähigkeit jener 


„Sieger“ des Weltkriegs. 
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5. Abſchnitt: 


Vorläufer und Anfänge 
des Nationalſozialismus in Oſterreich 


Wenige Wochen nach der Ratififation des Diktats von St. Germain 
erfolgte in Wien — von weiteſten Kreiſen unbeachtet — eine politiſche 
Neugründung: die „Zwiſchenſtaatliche nationalſozialiſtiſche 
Kanzlei des deutſchen Sprachgebiets“ (8. Dezember 1919). Sie 
ſollte eine Art Verbindungsſtelle und „Dachorganiſation“ der national» 
ſozialiſtiſchen Organiſationen Oſterreichs, der von den Tſchechen annek— 
tierten Sudetenlande und des Reiches darſtellen. Der Weg, der bis zu 
dieſem Verſuch führte, umfaßt viele Jahre völkiſchen Ringens im alten 
Öfterreich, und es ift notwendig, dieſen Weg zurückzuverfolgen, um die 
Ausgangsſtellung des Nationalſozialismus in Öfterreich zu begreifen: 
Die Vorläufer einer nationalen und ſozialen Bewegung im alten 
Oſterreich entbehren jeglichen parteipolitiſchen Charakters. Es find die 
Vereinigungen deutſcher Geſellen und Gehilfen aus Handwerk und 
Kleininduſtrie in Böhmen und Mähren. Die ſoziale Forderung 
verband ſich hier zwangsläufig mit dem völkiſchen Exiſtenzkampf, 
denn die in die deutſchen Gebiete eindringenden tſchechiſchen Arbeits- 
kräfte wirkten als Lohndrücker und wurden ſo zur drohenden Konkurrenz 
für den bodenſtändigen Arbeiter. Im Kampf gegen dieſen Angriff auf 
ihre ſoziale wie völkiſche Lebensgrundlage ſchloſſen ſich die deutſchen 
Schaffenden in Vereinigungen zuſammen. Die erſte Gründung (im 
Mai 1885) war der „Deutſche Geſellenverein“ in Budweis; im 
Dezember folgte der „Deutſche Gehilfenverein“ in Reichenberg. 
Weitere Gründungen in den verſchiedenen deutſchen Induſtrieorten 
Böhmens und Mähren? gingen in den darauffolgenden Jahren vor 
ſich, und bereits zum A. November 1888 konnte der erſte deutſche 
Gehilfentag für Böhmen und Mähren nach Reichenberg ein- 

berufen werden. 
„Die tſchechiſchen Arbeiter werden bevorzugt, weil ſie billiger arbeiten 


und ſich, da ſie gar keine Standesehre beſitzen, die niederträchtigſte Be⸗ 
handlung gefallen laſſen. Die deutſchen Gehilfen verlangen nichts Un⸗ 
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ührliches; fi nwürdig exiſtieren. Durch die tſchechiſche 
Nene werte T der ehe daß weder Weiſter 
noch Gehilfe etwas verdienen können.“ 

— ſo kennzeichnete ein Redner der Tagung die Situation. Dieſe in 
ihrem Umfang nicht ſehr bedeutende Tagung wurde jedoch zum Aug- 
gangspunkt einer wichtigen Weiterentwicklung. 

Gegenüber den ſozialen und wirtſchaftlichen Fragen traten nun bald 
immer ſtärker die politiſchen Geſichtspunkte hervor. Ein Symptom dieſer 
Entwicklung war die im Jahre 1893 erfolgte Gründung des „Deutſch— 
nationalen Arbeiterbundes“, der ſich bereits als Teilglied der 
„alldeutſchen“ Bewegung betrachtete und auf dem ſogenannten 
„Linzer Programm“ fußte. 

Dieſes „Linzer Programm“ war bereits im Jahre 1882 unter Leitung 
des Georg Ritter von Schönerer aufgeſtellt worden und hatte 1885 
noch einen judengegneriſchen Zuſatz erhalten. (Die Perſönlichkeit 
Schönerers, des völkiſchen Vorkämpfers im alten Öfterreich, wurde be⸗ 
reits im 1. Abſchnitt eingehend gewürdigt.) Das „Linzer Programm“ 
faßte die Zielſetzung der nationalen (damals „deutſchnational“ ge- 
nannten) Bewegung Sſterreichs zuſammen. Es würde im Rahmen 
dieſes Bandes zu weit führen, die vielgeſtaltige organiſatoriſche Ent- 
wicklung jener Jahre und Jahrzehnte mit ihren vielen Neugründungen, 
Zuſammenfaſſungen und Spaltungen im einzelnen zu ſchildern. Be⸗ 
merkt ſei lediglich, daß bald eine Trennung zwiſchen weniger radikalen 
„deutſchnationalen“ Kreiſen und Schönerer eintrat, der die „all⸗ 
deutſche“ Bewegung ſchuf, die in immer ſtärkeren Gegenſatz zum 
Staat geriet. 

Dieſer alldeutſchen Bewegung fühlte ſich der bereits erwähnte 
„Deutſchnationale Arbeiterbund“ des Jahres 1893 zugehörig. Er 
bekannte ſich zu dem ſchon genannten „Linzer Programm“, das ſich 
umfaſſend und ins einzelne gehend mit den nationalen, wirtſchaftlichen 
und ſozialen Fragen der Donaumonarchie auseinanderſetzte: In völki⸗ 
ſcher Hinſicht wurde gefordert, 

„daß diejenigen Länder der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie, welche 
ehemals dem Deutſchen Bunde angehörten, für ſich ein möglichſt un⸗ 
abhängiges und ſtreng einheitlich organiſiertes Ganzes bilden“ 

und daß in dieſem Gebiet 


„der deutſche Charakter gewahrt bleibe, und es muß daher gefordert 
werden, daß durch ein Geſetz die deutſche Sprache als Staatsſprache 


erklärt... werde“, 
Die liberaliſtiſche Gedankenwelt jener Zeit war freilich in einzelnen 
Zügen in dem Programm noch enthalten, das neben „direkter geheimer 
ſtimmung“ (gegenüber dem damaligen Klaſſenwahlrecht mit vollem 
Recht) „freies Vereins⸗ und Verſammlungsrecht“ und „Preßfreiheit 
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forderte. (Wobei freilich nicht außer acht gelaſſen werden darf, daß es 
ſich um das Programm einer gegen Habsburg ringenden Oppoſition 
handelt, für die dieſe „Freiheiten“ nicht nur grundſätzliche Poſtulate 
waren, ſondern auch praktiſche Arbeitsnotwendigkeiten darſtellten !) Die 
antikapitaliſtiſche Einſtellung kam deutlich in folgenden Abſätzen 
zum Ausdruck: 

„VI. Es iſt weiters unerläßlich, daß der Staat unabhängig gemacht 


VII. 


— 


werde von den Geld nächten, indem dafür Sorge getragen wird, 
daß er jederzeit über die erforderlichen Geldmittel verfüge, ohne wie 
bisher genötigt zu fein, faſt jedes Jahr eine neue Schuld zu kontra⸗ 
hieren, zugleich aber auch ohne den Steuerzahler durch übermäßige 
und ungerechte Angaben zu bedrücken. Um dies zu erreichen, iſt eine 
durchgreifende Anderung des beſtehenden Steuerweſens nach dem 

Grundſatze einer gerechten Verteilung der Laſten erforderlich 

und muß demnach angeſtrebt werden: 

16. die Einführung einer progreſſiven Einkommenſteuer an 
Stelle der gegenwärtig beſtehenden direkten Steuern unter Felt» 
ſetzung eines ſteuerfreien Exiſtenzminimums, Aufitellung 
höherer Steuerſätze für das Renteneinkommen und 
niedrigerer Sätze für das Arbeitseinkommen ſowie wirkſame 
Vorkehrungen gegen Steuerumgehungen ſeitens des mobilen 
Kapitales; 

17. eine gründliche Reform der Erbſteuer mit beſonderer Rückſicht⸗ 
nahme auf die Armenverſorgung, ferner die Einführung von 
Luxusſteuern ſowie einer ausgiebigen Beſteuerung der 
Börſengeſchäfte; 

18. eine umfaſſende Reform der indirekten Steuern in der Weiſe, 
daß die unentbehrlichen Lebens- und Gebrauchsartikel gar nicht 
oder in möglichſt geringem Maße, dagegen Luxusartikel 
ausgiebig getroffen werden, ferner eine entſprechende Reviſion 
der Stempel⸗ und Gebührenſätze und des Zolltarifes. 

Es muß als eine der wichtigſten Aufgaben des Staates bezeichnet 

werden, diejenigen Vorbedingungen zu ſchaffen, welche eine gebeih- 

liche Entwicklung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ermöglichen, dieſe 

Vorbedingungen ſind aber: 

19. die Schaffung eines gemeinſamen Zollgebietes mit dem 
Deutſchen Reiche, unter Einbeziehung Ungarns und der 
Balkanländer, ſowie die Erzielung eines einheitlichen Vorgehens 
beider Reiche in allen wirtſchaftlichen Fragen nach den Grund⸗ 
ſätzen des wirtſchaftlichen Schutzſyſtems; 

20. die Organiſation der arbeitenden Klaſſen durch Einfüh- 
rung von obligatoriſchen Gewerbsgenoſſenſchaften und Arbeiter- 
gewerks vereinen 


VIII. Es ijt in hohem Grade wünſchenswert, daß wirtſchaftliche Unters 


nehmungen, welche für die Geſamtheit oder größere Kreiſe der Be⸗ 

völkerung von Wichtigkeit ſind, vom Staate ſelbſt übernommen 

oder ſo geregelt werden, daß ſowohl die öffentlichen als auch die 

privaten Intereſſen in ausreichender Weiſe gewahrt erſcheinen, und 

es iſt demnach insbeſondere anzuſtreben: 

22. die Verſtaatlichung der Eiſenbahnen; 

23. die Verſtaatlichung des Verſicherungsweſens unter 
gleichzeitiger Einführung einer Alters- und Anfalls⸗ 
verſicherung; 


5. Abſchnitt 71 


24. Schaffung eines Aktiengeſetzes, welches einen wirkſamen 
en 929 1 ſittliche und wirtſchaftliche Gefahren ges 
währt.“ 

Die ſozialpolitiſche Einſtellung wurde auch durch den Punkt 26 charak⸗ 
teriſiert, der forderte l e 
„eine Reform der Fabrikgeſetzgebung, insbeſondere mit Feſt⸗ 
ſtellung einer Nor malarbeitszeit, Beſchränkung der 
Kinder⸗ und Frauenarbeit, Haftpflicht der Arbeitgeber für 
Unfälle der Arbeiter und Einführung der Fabrikinſpektoren“. 
Die grundſätzliche deutſche Einſtellung wurde nochmals beſonders 
unterſtrichen durch die Forderung 31: 3 
„Die Erhaltung und dauernde Befeſtigung des Bündnis ſes 
mit dem Deutſchen Reiche durch einen Staatsvertrag. 
— und der bereits erwähnte antiſemitiſche Zuſatz (1885) lautete: 


„Zur Durchführung der angeſtrebten Reformen iſt die Be⸗ 
ſeitigung des jüdiſchen Einfluſſes auf allen Gebieten des 
öffentlichen Lebens unerläßlich.“ 


Aufbauend auf dieſem Programm, führte die deutſchnationale 


Arbeiterſchaft (wie der bereits ſchon erwähnte „Deutfchnationale 3 


Arbeiterbund“ des Jahres 1893) ihren ſozialpolitiſchen Kampf durch. 
Niedergelegt find ihre Forderungen in einem „ſozialpolitiſchen 
Programm der deutſchvölkiſchen Arbeiterſchaft“: 


„Die deutſchnationale Arbeiterſchaft bildet einen Beſtandteil der auf 
dem Linzer Programme fußenden deutſchnationalen Partei, innerhalb 
welcher ſie ſich mit den übrigen ehrlich arbeitenden Ständen des deutſchen 
Volkes, mit dem Bauern, Gewerbe- und Handeltreibenden und den geiſtig 
arbeitenden Berufsſtänden zur gemeinſamen Erkämpfung politiſcher und 
nationaler Rechte ſowie einer beſſeren ſozialen Stellung vereinigt. 

In weiterer Ausführung jener Beſtimmungen des Linzer Programms, 
welche auf die Verhältniſſe der Arbeiter im beſonderen ſich beziehen, ſtellt 
daher die deutſchnationale Arbeiterſchaft folgende Grundſätze auf: 5 

Die Geſamtheit des Volkes iſt verpflichtet, jedem einzelnen ehrlich 
arbeitenden Volksgenoſſen ein menſchenwürdiges Daſein, ges 
bührenden Anteil an dem Ertrage der nationalen Arbeit und den 
Witgenuß der idealen Güter unſerer Kultur zu ſichern; daher fordern wir: 

J. die Wahrung der Freiheit und Ehre der Arbeit und die recht⸗ 
liche und tatſächliche Anerkennung der Stellung des Arbeiters als eines 
gleichberechtigten Teiles beim Abſchluſſe des Arbeitsvertrages; volle 

und unbeſchränkte Koalitionsfreiheit; f 
II. die Anerkennung des Rechtes auf Arbeit; im Falle der Arbeits⸗ 

loſigkeit oder in jenem der Arbeitsunfähigkeit Gewährung des ent⸗ 

ſprechenden Unterhalts; 

IN. die Sicherung gebührender Entlohnung der Arbeit; 

IV. die Sicherung des Arbeiters gegen die Gefährdung ſeines Lebens 
und ſeiner Geſundheit; 

V. ausreichende Vorkehrungen zur Durchführung aller Maßnahmen, welche 
zur Erreichung dieſer Ziele erforderlich ſind. 

Im einzelnen iſt zunächſt folgendes anzuſtreben: ...“ (Es folgten aus⸗ 


führliche und umfaſſende Forderungen in 25 Punkten ſozialpolitiſcher 
Natur.) 
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Dieſes Programm in 25 Punkten wurde von der völkiſchen Arbeiter— 
bewegung im Jahre 1899 auf ihrer Tagung in Eger aufgeſtellt, wo 
man ſich offiziell als Beſtandteil der von Schönerer gegründeten „All- 
deutſchen Partei“ erklärte. So marſchierte nun die völkiſche Arbeiter- 
bewegung gemeinſam mit den Alldeutſchen unter Schönerers Führung. 
Aus den Wahlen des Jahres 1901 gingen 15 Schönerer-Anhänger 
als Abgeordnete hervor, die fih im Parlament als „Alldeutſche 
Vereinigung“ zuſammenſchloſſen und folgende Erklärung unter- 
zeichneten: 

„Wir ſtreben ein ſolches bundesrechtliches Verhältnis der deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Länder (ehemaligen deutſchen Bundesländer) mit dem 
Deutſchen Reiche an, das die Erhaltung unſeres Volkstums 
dauernd ſichert. 

Wir bekämpfen daher jede Regierung, die dieſem unſerem Ziele ent⸗ 
gegenwirkt, und können an Loyalitätskundgebungen nicht teilnehmen, fo- 
lange eine derartige Negierungspolitik beſteht. 

Unſer Volkstum von jedem fremden, daher auch vom jüdiſchen Ein- 
fluß freizuhalten und uns von Rom loszuſagen, halten wir für 
unſere ſelbſtverſtändliche Pflicht.“ 

Bald einſetzende innere Zwiſtigkeiten und Spaltungen im Lager 
Schönerers ließen leider auch die vielverſprechenden Anſätze einer 
machtvollen deutſchen Arbeiterbewegung Öfterreih3 zunichte 
werden. Völkiſche gewerkſchaftliche Gründungen verſchiedener Be— 
rufsgruppen erfolgten ab 1901, indes die Alldeutſche Partei ſich auf- 
löſte. Während eine Tagung der Arbeitervereine in Saaz (1902) 
erneut „die Schaffung einer großen alldeutſchen Partei“ forderte, 
brachte eine weitere Tagung gegen Ende des gleichen Jahres (am 
8. Dezember in Reichenberg) die Erkenntnis, daß eine neuerliche 
völkiſche Arbeiter- und Bürgerpartei nicht mehr zu errichten ſei, und 
daß man fih „unter den gegenwärtigen Verhältniſſen keiner der politi- 
ſchen Parteien anſchließen“ wolle, ſondern „eine freie ſelbſtändige Or- 
ganiſation“ gründen müſſe. Eine weitere Reichstagung in Auffig 
am 15. November 1903 führte in Befolgung der obigen Beſchlüſſe zur 
Gründung der Deutſchen Arbeiterpartei Öfterreich3, derer erter 
Parteitag am 14. und 15. Auguſt 1904 in Trautenau ſtattfand. Das 
hier aufgeſtellte Parteiprogramm enthielt unter anderem folgende 
grundſätzliche Feſtlegungen: 

„Die Deutſche Arbeiterpartei erſtrebt die Hebung und Befreiung der 
arbeitenden deutſchen Volksſchichten aus dem Zuſtande ihrer heutigen wirt⸗ 
ſchaftlichen, politiſchen und kulturellen Unterdrückung. Sie geht hierbei von 
der Aberzeugung aus, daß der Arbeiter nur innerhalb der natürlichen 
Grenzen ſeines Volkstums ſich gegenüber den übrigen Volksklaſſen 
der Kulturgemeinſchaft zur vollen Geltung ſeiner Arbeit und Intelligenz 
emporringen kann. Wir verwerfen die internationale Organi⸗ 
fation, weil ſie den vorgeſchrittenen Arbeiter durch den niedriger ſtehenden 
erdrückt und vollends in Öfterreich jeden wirklichen Fortſchritt der deutſchen 
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Arbeiterklaſſe unterbinden muß. Wir bilden keine engherzige Klaſſenpartei. 
Die Deutſche Arbeiterpartei vertritt die Intereſſen aller ehrlichen produk⸗ 
tiven Arbeit überhaupt und ſtrebt die gänzliche Beſeitigung aller Miß⸗ 
verhältniſſe und die Herbeiführung gerechter Zuſtände auf allen Gebieten 
des öffentlichen Lebens an. Wir ſind eine freiheitliche nationale Partei, 
welche mit aller Schärfe die reaktionären Beſtrebungen, die feu⸗ 
dalen, klerikalen und kapitaliſtiſchen Vorrechte ſowie jeden 
fremdvölkiſchen Einfluß bekämpft.“ 
Ein Vierteljahr ſpäter übernahm der ſudetendeutſche Vorkämpfer Hans 
Knirſch (der im 3. Abſchnitt bereits erwähnt wurde) die Hauptgeſchäfts⸗ 
ſtelle der neuen Partei (in Auſſig), die bereits ein Jahr ſpäter ihren 
erſten Wahlkampf zu beſtehen hatte: k , 

Die Reichsratswahlen vom 18. Oktober 1905 bringen im Wahl- 
kreis Reichenberg zwar einen Sieg des Sozialdemokraten Viktor Adler 
(mit 30000 Stimmen), aber es iſt der Deutſchen Arbeiterpartei doch 
ſchon gelungen, mit ihren 14000 Stimmen eine bedeutende Breſche in 
die marxiſtiſchen Reihen zu ſchlagen. Es war der letzte Wahlkampf nach 
dem Klaſſenwahlrecht (es handelte ſich um den Wahlgang der „fünften 
Kurie“), denn das Jahr 1906 brachte endlich in Hjterreich das von 
Schönerer geforderte „allgemeine, gleiche, geheime und direkte Wahl⸗ 
recht“. 

Dieſes neue Wahlrecht (das nicht nur im „Linzer Programm“, 
ſondern auch von der Sozialdemokratie gefordert worden war) brachte 
die erſten Erfolge der Sozialdemokratie, die am 14. Mai 1907 
87 Wandate erringen konnte. (Ihrem Sieg folgte allerdings bald ein 
Auseinanderfallen der Partei in einzelne Länderparteien — ent⸗ 
ſprechend den verſchiedenen Nationalitäten, was letzten Endes eine 
Widerlegung der internationalen Ideologie des Marxismus bedeutete.) 

Die „Deutſche Arbeiterpartei für Oſterreich“ ſetzte ihren Kampf für 
den deutſchen Arbeiter und gegen den Warxismus fort. Zu der Frage 
des Verhältniſſes zwiſchen ſtändiſcher und völkiſcher Intereſſen⸗ 
vertretung gibt es eine intereſſante Erklärung der Reichsparteileitung 
vom 11. Dezember 1910 (als Antwort auf damalige gegneriſche Angriffe): 

„Eine Partei, welche ſich Arbeiterpartei nennt, hat naturgemäß die 
Arbeitnehmerſchaft, die Arbeiterklaſſe, politiſch zu vertreten. Wir 
verwerfen jedoch den Standpunkt der Sozialdemokratie, die den 
Klaſſenhaß gegen andere Geſellſchaftsſchichten lehrt, welche für ſich ſelbſt 
nur das gleiche Recht wie wir in Anſpruch nehmen. Für die wirtſchaft⸗ 
lichen und politiſchen Intereſſen der anderen Klaſſen des deutſchen Volkes 
tritt unſere Partei nur inſoweit ein, als dieſe mit den Intereſſen der 
Arbeiterſchaft nicht in Widerſpruch ſtehen. Witglied der Partei kann 
natürlich jeder Deutſche ſein, der ſich ausſchließlich zu den Grundſätzen der 


Deutſchen Arbeiterpartei bekennt. Wir verweiſen darauf, daß die Betonung 
des Klaſſenſtandpunktes nur die Folgerung aus dem Beſtreben iſt, die poli⸗ 


tiſche Vertretung nach den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen der aus Arbeit- 
nehmern beſtehenden Mehrheit des deutſchen Volkes einzurichten. 
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Hans Knirſch 


Reichsrats⸗ 


wahl 


Die 


en 1905 


Sozial: 


ial⸗ 
de mokratie in den 


Wahlen 1907 


Ständiſche und 
völkiſche Inter⸗ 
eſſenvertretung 

r „Deutſchen 


e 
Arbe 


iterpartei“ 


Die letzten Jahre 
vor dem 
Weltkrieg 


„Deutſche 
National- 
foztaliftiidhe 
Arbeiterpartei“ 


Die Abtretung 
der Sudeten⸗ 
deutſchen 


Teilung der 
national- 
ſozialiſtiſchen 
Parteien 


74 Das Großdeutſche Reih / Öfterreich 1918—1938 


ſammenarbeiten mit den übrigen deutſchfreiheitlichen Parteien in rein völ⸗ 
kiſchen und freiheitlichen Belangen als im Lebensintereſſe unſeres ſchwer 
bedrohten Volkes in Sſterreich gelegen.“ 

Die zweite Reichsratswahl (Juni 1911) nach dem neuen Wahlrecht 
brachte der Deutſchen Arbeiterpartei den erſten Wahlſieg: Hans Knirſch, 
Ferdinand Seidl und Adam Fahrner zogen ins Parlament ein. Das 
Jahr 1913 brachte auf dem Iglauer Parteitag der „Deutſchen 
Arbeiterpartei für Hfterreich“ die Annahme des von Rudolf Jung 
überarbeiteten Programms. Es war der letzte Parteitag vor dem Der: 
hängnisvollen Auguſt 1914, der mit dem Ausbruch des Weltkriegs 
den letzten dramatiſchen Akt der Donaumonarchie eröffnete. 

Der Schlachtenlärm übertönte zunächſt die innerpolitiſche Pro- 
blematik dieſes Staatsweſens, bis das Krachen im Gebälk immer Der: 
nehmlicher wurde (ſiehe 1. und 2. Abſchnitt) und im Jahre 1918 die 
allgemeine Auflöſung einſetzte. In dieſem Jahre (am 5. Mai in Wien) 
fand auch der letzte Parteitag der „Deutſchen Arbeiterpartei“ im 
alten Öfterreich ſtatt. Er ift inſofern beſonders bemerkenswert, als hier 
auf Antrag des ſudetendeutſchen Vorkämpfers Hans Krebs der Name 
umgewandelt wurde in „Deutſche Nationalſozialiſtiſche Arbeiter— 
partei“. 

So tauchte erſtmalig die Bezeichnung „nationalſozialiſtiſch“ auf — 
ideenmäßig bereits verwandt dem Gedankengut der ein Jahr ſpäter in 
München ihren organiſatoriſchen Anfang nehmenden NSDAP., ohne 
mit dem in der Perſon Adolf Hitlers verkörperten und erſt von ihm 
zum zentralen Begriff geſchaffenen Nationalſozialismus identiſch 
zu fein. — 

Wenige Wonate ſpäter verſinkt Öfterreih-Ungarn im Strudel der 
auseinanderſtrebenden Nationalitäten und der marxiſtiſchen Revolte, 
Die ſudetendeutſchen Gebiete ſtehen vor der tſchechiſchen Invaſion 
und Terroriſierung. Die dortigen Führer der „Deutſchen National- 
ſozialiſtiſchen Arbeiterpartei“ (unter ihnen Hans Knirſch und Rudolf 
Jung) fordern in letzter Stunde — am 18. Oktober 1918 — den Schutz 
gegen die hereinbrechende tſchechiſche Gefahr, das Selbſtbeſtim— 
mungsrecht und den bundesſtaatlichen Anſchluß an das Deutſche Reich. 
Keine drei Wochen ſpäter hat ſich das Schickſal der Sudetendeutſchen 
erfüllt. Die tſchechiſchen Legionen haben die deutſche Heimat gewaltſam 
okkupiert (ſiehe 3. Abſchnitt), und das Diktat von St. Germain (ſiehe 
A. Abſchnitt) ſanktioniert im Jahre 1919 den tſchechiſchen Gewaltakt. 

Dieſe ſtaatliche Zerreißung führte noch vor dem Ende des Jahres 
1918 zur Teilung der „Deutſchen Nationalſozialiſtiſchen Arbeiter⸗ 
partei“ in die „Deutſche Nationalſozialiſtiſche Arbeiterpartei 
in den Sudetenländern“ unter Knirſch und Jung und die 
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„Deutſche Nationalſozialiſtiſche Arbeiterpartei Oſterreichs“ 
(unter Dr. Riehl); wenig ſpäter entſtand im Reich (am 5. Januar 1919 
in München) die „Deutſche Arbeiterpartei“ als ganz kleine Gruppe 
von Männern mit ähnlichen Ideen (Bd. 1918—1933, S. 44—45). 

So kommt es am 8. Dezember 1919 in Wien zur Gründung der 
zu Beginn dieſes Abſchnitts erwähnten „Zwiſchenſtaatlichen 
nationalſozialiſtiſchen Kanzlei des deutſchen Sprachgebiets“, 
um — wenigſtens in loſer Form — den ſtaatlichen Trennungsſtrich 
durch eine organiſatoriſche Verbindungsſtelle zu überwinden, die den 
Kontakt zwiſchen den verwandten Organiſationen diesſeits und jenſeits 
der Grenzen herſtellen ſoll. 

Inzwiſchen hat die Geburtsſtunde des Nationalſozialismus, der 
neuen deutſchen Weltanſchauung, geſchlagen: Am 16. September 1919 
iſt in München Adolf Hitler als Mitglied Nr. 7 in die oben bereits 
erwähnte „Deutſche Arbeiterpartei“ eingetreten (Bd. 1918—1933, S. 45 
bis 46). Aus dem an ſich bedeutungsloſen Verein wird durch ihn die 
Keimzelle der nationalſozialiſtiſchen Erneuerung Deutſchlands. Am 
24. Februar 1920 verkündet Adolf Hitler, ein Sohn der Oſtmark, die 
25 Theſen des von ihm geſchaffenen Parteiprogramms (Bd. 1918 bis 
1933, S. 50—52), und am 29. Juli 1921 übernimmt er endgültig die 
Führung der von ihm in ihrer mitreißenden Geftalt geſchaffenen Be⸗ 
wegung (Bd. 1918—1933, S. 54). Die Partei heißt jetzt bereits ſeit faſt 
einem Jahre „Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei“ 
(NSDAP.). Sie heißt fo ſeit den Auguſttagen 1920 in Salzburg, 
wo man zu einem gemeinſamen Parteitag (7.8. Auguſt) mit den 
beiden nationalſozialiſtiſchen Parteien Oſterreichs und der Sudeten⸗ 
länder zuſammengekommen war (Bd. 1918-1933, S. 53). 

Eine Folge dieſer Fühlungnahme iſt das erſtmalige politiſche Auf⸗ 
treten Adolf Hitlers in Oſterreich, wo er in der Zeit vom 29. September 
bis zum 11. Oktober 1920 — in Verſammlungen und Kundgebungen in 
Wien, Innsbruck, Salzburg und St. Pölten — zu den Volks⸗ 
genoſſen ſpricht. Die Verſammlungen, die im Rahmen des Wahl⸗ 
kampfes der Nationalratswahlen im Oktober 1920 (ſiehe 6. Abſchnitt) 
zur Durchführung kommen, werden zu einem gewaltigen Erfolg des 
Nationalſozialismus. 

Die öſterreichiſche Partei („Deutihe Nationalſozialiſtiſche 
Arbeiterpartei Oſterreichs“) geht ihren Weg weiter, ohne zu entfcheiden- 
den Erfolgen zu kommen. Ihr Salzburger Parteitag vom 14. Auguſt 
1923 bringt die Umwandlung ihrer — der SA. entſprechenden — bis⸗ 
herigen „Ordnertruppe“ (OT.) in den ſogenannten „Vaterländiſchen 
Schuzbund“, Im Kampf der zahlenmäßig immer noch nicht ſehr 
ſtarken nationalſozialiſtiſchen Oppoſition (an die 30000 Mitglieder) 
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gegen die Regierungen der Republik Sſterreich kommt es zu Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten innerhalb der Partei, die im September 
1923 anläßlich eines Streites um die Wahlbeteiligung (zu den zweiten 
Nationalratswahlen im Oktober — ſiehe 8. Abſchnitt) zum Rücktritt 
Riehls und zur Zerſplitterung in drei Gruppen führen. 

Der Salzburger Parteitag, auf dem dieſe Spaltung vor ſich geht 
(kurze Zeit vor der nationalſozialiſtiſchen Erhebung am 9. November 
1923 in München — fiehe Bd. 1918—1933, 11. Abſchnitt) hat als Er- 
gebnis die Trennung in die „Nationalſozialiſtiſche Partei“ (ſogenannte 
Schulz-Gruppe), den „Deutſchſozialen Verein“ unter Dr. Riehl und 
die „Nationalſozialiſtiſche Hitlerbewegung“ (unter Profeſſor 
Suchenwirth, Schattenfroh, Rentmeiſter, Derdah die bereits er: 
kannt hat, daß Adolf Hitler allein der Führer des Nationalſozialis⸗ 
mus iſt. — Aber es vergehen noch mehr als zwei Jahre bis zu einer 
eindeutigen Klärung. 

Als im Jahre 1925 (27. Februar) die NSDAP. im Reiche nach den 
Verbotsjahren von Adolf Hitler neugegründet worden war (Bd. 1918 
bis 1933, S. 113) und als dann ihr zielklarer und ſtraff geführter Kampf 
erneut einſetzte, da war nach einem Jahre auch die Stunde für eine ein- 
heitliche nationalſozialiſtiſche Arbeit im Reiche und in Öfterreich in die 
Nähe gerückt. Am 11. Mai 1926 konnte der „Völkiſche Beobachter“ be⸗ 
richten: 

„Am 4. Mai 1926 fand in Wien die Gründungsverſammlung des 
Nationalſozialiſtiſchen Arbeitervereins (Hitlerbewegung) ſtatt. 
Die Satzungen des Vereins wurden gleichlaufend mit den Satzungen des 
Vereins in München einſtimmig beſchloſſen. Der Verein ſtellt keine Spal⸗ 
tung in der NS.⸗Bewegung Großdeutſchlands dar. Er hat als Programm 
die 25 Theſen Adolf Hitlers und unterſtellt ſich reſtlos Hitlers 
Führung. 

Die Gründung erfolgte aus dem Grunde, weil in der derzeitigen 
Nationalſozialiſtiſchen Partei Oſterreichs zwei verſchiedene Geiſtesrich⸗ 
tungen vorhanden ſind, die zwar programmatiſch und im Endziel gleich⸗ 
gerichtet, in der Meinung über den zu beſchreitenden Weg grundſätzlich 
verſchiedener Auffaſſung ſind. 

Die Gründungsverſammlung fand unter ungeheurer Beteiligung von 
Vertretern faſt aller Ortsparteien Wiens und von Abgeordneten aus der 
Umgebung ſtatt. 

Dem Verein ſchloſſen ſich zahlreiche Ortsparteien und Mitglieder aus 
allen Bezirken Wiens an, und es wurde beſonders begrüßt, daß ſich die 
Leitung verpflichtete, reſtlos den Wünſchen und Weiſungen unſeres 
alleinigen Führers, Adolf Hitler, zu folgen. Minutenlanger Beifall durch⸗ 
dröhnte den Saal, als die Unterſtellung unter Hitler verkündet wurde. 
Wie ein Erlöſungsruf klang es von hundert Lippen: Endlich!“ 

Zwei Wochen ſpäter erließ der neugegründete „Nationalſozialiſtiſche 
Arbeiterverein (Hitlerbewegung)“ einen Aufruf, der klar ausſprach: 

„Weil wir reſtlos die Nichtigkeit des Weges Adolf Hitlers anerkennen, 
weil wir einzig und allein in Adolf Hitler den Mann ſehen, der geeignet 
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it, der Führer in dieſem Ringen mit den Zerſtörern des deutſchen Volkes 
zu ſein, darum nennen wir uns Hitlerbewegung. Darum haben wir die⸗ 
ſelbe Organiſationsgrundlage wie in Oeutſchland geſchaffen, den National- 
ſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterverein, und eben darum haben wir uns 
der geiſtigen Führung eben dieſes Mannes unmittelbar unterſtellt. 
Wir wollen nichts anderes fein als der Gau Sſterreich der großen 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung des deutſchen Volkes.“ 
200 Volksgenoſſen bekannten ſich damals in Wien zu Adolf Hitler; 
bald konnten Gauleitungen in Steiermark, Niederöſterreich und Kärnten 
errichtet werden. Als Organ der neuen Organiſation erſchien der „Öfter- 
reichiſche Beobachter“. — Und der Parteitag der RSS AP. in 
Weimar (am 3. und 4, Juli 1926 — fiche Bd. 1918—1933, S. 130), in 
deſſen Verlauf der Führer die öſterreichiſche nationalſoziali— 
ſtiſche Bewegung anerkannte, richtete an die Nationalſozia⸗ 
liften Öfterreich8 folgende Worte: 

„Der Reichsparteitag erwartet, daß die Organiſationen und die Volks⸗ 
genoſſen in unſerem Bruderlande Deutſch⸗Oſterreich, in der Hauptſtadt 
Wien und in den Bundesländern, die gemäß ihrer Einſtellung und ihrem 
Programm die Vorausſetzungen erfüllen, den Anſchluß an die für das 
ganze deutſche Sprachgebiet geltende Organiſation ber RSO Ap. 
unter Führung Adolf Hitlers ausſprechen und fo die einheitliche — ein⸗ 
heitlich in Führung und einheitlich im Programm — großdeutſche national⸗ 
ſozialiſtiſche Bewegung ſchaffen helfen!“ 

Wenige Wochen ſpäter — im Auguſt 1926 — fand dann im Rahmen 
einer gemeinſamen Tagung (in Paſſ au) des „Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeitervereins (Hitlerbewegung)“ mit den nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Vertretern aus den einzelnen Bundesländern die endgültige 
Schaffung der NSDAP. Sſterreichs ſtatt, ſowie ihre Eingliede- 
rung in die NSDAP. des Reiches (ſamt dem weiter oben er- 
wähnten „Vaterländiſchen Schutzbund “). Die Vereinigung unter Adolf 
Hitler war vollzogen. 
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6. Abſchnitt: 


Kampf um den Anſchluß 


Erſt der Nationalſozialismus Adolf Hitlers hat die Vorausſetzungen 
für den Anſchluß Oſterreichs an das Reich geſchaffen. Ihm ift die große 
Tat der Heimführung der deutſchen Oſtmark vorbehalten geblieben. 

e e Wenn man heute rückſchauend dieſen nationalſozialiſtiſchen Weg in 

dem Dittat von Vergleich ſetzt zu der Anſchlußbewegung der Jahre 1920 und 1921, 
jo wird klar, warum jenes Ringen in den Jahren nach dem Diktat von 
St. Germain erfolglos bleiben mußte: Es fehlte die alle Volksgenoſſen 
verbindende Weltanſchauung, die das Volk zur ſtarken Einheit werden 
ließ. Erſt als der Nationalſozialismus zu dieſer tragenden Idee 
wurde, erwuchs organiſch die deutſche Einheit. Sie wurde zur Platt⸗ 
form einer machtvollen und wehrhaften nationalſozialiſtiſchen Politik, 
die eine neue machtpolitiſche Situation ſchuf und damit eine 
weitere Vorausſetzung für die Heimkehr Öfterreich8. Denn dies war 
der zweite Grund für die Erfolgloſigkeit der Anſchlußbeſtrebungen 
1920/21: Die völlige Entmachtung und Knebelung des Reiches 
ebenfo wie Öfterreich3. Das damalige Öfterreich freilich gab Dä noch 
der Hoffnung hin, man werde ihm ſeitens der Alliierten gegebenenfalls 
den Anſchluß gutwillig geſtatten; es hoffte insbeſondere auf den 
Völkerbund und erwartete, dieſer werde ſich für das ſo oft geprieſene 
und verſprochene „Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker“ einſetzen, das 
angeſichts der tatſächlichen Wünſche der öſterreichiſchen Bevölkerung 
zu keiner anderen Löſung als dem Anſchluß führen konnte. So kam es, 
daß das Anſchlußverbot von St. Germain (ſiehe 4. Abſchnitt) keines⸗ 
wegs die öſterreichiſchen Anſchlußhoffnungen zum Erliegen brachte; im 
Gegenteil ſetzte die Bewegung jetzt erft richtig ein. Da8 Jahr 1920 bot 
das Bild einer immer gewaltiger anſchwellenden Anſchlußbewegung. 
Den Auftakt bildete eine große Anſchlußkundgebung des deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſchen Lehrerbundes (Januar), und dann ſteigerte ſich die Bewegung 
von Monat zu Monat, während man ſeitens der Weſtmächte dieſe Ent⸗ 
wicklung mit ſichtlichem Mißvergnügen beobachtete. 
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Ein wichtiger Faktor dieſer Entwicklung war angeſichts des morali⸗ 
ſchen wie politiſchen Zuſammenbruchs die wirtſchaftliche Situation des 
lebensunfähigen öſterreichiſchen Staates. Dieſer Faktor wirkte ſowohl 
treibend wie hemmend. Stellten die Lebensunfähigkeit Oſterreichs und 
die daraus reſultierende Notwendigkeit des Anſchluſſes an das Reich 
ein damals wichtiges Argument der ſich immer mehr ausbreitenden 
Anſchlußpropaganda dar, ſo lieferte andererſeits eben dieſe Lebens⸗ 
unfähigkeit Oſterreich jedem wirtſchaftlichen Druck der Entente aus, 
die in der Folgezeit von dieſem Druckmittel noch weitgehend Gebrauch 
machte, um der Anſchlußbewegung entgegenzutreten und von der 
Wiener Regierung ihre Unterbindung zu verlangen. 

Dieſes in ſeiner neuen Grenzziehung an ſich ſchon lebensunfähige 
Oſterreich wurde außerdem von den Tributzahlungen des Oiktats von 
St. Germain ausgeſogen, den ſogenannten „Reparationen“, wie ſie 
im Verſailler Diktat auch dem Reich auferlegt worden find. Und auch 
gegenüber Öfterreich wachte eine Reparationskommiſſion über den 
Eingang dieſer ungeheuren Zahlungen und nahm das geſamte Finanz⸗ 
weſen unter ſeine Kontrolle. In einer Note vom 21. Mai 1920 ent⸗ 
wickelte die Kommiſſion ihre Pläne, 
Pumpwirtſchaft hinausliefen: Die öſterreichiſche Regierung ſoll 


nahmequellen des Landes zu haften haben. Wit dieſen Schaßfcheinen 
ſollen die Schulden abgedeckt werden, die bei den Alliierten durch die 
(bereits im 4, Abſchnitt erwähnten) Kohlen- und Lebensmittellieferungen 
entſtanden find — und in Zukunft noch entſtehen werden. Die Schatz⸗ 
ſcheine ſollen außerdem zur Deckung aller ſonſtigen noch notwendig 
werdenden Kredite Verwendung finden. — Der Weg zur fortſchreiten⸗ 
den wirtſchaftlichen Aber fremdung und ſchließlich Enteignung 
Öfterreih8 war damit beſchritten. 

Die Machtbefugniſſe der Reparationskommiſſion ſind derart, daß ſie 
praftifch Regierungsgewalt in dem unglücklichen Öfterreicy hat, in dem 
bereits jedes Stück Privateigentum der Entente verpfändet iſt, wie 
Staatskanzler Nenner ſelbſt zugeben muß. — Am 2. Juni 1920 bittet 
er den Finanzausſchuß der Kammer, die „notwendigen Opfer“ recht— 
zeitig zu bringen, um die „Souveränität“ des öſterreichiſchen Staates 
in letzter Stunde zu retten. In dieſer Aufforderung kommt die Situation 
deutlicher zum Ausdruck, als ſie in langen Ausführungen dargeſtellt 
werden könnte. 


Innerhalb der Regierung aber wuchs die Spannung zwiſchen den 


ozialdemokraten und den Chriſtlich⸗Sozialen immer mehr. S 


Die Chriſtlich⸗Sozialen hatten fih in der Frage des föderaliſtiſchen 
Prinzips im weſentlichen durchgeſetzt. Die in dieſer Zeit erfolgte Nieder⸗ 
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werfung der bolſchewiſtiſchen Räterevolutionen in Bayern und 
Ungarn wirkte ſich ebenfalls dahin aus, daß die Stellung der 
Marxiſten geſchwächt erſchien. Ein ſozialdemokratiſch beeinflußtes neues 
Wehrgeſetz (März 1920), das nach wie vor die Soldatenräte als 
„beratende“ Inſtanzen beibehielt und das Heer auf ſozuſagen „gewerk⸗ 
ſchaftlichen“ Grundlage zu einem bewaffneten marxiſtiſchen Partei⸗ 
haufen entwickeln wollte, führte ebenfalls zu ſtarker Verſtimmung und 
innerer Ablehnung auf chriſtlich⸗ſozialer Seite und gab der „Los⸗von⸗ 
Wien⸗Bewegung“ in den ländlichen Bezirken neuen Auftrieb. So 
zeigten ſich bei den Chriſtlich-Sozialen allmählich Tendenzen einer An⸗ 
näherung an die „Großdeutſchen“ (die in ihrer politiſchen Haltung etwa 
der Deutſchnationalen Volkspartei entſprachen). Unter dem Namen 
„Großdeutſche Volkspartei“ trat dieſe Richtung erſt im Auguſt 
1920 (Gründung der Partei in Wien) an die Offentlichkeit, nachdem am 
20. Juni bereits als Vorläufer die „Deutſche Arbeitsgemeinſchaft der 
deutſch⸗freiheitlichen Gruppen“ gegründet worden war. Im Vorder⸗ 
grund ihrer politiſchen Arbeit und Propagandatätigkeit ſtand das 
Streben nach dem Anſchluß an das Reich. Der Parteitag der Groß— 
deutſchen Volkspartei in Salzburg forderte (am 7. September 1920) eine 
Volksabſtimmung über den Anſchluß. — 

Die bereits erwähnten wachſenden Spannungen zwiſchen den beiden 
Parteien der Regierungskoalition, den Chriſtlich⸗Sozialen und den 
Sozialdemokraten, erfuhren eine beſondere Beleuchtung, als vom 
31. Mai bis zum 3. Juni 1920 der marxiſtiſche Reichsarbeiterrat in 
Wien tagte und die geſamte Regierung angriff, alſo nicht nur die 
chriſtlich⸗ſozialen Miniſter, ſondern auch die mit ihnen in Regierungs⸗ 
koalition befindlichen Sozialdemokraten. Den „Arbeiterräten“ iſt dieſe 
Regierung zu bürgerlich; ſie verlangen radikale marxiſtiſche Maß⸗ 
nahmen: Aus „zuverläſſigen“ Republikanern foll eine Arbeiterwehr 
gebildet werden. Das von den Sozialdemokraten bereits geforderte und 
von den Chriſtlich⸗Sozialen bisher hintertriebene „Vermögens- 
abgabe“ geſetz foll ſofort erlaſſen werden. 

Standen fo die ſozialdemokratiſchen Miniſter unter dem Druck ihrer 
Parteiforderungen, ſo war andererſeits die Mißſtimmung bei den 
Chriſtlich⸗Sozialen — wie bereits ausgeführt ebenfalls im Wachſen. 
Während die Marxiſten den Chriſtlich⸗Sozialen vorwarfen, die Ver⸗ 
mögensabgabe ſabotiert und die Heimwehren in Tirol und Salzburg 
bewaffnet zu haben, waren die Chriſtlich⸗Sozialen wegen des marxiſti⸗ 
ſchen Wehrgeſetzes erbittert, das dann ſchließlich auch am 10. Juni in 
einer Sitzung der Nationalverſammlung zu einem heftigen Parlaments⸗ 
krach und zum Regierungsſturz führte: Eine vom „Heeresminiſter“, 
dem ſozialdemokratiſchen Juden Dr. Deutſch, erlaſſene Dienſtvorſchrift 


| 


f 
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wurde von den Chriſtlich⸗Sozialen angegriffen und abgelehnt. Dieſe 
Vorgänge, die eine heftige Preſſepolemik entfeſſelten, führten am 
darauffolgenden Tage (11. Juni) zum Rücktritt des Staatskanzlers 
Renner und der anderen ſozialdemokratiſchen Miniſter. Die Re- 
gierungskoalition war geſprengt! 


Faſt vier Wochen dauert nun der Kuhhandel der Parteien, um eine 
neue Regierung zuſtande zu bekommen. Immer unter dem drohenden 
Schatten der Reparationskommiſſion wird nach mühſeligen Verhand⸗ 
lungen am 6. Juli endlich eine neue, die vierte Regierung der Republik 
Oſterreich gebildet. Sie nennt ſich beſcheiden »Abergangsregierung“ und 
bekennt gleich, daß ſie mit einem beſtimmten Programm leider nicht 
aufwarten kann. „Vorſitzender des Kabinetts“ (ein neues Wort!) iſt der 
chriſtlich⸗ſoziale Profeſſor Dr. Mayr; im übrigen ſind die gleichen 
Parteien wie in dem erft kürzlich verſtorbenen Kabinett Renner per- 
treten (nämlich 4 Chriſtlich⸗Soziale, 4 Sozialdemokraten, 1 Groß⸗ 
deutſcher. Es handelt lih alfo trotz aller gegenteiligen Behauptungen 
erneut um eine ausgeſprochene Koalitionsregierung, die allerdings 
durch eine große Anzahl unbekannter Namen auffällt, im übrigen aber 
ebenſo wie die früheren und ſpäteren „Koalitionen“ nur durch „Kon⸗ 
zeſſionen“ zuſtande gekommen iſt. (Der Leim, der dieſes Kabinett „zu- 
ſammenkittet“, iſt diesmal freilich ſo dürftig, daß die Parteien von vorn⸗ 


herein erklären, nur ihren eigenen Vertretern in der Regierung Ber- 
trauen ſchenken zu können.) 


Die Zugeſtändniſſe, die von den Chriſtlich⸗Sozialen gemacht worden 
ſind, um das Kabinett zuſtande zu bringen, beziehen ſich gegenüber den 


Großdeutſchen auf die Anſchlußfrage, gegenüber den Warxiſten auf die 
Vermögensabgabe. 


„Vizevorſitzender“ des Kabinetts wurde der Sozialdemokrat Hanuſch; 
das Heeresminiſterium wurde dem Chriſtlich⸗Sozialen Va ugoin unter- 
ſtellt, wos fih in der Folgezeit inſofern als bedeutungsvoll heraus⸗ 
Wellen ſollte, als unter ſeiner Leitung die ſyſtematiſche Zurückdrängung 
des marxiſtiſchen Einfluſſes im Heer einſetzte. — 


Zuſicherungen aufgebaut werden kann, kam es zwiſchen den Parteien 
innerhalb diefer unter ſo großen Mühen zuftande gekommenen Re- 
gierung ſchon ſehr bald zu ernſten Auseinanderſetzungen. Nur zu deut⸗ 
lich ſpürten die Großdeutſchen den Widerſtand der ultramontanen 
Chriſtlich⸗Sozialen in der Anſchlußfrage. Bereits drei Tage nach der 
Regierungs ildung (am 9. Juli) erhoben die Großdeutſchen in der 


fra, nalverſammlung den Vorwurf der Unehrlichkeit in der Anſchluß⸗ 
rage. 
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seg ENT Die konfeſſionelle Abneigung gegen das zu zwei Dritteln proteſtan⸗ 
tiſche Reich glaubte man übrigens auch in Frankreich verwenden zu 
können, um den öſterreichiſchen Anſchlußwillen zu torpedieren: Witte 
Juni wurde im franzöſiſchen Senat erklärt, die „öſterreichiſchen Ratho- 
liken“ lehnten einen Anſchluß an das „proteſtantiſche Deutſchland“ ab. 
Wobei man ſich allerdings inſofern eine Abfuhr holte, als der Tiroler 
Landesrat gegen dieſe Verſuche, durch das Ausſpielen von Konfeſſions⸗ 
fragen Verwirrung in die Anſchlußbewegung zu bringen, nachdrücklich 
proteſtierte. 
Die Herrſchaft Wichtiger find aber leider die realen Tatſachen in der Geſtalt der 
3 Reparationskommiſſion, die am 13. Juli als der eigentliche Gewalt- 
haber über Oſterreich in Wien eintrifft, von dem ſozialdemokratiſchen 
Oberbürgermeiſter Seitz willkommen geheißen. Ihr Vorſitzender, der 
Engländer Sir William Goode, erklärt gleich eingangs (nach einigen 
billigen Redensarten über Hilfe und Wiederaufbau), daß dieſe edle 
„Hilfsbereitſchaft“ begleitet ſei von - 
„dem feſten Entſchluß, an dem Friedensvertrag ſowie an allen jenen 
Vereinbarungen, die mit ihm in Zuſammenhang ſtehen, feſtzuhalten“ 
Drei Tage ſpäter, am 16. Juli 1920, tritt dieſes — Friedensvertrag 
genannte — Diktat von St. Germain (fiehe 4. Abſchnitt) in Kraft — 
und mit ihm das Anſchlußverbot des Artikels 881! — 


öfteren Der 1. September brachte den Abſchluß eines Wir tſchafts⸗ 
mid abkommens zwiſchen Öfterreich und dem Deutſchen Reiche, 
das auch die Anſchlußhoffnungen wieder belebte, während einen Monat 
ſpäter das von der Nationalverſammlung angenommene neue 
unden. Bundesverfaſſungsgeſetz (1. Oktober 1920) den gegenteiligen Er⸗ 
ke? folg hatte. Es brachte den Sieg der chriſtlich-ſozialen Tendenzen gegen⸗ 
Föderalismus über der SPH. (durch reſtloſe Verwirklichung des bundesſtaatlichen 
Charakters) und damit gleichzeitig gegenüber den für den Anſchluß 
kämpfenden Großdeutſchen, was beſonders durch die Tatſache unter⸗ 
ſtrichen wird, daß der Satz des Grundgeſetzes vom 12. März 1919 (fiehe 
3. Abſchnitt), wonach Öfterreich ein Teil des Deutſchen Reiches fei, 
in Fortfall geraten ift! 

Das neue „Bundesverfaſſungsgeſetz“ beſteht aus ſieben Hauptſtücken, 

deren erſtes „Allgemeine Beſtimmungen“ enthält, beginnend mit 


„Artikel 1 
Oſterreich ift eine demokratiſche Republik. Ihr Recht geht vom Volk aus. 


Artikel 2 
Hſterreich ift ein Bundesſtaat. 
Der Bundesſtaat wird gebildet aus den ſelbſtändigen Ländern: 
Burgenland, Kärnten, Niederöſterreich (Niederöſterreich-Land und Wien), 
Oberöſterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg.“ 


6. Abſchnitt Ë 


Da8 ift der eindeutige Sieg des chriſtlich-ſozialen . 
Das Zweite Hauptſtück behandelt die „Geſetzgebung des Bundes ; grr 
find zwei geſetzgebende Körperſchaften vorgeſehen: Der „Nationalrat 
(als auf Grund des allgemeinen Wahlrechts zu bildendes Parlament) 
und der „Bundesrat“ (als Vertretung der Länder); beide zuſammen 
bilden die „Bundesverſammlung“. Der Artikel 24 beſtimmt: 


Die Geſetzgebung des Bundes übt der vom ganzen Bundesvolk ge⸗ 


wählte Nationalrat gemeinſam mit dem von den Landtagen gewählten 
Bundesrat aus.“ 


Aber die Nationalratswahlen heißt es im erſten Abſatz des Artikels 26: 


„Der Nationalrat wird vom Bundesvolk auf Grund des gleichen, un⸗ 
mittelbaren, geheimen und perſönlichen Wahlrechtes der e 
und Frauen, die vor dem 1. Jänner des Jahres der Wahl das Gel 
Lebensjahr überſchritten hatten, nach den Grundſätzen der Verhältnis⸗ 
wahl gewählt.“ 

Mit dem Bundesrat befaßt ſich 


„Artikel 34, . 
Im Bundesrat ſind die Länder im Verhältnis zur Bürgerzahl im Land 
gemäß den folgenden Beſtimmungen vertreten. f e 
Für die Vertretung und Stellung im Bundesrat gelten Wien und 
Niederöſterreich-Land (Artikel 108 bis 114) als ſelbſtändige Länder. 


Das Land mit der größten Bürgerzahl entſendet zwölf, jedes andere Land 
ſo viele Mitglieder, als dem Verhältnis ſeiner Bürgerzahl zur erſtangeführten 


Bürgerzahl entſpricht, wobei Reite über die Hälfte der Verhältniszahl als 


voll gelten. Jedem Land gebührt jedoch eine Vertretung von wenigſtens drei 
Mitgliedern... 


Zu dieſem Artikel beſtimmte das am gleichen Tage ergangene „Ver⸗ 
faſſungsgeſetz vom 1. Oktober 1920 betreffend den Abergang 
zur bundesſtaatlichen Verfaſſung“ in ſeinem Sole 


„In den erſten Bundesrat entſenden: 
Wien 12 Mitglieder, 
Niederöſterreich-Land 10 Mitglieder, 
Steiermark 6 Mitglieder, 
Oberöſterreich 6 Mitglieder, 

Tirol 3 Mitglieder, 
Kärnten 3 Mitglieder, 
Salzburg 3 Witglieder, 
Vorarlberg 3 Mitglieder. 


Sobald das Burgenland einen Landtag gewählt hat, wird die Anzahl der 


dom Burgenland zu entſendenden Mitglieder vom Bundespräſidenten nach 
Artikel 34 ermittelt..“ 


Aber die Bundes ver ſammlung ſagt Artikel 38 des Bundes⸗ 
verfaſſungsgeſetzes: 


„Nationalrat und Bundesrat treten als Bundesverſammlung 
in gemeinſamer öffentlicher Sitzung zur Wahl des Bundespräſidenten 
und zu deſſen Angelobung, ferner zur Beſchlußfaſſung über eine Kriegs⸗ 
erklärung am Sitz des Nationalrates zuſammen.“ 
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Das Dritte Hauptſtück befaßt ſich mit der „Vollziehung des 
Bundes“: A. Verwaltung, B. Gerichtsbarkeit. Unter A wird zunächſt 
der „Bundespräſident“ behandelt, über den es im Artikel 60 u. a. 


heißt: 
„Der Bundespräſident wird von der Bundesverſammlung gemäß 
Artikel 38 in geheimer Abſtimmung gewählt. 
Sein Amt dauert vier Jahre 
Ausgeſchloſſen von der Wählbarkeit ſind Mitglieder regierender Häuſer 
oder ſolcher Familien, die ehemals regiert haben...“ 


— ſodann die „Bundesregierung“ (mit Bundeskanzler, Vizekanzler 
und Bundesminiſtern), die vom Nationalrat zu wählen iſt und von 
deſſen Vertrauen abhängt, ſchließlich das „Bundesheer“, das dem 
Kontrollrecht des Nationalrats und des Bundesrats unterſtellt wird. — 
Das Vierte Hauptſtück behandelt die „Geſetzgebung und Vollziehung 
der Länder“, in denen „Landtage“ (mit geſetzgebender Gewalt) ge⸗ 
wählt werden, denen wiederum die „Landesregierungen“ (mit je 
einem „Landeshauptmann“ und „Landesräten“) verantwortlich ſind. 
Die föderaliſtiſche und letzten Endes auflöſende Tendenz der neuen 
Verfaſſung zeigt ſich hier wieder beſonders ſtark. — Das Fünfte Haupt⸗ 
ſtück behandelt die „Rechnungskontrolle des Bundes“, das Sechſte 
die „Garantien der Verfaſſung und Verwaltung“ (nämlich den 
„Verwaltungsgerichtshof“ und den „Verfaſſungsgerichtshof“), während 
das Siebente „Schlußbeſtimmungen“ enthält. — 

Die Beſtimmung, daß Öfterreich ein Teil des Reiches fei, ift — wie 
bereits ausgeführt — verſchwunden. Aber immerhin erreichen die 
Großdeutſchen, daß an dem gleichen Tage (1. Oktober 1920), da dieſes 
Bundesverfaſſungsgeſetz angenommen wird, die Nationalverſammlung 
auch beſchließt, daß binnen ſechs Monaten in ganz Oſterreich über den 
Anſchluß an das Reich abgeſtimmt werden foll! — 

Wenige Zeit ſpäter (am 16. Oktober 1920) fanden die Wahlen zum 
erſten Nationalrat ſtatt, die einen „Rud nach rechts“ und eine 
marxiſtiſche Niederlage brachten. Die Chriſtlich-Sozialen gingen als 
erſte Sieger aus dem Wahlkampf hervor und erhielten damit eine Be⸗ 
ſtätigung ihrer föderaliſtiſchen Grundſätze, die ſie in der Bundes⸗ 
verfaſſung verankert hatten. (Und der „Vorſitzende des Kabinetts“, Herr 
Mayr, durfte ſich jetzt den früheren Titel „Staatskanzler“ beilegen.) 
Das Wahlergebnis war ein „bürgerlicher“ Sieg und brachte folgende 
Zuſammenſetzung des Nationalrats: 


Chriſtlich⸗ Soziale 82 
SPS. (Sozialdemokraten) 66 
Großdeutſ che 22 
Bauernpartei (Landbundd 4 


Sonſtige 
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Wenige Tage vorher hatte eine andere Abſtimmung ſtattgefunden, 
die nationalpolitiſch ſowohl erfreulicher wie wichtiger war: Die Ab- 
ſtimmung im Klagenfurter Becken vom 10. Oktober 1920, die den 
(im 3. Abſchnitt geſchilderten) Kärntner Freiheitskampf ſiegreich 
abſchloß. Dieſe vom Friedensdiktat in St. Germain (ſiehe 4. Abſchnitt) 
vorgeſehene Abſtimmung zwiſchen Öfterreich und Jugoſlawien ſollte in 
zwei Zonen vor ſich gehen, einer ſüdlichen (die inzwiſchen jugoſlawiſcher 
Verwaltung unterſtellt worden war) und einer nördlichen, die man unter 
öſterreichiſcher Verwaltung belaſſen hatte. Die Abſtimmung in der ſüd⸗ 
lichen Zone führte am 10. Oktober trotz heftigem jugoſlawiſchen Terror 
und blutigen Kämpfen zu einem eindeutigen deutſchen Siege (bei 
einer Abſtimmungsbeteiligung von 96 v. H.): 


für Siterreich: für Jugoſlawien: 
22025 Stimmen 15279 Stimmen 
33 Gemeinden 18 Gemeinden. 


Eine Abſtimmung in der nördlichen Zone erübrigte ſich damit. — Die 
Karawanken wurden ſo zur ſüdlichen Grenze Öfterreich8 und damit des 
Geſamtdeutſchtums. . 
„Ein wiederrechtlicher neuerlicher Einmarſch jugoſlawiſcher 
Truppen am 14. Oktober konnte dieſe Entſcheidung nicht mehr ändern, 
denn der Aufmarſch italieniſcher Truppen an der Grenze Yugo- 
ſlawiens verlieh dem Abſtimmungsergebnis den erforderlichen Nach⸗ 
druck. Jugoſlawien übergab der Abſtimmungskommiſſion die Ver⸗ 
waltung des Abſtimmungsgebietes, die dann wenige Zeit ſpäter in 
öſterreichiſche hände überging. Südkärnten war gerettet. — 

Am die gleiche Zeit (13. Oktober 1920) ratifizierte Ungarn das 
Friedensdiktat von Trianon. — 


Die Republik Öfterreich jedoch, die ihre Hoffnung auf den Völker- 
bund und das von ſeinem Schöpfer Wilſon vertretene „Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht der Völker“ ſetzte, betrieb nun unter ihrer vierten Regierung, 
dem Koalitionskabinett Mayr, feine Aufnahme in dieſes erlauchte 
Gremium. Und als am 15. November 1920 die erſte Völkerbundsſitzung 
in Genf eröffnet wurde, lag bereits der Aufnahmeantrag Öfter- 
reichs vor. Ausgerechnet Herr Beneſch, der Vertreter der Tſchecho— 
Slowakei, befürwortete dieſen Antrag, wohl wiſſend, daß ein ſolcher 
Schritt Oſterreichs vom Anſchluß an das Reich wegführen mußte. Und 
da auch der Engländer Lord Robert Cecil die Aufnahme Hiterreich? 
empfahl, weil ſich ſeine Regierung ſichtlich bemüht habe, die Friedens⸗ 
bedingungen zu erfüllen (1), wurde die Republik Öfterreich einen Monat 


ſpäter (am 15. Dezember 1920) einſtimmig in den Völkerbund auf⸗ 
genommen. 
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Innerhalb dieſes Monats hat Öfterreich feine fünfte Regierung, die 
zweite Regierung Mayr, erhalten. Der gemäß dem neuen Bundes⸗ 
verfaſſungsgeſetz (vom 1. Oktober) am 16. Oktober erſtmalig gewählte 
Nationalrat (deffen Zuſammenſetzung bereits weiter oben mitgeteilt 
wurde) bildete am 20. November 1920 die neue Regierung mit dem 
chriſtlich-ſozialen Bundeskanzler Dr. Mayr an der Spitze. Die Sozial- 
demokraten ſind verdrängt. Die Chriſtlich-Sozialen bilden mit den 
Großdeutſchen zuſammen die erſte rein bürgerliche Regierung der Re— 
publik Sſterreich, eine ſogenannte „Fachmännerregierung“. Sehr ori— 
ginell ift ihr Regierungsprogramm freilich nicht: Neben einigen 
Phraſen vom Wiederaufbau fordert es zum Sparen und Erfüllen auf. 
Und gerade dieſe „Erfüllungspolitik“ nach den Vorſchriften von 
St. Germain macht jeden „Wiederaufbau“ von vornherein unmöglich. 
Als Bundespräſident wird dann am 9. Dezember 1920 der parteiloſe 
Dr. Michael Hainiſch gewählt. 

Die Auſtromarxiſten ſehen fih von den Regierungsgeſchäften aus⸗ 
geſchaltet. Dieſe unfreundliche Entfernung der SPÖ. von der Futter- 
krippe ließ — wie es im damaligen Parteileben ſo üblich war — die 
„Grundſätze“ wieder ſtärker in den Vordergrund treten. Die Sozial⸗ 
demokraten brauchen ſich bei der Verfechtung ihrer Forderungen keine 
Hemmungen mehr aufzuerlegen. Neben der erneut verlangten „Ver— 
mögensabgabe“ (die Chriſtlich-Sozialen zogen freilich Auslandkredite 
vor) erheben ſie die Forderung, daß die Heimatwehren entwaffnet oder 
aber die „Notwehr“ organiſationen, die „Arbeiterwehren“ bewaffnet 
werden müßten. Es kommt zu heftigen Auseinanderſetzungen, und am 
1. Dezember 1920 brechen in Wien Straßenkämpfe aus. Der 
„Auſtromarxismus“ zeigt fein typiſches Geſicht. Aber auch die Chriftlich- 
Sozialen benehmen ſich „typiſch“ und liefern ein Kabinettſtück föde⸗ 
raliſtiſcher Regierungskunſt: Gegen Ende Dezember entſpricht die 
Regierung der ſozialdemokratiſchen Forderung und verfügt die Ent— 
waffnung der Heimatwehren. Die einzelnen Landesregierungen 
jedoch kommen dieſer Verfügung eben nicht nach und laſſen alles beim 
alten — wozu ſie das föderaliſtiſche Bundesverfaſſungsgeſetz ermächtigt. 
Und es zeigt Wd, was die Chriſtlich-Sozialen mit dieſer „bundesſtaat⸗ 
lichen“ Verfaſſung beabſichtigt haben. 

Das Jahr 1921 beginnt trübe. Schwere Wirtſchafts- und Finanz⸗ 
ſorgen der Regierung, Hunger und Arbeitsloſigkeit des Volkes — das 
ift das Öfterreich dieſes Winters. Immer noch hoffen die öſterreichiſchen 
Volksgenoſſen auf den Anſchluß an das Reich als die Erlöſung aus 
der bisherigen Auswegloſigkeit. Und als am 18. Januar 1921 im Reich 
die 50jährige Reichsgründungsfeier begangen wird, findet dieſes 
Ereignis gerade in der öſterreichiſchen Preſſe lebhaften Widerhall und 
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bildet willkommenen Anlaß, erneut für den Anſchlußgedanken ein⸗ 
zutreten. Der öſterreichiſche Nationalrat übermittelt dem Neichs⸗ 
präſidenten herzliche Glückwünſche und bringt dabei die Hoffnung zum 
Ausdruck, die Zukunft möge die Erfüllung der öſterreichiſchen „Herzens⸗ 
wünſche“ bringen. Die Bundesregierung jedoch hält ſich zurück und ent⸗ 
ſpricht in dieſer Haltung den eigentlichen chriſtlich-ſozialen Tendenzen. 
Ohne zunächſt offen gegen die Anſchlußbegeiſterung der öſterreichiſchen 
Bevölkerung Stellung zu nehmen, iſt man in den ultramontanen Kreiſen 
längſt entſchloſſen, fih lieber in immer engere Kreditfeſſeln der Weſt⸗ 
mächte zu begeben als den Anſchluß an das Reich wirklich entſchloſſen 
zu betreiben. 8 
Die Regierungspolitik bringt Öfterreich in immer ſtärkere wirtſchaft⸗ 
liche Abhängigkeit vom Ausland und wirkt ſich damit gegen die An⸗ 
ſchlußmöglichkeit aus. Die deutſchbewußten Öfterreicher wenden fih da- 
her gegen dieſe fortſchreitende finanzielle Verſklaboung — und ins⸗ 
beſondere die Alpenländer proteſtieren gegen dieſen Kurs und fordern 
erneut den Anſchluß an das Reich. Eine Welle von Anſchlußkund— 
gebungen in ganz Sſterreich bildet den Auftakt des Jahres 1921. 
Die Regierung Mayr argumentiert demgegenüber mit der not⸗ 
wendigen ausländiſchen Kredithilfe, die durch die Anſchlußaktionen in 
Gefahr gebracht werde und verſucht vergeblich, die Bewegung ein⸗ 
zudämmen. 


Am 19. Januar 1921 beſchließt der Landtag des Bundeslandes 


Tirol, bei der Bundesregierung in Wien eine Volksabſtimmung i 


über den Anſchluß zu beantragen und — im Falle einer Ablehnung — 
eine ſolche Abſtimmung jedenfalls in Tirol durchzuführen. Die Anſchluß⸗ 
offenfive erhält jetzt in ganz Oſterreich einen immer ſtürmiſcheren Cha- 
rakter — ſehr zum Mißvergnügen der Regierung, die ihre Hoffnungen 
auf die Gewährung einer Völkerbundsanleihe ſetzt, die von ihr be: 
antragt worden iſt. Aber mühſam ſchleppen ſich die Verhandlungen der 
Pariſer Konferenz (24. bis 29, Januar 1921) hin, wo die Entente⸗ 
ſtaaten über die Projekte beraten, die zu einer immer unlösbareren 
Finanzverſklavung Oſterreichs führen ſollen. Die Bundesregierung in 
Wien erhofft ſich von dieſen Projekten die erſehnte Kredithilfe. 

Und unter Hinweis auf dieſen Segen lehnt ſie am 1. Februar den 
Tiroler Antrag ab und unterſagt die Tiroler Abſtimmung, da ſie die 
Kreditverhandlungen mit der Entente gefährden könne! 

Aber bereits zwei Tage ſpäter (am 3. Februar 1921) erſcheinen beim 
Bundeskanzler die Vertreter der Alpenländer Tirol, Salzburg, 
Steiermark und Kärnten und erklären eindeutig, daß ſie auf der 
Abſtimmung beſtehen, die ja auch von der Nationalverſammlung 
am 1. Oktober 1920 beſchloſſen worden fei. Das Abſtimmungsergebnis 
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(das nicht zweifelhaft ſein konnte) ſolle dann mit einem entſprechenden 

Antrag dem Völkerbund zugeleitet werden, womit dem Friedensvertrag 

von St. Germain hinreichend Genüge getan ſei. Aber Bundeskanzler 

Mayr antwortet mit dem Hinweis auf das Anſchlußverbot der Entente, 

die gefährdete Kredithilfe uſw. und erklärt, daß auch gegen Ab- 

ſtimmungen in den einzelnen Ländern Bedenken erhoben werden müßten. 

Nelas Nun ſtellt am 10. Februar der großdeutſche Abgeordnete Dinghofer 

im Nationalrat den Antrag auf Durchführung der (bereits am 

1. Oktober 1920 beſchloſſenen) Abſtimmung über den Anſchluß. Und der 
Nationalrat nimmt den Antrag an. 

Grometiie Gegenüber dem diplomatiſchen wie wirtſchaftlichen Druck der Entente 

gegen die zur Verhinderung dieſer Anſchlußaktion, der fich immer deutlicher be- 


Be merkbar macht, wird nunmehr ſeitens der Großdeutſchen Partei 
offen Front gemacht. Am A. März erklärt der großdeutſche Abgeordnete 
Dr. Frank.im Nationalrat, man folle fih durch die hinhaltende Politik 
der Ententeſtaaten, die die Kreditverhandlungen ſtändig hinauszögen, 
nicht mehr vom Anſchluß zurückhalten laſſen. Seine Partei könne die 
Regierung nicht mehr unterſtützen, wenn fie fih dem Anſchluß in den 
Weg ſtelle. 
die Abele. Dieſe Kampfanſage an die Regierung wird durch Maßnahmen der 
Landesregierungen der Alpenländer unterſtützt: 
Am 11. März 1921 beſchließt der Landtag in Salzburg, am 24. April 
die Volksabſtimmung durchzuführen. 
Am 18. März ordnet die Tiroler Landesregierung eine Volks— 
abſtimmung für den gleichen Tag an. 
Am 7. April beſchließt der Landtag der Steiermark die Durch⸗ 
führung der Abſtimmung am 20. Mai. 
Fransen Aber jetzt hält die Entente den Zeitpunkt für gekommen, ein- 
zugreifen. Am 14. April erhebt der franzöſiſche Geſandte in 
Wien, Lefevre-Pontalis, Proteſt beim Bundeskanzler und erklärt: 
„Falls die öſterreichiſche Regierung nicht imſtande fein ſollte, die gegen⸗ 
wärtigen, auf den Anſchluß an das Deutſche Reich hinzielenden Umtriebe (t) 
wirkungslos zu machen, fo würde die franzöſiſche Regierung das Hilfs- 
werk für Hfterreich einftellen und die Entſchädigungskommiſſion in 
ihren Befugniſſen wiederhergeſtellt werden!“ 
ganeattion bes Die verſuchte Erpreſſung löſt Entrüſtungsſtürme aus. In der 
der Bevölkerung Nationalratsſitzung am darauffolgenden Tage (15. April) wird die 
Bezeichnung „Umtriebe“ für die Geltendmachung eines einwand— 
freien Rechtes empört zurückgewieſen und einſtimmig feſtgeſtellt, daß 
gemäß Artikel 88 (St. Germain) Öfterreich durchaus befugt ift, beim 
Völkerbund den Antrag auf Anſchluß an das Deutſche Reich zu ſtellen. 
Die Bevölkerung ſtellt ſich in einmütiger Begeiſterung hinter dieſe Ent⸗ 
ſchließzungen, und es kommt — unter Außerachtlaſſung aller Partei- 
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gegenſätze — in Wien zu gewaltigen Beifallskundgebungen. In einer 
großen Demonſtration vor der franzöſiſchen Geſandtſchaft fordert die 
Wiener Bevölkerung am 17. April das Recht Öfterreich8 auf den 
Anſchluß. 

Und ohne Rücficht auf die ablehnende Stellungnahme der Bundes- 
regierung wird am 24. April 1921 in Tirol über den Anſchluß ab— 
geſt immt. Das Refultat (bei einer Wahlbeteiligung von zirka 97 v. 9.) 
it eindeutig: 

145302 Stimmen für den Anſchluß, 
1805 Lag Dagegen. 

Die Begeifterung über dieſes Ergebnis erfüllt ganz Öfterreich. Noch 
unter dem Eindrud dieſes Tiroler Bekenntniſſes führt der Landtag des 
Bundeslandes Oberöſterreich am 27. April 1921 einen Beſchluß her— 
bei, in dem von der Bundesregierung in Wien und dem Nationalrat 
gefordert wird, nunmehr endlich die allgemeine Volksabſtimmung über 
den Anſchluß zur Durchführung zu bringen, andernfalls auch das Land 
1 die Abſtimmung ſelbſtändig vornehmen werde. 

F Und am gleichen Tage beſchließt der Salzburger Landtag (unter 
Proteſt gegen die franzöſiſche Demarche): 


„Der Landtag legt Verwahrun öſi 
; ` ung gegen den vom franzöſiſchen Geſandten 
den e Schritt ein, der nicht imſtande iſt, die Bevölke⸗ 
Ane en e uſchlußgedanken wankend zu machen. Die Volksabſtim⸗ 
Dep e Lande Salzburg ift am 29. Mai vorzunehmen, falls nicht 
u Die Bundesregierung ein früherer Termin für das ganze Reich feſt⸗ 
geſetzt wird. Die Volksabſtimmungsfrage hat zu lauten: d 


Wird der Anſchluß an Deutſchland gefordert?“ 
Die Anſchlußaktion iſt nunmehr in ein Stadium getreten, das ſeitens 


der Regierung Mayr nicht mehr mit den bisherigen beſchwichtigenden f 


Redensarten gemeiſtert werden kann. Unter dem Druck der Volks⸗ 
abſtimmung und der Länder findet die Regierung einen tppiſch chriſtlich⸗ 
Iogialen Ausweg: Der Nationalrat verabſchiedet endlich am 12. Mai 
8 das Geſetz über eine Volksbefragung in ganz Öfterreich; danach 
ſoll über die Frage abgeſtimmt werden: 
„Soll die Bundesregierung beim Nat des Völkerbundes um die Zu⸗ 
bester zum Anſchluß der Republik Oſterreich an das Deutſche Reich an- 
Aber: man hat vorher die Feſtlegung des Abſtimmungstages ge⸗ 
ſtrichen und ſtatt deſſen eingefügt, daß ihn der Nationalrat noch be- 
ſtimmen ſolle! 
Aber das genügt den Ländern keineswegs. Auf der anderen Seite 
erg die Erpreſſungen der Entente, die Drohungen mit der Einſtellung 
ek „Hilfsaktionen“ erneut ein. Die „Alliierten“ erklären, daß Ab⸗ 
immungen ohne vorherige Zuſtimmung des Völkerbundes einen Ber- 
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ſtoß gegen den Artikel 88 von St. Germain (ſiehe A. Abſchnitt) dar⸗ 
ſtellten. 5 

Bundeskanzler Mayr erſcheint am 14. Mai in Salzburg und bittet 
händeringend um Abſetzung der dort für den 29. Mai angeſetzten Ab⸗ 
ſtimmung, da ſonſt die unausdenklichſten Folgen für Öfterreich eintreten 
könnten. Aber Salzburg verhält fih durchaus ablehnend. Der Landtag 
erklärt am 16. Mai, daß er auf ſeinem Beſchluß beſtehen bleibe und 
daß die Abſtimmung am 29. Mai durchgeführt werde. Die Salz⸗ 
burger Landesregierung kommt dem beſorgten Bundeskanzler nur in» 
ſofern einen ganz kleinen Schritt entgegen, als fie die Durchführung der 
Abſtimmung nicht mehr ſelbſt übernehmen, ſondern den Landtags⸗ 
parteien überlaſſen will. 

Am 21. Wai erhebt neben Frankreich auch Rumänien drohende 
Vorſtellungen in Wien. Die „Kleine Entente“ (Tſchecho-Slowakei, 
Jugoſlawien, Rumänien) macht fih bemerkbar. Und die Bundes⸗ 
regierung ſieht bereits den Einmarſch feindlicher Truppen vor Augen. 

Bundeskanzler Mayr, deſſen Bitten in Salzburg auf wenig Gegen— 
liebe geſtoßen ſind, verlegt ſich nun aufs Befehlen und gibt am 23. Mai 
1921 der Salzburger Regierung die ſtrikte Anweiſung, daß ſich alle 
amtlichen Stellen jeglicher mittelbaren oder unmittelbaren Anterſtützung 
der Abſtimmung zu enthalten haben. Die Abſtimmung ſei eine rein 
private Veranſtaltung. 


And am darauffolgenden Tage (24. Mai) begibt er ſich nach Graz, 
um den ſteiriſchen Landtag in ſeinem Sinne zu beeinfluſſen. Und hier 
haben ſeine Bemühungen inſofern Erfolg, als der für die Steiermark 
ebenfalls auf den 29. Mai feſtgeſetzte Termin aufgeſchoben wird. 

Am 25. Mai interveniert nun auch noch Italien gegen die be- 
abſichtigten Abſtimmungen. Aber der Wacht der chriſtlich-ſozialen 
Bundesregierung ſind in dieſer Beziehung Grenzen geſetzt. Sie be— 
kommt den Segen des gerade von chriſtlich-ſozialer Seite fo ſehr ge⸗ 
förderten und dann im Bundesverfaſſungsgeſetz vom 1. Oktober 1920 
verankerten „bundesſtaatlichen Charakters“ Oſterreichs kräftig zu 
ſpüren. Es liegt zweifellos nicht im Sinne ſeiner Erfinder, daß der 
öſterreichiſche Föderalismus im Jahre 1921 zur techniſchen Voraus⸗ 
ſetzung einer gewaltigen großdeutſchen Aktion wird, die angeſichts der 
Regierungshaltung niemals ſolche Formen hätte annehmen können 
ohne dieſe föderaliſtiſchen Vorausſetzungen. 

Da hilft es auch nichts mehr, daß Bundeskanzler Mayr am 27. Mai 
1921 nochmals in Salzburg interveniert und auf den angeblich 
drohenden feindlichen Einmarſch hinweiſt — ebenſowenig, daß er am 
28. Wai vor dem Auswärtigen Ausſchuß des Nationalrats beteuert, 
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die Regierung ſei gegen die Abſtimmungen, und die möglichen politi⸗ 
ſchen und wirtſchaftlichen Folgen zitiert: 

Am 29. Mai 1921 ſtimmt Salzburg ab! Das Abſtimmungs⸗ 
ergebnis übertrifft ſogar Tirol: 

98546 Stimmen für den Anſchluß, 
877 e dagegen. 

Zwei Tage ſpäter (31. Mai) läßt ſich nun auch die Steiermark nicht 
mehr zurückhalten. Ihr Landtag ſetzt den Abſtimmungstermin auf den 
3. Juli feſt. 

i Eine gewaltige Bewegung geht durch öſterreich. Aber es fehlt in 
jenen Tagen Sſterreich die entſchloſſene Führung, die das heiße Wollen 
GE Oſtmärker zur wirkungsvollen Waffe ſchmiedet. Der Bundeskanzler 
Mayr iſt nicht für, ſondern gegen den Anſchluß. Er will nicht zum 
Reich, er will Kredite. Er weicht jedem Druck der Entente und ſteht 
dem Volk im Wege. Er iſt aber auch zu ſchwach, die Anſchlußwelle 
durch ſein Machtwort aufzuhalten. Seine Regierung wird vom Volk 
abgelehnt. Ihre Stellung iſt unhaltbar geworden. 

l Wag dieſer Regierung zu ihren Lebzeiten nicht gelungen ift, bewirkt 
123 ed: bie Aufbaltung der Anſchlußbewegung. Als am 
d, $ Regierung Mayr ihren Rücktritt erklärt, da fie die 
N nicht verhindern und ihr Hauptziel — die außländifche 
aroßdeutfche Q nicht erreichen konnte, als damit die chriſtlichſozial⸗ 
Š Ge „ geſprengt ift, ſetzt eine allgemeine Verwirrung 
Christlich So. zwiſchen Anſchlußwillen und Kreditpolitik ftellen ſich die 
9 d Seite jetzt offen auf die Seite des Kredits und verraten 
SE der Als ſtärkſte Partei machen ſie ihre Regierung3beteili- 
e 25 Einſtellung der Anſchlußaktionen abhängig. Die Res 
fi ie e dung iſt daher äußerſt ſchwierig. Schließlich ſiegt der anleihe⸗ 
Die = e UNE und nicht zuletzt der Drud der Entente. 
eg !politif wird zur Nichtſchnur der neuen Regierung, die ſchließ⸗ 
1 S 20. Juni 1921 als ſogenanntes „Beamtenkabinett“ das Licht 
1 $ e erblickt. Es ift die ſechſte Regierung der Republik Öfterreich, 

d ihr Bundeskanzler ift ein Polizeipräſident, der bisherige Wiener 
Polizeipräſident Dr. Johannes Schober. 

Die Anſchlußbewegung iſt den Erpreſſungen der Entente und der 
Schwäche der chriſtlich⸗ſozialen Kreditpolitik zum Opfer gefallen. Unter 

em Eindruck dieſer Entwicklung iſt die ſteiriſche Landesregierung be⸗ 
reits am 18. Juni zurückgetreten. Und am 23. Juni beſchließt der 
Heirkiihe Landtag, auf die (für den 3. Juli angeſetzte) Abſtimmung zu 

erzichten. Der Kampf um den Anſchluß iſt vorerſt verloren. 
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7. Abſchnitt: 


Inflation und Anleihepolitik 


Dieſe am 20. Juni 1921 gebildete ſechſte Regierung der Republik 
Oſterreich mit dem Parteiloſen Schober an der Spitze, der bisher 
Polizeipräſident der Stadt Wien geweſen war, mit dem Großdeutſchen 
Dr. Waber als Innenminiſter und — wie bisher — dem Chriſtlich— 
Sozialen Vaugoin als Heeresminiſter, ſtellte einen Kompromiß 
zwiſchen den Chriſtlich-Sozialen und den Großdeutſchen auf Koſten der 
Anſchlußbewegung dar. Durch dieſen Kompromiß erlangte das Kabinett 
bei der Nationalratsabſtimmung 99 Stimmen für ſich, während die 
SPÖ. mit 63 Stimmen in der Oppoſition blieb. Ruhe und Ordnung war 
die Deviſe des neuen Kabinetts. Und die Anſchlußkundgebungen ſollten 
alſo im Intereſſe der aus dem Ausland hereinzuholenden Anleihen 
eingeſtellt werden. 

Die Finanzlage Oſterreichs war kataſtrophal. Es ſtellte fih heraus, 
daß das Defizit allein des letzten halben Jahres etwa 25 Williarden 
Kronen betrug und daß ſich die öſterreichiſche Staatsſchuld während 
der Bundeskanzlerſchaft Dr. Mayrs l(erſtes und zweites Kabinett 
Mayr — ſiehe 6. Abſchnitt) mehr als verdoppelt hatte. Sie war von 
70 Williarden auf 170 Milliarden Kronen geſtiegen. 

Bereits beim Jahresbeginn 1921 hatte ſich die öſterreichiſche Finanz— 
lage außerordentlich ernſt geſtaltet. Der Staatshaushalt wies damals 
ſchon ein Defizit von 12,5 Milliarden Kronen auf. Die Inflation 
zeichnete fich bereits deutlich ab; der Banknoten umlauf war in⸗ 
zwiſchen auf etwa 30 Milliarden Kronen geſtiegen. Infolge der ſchnellen 
Geldentwertung waren auch alle Voranſchläge binnen kurzem überholt. 
Die Ziffern des Staatsvoranſchlags mußten weſentlich geſteigert werden, 
und bereits am 3. Januar 1921 mußte der öſterreichiſche Finanzminiſter 
Grimm (aus der zweiten Regierung Mayr) bekennen: 


„Der vor einem halben Jahr aufgeſtellte Staatsvoranſchlag ſetzte für das 
bis 30. Juni 1921 laufende Verwaltungsjahr 20655 Millionen Kronen Ein⸗ 
nahmen und 33195 Millionen Kronen Ausgaben ein. Infolge des entſetz⸗ 
lichen Kursrückganges der Krone ſind jedoch ſämtliche Ausgaben ge⸗ 
wachſen, und der Notenumlauf iſt von 12 Milliarden im Jahre 1920 auf 
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faſt 30 Milliarden geſtiegen. Den finanziellen Zuſammenbruch des 
Staates kann nur Hilfe von außen aufhalten. Schätzungsweiſe ſind 
500 Willionen Dollar an Auslandskrediten notwendig.“ 


„Dieſe „Hilfe von außen“ ſollte alſo in einer 500⸗Willionen⸗Dollar⸗ 
Anleihe be 


Zeit immerhin, daß die Reparationskommiſſion einen ſolchen Kredit 


(wenn auch nur in halber Höhe) für Öfterreich ins Auge faßte. Aber 
a. Hilfe blieb zunächſt im „Erwägungsſtadium“ ſtecken, es blieb bei 
e 


o Š handlungen, Gutachten, Plänen wie z. B. dem im April 1921 vom 
di olkerbund aufgeſtellten „Sanierungsplan“ für Oſterreich. Und 
ei 


chzeitig benutzte die Entente die ſich ſteigernde öſterreichiſche Not 
> ſtändigen politiſchen Erpreſſungen, zum Druck auf die Bundes- 
regierung, um die Anſchlußbewegung abzudroſſeln (wie im vorher— 
gehenden 6. Abſchnitt berichtet wurde). Die Regierung Mayr hatte 
ſich dem gebeugt und trotzdem die in Ausſicht geſtellte „Hilfe“ (in 


Form der erſehnten Anleihe) der Entente nicht erhalten, wohl aber die 


entſchiedene Ablehnung der Bevölkerung Sſterreichs. So war ſie am 
1. Juni 1921 ruhmlos gegangen und — nach langwierigen Koalitions⸗ 
verhandlungen — am 20. Juni durch die Regierung Schober erſetzt 
t. den, die nun verſtärkt den Hilfeſchrei an den Völkerbund erheben 
ſollte nachdem man die der Entente mißliebigen Anſchlußkundgebungen 
zum Verſtummen gebracht hatte. 


Er: nige Tage nach dem Regierungsbeginn Schobers — am 26. Juni — 
as gegen Ungarn gerichtete Diktat von Trianon in Kraft. 


An dieſer 


mezgo in 2 Stelle ſei noch von dem unrühmlichen Habsburger Inter— 


Auß zungarn berichtet, das Exkaiſer Karl im Jahre 1921 in zweifacher 
auflage uber die Bühne gehen ließ: Getrieben von feiner Gemahlin, der 
ehrgeizigen Zita von Parma⸗ Bourbon, erſchien er in den letzten Märztagen 
überraſchend in Ungarn und forderte von dem Veichsverweſer Admiral 
zer Horthy, der Ungarn aus der bolſchewiſtiſchen Nätediktatur Bela 
Vubns gerettet hatte, die Abergabe des ungariſchen Königsthrons. Horthy 
lehnte jedoch entſchieden ab, da der Zeitpunkt für einen etwaigen Neſtaura⸗ 
lionsverſuch bei der ſchwierigen außenpolitiſchen Situation Ungarns denkbar 
üngünſtig gewählt war. Und als Exkaiſer Karls Anweſenheit in Ungarn 
ei den Nachbarn bekannt wurde, ſetzten auch ſofort die drohenden Proteſte 
e Staaten der „Kleinen Entente“ (Rumänien, Jugoſlawien, Tihedo- 
8 nel) ein. Ihnen folgten Demarchen der Entente⸗Großmächte, die teil⸗ 
in ultimativen Charakter hatten. Am 5. April mußte Karl Ungarn wieder 
Res, Aber bereits ein halbes Jabr fpäter (20.—24. Oktober 1921) 
Side A Karl feinen zweiten Putſchverſuch in Ungarn und verſuchte, mit 
nn RE Truppen nach Budapeſt zu gelangen. Horthy war ge⸗ 
mußte as den Habsburger Putſch mit Waffengewalt niederzuwerfen. Karl 
RE ei ermals aus Ungarn weichen, und ein weiteres halbes Jahr ſpäter 
Dam 1. April 1922 — ſtarb dann Hſterreich⸗Ungarns letzter unrühmlicher 
Lerrſcher in der Verbannung auf Madeira. Seine Frau Zita jedoch, deren 
Ehrgeiz ihn gelenkt und durch zahlreiche Mißerfolge in die Verbannung ge- 
hetzt hatte, ſetzte das Habsburger Nänkeſpiel fort und erſchien nach mehr als 
einem Jahrzehnt erneut auf der politiſchen Bühne, um in der Zeit des 
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ſtehen, und die öſterreichiſche Regierung erreichte es in jener um bie 
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uſtändiſchen Oſterreichs“ der Dollfuß, Schuſchnigg und Starhemberg ihren 
Sohn Otto zum „Kaiſer von Sſterreich“ zu machen. Dieſe weitere Intrige 
der Häufer Habsburg und Parma⸗Bourbon (ſiehe weiter unten vom 15. Abs 
ſchnitt an) zerſchlug ſich dann 1938 an der glücklichen Heimkehr der Oſtmark 
ins Reich — an dem von Adolf Hitler geſchaffenen Großdeutſchen Reich. — 


Wit dem Inkrafttreten von Trianon wurde auch die dort aus⸗ 
geſprochene Abergabe des deutſchen Burgenlandes an Sſterreich 
fällig, das in der Donaumonarchie zur „ungariſchen Reichshälfte“ ge- 
hört hatte. Als Abergabetag war der 29. Auguſt 1921 vorgeſehen. Als 
jedoch öſterreichiſche Gendarmerie leine Beſetzung mit Wilitär hatte 
die Entente nicht geſtattet) in das Gebiet einrückte, ſtieß ſie auf be⸗ 
waffneten ungariſchen Widerſtand. Zwar hatte das ungariſche Militär 
beſtimmungsgemäß das Burgenland geräumt; den Öfterreichern ſtellten 
ſich aber gut organiſierte und wohlausgerüſtete ungariſche Freiſchärler 
entgegen, ſo daß die öſterreichiſche Gendarmerie vorerſt zurückweichen 
mußte, da ſie zu ſchwach und für militäriſche Auseinanderſetzungen 
nicht ausgerüſtet war. Weitere Grenzkämpfe folgten; tſchechiſche und 
jugoſlawiſche Anſprüche drohten; Bundeskanzler Schober wandte ſich 
an die Pariſer Botſchafterkonferenz und erreichte dort, daß Be⸗ 
ſprechungen eingeleitet wurden, die dann unter italieniſchem Vorſitz 
zwiſchen Oſterreich und Ungarn in Venedig (11. bis 13. Oktober) ge: 
führt wurden. Das am 13. Oktober zuſtande gekommene „Protokoll 
von Venedig“ bereitete zwar den Kämpfen ein Ende, ſtellte jedoch 
eine Reviſion der einzigen für Öfterreich poſitiven Beſtimmung der 
Friedensdiktate dar, eine Reviſion zugunſten Ungarns. In dem Pro⸗ 
tokoll verpflichtete ſich Ungarn, das Burgenland endlich von den be— 
waffneten Freiſchärlerbanden zu räumen und an Öfterreich auszuliefern; 
dafür ſollte aber in Ödenburg und Umgebung eine Volksabſtim— 
mung die endgültige Staatszugehörigkeit entſcheiden. Oſterreich konnte 
nun das Burgenland (in der Zeit vom 14. November bis zum 3. De⸗ 
zember) kampflos beſetzen. Die Abſtimmung über Odenburgs Schickſal 
jedoch, die auf den 14. Dezember 1921 angeſetzt war, fand nicht nur 
unter ſtärkſtem amtlichen und nichtamtlichen ungariſchen Terror ſtatt, 
ſondern zeigte in ihrer Durchführung gleichzeitig eine derartige Fülle 
von Unregelmäßigkeiten (bei den Wahlliften, Legitimationen uſw.), daß 
ihr proungariſches „Ergebnis“ niemand in Erſtaunen verſetzen konnte: 


15300 Stimmen für Ungarn 
8200 o „ Diterreich 
8500 Nichtwähler. 


Die Entente ſprach Ödenburg und Umgebung Ungarn zu. (Die un⸗ 
gariſche Beſetzung erfolgte am 1. Januar 1922.) — 
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Inzwiſchen hat das Kabinett Schober ſein Hauptziel — die Völker— 
bundsanleihe — immer noch nicht zum Abſchluß bringen können. 
Eine Oſterreich erteilte freundliche Erlaubnis des Völkerbundes, 
anderswo Auslandsanleihen aufzunehmen, iſt der einzige „Erfolg“ der 
bisherigen Bemühungen. 

„Der im November 1921 für das Haushaltsjahr 1922 aufgeſtellte 
Haushaltsplan weiſt bereits einen Fehlbetrag in Höhe von 165 Mil- 
u arden (1) Kronen auf. Die öſterreichiſchen Staatsſchulden belaufen 
ii lebt auf 667 Milliarden Kronen. Und weite Kreiſe der öſterreichi⸗ 
ſchen Bevölkerung ſtehen vor dem Verhungern. Blutige Straßenkämpfe 
in Wien (am 1. Dezember 1921) beleuchten das troſtloſe Bild. Die Be⸗ 
völkerung ſetzt ſich gegen die ſtändige Steigerung der Lebensmittelpreiſe 
zur Wehr. Und der Völkerbund „berät“ Sanierungs, pläne“. 

Auf ſeiner verzweifelten Suche nach Auslandskrediten wendet ſich 
der Bundeskanzler Schober nun auch an die Tſchecho-Slowakei. 
Die Geſpräche Schobers und des Bundespräſidenten Hainiſch mit 

aſaryk und Beneſch in Lana führen zum erhofften finanziellen 
Ergebnis. Aber die Tſchechen folgen dem Beiſpiel ihrer Entente-Väter 
und Vorbilder Frankreich und England und benutzen die troſtloſe Lage 

ſterreichs zu politiſchen Erpreſſungen, der „Vertrag von Lana“ 
dom 16. Dezember 1921 verquickt dementſprechend wirtſchaftliche und 
Gulitiſche Abmachungen: Während die Tſchechen die Aufhebung ihrer 
Ai und Ausfuhrverbote nach Öfterreich zufagen, Kohlenlieferungen 
N Ausſicht ſtellen und einen Kredit in Höhe von 500 Millionen tſchechi⸗ 
sen, gewähren (von denen freilich 169 Millionen zur Deckung 
der de Schulden an der Tſchecho-Slowakei einbehalten werden), 
b H ichtet ſich Öfterreich (ebenfo wie die Tſchecho-Slowakei) zur un⸗ 
edingten Anerkennung und Durchführung der Diktate von St. Germain 
5 Trianon und ſpricht ſomit nun auch den offiziellen Verzicht auf 
Kebetendeutſchland aus — und ebenſo auf den Anſchluß an das 
eich, der damit zum ſoundſovielten Male aus wirtſchaftlichen 
ründen preisgegeben wird. 
Gs = rief der Vertrag von Lana innenpolitiſch zunächſt einen Sturm 
d ntrüſtung hervor. Im Verlauf dieſer Auseinanderſetzungen ſtellte 
er großdeutſche Innenminiſter Dr. Waber am 16. Januar 1922 ſein 
mt Zur Verfügung. Aber ſchließlich gelang es Schober nach langen 
Bemühungen, der Parlamentsmehrheit die wirtſchaftlichen Vorteile ſo 
Etgen darzutun, daß der Vertrag von Lana (allerdings gegen die 
e Stimmen der Großdeutſchen) am 26. Januar von den Chriſtlich⸗ 
ozialen und Sozialdemokraten angenommen wurde. Unter offizieller 
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Trotzdem ſchien es der Regierung geraten, gleichzeitig ihren Rücktritt 
zu erklären — um ſich dann am darauffolgenden Tage (27. Januar 1922) 
vom Nationalrat wiederwählen zu laſſen. Dieſes zweite Kabinett 
Schober ift die ſiebente Regierung der Republik Oſterreich. 

Aber der Kredit aus dem Vertrag von Lana erwies ſich bald als 
völlig unzureichend. Die öſterreichiſche Krone verfiel immer mehr, 
und die Not des Volkes wuchs. Die Völkerbundsanleihe, die die 
öſterreichiſche Wirtſchaft „befruchten“ ſollte, ließ nach wie vor auf ſich 
warten. Und neuerliche Bittgänge Sſterreichs bei den Ententeſtaaten 
ſchienen nur geringen Eindruck zu machen — bis ſchließlich in den letzten 
Januartagen die Bundesregierung den Ententeſtaaten eine Note zu- 
leitete, die geradezu als Notſchrei bezeichnet werden muß und in der 
ſie erklärte, jegliche Verantwortung für das Kommende ab— 
lehnen zu müſſen, wenn ſie nicht innerhalb der allernächſten Tage 
Hilfe aus dem Ausland erhalte! 

Jetzt erklärte ſich England bereit (gegen eine weitere Verpfändung 
öſterreichiſchen Staatseigentums, beſonders von Kunſtgegenſtänden), 
eine Anleihe in Höhe von 2,25 Willionen Pfund Sterling zu ge⸗ 
währen. In der Folgezeit machten auch Frankreich und Italien 
finanzielle Zuſicherungen, ſo daß die öſterreichiſche Regierung im März 
1922 über ausländiſche Kredite in einer Geſamthöhe von etwa 4 Wil⸗ 
lionen Pfund verfügen konnte. Aber es zeigte ſich in Kürze eindeutig, 
daß dieſe Anleihewirtſchaft keine Rettung bedeutete. 

Statt der erhofften Stabiliſierung und Befruchtung der Wirtſchaft 
zeigte ſich im Frühjahr und Sommer 1922, daß die Inflation un⸗ 
aufhaltſam weiterging und die Krone ins Bodenloſe fiel. Die Noten⸗ 
preſſe hatte bereits die phantaſtiſche Summe von wöchentlich 3 Mil⸗ 
liarden Kronen erreicht. Und die Not und Erbitterung im Volke nahmen 
immer größere Ausmaße an. Daß man im März 1922 wegen der 
durch die Inflation hervorgerufenen Kursverluſte (weiteres Defizit von 
200 Williarden) Steuererhöhungen einführen mußte, trug keines⸗ 
wegs zur Beruhigung bei. 

Die öſterreichiſche Finanzzerrüttung war kaum noch zu überbieten. 
Die „Stabiliſierungs“anleihe des Völkerbundes ließ immer noch auf 
ſich warten. Und die traurige Situation wurde auch nicht durch 
Schobers „Erfolg“ auf der Konferenz von Genua behoben, als es 
ihm (im April 1922) gelang, vom Präſidenten der Bank von England 
deſſen Bereitſchaft zu erreichen, ſich um Privatkredite für Öfterreich zu 
bemühen. 

Im Mai reift Schober abermals nach Genua, um die Frage des 
Pfandrechts (bei der Völkerbundsanleihe) zu klären und damit die er⸗ 
ſehnte „Stabiliſierungs“anleihe voranzubringen. Die Reife iſt vergeblich. 


7. Abſchnitt 
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Nach feiner Rückkehr verſucht er zunächſt, die Löcher im Etat wieder 
einmal mit Hilfe der Notenpreſſe zu ſtopfen. Vom Nationalrat fordert 
er eine außergewöhnlich hohe Kreditermächtigung: 120 Mil- 
liarden Kronen! Aber der Nationalrat macht nicht mehr mit. Er 
bewilligt nur ein Drittel (41,6 Milliarden), einen Betrag, der in jenem 
Augenblick nicht einmal zur Deckung der dringendſten Ausgaben aus⸗ 
reicht. 

Aus der Ablehnung ſeiner Kreditermächtigung und der hierbei zutage 
getretenen Schwenkung der Chriſtlich⸗Sozialen (wieder einmal zu den 
Großdeutſchen) zieht Schober die entſprechende Erkenntnis und Kon⸗ 
ſequenz: Am 24. Mai 1922 erklärt die Regierung Schober ihren 
Rücktritt. — 

Der nationale Verzicht, den der Vertrag von Lana beinhaltet hatte, 
war umſonſt geleiſtet worden. Umſonſt hatte die Bundesregierung im 
Gegenſatz zum Volkswillen den Anſchlußgedanken 

(für den der Parteitag der Großdeutſchen Partei gerade jetzt — 26. bis 

28. Mai — wieder einmal eine Kundgebung veranſtaltete) A 
preisgegeben. Schober ſcheiterte wie fein Vorgänger Mayr bei dem 
Verſuch, durch ausländiſche Hilfe das lebensunfähige Öfterreich lebens⸗ 
fähig zu machen — durch eine ausländiſche Hilfe, die mit der Preisgabe 
nationaler Notwendigkeiten bezahlt worden war. 
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8. Abſchnitt: 


Ara Seipel und Genfer Protokolle 


Seit 1920 waren bereits zwei Bundeskanzler an der Aufgabe ge- 
ſcheitert, der Republik Oſterreich die gewünſchte ausländiſche Hilfe zu 
beſorgen. Nun ging ein Dritter daran, dieſes Problem zu meiſtern. 
Nachdem die Chriſtlich-Sozialen, wie bereits ausgeführt, wieder einmal 
eine Schwenkung vorgenommen und fih den Großdeutſchen genähert 
hatten, ſtellte das am 31. Mai 1922 zuſtande gekommene neue Kabinett 
eine chriſtlichſozial-großdeutſche Koalition (gegen eine ſozialdemokra⸗ 
tiſche Oppoſition) dar: Aus 7 chriſtlich-ſozialen und 3 großdeutſchen 
Winiſtern beſteht die neue Regierung Seipel. Das erſte Kabinett 
Seipel, dem bald das zweite folgte (achte und neunte Regierung der 
Republik Hfterreich), eröffnet die „Ara Seipel“. 

Prälat Dr. Ignaz Seipel, Profeſſor der Weraltheologie, war be— 
reits einmal Winiſter geweſen, Sozialminiſter des letzten k. u. k. Rabi- 
netts Lammaſch vom 27. Oktober 1918 (ſiehe 2. Abſchnitt), allerdings 
nur Tage, denn die Donaumonarchie war damals in der Auflöfung. 
Im Jahre 1920 war er dann als chriſtlich⸗ſozialer Abgeordneter in den 
Nationalrat gewählt worden. Im Jahre 1921 übernahm er den Vorſitz 
der Chriſtlich⸗Sozialen Partei — und nun im Jahre 1922 das Bundes⸗ 
kanzleramt Sſterreichs. 

Unter allen Bundeskanzlern der öſterreichiſchen Nepublik war er 
zweifellos die überragende Perſönlichkeit, ein bedeutender Kopf und ein 
kluger Politiker. Aber er war im eigentlichen Sinn kein deutſcher 
Politiker — jedenfalls nicht in erſter Linie —, ſondern vor allem ein 
katholiſcher Politiker, der als Bundeskanzler im Prieſterrock den poli- 
tiſchen Katholizismus in reinſter Form verkörperte. Der Univerſalismus 
der römiſchen Kirche war ihm die zentrale Idee, die eigentliche Grund⸗ 
lage für die Betrachtung der Dinge. Er leugnete das Deutſchtum keines⸗ 
wegs, aber ſeine gewiß vorhandene Anerkennung des Deutſchtums be⸗ 
inhaltete nicht die Forderung nach der gemeinſamen ſtaatlichen Form. 
Staatliche und kulturelle Grenzen ſchnitten ſich nach ſeiner Anſchauung 
gegenſeitig, ein Zuſtand, den er als gottgegeben akzeptierte. Wenn er 
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während feiner Bundeskanzlerſchaft unſtreitig wirtſchaftliche Erfolge 
aufzuweiſen hatte und zum Zwecke dieſer finanziellen Sanierung dem 
Ausland gegenüber erneut den Verzicht auf den Anſchluß ans Reich 
bekräftigte, ſo war eine ſolche Politik bei ihm nicht nur Taktik (wie wohl 
bei ſeinen Vorgängern), ſondern entſprach auch bis zu einem gewiſſen 
Grade ſeiner Überzeugung. Er erkannte die nationalen Wechſel— 
beziehungen zwiſchen dem Reich und Öfterreich zwar an, aber nicht 
mehr. Er hielt die öſterreichiſche Eigenſtaatlichkeit nicht nur für eine 
erzwungene Tatſache, ſondern für eine öſterreichiſche Notwendigkeit. 
Für ihn gab es neben dem Deutſchtum des Reiches ein eigengeſetzliches 
Oſterreichertum. Die unglückſelige ſpätere Erfindung des „öſterreichi⸗ 
ſchen Menſchen“ der Dollfuß und Schuſchnigg hat hier ihren geiſtigen 
Ausgangspunkt (ohne daß damit geſagt werden ſoll, daß dieſe üble 
Erfindung von Seipel ſtamme — fie iſt vielmehr unbeſtrittenes geiſtiges 
Eigentum der Herren Dollfuß und Schuſchnigg). 

Seipel war ſomit ein Gegner der Anſchlußbewegung, was er bereits 
bei feiner Regierungserklärung zum Ausdruck brachte und hierbei in 
die nicht ungeſchickten Sätze kleidete: 

5 „Das gegenwärtige Kabinett ſetzt ſich aus chriſtlich⸗ſozialen und groß⸗ 
zutſchen Mitgliedern zuſammen. Unter den chriſtlich⸗ſozialen bin ich als 
einer jener bekannt, die, aller bloßen Deklarationspolitik, der nicht alsbald 
die Tat folgen kann, überhaupt abhold, vor Jahr und Tag den Anſchluß⸗ 
abſtimmungen, die in einigen unſerer Bundesländer veranſtaltet oder pos, 
bereitet wurden, entgegengetreten ſind. Ich habe meinen Standpunkt 
in dieſer Hinſicht auch heute nicht geändert.“ 
(Am Rande ſei bemerkt, daß ſich die erſtaunlich erſcheinende Tatſache 
der großdeutſchen Regierungsbeteiligung — angeſichts einer ſolchen 
Regierungserklärung — aus dem Weſen bzw. Unweſen des parlamen⸗ 
tariſchen Kuhhandels erklärt. Die den öſterreichiſchen „Großdeutſchen“ 
im Keiche entſprechende Deutſchnationale Volkspartei hat in dieſer Hin- 
ſicht durchaus ähnliche „Leiſtungen“ im Reichstag aufzuweiſen.) 

Seipels antimarxiſtiſche politiſche Praxis und Zielrichtung ent- 
ſprang nicht nationaler Erkenntnis, ſondern dem ideellen wie ſtaatlichen 
Wachtſtreben des politiſchen Katholizismus. Mit dem Bundes⸗ 
kanzler im Prieſtergewand begann vor aller Augen die für Staat wie 
Kirche gefährliche gegenſeitige Vermiſchung, die es in der Folgezeit in 
Öfterreich noch zu beſonderer „Vollkommenheit“ brachte — gefährlich 
für den Staat, der nach völkiſchen, nicht nach konfeſſionellen Grund⸗ 
lägen gelenkt werden muß —, verderblich für das von der Kirche ver- 
tretene Chriſtentum, denn jeder politiſche Machtzuwachs der Kirche führt 
letzten Endes zur Verringerung ihrer geiſtigen Macht. Prieſter, die 
Politik treiben, Polizeigewalt ausüben, Löhne feſtſetzen, Steuern er⸗ 
böhen uſw., können nicht mehr mit der ſeeliſchen Aufgeſchloſſenheit der 
7. 
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durch ſolche vorangegangenen „weltlichen“ Maßnahmen verärgerten 
Zeitgenoſſen rechnen. Der politiſche Katholizismus iſt mehr als jegliche 
„atheiſtiſche“ Aktion der Totengräber des Chriſtentums und der Kirche 
als religiöſer Inſtitution. 

Seipels überragende Intelligenz jedoch ſtand im Dienſte dieſes poli⸗ 
tiſchen Katholizismus, im Dienſte univerſeller übernationaler Ideen, 
und war dem Begriff „Habsburg“ verwandter als dem Begriff 
„Deutſch-Oſterreich“. — 

Die Not jener Zeit war rieſengroß, die Finanzlage kataſtrophal. Die 
Inflation hatte ein grauenerregendes Tempo erreicht. Und die Hoff— 
nungen der Parlamentsmehrheit richteten ſich auf die kommende Politik 
des klugen Prälaten Dr. Ignaz Seipel. 

Die Erfüllung dieſer Hoffnungen auf eine Beſſerung war für das 
HOſterreich jener Tage Vorausſetzung für den Beſtand der nackten 
Exiſtenz. Wenige Tage nach Seipels Vegierungsantritt (am 12. Juni 
1922) ſtieg der Brotpreis wieder um ein Drittel (von 940 auf 
1230 Kronen) — ebenſo wie die Preiſe aller anderen Lebensmittel und 
ſonſtigen Gebrauchswaren unaufhaltſam in die Höhe kletterten. Die 
öſterreichiſche Währung — die Krone — beſaß einen kaum mehr zu 
berechnenden Bruchteil ihres einſtigen Wertes. Der Dollar wurde mit 
etwa 10000 Kronen bewertet — dieſe Berechnung lag einer Feſtſtellung 
der öſterreichiſchen Staatsſchulden in Höhe von 790 Williarden 
Kronen zugrunde. 

Um der in der Bevölkerung ausbrechenden Panik zu ſteuern, wurde 
am 13. Juni bekanntgegeben, daß Bundeskanzler Seipel die Ver⸗ 
handlungen mit dem Ausland aufgenommen und dort auf die 
dringend zu behebende Situation hingewieſen habe. In der Tat wandte 
ſich Seipel in dieſem Sinne an die auswärtigen Wächte und richtete 
bald darauf einen Hilferuf an die in London tagende Botſchafter— 
konferenz, wobei er — wie ſein Vorgänger — erklärte, daß ohne baldige 
Hilfe keine Verantwortung für Öfterrei mehr übernommen werden 
könne. 

Dieſe Hilferufe hatten zunächſt auch nicht viel mehr Erfolg als früher. 
Aber gerade in jenen Tagen zahlte die Tſchecho⸗Slowakei die noch reft- 
lichen 200 Willionen Kronen aus dem Vertrag von Lana. Außerdem 
wurde ein franzöſiſcher Kredit in Höhe von 55 Willionen Franken 
gewährt, ſo daß plötzlich wieder größere Beträge in den Staatsſäckel 
kamen. 

And der Nationalrat erteilte dem Bundeskanzler eine Kredit⸗ 
vollmacht in Höhe von 78,4 Milliarden Kronen — das war der 
Betrag, den der Nationalrat wenige Wochen vorher ſeinem Vorgänger 
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Schober verweigert hatte (worüber dann das Kabinett Schober geſtürzt 
war — ſiehe 7. Abſchnitt). 

Durch rigoroſe Spar- und Abbaumaßnahmen und Steuer⸗ 
erhöhungen wollte die Regierung auch den Weg der Selbsthilfe be⸗ 
ſchreiten und das Defizit verringern. Aber es war klar, daß dieſe Maß⸗ 
nahmen ebenſowenig wie die Anleihen zu irgendeinem Erfolg führen 


konnten, wenn nicht endlich die grauenhafte Inflation, die Entwertung $ 


aller Werte, abgeſtoppt wurde. (Die öſterreichiſchen Staatsſchulden 
erreichten bis Ende 1922 die aſtronomiſche Zahl von 13 Billionen 
Kronen, der Notenumlauf 3 Billionen!) Um dieſe Entwicklung auf⸗ 
zuhalten und die Krone auf einer beſtimmten Grenze zu halten, wurde 
im Juli 1922 eine Notenbank mit 30 Willionen „Goldkronen“ 
Kapital errichtet; die „Kreditoperationen mit der Notenpreſſe“ wurden 
eingeſchränkt. Dieſe Aktion zur Aufhaltung der Inflation und vor⸗ 
läufigen Stabiliſierung, die bis gegen Jahresende andauerte, blieb nicht 
ohne Erfolg, wenngleich nicht überſehen werden darf, daß die "Finanz, 
lage Oſterreichs nach wie vor recht troſtlos war. Insbeſondere war das 
Charakteriſtiſche der damaligen Situation in der höchſt bedenklichen 
Tatſache begründet, daß alle bisherigen „Sanierungs“anfänge ja nicht 
aus eigener Kraft geſtaltet, ſondern auf der Grundlage einer ſyſtemati⸗ 
ſchen Pumpwirtſchaft entwickelt worden waren. Und nach allen bisher 
bereits aufgenommenen Auslandsanleihen wurde die ihon von Seipels 
Vorgängern angeſtrebte große Völkerbundsanleihe immer dringen⸗ 
der notwendig. Die Lebensunfähigkeit des in St. Germain konſtruierten 
Oſterreichs verlangte ein uferloſes Hineinpumpen fremder Wittel, wobei 
allmählich ganz Oſterreich zum Pfandobjekt wurde. 


Ohne die Völkerbundsanleihe mußte Seipels Politik ſcheitern. Da 
von ihr immer noch nichts zu ſehen war, wandte ſich der Bundeskanzler 
im Auguſt an den Völkerbund mit der Bitte um einen Vorſchuß auf 
die in Ausſicht geſtellte Anleihe. 

Freilich hätten all dieſe Bitten und Vorſtellungen kaum mehr Erfolg 
gezeitigt als in den vorangegangenen Jahren, wenn Seipel nicht außer— 
dem einen neuartigen, nämlich politiſchen Weg eingeſchlagen hätte. 
Er ging auf Reifen in die verſchiedenſten Hauptſtädte Europas und er⸗ 
klärte, die öſterreichiſche Frage ſei nicht nur ein finanzielles Problem, 
ſondern auch ein politiſches. Und als die Völkerbundsanleiheverhand— 
lungen ſich weiterhin unliebſam verzögerten, beſchäftigte er ſich mit dem 
„mitteleuropäiſchen“ Problem, ließ Erwägungen verlauten über finan⸗ 
zielle Verhandlungen mit Oſterreichs Nachbarn, mit Berlin, Prag und 
insbeſondere Rom. Am 21. Auguſt 1922 trat Bundeskanzler Seipel in 

egleitung ſeines Finanzminiſters die neue Reife an, die dieſem an⸗ 
gekündigten Zweck dienen ſollte und die beträchtliches Aufſehen erregte, 
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vor allem, als Seipel dann bei ſeinen Verhandlungen mit der italieni⸗ 
ſchen Regierung (in Verona) eine italieniſch-öſterreichiſche Zoll— 
und Währungsunion vorſchlug. Durch dieſes Ausſpielen italieni⸗ 
ſcher Möglichkeiten gegenüber Frankreich und ſeinen Trabanten, ins⸗ 
beſondere den Tſchechen, gelang es Seipel, Paris zur Eile zu bewegen, 
das entſprechend auf Genf einwirkte: 

Die öſterreichiſche Sanierung wird auf die Tagesordnung des 
Völkerbundsrates geſetzt. Bereits am 2. September 1922 kann 
Seipel nach Genf abreifen, wo er am 6. September vor dem Rat er⸗ 
ſcheint und die Notwendigkeit einer Anleihe für Öfterreich vertritt. Er 
ſchildert die Wirtſchafts- und Finanznot Öfterreih3 (die eine Aus- 
wirkung von St. Germain war) und belegt ſie mit nüchternen Zahlen. 
Zum Beifpiel gibt er über die Inflation und die kataſtrophale Ent- 
wertung der öſterreichiſchen Krone folgende Vergleiche: 

100 Schweizer Franken 567 Kronen im Juli 1919 


= 2702 „ am 1. Juli 1920 
= 12200 „ „ 1. Juli 1921 
360000 „ „ 1. Fuli 1922. 
— und ſtellt demgegenüber die Lebens haltungskoſten in Sſterreich. 
Zum Beiſpiel koſten: 1 Brot 6600 Kronen 


1 Kilo Kohle 700 „ 

1 Hemd 200000 „ 
So wirkungsvoll Seipels Argumentationen find, fo würde die fo erzielte 
Erkenntnis der grauenhaften öſterreichiſchen Not kaum Veranlaſſung 
gegeben haben, daß England und Frankreich wirklich etwas unter— 
nehmen. Daß Bundeskanzler Seipel im Laufe feiner weiteren Aus⸗ 
führungen in Ausſicht ſtellt, daß Öfterreich lebensfähig werden könne, 
wenn ihm jetzt geholfen werde, daß die Inveſtierungen ſich alſo rentieren 
würden, erſcheint den Mitgliedern des Völkerbundsrats ſchon inter- 
eſſanter. Letzten Endes ift es aber die politiſche Erwägung, daß Öfter- 
reich bei ſeinen Nachbarn unerwünſchte Anlehnung ſuchen (ſiehe den 
Vorſchlag in Verona) und finden könnte, die ſchließlich den Völker— 
bundsrat dazu veranlaßt, die Anleihe zu bewilligen. 

Wobei man ſich freilich nicht die Gelegenheit entgehen läßt, den be- 
reits ſeit Jahren beſchrittenen Weg der politiſchen Erpreſſung aus 
wirtſchaftlichen Anläſſen fortzuſetzen. Die „Genfer Protokolle“, in 
denen die Kreditbewilligung mit allen Bedingungen niedergelegt iſt 
und die am X4. Oktober 1922 von dem Schuldner Hſterreich einerſeits 
(vertreten durch Herrn Seipel, der zum zweiten Male vor dem Völker⸗ 
bundsrat erſcheint) und den Gläubigern England, Frankreich, Italien 
und der Tſchecho-Slowakei andererſeits unterzeichnet werden, ſprechen 
eine kaum mißzuverſtehende Sprache. Es handelt ſich um drei Protokolle: 
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Das Protokoll I enthält den Text: 


„ .. Die Regierung der Republik Hfterreich anderſeits verpflichtet fih 
gemäß dem Wortlaute des Artikels 88 des Vertrages von St. Germain, 
ihre Unabhängigkeit nicht aufzugeben; ſie wird ſich jeder Ver⸗ 
handlung und jeder wirtſchaftlichen oder finanziellen Bindung ent⸗ 
halten, welche geeignet wäre, dieſe Unabhänggikeit direkt oder indirekt 
zu beeinträchtigen. ; 

Dieſe Verpflichtung läßt Iſterreich unter Wahrung der Beſtimmungen 
des Vertrages von St. Germain ſeine Freiheit in bezug auf Zolttarife, 
Handels⸗ und Finanzabkommen und im allgemeinen hinſichtlich aller ſein 
Wirtſchaftsſyſtem und feine Handelsbeziehungen betreffenden Angelegen⸗ 
heiten. Vorausgeſetzt iſt jedoch, daß Oſterreich feine wirtſchaftliche Un⸗ 
abhängigkeit nicht dadurch antaſtet, daß es irgendeinem Staate ein Sonder⸗ 
ſyſtem oder ausſchließliche Vorteile zugeſteht, die geeignet wären, dieſe Un- 
abhängigkeit zu gefährden.“ 

ENEE Lut 
und geſtaltet damit die von der Entente erzwungene „Selbſtändigkeit 
Oſterreichs noch unabänderlicher. Öfterreih muß eine weitere inter⸗ 
nationale Schranke zwiſchen ſich und dem Reich aufrichten und ſich er- 
neut zum Nicht⸗Anſchluß verpflichten. 

Das Protokoll H enthält dann endlich den Kredit, über den es im 
Artikel 1 heißt: 


„Die öſterreichiſche Regierung wird unter der Garantie, die ſich aus dem 
vorliegenden Abkommen ergibt, Staatsobligationen im notwendigen Aus⸗ 
maß ausgeben können, um einen wirklichen Geſamtertrag von höchſtens 
650 Millionen Goldkronen zu erreichen ..“ 


Der Artikel 4 beſtimmt: 

„Der Erlös dieſer Anleihe wird nur unter der Verantwortlichkeit des 
vom Völkerbundsrat eingeſetzten Generalkommiſſär und gemäß 
den von der öſterreichiſchen Regierung laut Protokoll Nr. I übernommenen 
Verpflichtungen verwendet werden können.“ 

Dieſer Generalkommiſſar wird mit Vollmachten ausgeſtattet, die 
ihn das geſamte öſterreichiſche Staatsweſen überwachen und beeinfluſſen 
laſſen. Zur Überwachung der Anleihe- Angelegenheiten ift ferner ein 
Kontrollkomitee der Gläubigerſtaaten eingeſetzt. 

(Dem Protokoll IE find noch die Beilagen A und B hinzugefügt, die 
nähere Einzelheiten enthalten.) 

Aus dem Protokoll III wird beſonders deutlich, wie ſtark die Ab⸗ 
machungen darauf abgeſtellt find, Öfterreich auf zunächſt 20 Jahre (für 
dieſen Zeitraum iſt der Kredit vorgeſehen) zu einer Art Völkerbunds⸗ 
kolonie zu machen. Die öſterreichiſche Regierung verpflichtet ſich hier, 
vom Nationalrat die Ratifizierung der Protokolle zu verlangen, binnen 
einem Monat ein (in Zuſammenarbeit mit dem Völkerbund aufgeſtelltes) 
„Reform- und Sanierungsprogramm' vorzulegen mit rückſichts⸗ 
loſer Ausgabendroſſelung und Einnahmeſteigerung, ferner ein Geſetz 
zu erlaſſen, das die Regierung bevollmächtigt, 
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„ohne neuerlich an das Parlament herantreten zu müſſen, innerhalb 
der Grenzen dieſes Programms alle Maßnahmen zu ergreifen, die nach 
ihrer Meinung notwendig ſind, um bis zum Ende dieſes Zeitabſchnittes das 
budgetäre Gleichgewicht wiederherzuſtellen“. 


Das Protokoll III behandelt außerdem die umfaſſenden Rechte des 
Generalkommiſſars. Im § 4 heißt es über feine Aufgaben u. a.: 

„ .. Seine Aufgabe wird es fein, auf der Durchführung des Reform- 
programmes zu beſtehen und ſie zu überwachen. Der Generalkommiſſär 
wird ſeinen Sitz in Wien haben. Er wird ſich das notwendige techniſche 
Perſonal beſtellen können. Die Auslagen für den Generalkommiſſär und 
ſein Perſonal werden vom Völkerbundsrate genehmigt und von der öſter⸗ 
reichiſchen Regierung getragen werden. Der Generalkommiſſär wird dem 
Völkerbundsrat über den Fortſchritt der Reformen und die erreichten Er⸗ 
gebniſſe monatlich Bericht erſtatten. Dieſer Bericht wird ohne Verzug den 
Witgliedern des Kontrollkomitees übermittelt werden. 

Die öſterreichiſche Regierung anerkennt, ohne Ermächtigung des Generala 
kommiſſärs weder über die Anleihebeträge verfügen noch Maßnahmen 
treffen zu können, die zum Ziele hätten, die Eingänge aus der Anleihe noch 
vor Fälligkeit zu verwerten. Die Vorausſetzungen, von denen der General⸗ 
kommiſſär eine ſolche Zuſtimmung abhängig machen wird, ſollen ausſchließ⸗ 
lich die ſchrittweiſe Durchführung des RNeformprogramms ſicherſtellen und 
eine Entwertung der Pfänder, die für den Anleihedienſt gewidmet find, ver- 
hindern...“ 


Und der $ 5 beſtimmt: 

„Die öſterreichiſche Regierung wird als Pfänder für die garantierte 
Anleihe die Bruttoeinnahmen aus den Zöllen und aus dem Tabak⸗ 
monopol und, falls es der Generalkommiſſär für notwendig erachten 
würde, im Einvernehmen mit ihm auch noch andere näher zu bezeichnende 
Pfänder widmen.. 

Für die Verzinſung und Tilgung der Staatsobligationen (in Höhe von 
650 Millionen Goldmark) übernehmen die „Vertragsſtaaten“ nämlich 
die Garantie nur bis zu 84%, während Oſterreich zur Sicherung die im 
obigen § 5 des Protokolls III aufgeführten Pfänder beizutragen hat. 

Das politiſche Ergebnis dieſer „Genfer Protokolle“ ift: Öfterreich 
verpflichtet ſich zur äußerſten „Selbſtändigkeit“ (nämlich gegenüber dem 
Deutſchen Reich) und übergibt dieſe „Selbſtändigkeit“ vertrauensvoll 
der Entente bzw. dem Herrn Generalkommiſſär des Völkerbundes, der 
zum eigentlichen Herrn Oſterreichs wird. — 

Als Bundeskanzler Seipel acht Tage ſpäter — am 12. Oktober 
1922 — vor den Nationalrat trat, wurde er nicht ſehr freundlich emp⸗ 
fangen, nämlich mit dem Ruf: „Es lebe der Anſchluß an Deutſch— 
land!“ Es kam zu ſcharfen Angriffen gegen die Regierung. Aber 
ſchließlich entſchied das zahlenmäßige Abergewicht der Regierungs- 
parteien, der Chriſtlich-Sozialen und der Großdeutſchen (die ſich eben- 
falls verpflichtet fühlten, ihre Zuſtimmung zu geben!, während die in 
der Oppoſition ſtehenden Sozialdemokraten dem Bundeskanzler Landes⸗ 
verrat vorwarfen. 
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Es ift in der Tat ein merkwürdiges Bild: Die „Großdeutſche Partei”, 
die den Anſchluß auf die Fahnen geſchrieben hat, ift für die Auf- 
gabe aller nationalen Rechte und den in den Genfer Protokollen aus⸗ 
geſprochenen Verzicht auf den Anſchluß; die marxiſtiſche SPS. aber, 
die international eingeſtellte Sozialdemokratie, iſt dagegen und ſchreit 
„Landesverrat“! Das iſt das wahre Geſicht der parlamentariſchen 
Demokratie. Das ift das Schickſal der Parteien, grundſätze“ in dieſem 
Syſtem: Was bedeuten ſchon Grundſätze? Wenn einer in den Regie- 
rungsſeſſeln ſitzt, der andere aber in der „Oppoſition“ ſteht und den 
erſteren hinausdrängen möchte — das find Tatſachen, die zu politiſchen 
Motiven werden, gegenüber denen die „Grundſätze“ verblaſſen müſſen. 

Wit 103 gegen 68 Stimmen nimmt der Nationalrat Ende November 
die Genfer Protokolle an (nachdem bereits am 12. November die Noten⸗ 
preſſe ſtillgelegt worden war): Am 26. November 1922 ergeht das 
Bundesverfaſſungsgeſetz „über die Ausübung der außerordentlichen 
Vollmachten, die der Bundesregierung gemäß dem Genfer Protokoll 
Nr. III vom 4. Oktober 1922 eingeräumt werden“. Und am darauf⸗ 
folgenden Tage ergeht das Bundesgeſetz „über die zur Aufrichtung der 
Staats- und Volkswirtſchaft der Republik Hfterreich zu treffenden 
Maßnahmen (Wiederaufbaugeſetz)“. Es ift nach folgenden Ab⸗ 
ſchnitten gegliedert: 

Abſchnitt A: Verwaltungsreform und Erſparungsmaßnahmen. 
Abſchnitt B: Einnahmen. 

Artikel I: Zölle und Ausfuhrabgaben. 

Artikel I: Monopole. 

Artikel III: Verbrauchsſteuern. 

Artikel IV: Direkte Steuern. 

Artikel V: Verkehrsſteuern und Gebühren. 
Abſchnitt C: Landes⸗ und Gemeindefinanzen. 

Artikel I: Realfteuern, 

Artikel II: Mietzinsabgabe. 

Artikel III: Beſteuerung von Elektrizität und Gas. 

Artikel IV: Bundeszuſchüſſe und Steuerertragsanteile. 
Atſchnitt D: Kreditermächtigungen. 
Abſchnitt E: Durchführung. 


— die das Thema klar beleuchten. Die Beilage zu dieſem Geſetz trägt 
die Aberſchrift „Das Reform- und Finanzprogramm auf Grund 
der am 4, Oktober 1922 in Genf unterzeichneten Konvention“ 
und enthält die in den Protokollen geforderten rigoroſen Einſparungs⸗ 
und Einnahmenſteigerungsmaßnahmen. 

Der Kampf um die Genfer Protokolle iſt ntſchieden. Die Ausein⸗ 
anderſetzung zwiſchen Anſchlußwollen und Ententehilfe iſt eindeutig 
zugunſten der letzteren entſchieden, der Weg Sſterreichs für die kommen⸗ 
den Jahre vorgezeichnet. — 
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Im Januar 1923 traf der neue Herr Sſterreichs, der Generals 
kommiſſar des Völkerbundes (der bisherige Bürgermeiſter von 
Rotterdam, Dr. Alfred Zimmermann), in Wien ein. Wit weitreichen⸗ 
den diktatoriſchen Vollmachten verſehen, wirkte er nunmehr bei der 
Aufſtellung des Staatshaushalts mit und hatte die letzte Entſcheidung 
bei allen ſtaatlichen Ausgaben. Allmonatlich gingen ſeine Berichte an 
den Völkerbundsrat, die zeigten, wie er Einſparungen, Abſetzung vor⸗ 
geſehener Ausgaben, Einnahmeſteigerungen erzwang, ſelbſt wenn die 
Bundesregierung dadurch veranlaßt wurde, 

„Intereſſen und Wünſchen von mehr oder minder wichtigen Bevölke⸗ 
rungsgruppen zuwiderzuhandeln“. 

Aber die erſehnte „Sanierung“ der öſterreichiſchen Finanzen durch 
die große Völkerbundsanleihe iſt nun da. Die „Belebung der Wirt— 
ſchaft“ kann nicht mehr ausbleiben. Und in der Tat: der Kreditſegen 
bringt eine ſtarke Geſchäftsbelebung. Allerorten tun fih Wirtſchafts⸗ 
unternehmungen auf. Das Geld rollt. Aber: Es ift nicht die werte 
ſchaffende Arbeit ſelbſt, die Erzeugung von Gütern, die Produktion, die 
diefe Wirtſchaftsblüte hervorruft. Dieſe Belebung ift vielmehr das Er- 
zeugnis einer Börſenhauſſe: Dieſe „Blüte“ iſt eine Scheinblüte! 

Aber zunächſt mag es den Anſchein haben, daß es ganz gut geht, 
jedenfalls beſſer als im Deutſchen Reich — ein Umſtand, der gerade 
keine Anſchlußpropaganda darſtellt. Trotzdem zeigen ſich auch in dieſer 
Situation die wahren Gefühle der öſterreichiſchen Bevölkerung, die nun 
überall das Beſtreben zeigt, in Sammlungen, Hilfsausſchüſſen uſw. 
den Volksgenoſſen im Reich zu helfen. — 

Wie zweifelhaft Oſterreichs wirtſchaftliche Situation in Wirklichkeit 
iſt, zeigt die große Arbeitsloſigkeit (etwa 130000 Arbeitsloſe im 
Februar 1923, davon faſt 100000 in der Bundeshauptſtadt Wien). Und 
es erweiſt ſich, daß nicht Auslandskredite ſolches Elend beſeitigen 
können, ſondern Produktion. 

Der Bundeskanzler bemühte ſich, eine ſolche Belebung durch Außen- 
handelsſteigerung zu erzielen und erreichte in der Folgezeit eine ganze 
Reihe von Verträgen außenhandels- und wirtſchaftspolitiſcher Natur 
mit verſchiedenen Staaten. 

Im Juni 1923 mit Italien und Frankreich, 
im September 1923 mit Polen, 

im Januar 1924 mit der Türkei, 

im Mai 1924 mit Großbritannien, 


im Juli 1924 mit Italien, 
im November 1924 mit der Tſchecho-Slowakei. 


(Insbeſondere fei auch das Zuſatzabkommen zum deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſchen Wirtſchaftsabkommen vom 1. September 1920 (fiche 6. Ab⸗ 
ſchnitt) erwähnt, das am 12. Juli 1924 zuſtande gekommen iſt, nachdem 
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bereits im März des gleichen Jahres Reichskanzler Marx und Reichs⸗ 
außenminiſter Streſemann wirtſchafts⸗ und finanzpolitiſche Fragen mit 
der Bundesregierung in Wien beſprochen haben.) 

All dieſe Wirtſchaftsbeziehungen bewirkten in der Tat eine gewiſſe 
Wirtſchaftsankurbelung, wobei ſich das ausländiſche Kapital an den 
Spekulationen der Wiener Börſe rege beteiligte. Der Staatshaushalt 
für das Jahr 192 wies nur noch einen Fehlbetrag in Höhe von etwa 
830 Milliarden Kronen (= 60 Millionen Goldkronen) auf. — 

Am 21. Oktober 1923 fanden zum zweiten Male Nationalrats⸗ 
wahlen mit folgendem Ergebnis ſtatt: 


Chriſtlich⸗Soziale . . 81 Sitze (82) 
Sozialdemokraten 68 „ (66) 
S ulſcfe 1 22) 
rn e , e La D E a) 


(Die in Klammern beigefügten Zahlen ſtellen das Ergebnis der vorhergehen⸗ 
den Nationalratswahlen vom 16. Oktober 1920 dar — ſiehe 6. Abſchnitt.) 
Die Chriſtlich⸗Sozialen behaupteten ſich alſo; die Erfolge der marxi⸗ 
ſtiſchen Oppoſition waren mäßig. Trotzdem konnte das innenpolitiſche 
Si Oſterreichs keineswegs als „befriedet“ angeſehen werden. Der 
Auſtromarxismus als heftiger Gegner des Prälaten Seipel führte 
ſeinen Kampf nicht nur auf der Ebene der parlamentariſchen Spiel⸗ 
regeln, ſondern ſetzte alle ihm zur Verfügung ſtehenden Mittel inner⸗ 
und außerhalb der „Verfaſſung“ ein. Die Inſzenierung anhaltender 
Streiks, die Gründung des marxiſtiſchen „Republikaniſchen Schutz— 
bundes“ als Terrortruppe der SPS. (von der im darauffolgenden 
9. Abſchnitt noch eingehender die Rede fein wird) zeigten die geſpannte 
Situation, die eine beſonders grelle Beleuchtung am 1. Juni 1924 er⸗ 
fuhr, als der ſozialdemokratiſche „Kurz“ arbeiter Jeworek ein Re— 
volverattentat auf den Bundeskanzler verübte, um — wie er 
angab — das Maffenelend an dem Verantwortlichen zu rächen. Seipel 
wurde durch einen Lungenſchuß ſchwer verletzt, kam jedoch nach einigen 
Wochen Krankenlager mit dem Leben davon. Die SPÖ. rückte natürlich 
von dem Attentat als ſolchem ab, was freilich an ihren wahren Gefühlen 
wenig änderte. 

Wenige Wonate ſpäter gelang es ihr endlich, Seipel zu ſtürzen. Am 
4. November 1924 ſtellten die marxiſtiſch gelenkten Bundesbahn- 
angeſtellten an die Regierung ultimative Forderungen auf Gehalts- 
erhöhungen, die abgelehnt wurden. Am 7. November zerſchlugen ſich 
die Verhandlungen; der Streik an den Bundesbahnen brach aus, 
und die Regierung Seipel trat zurück. (Der Streik wurde einige 
Tage ſpäter durch Regierungszugeſtändniſſe beigelegt.) 

Seipel wich damals der gewaltſamen Auseinanderſetzung mit dem 
Marxismus noch aus. Die beiden folgenden Kabinette unter dem chriſt⸗ 
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lich⸗ſozialen Bundeskanzler Dr. Ramek (zehnte und elfte Regierung 
der Republik Öfterreich) ſtehen zwar abermals unter dem vorherrſchen⸗ 
den Einfluß der Chriſtlich-Sozialen Partei (die Seipel nach wie vor 
leitete), ſollen jedoch einer Entſpannung der chriſtlich-marxiſtiſchen 
Gegenſätze dienen. Von Dr. Ramek kann angenommen werden, daß er 
der SPßĩ. erträglicher erſcheinen wird als Seipel; denn erſtens ift er 
eben nicht der den Marxiſten beſonders verhaßte Seipel und außerdem 
nicht Geiſtlicher wie Seipel, ſondern Rechtsanwalt, zweitens war er 
1919/20 Mitglied des dritten Kabinetts Renner. 

Das am 20. November 1921 zuſtande gekommene Kabinett Ramek 
ſtellt abermals eine chriſtlichſozial-großdeutſche Koalition dar mit 
7 chriſtlich-ſozialen und 2 großdeutſchen Winiſtern, unter den letzteren 
als Vizekanzler und Innenminiſter der Großdeutſche Dr. Waber. Der 
Chriſtlich-ſoziale Vaugoin, der den marxiſtiſchen Einfluß aus dem 
Bundesheer weiter verdrängte, blieb Heeresminiſter. Im übrigen war 
die neue Regierung jedoch bereit, der SPÖ. gegenüber möglichſt wenig 
ſchroff aufzutreten. Die ſchon ſeit einiger Zeit im Gang befindlichen 
auſtromarxiſtiſchen Bürgerkriegsvorbereitungen erfuhren hierdurch frei— 
lich keine Unterbrechung. — 

Das darauffolgende Jahr 1925 brachte am 2. März die Einführung 
der Schillingwährung (auf Goldbaſis), die nun die ſo arg in Miß⸗ 
kredit gebrachte Krone ablöſte. 

1 Schilling = 10000 Papierkronen 
(= 0,59 Reichsmark). 

Im Jahre 1925 konnte ein gewiſſes Wiederaufleben der Anſchluß— 
bemühungen feſtgeſtellt werden, was 3. B. in der Gründung der „Öjter- 
reichiſch-Deutſchen Arbeitsgemeinſchaft“ in Wien zum Ausdruck 
kam — und in der Gründung eines „Öfterreihifh-Deutfhen 
Volksbundes“. Gegenüber den verſchiedentlich auftretenden Zen: 
denzen zu einer „Donaukonföderation“ (einer engen Zuſammen⸗ 
arbeit der Nachfolgeſtaaten der Habsburger Monarchie) erklärte der 
Vizekanzler Dr. Waber (Witglied der Großdeutſchen Partei) im 
Rahmen einer Anſprache (April 1925): 

„Was von der Donaufonföderation geſprochen wurde, ift nur Faſelei. 
Aber in die weiteſten Kreiſe muß die Aberzeugung eindringen, daß es für 
die öſterreichiſche Frage nur eine Löſung gibt: den Anſchluß an das 
große deutſche Vaterland!“ è 

Und als im darauffolgenden Monat Deutfchland die Jahrtauſend— 
feier der Rheinlande feſtlich beging, fand aus dieſem Anlaß auch in 
Öfterreich eine große nationale Kundgebung ſtatt, die ganz im Zeichen 
des geforderten Anſchluſſes ſtand und bei der ſich Vertreter aller 
Parteien zu Sprechern des Anſchlußgedankens machten. 
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Dieſe Entwicklung erfuhr in den erſten Monaten des Jahres 1926 
ſogar noch eine gewiſſe Steigerung, hervorgerufen durch den allgemeinen 
Widerſpruch gegen die Ententeabfichten, Öfterreich mit der ſogenannten 
„Kleinen Entente“ in Beziehung zu bringen, und gegen die damit in 
Verbindung ſtehenden Ideen von der „Donaukonföderation“. Wenn 
auch die Chriſtlich⸗Sozialen dieſem Gedanken nicht ganz fernſtanden 
und ihn ſogar mitunter hiſtoriſch zu begründen ſuchten, ſo wurde er 
doch von der Bevölkerung in ihrer Mehrheit entſchieden zurückgewieſ en. 
Die Anſchlußbewegung erhielt dadurch neuen Auftrieb und lebte wieder 
auf. (Und am 6. Juni 1926 forderte die Großdeutſche Partei auf 
ihrem Innsbrucker Parteitag erneut den Anſchluß, nachdem der groß⸗ 
deutſche Abgeordnete Dinghofer bereits am 15. Januar im National⸗ 
rat die Zollunion mit dem Reich gefordert hatte.) Freilich durfte der 
theoretiſche Charakter ſolcher Aktionen nicht überſehen werden: Die 
Genfer Protokolle waren zur Richtſchnur jeglicher Außen- und auch 
Innenpolitik gemacht worden, und dort ſtand es anders zu leſen. 

Im Geiſte dieſer Protokolle und ihrer Erfüllung regierte auch das 
Kabinett Ramet. Auf dem Gebiete des Außenhandels gelang es ihm, 
weitere vertragliche Abmachungen mit dem Ausland zu treffen. 


Im Januar 1926 mit der Schweiz, 
im März 1926 mit der Tſchecho⸗Slowakei, 
im April 1926 mit Ungarn und Polen, 


im Mai 1926 mit Jugoſlawien und Schweden. 
Das wirtſchaftliche Elend breiter Bebvölkerungsſchichten wurde damit 
freilich nicht behoben. Dieſer Nährboden marxiſtiſcher Propaganda 
ſollte bald ſeine blutigen Früchte tragen. Die Arbeitsloſigkeit ging 
nicht zurück. Sie erreichte im Januar 1926 die Zahl von 250 000, alfo 
annähernd doppelt ſoviel wie vor 3 Jahren — und dies alles im Zeichen 
der „Sanierung“ durch die Genfer Protokolle. 
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9. Abſchnitt: 


Auſtromarxismus 


Seit dem November 1920 — im Anſchluß an die erſten Nationalrats⸗ 
wahlen, die für den Marxismus ſo verluſtreich geweſen waren — waren 
die Sozialdemokraten aus den Regierungen der Republik 
Öfterreich ausgeſchaltet. Damals war das zweite Kabinett Mayr 
(als fünfte Regierung Öfterreich8 — ſiehe 6. Abſchnitt) als rein bürger⸗ 
liches Kabinett gebildet worden. Die GPS. (Sozialdemokratiſche Partei 
Oſterreichs) blieb draußen. So war es unter Mayr wie auch unter den 
nachfolgenden Bundeskanzlern Schober, Seipel, Ramek. Der 
Marxismus in ſeiner ſozialdemokratiſchen Spielart ſtand alſo ſeit Ende 
1920 in der Oppoſition und verſuchte, wieder ans Ruder zu kommen, 
wobei er ſich keineswegs auf parlamentariſche Mittel beſchränkte, 
ſondern auch terroriſtiſche Aktionen nicht verſchmähte. Während die 
SPP. (Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands) infolge ihrer häufigen 
Regierungsbeteiligung im Reich und deffen Ländern und ihrer damit 
verbundenen Sorge um ihre Winiſterſeſſel des öfteren „Konzeſſionen“ 
um der „Koalitionen“ willen machte, wie es im parlamentariſchen 
Syſtem üblich iſt, und ſomit ein „gemäßigteres“ Gehaben zur Schau 
trug, — ſtellte die in langjähriger Oppoſition gegen die Regierung be- 
findliche Sozialdemokratiſche Partei Oſterreichs (ESO. die marxiſti⸗ 
ſchen „Grundſätze“ weſentlich ſtärker in den Vordergrund (den Bräuchen 
der „Oppoſition“ im parlamentariſchen Syſtem entſprechend). Dieſe 
öſterreichiſchen Marxiſten („Auſtromarxiſten“) gebärdeten fih ſomit 
weſentlich radikaler als ihre Geſinnungsgenoſſen im Reich und gaben 
damit dem Begriff „Auſtromarxismus“ fein beſonderes Gepräge. 

In der eigentlichen Parlamentsarbeit trieb die SPÖ. entweder Ob⸗ 
ſtruktion oder ſie ſtellte unmögliche Anträge, um ſie für die Maſſen⸗ 
propaganda auszunutzen. 

Der ſpätere — recht „kurzfriſtige“ — chriſtlich⸗ſoziale Bundeskanzler 
von Streeruwitz (1929 — ſiehe 11. Abſchnitt) beklagte ſich einmal bitter 
über dieſe Methode: 

„Ein politiſches Kampfgebiet beſonderer Art war die Verhandlung des 
Staatsvoranſchlages im Plenum und im Budgetausſchuß des National- 
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Mit einer in ſorgfältigſter Weiſe erfolgten Rollenverteilung wurden 
1 GC E erhoben, die ein Vielfaches der über⸗ 
haupt denkbaren Beträge ausmachten. Dieſe Aberanſprüche ſollten dann 
durch Streichung aller jener Dinge ausgeglichen werden, die der SEN 
autorität für die Standeserhöhung oder Ausrüftung von Heer, Polizei un 
Gendarmerie zu dienen hatten. r 
Die 125 Gehegen digg des Parlaments iſt heute tot und vergeſſen. 
Wer erinnert ſich aber nicht rückſchauend der zahlloſen, von e 
kratiſchen Abgeordneten geſtellten ‚Minderheitsanträge‘, die ro 
etwa eingebracht wurden, um den Inhalt zur Tat werden zu laſſen — a 
Einbringer waren ja deffen ficher, daß ſolche haushaltzerſtörenden und fon] 
gefährlichen Anträge von der Mehrheit würden abgelehnt werden —, ſondern 
um ſich in den eigenen Preſſeberichten als Wohltäter der Menſchheit, 
ie Gegner aber als hartherzige und einſichtsloſe Bekämpfer ſozialen Fort⸗ 
ſchrittes hinzuſtellen. Ganz dem gleichen Zweck diente eine Fülle von dring⸗ 
lichen Anfragen“, deren Einbringer, von der ſozialdemokratiſchen Klubleitung 
planvoll vorgeſchickt und angeleitet, es vortrefflich verſtanden, den Haß gegen 
die Mehrheit und gegen die Regierung zu ſchüren. Dazu waren diefe An⸗ 
fragen auch ein vorzügliches Wittel, um die Tagesordnungen zu ver⸗ 
ram meln, die Behandlung lebenswichtiger Dinge aufzuſchieben, und zwar 
ſo lange, bis von den bürgerlichen Mehrheiten gewiſſe Zugeſtändniſſe er⸗ 
ER wurden.“ (von Streeruwitz, „Springflut über Sfterreich“. 1997, 
197. 


Außerdem baute der Auſtromarxismus (für die von ihm einmal ins 
Auge gefaßte gewaltjame Auseinanderſetzung) feine Poſitionen ſorg⸗ 
fältig aus. insbeſondere ſein Abergewicht in der Bundeshauptſtadt 
Wien, in der er die Mehrheit beſaß und die infolgedeſſen von einem 
ſozialdemokratiſchen Bürgermeiſter (Seitz) beherrſcht wurde, der 1923 
außerdem „Landeshauptmann“ des „Bundeslandes“ Wien (ent⸗ 
ſprechend der Verfaſſung) wurde. Seitz machte die Wiener Stadt⸗ 
verwaltung zu einer marxiſtiſchen Machtpoſition erſten Ranges. Seine 
Politik (Perſonalpolitit, Steuerpolitik, Wohnungspolitik uſw.) war 
völlig marxiſtiſch. Wien war W 


Ein wichtiges Wachtinſtrument beſaß der Auſtromarxismus vor allem ? 


auch in den Gewerkſchaften, die er weniger zum Wohle der von ihm 
verführten Arbeiterſchaft als zur Erreichung ſeiner eigenen politiſchen 
Ziele im „Klaſſenkampf“ einſetzte. Mit zahlreichen Streiks kämpfte 
er gegen die chriſtlich⸗ſozialen Regierungen. Zum Beiſpiel ſei an den 
am 11. Dezember 1923 ausgebrochenen Streik von doit, und Zoll⸗ 
beamten gegen die Regierung Seipel erinnert, der gleichzeitig zeigte, 
wie ſtark ſich der Marxismus auch in der Beamtenſchaft feſtgeſetzt 
hatte. Beſonders große Ausmaße nahm der im Frühjahr 1924 folgende 
Bantenſtreik an, ein Streik der Bankangeſtellten (die neben Gehalts- 
erhöhung die Abſchaffung des Schalterdie iſtes an Nachmittagen 
forderten). 

(In dieſem Zuſammenhang ſei an den kataſtrophalen Bankenkrach 
m Sommer 1924 erinnert, den der Jude Caſtillioni als Leiter der 
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Zentralbank der Sparkaſſen durch ſeine gewiſſenloſen Inflations⸗ 
ſpekulationen bewirkt hatte. Nicht nur die Zentralbank, ſondern auch 
zahlreiche andere Banken brachen im Gefolge dieſer Entwicklung zu⸗ 
ſammen, wodurch zahlreichen kleinen Sparern ihre ſauer verdienten 
Rücklagen geraubt wurden. Was im Reich die jüdiſchen Großſchieber 
Sklarz, Kutisker, Barmat, Sklarek (Bd. 1918—1933, S. 68, 119 
bis 120, 154) bedeuteten, das waren in Öfterreich jüdiſche Gaunertypen 
wie Caſtillioni und Sigi Boſel — ein Symptom jüdiſcher Volks⸗ 
ausbeutung, ſtaatlicher Fäulnis und moraliſcher Zerſetzung). — 

Die regierungsfeindliche Radikalifierung des Auſtromarxismus nahm 
ein beſonders ſchnelles Tempo in der „Ara Seipel“ an, als die SPÖ. 
die Regierung des von ihr beſonders gehaßten Prälaten Seipel lerſtes 
und zweites Kabinett Seipel, 31. Mai 1922 bis 7. November 1924) be⸗ 
kämpfte, deren Wirken bereits im vorhergehenden (8.) Abſchnitt be: 
handelt wurde. Das dort erwähnte marxiſtiſche Revolverattentat auf 
Seipel auf dem Wiener Südbahnhof am 1. Juni 1924 warf ein grelles 
Schlaglicht auf die ſteigenden Spannungen. 

Der Auſtromarxismus beſchränkte ſich jedoch bei der Vorbereitung 
der von ihm angeſtrebten Auseinanderſetzung nicht auf einzelne Terror- 
akte, ſondern ſchuf fih auch eine militäriſch organiſierte Truppe — ins⸗ 
beſondere nachdem der frühere ſozialdemokratiſche Heeresminiſter, der 
Jude Dr. Julius Deutſch, unter der chriſtlich⸗ſozialen Bundeskanzler⸗ 
ſchaft Mayr 1920/21 (ſiehe 6. Abſchnitt) ausgebootet und durch den 
Chriſtlich⸗ſozialen Vaugoin erſetzt worden war. Denn die „Bundes⸗ 
wehr“ (früher „Volkswehr“), die eine völlig ſozialdemokratiſch kon⸗ 
trollierte und geleitete Parteiarmee geweſen war, wurde nun im anti⸗ 
marxiſtiſchen Sinne reorganiſiert. Neben einer umfaſſenden Säuberung 
wurde von nun an die Praxis eingeführt, den Erſatz nicht mehr aus dem 
marxiſtiſchen Lager zu holen, ſondern aus den chriſtlich⸗ſozialen Kreiſen 
und den Heimatwehren. 

Die Ergebniſſe dieſer Maßnahmen zeigten ſich wenige Jahre ſpäter, als 
3. B. die „Vertrauensratswahlen“ beim Bundesheer im Jahre 1928 (ſo 
etwas gab es damals immerhin noch) folgendes Neſultat aufwieſen: 
„Unparteiiſcher“ Wehrbund (in Wirklichkeit chriſtlich⸗ſozial) 212 Manz 
date (früher 78) 
Sozialdemokratiſcher Wehrverband 62 Mandate (früher 118). 

Der Auſtromarxismus entwickelte demgegenüber ſeine früheren 
„Arbeiterwehren“ und „Ordner“ (ſiehe 3. Abſchnitt) zum „Republi⸗ 
kaniſchen Schutzbund“ (1924), den der von früher her als Heeres⸗ 
miniſter bekannte Jude Deutſ ch gründete. 


In einer „Die Faſchiſtengefahr“ betitelten Schrift erklärte Deutſch u. a.: 

„Unſere Schulen und Unterrichtskurſe, unſere Verſammlungen und Vor⸗ 
träge, unſere Zeitungen und Bücher müſſen das Proletariat lehren, wehr⸗ 
haft zu fein... 
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Wir müſſen in Bataillonen, Kompanien und Zügen formiert ſein, um 
einen brauchbaren, ſchlagfertigen Apparat zu bilden.“ 

Dieſe Klaſſenkampfvorbereitungen des Nepublikaniſchen Schutz— 
bundes nahmen wenige Zeit ſpäter in noch ſtärkerem Maße militäriſchen 
Charakter an, als es der SPÖ. gelang, einen früheren Berufsoffizier 
an die Spitze dieſer Parteigruppe zu ſtellen, den General Körner. — 

Der vom Auſtromarxismus geführte Kampf gegen das Kabinett 
Seipel endete vorerſt — wie im 8. Abſchnitt bereits ausgeführt — mit 
dem Anfang November 1924 entfeſſelten Bundesbahnſtreik und dem 
daraus reſultierenden Rücktritt Seipels (da ſich Seipel noch nicht 
ſtark genug fühlte, es auf eine gewaltſame Auseinanderſetzung mit den 
Marriften ankommen zu laſſen). Die anſchließend folgende chriftlich- 
ſoziale Regierung Ramet (ſiehe 8. Abſchnitt) bemühte ſich dann auch, 
ein beſſeres Verhältnis zur GPS. herzuſtellen — allerdings vergeblich. 
Die Not breiteſter Bevölkerungsſchichten als Baſis marxiſtiſcher Ver- 
hetzung, die anhaltende Wirtſchaftsnot Oſterreichs (eine Viertelmillion 
Arbeitsloſe Anfang 1926) — all dies ließ die innenpolitiſchen Span⸗ 
nungen nicht abnehmen. (Daran konnte auch die von der Negierung im 
Juni 1926 im Verhandlungswege erreichte Beendigung der Völker— 
bundskontrolle [die durch die „Genfer Protokolle — ſiehe 8. Ab⸗ 
ſchnitt — eingeführt war] nichts ändern, zumal ja auch dieſer Erfolg 
durch ſtändige wirtſchaftliche Opfer erkauft worden war.) — 

Im Sommer 1926 ſah Seipel die machtpolitiſche Situation in ſeinem 


Sinne als gefeſtigter an und veranlaßte wieder einen mehr antimarxi- & 


ſtiſchen Kurs der Chriſtlich-Sozialen Partei. Ihren ſichtbaren 
Ausdruck fand dieſe Wandlung in der im Juni erfolgten Ablöſung des 
Anterrichtsminiſters S chneider, weil er den ſozialdemokratiſchen 
Wünſchen in Fragen der Schulreform zu weit entgegengekommen war. 


Er wurde durch den bisherigen Landeshauptmann der Steiermark, d 


den Chriſtlich-Sozialen Dr. Rintelen, erſetzt. (So entſtand die elfte 
Regierung, das zweite Kabinett Ramet.) 

Geipel trat nun Überhaupt wieder mehr aus feiner zeitweiſen politi= 
ſchen Reſerve heraus. Er zeigte ſich beſonders am 3. Oktober 1926 beim 
„ersten Paneuropa-Kongreß“ des jüdiſch⸗baſtardierten Grafen 
Coudenhove-Kalergi (den Vorſitz hatte der aus dem Reich herbei- 
gereiſte Sozialdemokrat Paul Löbe) und dokumentierte damit gleich⸗ 
zeitig den „übernationalen“ Grundzug ſeines Weſens und ſeiner 
Politik. und als der Auſtromarxismus am 15. Oktober 1926 die Re- 
gierung Namek in gleicher Weiſe ſtürzte wie ſeinerzeit das Kabinett 
Seipel (nämlich mit einem neuerlichen Streik der Bundesbahn— 
angeſtellten), da heißt der Nachfolger Rameks wieder Seipel! 

ieſe neue Regierung, das dritte Kabinett Seipel, ſtellt eine offene 
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Kampfanſage an die Marriften dar. Es ift die zwölfte Regierung 
der Republik Oſterreich, zuſtande gekommen am 20. Oktober 1926 und 
zuſammengeſtellt von der gleichen Koalition: 6 chriſtlich-ſoziale und 
2 großdeutſche Winiſter. (Vizekanzler iſt der Großdeutſche Dinghofer). 
Bereits in feiner Regierungserklärung kündigt Seipel einen radikalen 
Umſchwung an. Er kann nichts anderes bedeuten als eine Art chriſtlich⸗ 
ſozialer „Diktatur“. Bezeichnend iſt, daß er die abſolute Gefolgſchaft 
ſeiner Partei verlangt und andererſeits fordert, daß ſich die der Partei 
angehörenden Landeshauptleute den Richtlinien der Partei unter- 
ordnen. Es iſt offenſichtlich, daß er auf dieſem Wege den ihm unbequem 
gewordenen Föderalismus eindämmen will. Gleichzeitig wünſcht er den 
Ausgleich mit den Großdeutſchen und dem Landbund, um ſo einen feſten 
bürgerlichen Block unter chriſtlich-ſozialer Führung zu ſchaffen, der 
einen ſcharfen antimarxiſtiſchen Kurs ſteuern kann. (Die Verwirklichung 
dieſer Tendenz, die fidh z. B. im darauffolgenden Jahre in der Auf- 
ſtellung einer gemeinſamen bürgerlichen Wahlliſte zeigt, gelingt jedoch 
nur teilweiſe.) 

Die GP. nimmt die antimarxiſtiſche Kampfanſage Seipels ent- 
ſprechend auf und antwortet wenige Wochen ſpäter (bei ihrem Linzer 
Parteitag im November 1926) mit dem — radikalen — ſogenannten 
„Linzer Programm“ der SPS., in dem der Kampf gegen die 


8. „Klaſſenherrſchaft der Bourgeoiſie“ proklamiert wird. 


Die in jener Zeit feſtzuſtellende Steigerung des marxiſtiſchen Straßen⸗ 
terrors ruft gleichzeitig die Abwehr der Organifationen der Heimat— 
wehren auf den Plan. Die blutigen Auseinanderſetzungen mehren ſich, 
und einer dieſer Zuſammenſtöße ſollte zum äußeren Anlaß der erſten 
großen auſtromarxiſtiſchen Gewaltprobe werden: 

Am 30. Januar 1927 kam es in Schattendorf im Burgenland zu 
Angriffen des Republikaniſchen Schutzbundes auf Angehörige 
einer „heimatſchutzähnlichen“ Organiſation, der „Frontkämpfer— 
vereinigung“. Die Frontkämpfer ſetzten ſich zur Wehr. Ein marxi⸗ 
ſtiſcher Schutzbündler und ein von einer verirrten Kugel getroffenes 
Kind blieben tot am Platze. Ein halbes Jahr ſpäter follte dieſes Er- 
eignis zum Ausgangspunkt blutiger Straßenſchlachten in Wien werden! 

Inzwiſchen ſetzte Prälat Seipel die Bemühungen um die Feſtigung 
feines bürgerlichen Regierungsblocks fort; er kam den Großdeutſchen 
in der Frage der Schulreform (Aufgabe der Konfeſſionsſchule) entgegen, 
die ſpäter in dem Geſetz über die Schulreform vom 2. Auguſt 1927 ihre 
geſetzliche Formulierung fand. Und in die dritten Nationalrats⸗ 
wahlen am 24. April 1927 gingen die Chriſtlich-Soziale und die Groß⸗ 
deutſche Partei mit einem gemeinſamen bürgerlichen Wahlvorſchlag 
(der „Einheitsliſte“) — mit folgendem Ergebnis: 
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Chriſtlich⸗Soziale. 73 Sitze (81) 


SSS... 71 „ (68) 
Großdeutſche. N 12: E) 
Landbun d 


(Die eingeklammerten Zahlen enthalten das Ergebnis der vorhergehenden 
Nationalratswahl vom 21. e Get F 

d =}D3iale ` 
e 1 Innsbruck, der ſpäter noch un⸗ 
rühmlich bekannt werden ſollte. 

Die Chriſtlich⸗Sozialen hatten Verluſte erlitten, ſowohl zugunſten 
ihrer Koalitionsgenoſſen und des Landbundes wie auch der Marxiſten. 
Aber der bürgerliche Negierungsblock blieb erhalten. Zu feiner Stärkung 
wurde nun noch ein Landbündler, Hartleb, in die Regierung herein⸗ 
genommen (19. Mai 1927). Er wurde Vizekanzler an Stelle von Ding⸗ 
hofer. So ſah das vierte Kabinett Seipel (die dreizehnte Regierung) 
aus, unter deren Regime es zur großen Auseinanderſetzung mit dem 
Auſtromarxismus kommen ſollte. Der bürgerliche Block war auch nach 
der Hereinnahme des Landbundes ſtark mit inneren Schwierigkeiten 
beſchäftigt. Gegenſätzlichkeiten, die ſich auf die Dauer nicht überbrücken 
ließen, verſuchte man auf dem Wege des ebenſo üblichen wie üblen 
Parteien -„Kuhhandels“ zu beheben. Kam Seipel den Großdeutſchen 
in der Frage der weiter unten noch zu behandelnden Schulreform ent- 
gegen, ſo mußten die Großdeutſchen andererſeits Seipels Zolltarif— 
novelle vom 24. Mai 1927 ſchlucken, durch die der Bundeskanzler die 
eigene Produktion zu heben hoffte, indem er die Zölle erhöhte. Die 
angeſtrebte Zollunion mit dem Deutſchen Reich wurde damit wieder in 
weite Ferne gerückt — im Gegenſatz zu den Tendenzen der Groß⸗ 
deutſchen und des Landbundes, die einen wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
ſchluß mit dem Reich (lals ſchwachen Erſatz für den Anſchluß) 
wünſchten. Demgegenüber hatte es doch nur mehr theoretiſchen Cha— 
rakter, wenn der Großdeutſche Parteitag (am 20. Juni 1927 in Wien) 
ſich wieder einmal für den Anſchluß ausſprach. — Die Gegengabe an 
die Großdeutſchen (für die Zolltarifnovelle) — das Schulgeſetz — 
wurde am 2. Auguſt 1927 vom Nationalrat angenommen. Es war in 
der Tat ein ſchweres Opfer der Chriſtlich⸗Sozialen, daß fie die reine 
Konfeſſionsſchule fallen ließen. Nun, es war nicht der erſte Grundſatz, 
der in der parlamentariſchen Geſchichte auf dem Altar der zu erhalten— 
den Miniſterſeſſel geopfert worden iſt. Das Schulgeſetz ſah im übrigen 
eine Schulreform vor, die eine Angleichung an die Schulverhältniſſe im 
Reich brachte. 


Inzwiſchen hatten ſich jedoch viel eindrucksvollere Ereigniſſe ab- 
geſpielt: Die weiter oben behandelten Zuſammenſtöße in Schattendorf 
vom 30. Januar 1927 hatten die übliche polizeiliche und dann gericht- 


EM 


Vierte Regierung 
Seipel 


Schulreform und 
Zolltarifnovelle 


Der 
„Schattendorfer 
Prozeß“ 


116 Das Großdeutſche Reid / Sſterreich 1918—1938 


liche Unterſuchung erfahren und führten im Juli 1927 zur Gericht3= 
verhandlung vor dem Wiener Schwurgericht (5. bis 14. Juli). Der 
„Schattendorfer Prozeß“ endete ſchließlich am 14. Juli mit einem 
Freiſpruch der angeklagten Mitglieder des „Frontkämpferverbandes“, 
die ja in Notwehr gehandelt hatten. — 

Der Auſtromarxismus hält nun den Anlaß für gekommen, 
eine Machtprobe abzulegen. Am nächſten Morgen (15. Juli 1927) ent⸗ 
wickelt ſich aus zahlreich angezettelten Proteſtſtreiks der Generalſtreik. 
Die Hetze der Sozialdemokraten zieht alle Regiſter. So ſchreibt z. B. 
die marxiſtiſche „Arbeiterzeitung“: 

„Eine Schurkerei iſt dieſe Freiſprechung, wie ſie in den Annalen der 
Juſtiz noch nie erlebt worden iſt. Die eidbrüchigen Geſellen auf der 
Geſchworenenbank haben die Angeklagten freigeſprochen, und unter dem 
Siegesgeheul der angeſammelten Frontkämpfer ſind ſie in Freiheit geſetzt 
worden. Das find keine Geſchworenen, die ſich über Redt und Gerechtig— 
keit ſo frech hinwegſetzen, das iſt ehrloſes Gelichter, dem für ſeinen 
ſchamloſen Freiſpruch Haß und Verachtung gebührt. Schuldtragend 
ift auch die infame Hetze der Regierungsblätter des chriſtlich⸗ſozialen Herrn 
Seipel und des Großdeutſchen Dinghofer. Fluch und Schande allen, 
die an der Vereitlung der Sühne mitgewirkt haben! Mit den Elenden 
auf der Geſchworenenbank ſind ſie mitſchuldig.“ (15. Juli 1927.) 


nen In die ſozialdemokratiſche Hetze ſchaltet fih eine im Laufe des Tages 
Notation immer wirkungsvoller werdende kommuniſtiſche Agitation ein, fo daß 
die ſozialdemokratiſchen Führer bald die Gewalt über die von ihnen ins 
Leben gerufene Aktion verlieren. Die in Bewegung gebrachten Maſſen 

ſind nicht mehr zu lenken. 
See Aus dem Proteſtſtreik werden rieſige Straßendemonſtrationen. Die 
in wien Maſſen dringen in die Innenſtadt ein. Der ſozialdemokratiſche Bürger- 
meiſter Seitz veranlaßt die Zurückziehung der Polizei. Um die Wittags⸗ 
zeit ſetzt jedoch der Polizeipräſident Schober (Bundeskanzler 1922, 
ſiehe 7. Abſchnitt) auf Seipels Veranlaſſung die Polizei gegen den 
marxiſtiſchen Aufruhr ein — denn das, was fih in Wiens Straßen 
abſpielt, hat ſich inzwiſchen zum Aufruhr entwickelt. Nach blutigen 
Barrikadenkämpfen muß fih die Polizei in den Juſtizpalaſt zurück⸗ 
ans ziehen. Und nun beginnt der Maſſenſturm auf den Wiener Zuftiz= 
palaſt, der mit der völligen Demolierung des Gebäudes endet. Der 
Juſtizpalaſt brennt. (Daß dieſe Aktion organiſiert iſt, beweiſt die 
Tatſache, daß die Menge in großer Anzahl Ölfannen mitgeſchleppt hat!) 
Die inzwiſchen verſtärkte Polizei ſtürmt den Platz, um der Feuerwehr 
den Weg zu bahnen. Gleichzeitig tobt der Aufruhr auch an anderen 
Stellen Wiens. Zeitungsgebäude, Polizeireviere, Wohnhäuſer und 
Ladengeſchäfte werden geſtürmt und zerſtört. Tote und Verwundete 
liegen auf Straßen und Plätzen. Am nächſten Tage (16. Juli) leben die 
Kämpfe an einzelnen Stellen erneut auf; aber jetzt gelingt es der Polizei 


Auftro« 
marxiſtiſche Hetze 
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und den von der Regierung eingeſetzten Heimatwehren (die hauptſächlich 
in den anderen Bundesländern eingeſetzt werden, wo ebenfalls Streiks 
und Unruhen auffladern), den Aufſtand zu erſticken. 82 Tote (darunter 
5 Polizeibeamte) und über 2000 Verletzte (darunter an die 100 
Polizeibeamte) find die Opfer der auſtromarxiſtiſchen Machtprobe in 
Wien! l 

Prälat Seipel hat gefiegt. Die Streiks verebben. Lediglich der 
Verkehrsſtreik dauert noch an. 


„Die Macht der Arbeiterſchaft liegt in ihren wirtſchaftlichen Kampf⸗ 
mitteln. Sie liegt darin, daß alle Räder ſtillſtehen, wenn unſer ſtarker Arm 
es will. Das wuchtigſte Kampfmittel der Arbeiterſchaft iſt die Stillegung 
der Verkehrsbetriebe. Dieſes Kampfmittel werden wir zunächſt an⸗ 


wenden.“ 
ſo ſchreibt noch am 18. Juli 1927 die ſozialdemokratiſche „Arbeiter⸗ 
zeitung“. Am 19. Juli jedoch bläſt die SPÖ. den Verkehrsſtreik ab. 
Ihre Verſuche, aus den blutigen Straßenkämpfen 


(die mehr unter bolſchewiſtiſcher Führung als unter ſozialdemokratiſcher 
Beeinfluſſungsmöglichkeit geſtanden haben — unter den annähernd 500 Ver⸗ 
bafteten befinden ſich zahlreiche ausländiſche kommuniſtiſche Agitatoren, 


Went) 9 Sowjetruſſen, und der kommuniſtiſche Neichstagsabgeordnete 
ie 


jetzt noch innerpolitiſche Erfolge herauszuholen, ſchlagen ſämtlich fehl. 
Seipel lehnt alle marxiſtiſchen Forderungen an dieſem 19. Juli ebenſo 
entſchieden ab wie bereits in den vorhergehenden Tagen. Als die ſozial⸗ 
demokratiſchen Vertreter im Angeſicht des im Aufruhr brennenden 
Wien Seipel zum Rücktritt aufgefordert haben, hat er ihnen geantwortet, 
daß — wenn hier jemand abzutreten habe — lie es feien. Ihre Forde⸗ 
rungen, unter dem Druck der blutigen Ereigniſſe verfaſſungsmäßige 
Abänderungen vorzunehmen, da das bisherige Regime in einem Blut⸗ 
bad zuſammengebrochen ſei und daher durch ein anderes erſetzt werden 
müſſe, werden vom Bundeskanzler abgelehnt. Die ſozialdemokratiſchen 
Forderungen auf eine Stärkung der Parlamentsmacht gegenüber der 
Regierung bleiben gegenſtandslos. Denn Prälat Seipel iſt aus dem 
Blutbad als Sieger hervorgegangen. Das Gegenteil wird eintreten. 
Er wird die Wachtpoſition der Regierung verftärfen. 


e. Heute aber müſſen wir ung daran erinnern, daß unter den Ver⸗ 
wundeten — Gott ſei Dank nicht unter den Toten — auch die öſterreichiſche 


Republik iſt!“ 
— fo ſagte Seipel, als in der Nationalratsſitzung am 26. und 27. Juli 
1927 noch einmal heftige Redeſchlachten zwiſchen den bürgerlichen Re= 
gierungsparteien und der SP. wegen der ölutigen Wiener Kämpfe 
ausgetragen wurden, und zog daraus die Konſequenz, daß hier grund⸗ 
ſätzliche Anderungen notwendig werden würden, um ſolche Vorkomm⸗ 
niſſe zu unterbinden. Was nützte es der SPÖ., wenn fie nun in ihrer 
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Propaganda gegen den „Prälaten ohne Gnade“ und den „Bluthund 
Schober“ zu Felde zog, daß ihre „Arbeiterzeitung“ am 2. Auguſt 1927 
ſchreiben konnte: 

„Jetzt hat es das Volk erlebt, daß ein katholiſcher Prieſter in allen 
Straßen der Stadt auf Anbewaffnete ſchießen, daß er Männer, 
Frauen, Kinder töten ließ.“ 

Die Gefallenen lagen ſeit dem 20. Juli 1927 unter der Erde. Seipel 
aber hatte die auſtromarxiſtiſche Machtprobe beſtanden. Seine Pläne 
zu einer Verfaſſungsreform (bis zu deren Verwirklichung freilich 
noch viel Zeit vergehen follte) nahmen hier ihren Ausgang. 

Und ein weiteres Ergebnis zeitigten die blutigen Wiener Tage: Die 
Heimatwehren hatten ſich durch ihren Einſatz gegen den marxiſtiſchen 
Aufſtand zum erſten Wale in den politiſchen Vordergrund geſtellt. Ihr 
antimarxiſtiſcher Kampf in den einzelnen Bundesländern (gegen Streiks, 
Geſinnungsdruck in den Betrieben, Unruhen uſw.) fand feine Legali- 
ſierung“. Nicht nur wandte das aufgeſchreckte Bürgertum ſeine Sym⸗ 
pathien (und 3. T. feine AUnterſtützung) dieſen Verbänden zu, ſondern 
auch die Regierung ſtellte jetzt die Heimatwehren in den Dienſt der 
öffentlichen Sicherheit. Ein umfaſſender Ausbau der Heimatwehr- 
bewegung ſetzte ein, die als zuſätzliche Gendarmerietruppe der Staats⸗ 
gewalt zur Verfügung ſtehen ſollte. Sie erreichte in der Folgezeit all- 
mählich die Stellung eines politiſchen Machtfaktors im Staate (ſiehe 
12. Abſchnitt und folgende). — 

Daß in dem erſten blutigen Ringen mit dem Auſtromarxismus frei⸗ 
lich nicht der in weiten Kreiſen der Heimatwehren wurzelnde nationale 
Gedanke der eigentliche Sieger ift, ſondern der in der Chriſtlich-Sozialen 
Partei verkörperte politiſche Katholizismus, das anſchlußfeindliche 
Regime Seipel, — dieſe Tatſache iſt damals vielen nationalen Männern 
noch nicht zu klarem Bewußtſein gekommen. 


10. Abſchnitt m 


10. Abſchnitt: 


„NSDAP. (Hitlerbewegung)“ e 


Als Prälat Seipel im Juli 1927 mit Hilfe der Polizei und der in den 
Heimatwehren mobiliſierten nationalen Kräfte über den Auſtromarxis⸗ 
mus ſiegte und damit die Herrſchaft des politiſchen Katholizismus in 
Öfterreich ſtabiliſierte, begann mit dieſem Ereignis gleichzeitig der Auf⸗ 
ſtieg der Heimatwehren. Ihr Anteil an den Geſchehniſſen ließ ihre zunpolleiſche 
politiſche Bedeutung wachſen. Freilich darf bei dem Wort ohe e ae 
Bedeutung“ nicht überſehen werden, daß die heimatſchützleriſche Be- Seimatwehren 
wegung keine klare politiſche Linie hatte — abgeſehen von einer all- 
gemein nationalen Richtung. In dieſem Mangel lag ihre entſcheidende 
Schwäche begründet — ein Fehler, der allen nationalen Wehrverbänden 
des Nachkriegsdeutſchland anhaftete, der aber in Oſterreich angeſichts 
des chriſtlich⸗ſozialen Abergewichts im Staate beſonders weitgehende 
Folgen zeitigte. In den Heimatwehren ſtanden Großdeutſche und 
Chriſtlich⸗Soziale, Ultramontane und Völkiſche, Anſchlußanhänger und 
ſchwarzgelbe Legitimiſten, die eine Wiederkehr Habsburgs wünſchten. 
(Dieſe Fragen werden im 12. Abſchnitt noch eine eingehendere Behand- 
lung erfahren.) Dieſe „unpolitiiche“ Haltung der Heimatwehren, dieſer 
Mangel an politiſcher Beſtimmtheit, ermöglichte den Einſatz vieler 
nationaler Männer im antimarxiſtiſchen Kampf, ohne daß dieſer Kampf 
ſie ihrem nationalen Ziel — dem Anſchluß an das Reih — irgendwie 
näher brachte. Seipels Sieg im Juli 1927 iſt hierfür ein deutliches Bei⸗ 
ſpiel. Als der blutige Straßenkampf verklungen, die Gefallenen be⸗ 
erdigt, die Regierungsgewalt wieder geſichert war, da war zwar der 
Auſtromarxismus der Unterlegene. Der Sieger aber war nicht der 
nationale Gedanke, ſondern der politiſche Katholizismus, die chriſtlich⸗ 
ſoziale Führung Sſterreichs, das Regime Seipel — alſo eine politiſche 
Richtung, die an nichts weniger als an den Anſchluß dachte. Das 
Regime Seipel ſtellte die politiſche Führung, der „unpolitiſche“ Wehr- 
verband beſorgte „Ruhe und Ordnung“. Daß der chriſtlich⸗ſozialen Re 
gierung auch zwei Minifter der Großdeutſchen Partei und ein Vize⸗ deu: 
kanzler aus dem Landbund angehörten, änderte an dieſer politiſchen Parte 
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Wirklichkeit wenig oder nichts. Bei allem guten Wollen, das vielen 
Männern der Großdeutſchen Partei nicht abgeſprochen werden ſoll, läßt 
ſich an der bedauerlichen Feſtſtellung nichts ändern, daß ſeitens dieſer 
nationalen Partei ein wirklich energiſcher Kampf für den Anſchluß nicht 
geführt wurde. Die feierlichen Erklärungen, Entſchließungen und Reden 
der Großdeutſchen Partei für den Anſchluß an das Deutſche Reich 
blieben Theorie. Die Praxis waren Roalitionsrüdfichten und daraus 
folgernde Kompromiſſe. Praxis war die Unterftügung des Kabinetts 
Seipel, dem man ſelbſt angehörte und das den Anſchluß weder herbei— 
führen konnte noch wollte. Als rein bürgerlicher Partei fehlte der Groß⸗ 
deutſchen Partei außerdem (ebenſo wie der Deutſchnationalen Volks⸗ 
partei im Reich) nicht nur der notwendige kämpferiſche Geift, ſondern 
auch die Möglichkeit, Ausgangspunkt einer Volksbewegung zu werden 
und zu dieſem Zweck den Klaſſenwahn der in den marxiſtiſchen Organi⸗ 
ſationen erfaßten Arbeiterſchaft zu überwinden. Der marxiſtiſche Klaſſen⸗ 
kampf wird vom bürgerlichen Standesdünkel nicht beſiegt, ſondern ge⸗ 
ſteigert. Es können nur beide gleichzeitig überwunden werden durch 
die ſozialiſtiſche Erkenntnis von der Volksgemeinſchaft. 

So waren die anſchlußwilligen Kräfte in ihrer Mehrzahl ge⸗ 
bunden in der Großdeutſchen Partei und in Teilen der Heimat— 
wehren — beide aber letzten Endes im Schlepptau eines anſchluß— 
gegneriſchen Regimes. 

Die nationalſozialiſtiſche Bewegung jedoch, die als einzige kom⸗ 
promißlos großdeutſch war, die wirklich ſozialiſtiſch und damit ebenſo 
unbürgerlich wie antimarxiſtiſch auftrat, war zu jener Zeit zahlenmäßig 
noch recht ſchwach. Ihre Vorläufer, ihre verſchiedenen Entwicklungs⸗ 
linien, Spannungen und Spaltungen in den Jahren nach dem Welt— 
krieg und dem Zuſammenbruch (ſiehe 5. Abſchnitt) hatten endlich im 
Jahre 1926 zu einer ſtabileren, wenn auch zahlenmäßig ſchwachen 
Grundlage geführt. Wie bereits im 5. Abſchnitt im einzelnen aus⸗ 
geführt, war am 4. Mai 1926 der „Nationalſozialiſtiſche Deutſche 
Arbeiterverein (Hitlerbewegung)“ gegründet worden, der ſich ein— 
deutig der Führung Adolf Hitlers in München unterſtellt hatte. Auf 
dieſer neuen Grundlage, die genau der NSDAP. des Reiches angepaßt 
war, entwickelte fih nun die NSDAP. Hſterreichs, deren endgültige 
Eingliederung in die reichsdeutſche Organiſation im Auguſt 1926 (bei 
der Tagung in Paſſau — ſiehe 5. Abſchnitt) vor ſich ging. Von Wien 
aus, wo die Gründung am A. Mai 1926 erfolgt war, gelang es, im 
Laufe der nächſten Wochen und Monate vorhandene nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Gruppen in den einzelnen Bundesländern der neuen Organiſation 
anzuſchließen. Aber es war zunächſt doch ein verhältnismäßig kleines 
Häuflein, das ſich um die Fahne Adolf Hitlers geſchart hatte. Und als 
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im darauffolgenden Jahre zu den Wahlen zum dritten National⸗ 
rat (24. April 1927 — ſiehe 9. Abſchnitt) eine nationalſozialiſtiſche 
Wahlliſte aufgeſtellt wurde, erreichte fie im ganzen Öfterreich nur etwa 
30000 Stimmen. dn 

Der Kampf, den die öſterreichiſchen Nationalſozialiſten als kleine 
Gruppe um die Herzen der Volksgenoſſen auszutragen hatten — gegen 
den ſtarken Auſtromarxismus ebenſo wie gegen die mächtige Chriſt⸗ 
lich⸗Soziale Partei — war ſchwer; die zahlenmäßige Schwäche, der 
Mangel an Witteln und die machtmäßige Aberlegenheit der Geguer 
ließen dieſen Kampf wenig ausſichtsreich erſcheinen. Dennoch wurde er 
aufgenommen. In zahlreichen Verſammlungen wandten ſich die 
Nationalſozialiſten an die Bevölkerung, um ſie für den Weg Adolf 
Hitlers zu gewinnen. ) 

Die Theſen der NSDAP. Öfterreih8 waren innenpolitiſch gegen 
das parlamentariſche Regime gerichtet, gegen Auſtromarxiſten ebenſo 
wie gegen Chriſtlich⸗Soziale und gegen die jüdiſche Aberfremdung, die 
beſonders in Wien ungeheuerliche Ausmaße angenommen hatte. Zu 
dieſem — letzten Endes auf die Erringung der Staatsführung ge⸗ 
richteten — innenpolitiſchen Propagandakampf trat als zweites die 
Aufrufung der Volksgenoſſen zur Abwehr der außenpolitiſchen Ber- 
ſklavung, der in den „Genfer Protokollen“ (ſiehe 8. Abſchnitt) ver⸗ 
ankerten Völkerbundsabhängigkeit Hierzu gehörte aber insbeſondere 
auch die entſchiedene Forderung nach dem Anf chluß an das Deutſche 
Reich und die Ablehnung aller unter der Ara Seipel da und dort ent- 
ſtehenden Vorſtellungen einer nützlichen ſtaatlichen Eigenſtändigkeit, 
eines beſonderen Iſterreichertums, einer Kulturgrenze uſw. 

Es ſei in dieſem Zuſammenhang erwähnt, daß der Anſchlußgedanke 
im November 1927 wieder eine gewiſſe Unterſtreichung erfuhr anläß⸗ 
lich des Beſuches von Reichsminiſtern in Wien, insbeſondere aber durch 
gemeinſame Beratungen der Rechtsausſchüſſe des Reichstags und des 
Nationalrats, die zur Vorbeſprechung eines geplanten gemeinſamen 
Strafgeſetzbuches in Wien durchgeführt wurden. 

And es ſei gleichzeitig hervorgehoben, daß der Anſchlußgedanke in 
zahlreichen Kreiſen Öfterreich8 — fo z. B. der Studentenſchaft — und 
in zahlreichen Organiſationen ſtets lebendige Wirklichkeit blieb, ſo in der 
Turnerſchaft, der Sängerſchaft, dem Deutſch⸗Oſterreichiſchen Alpen- 
verein, den Jugendorganiſationen uſw. Als z. B. im Juli 1928 das 
große Sängerbundesfeſt in Wien ſtattfand — unter ſtarker reichs⸗ 
deutſcher Beteiligung —, da wurde dieſe Tagung wie zahlreiche andere 
dieſer Art zu einer eindrucksvollen Anſchlußkundgebung. 

In jener Zeit war die NSDAP. Oſterreichs freilich noch klein. Aber 
allmählich gelang es ihr doch, überall feſten Fuß zu faſſen und neue 


Der national» 
ſoztaliſtiſche 
Kampf 


Die Richtung 
der national» 
ſozialiſtiſchen 
Propaganda 


Der Anſchluß⸗ 
gedanke 1927 


Sängerbundes⸗ 
feſt 1928 


Die NSDAP. 
im Jahre 1028 


Landesverband 
Oſterreich der 


122 Das Großdeutſche Reich / Sſterreich 1918—1938 


Anhänger zu gewinnen. Als Vergleichsmaßſtab (der NSDAP. im 
Reich) für jene Zeit ſei an die Reichstagswahlen vom 20. Mai 1928 
(Bd. 1918—1933, S. 143) erinnert, bei denen die NSDAP. 809000 
Stimmen (2,6 v. H. aller Wähler) erzielte und 12 Abgeordnetenſitze 
(von insgeſamt 491) errang. 

Innerhalb der geſamten NSDAP. ſtellte Öfterreich organiſatoriſch 


AP. einen Landesverband dar. Als am 1. Oktober 1928 eine neue Gau- 


einteilung in der NSDAP. (Bd. 1918 — 1933, S. 159) durchgeführt 
wurde, ſtellte der Landesverband Öfterreich 6 Gaue neben den 25 Gauen 
des Reiches. 

Die „NSDAP. (Hitlerbewegung)“ war zu einem — wenn auch Au: 
nächſt zahlenmäßig kleinen — Beſtandteil des politiſchen Lebens Oſter⸗ 
reichs geworden. 
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11. Abſchnitt: 
Kampf um die Verfaſſungsreform . 


Die antimarxiſtiſche politifche Linie der Regierung Seipel hatte mit 
der marxiſtiſchen Niederlage des Juli 1927 (ebe 9. Abſchnitt) einen 
Sieg davongetragen, der in der Folgezeit weiter ausgebaut wurde. War 
im Laufe der Jahre der marxiſtiſche Einfluß im Heer ſyſtematiſch aus- 
geſchaltet worden, ſo führte die Regierung jetzt entſprechende Mah- 
nahmen in der Gendarmerie durch. Die bisher den fozialdemofrati- 
ſchen Gewerkſchaften noch angehörenden Beamten der Gendarmerie 
wurden veranlaßt, aus den Gewerkſchaften auszuſcheiden. Und als die 
SPS. ſich gegen dieſes Vorgehen zur Wehr zu ſetzen ſuchte (durch eine 
Anfrage im Nationalrat am 1. Februar 1928), wurde ſie mit dem Argu⸗ 


habe auf das Kommando der Regierung, nicht aber auf das der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei zu hören. Ein Vierteljahr ſpäter verbot der 
Bundeskanzler den „Roten Frontkäm pferbund“, den „Wehr⸗ 
verband“ der Kommuniſtiſchen Partei (entſprechend dem „Republikani⸗ 
ſchen Schutzbund“ der SP.) Dieſe Schwächung der marxiſtiſchen 
Poſitionen war begleitet von einem verſtärkten Ausbau der Heimat- 
wehren. Die innerpolitiſche Problematik der Republik Öfterreich erfuhr 
damit freilich keine endgültige Löſung. Es trat im Gegenteil eine Ver— 
tiefung der inneren Gegenſätze ein. 


Die Regierung ließ es auf eine weitere Kraftprobe ankommen: Auf 2 


den 7. Oktober 1928 wird ein Maſſenaufmarſch der Heimatwehren 
in Wiener Neuſtadt, einer Hochburg des Auſtromarxismus, an⸗ 
geſetzt. Der Marxismus antwortet auf die Herausforderung mit der 
Anſetzung eines Aufmarſches des Republikaniſchen Schutzbundes 
in Wiener Neuſtadt am gleichen Tage! Alle Vorausſetzungen für neue 
blutige Straßenkämpfe ſcheinen gegeben. Gegenüber der in bürgerlichen 
Kreiſen erhobenen Forderung, die Gegenkundgebung des Schutzbundes 
durch ein Verbot zu unterbinden, erklärt die SPS.: 

„Den Arbeitertag in Wiener Neuſtadt verbieten heißt mit Abſicht und 


Willkür einen neuen 15. Juli heraufzubeſchwören!“ (So ſtand es im 
ſozialdemokratiſchen „Abend“ zu leſen.) 
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Daß allerdings der SPÖ. angeſichts der bevorſtehenden „Kraftprobe“ 
nicht ſehr wohl iſt, zeigt die vier Tage vorher (am 3. Oktober 1928) ge⸗ 
ſtellte Anfrage ihres Abgeordneten Renner im Nationalrat, ob die 
Regierung nicht zum Zwecke einer „inneren Abrüſtung“ Verhand— 
lungen mit den in Frage kommenden Parteien aufnehmen wolle. 
(Gegenüber der Bewaffnung der Heimatwehren, die eine von der Jn- 
duſtrie bezahlte „faſchiſtiſche“ Privatarmee fei, müſſe ſich jedoch die 
Arbeiterſchaft zur Wehr ſetzen — nämlich im „Republikaniſchen Schutz— 
bund“.) Daß andererſeits die Regierung feſt entſchloſſen ift, die Kraft- 
probe durchzuführen, beweiſt Seipels Antwort, die dahin geht, daß 
Verhandlungen in dem vorgeſchlagenen Sinne erſt nach dem 7. Oktober 
in Frage kommen könnten. Die eindeutig antimarxiſtiſche Tendenz aber 
kommt in dem Satz zum Ausdruck: 


„Man muß den Terror abbauen, aber nicht nur den Verſammlungs⸗ 
terror, ſondern auch den Betriebsterror.“ 


Als der in ganz Öfterreich mit Spannung erwartete und von vielen 
gefürchtete 7. Oktober angebrochen iſt, befanden ſich im Auftrage der 
Regierung 8000 Mann des Heeres und der Gendarmerie in 
Wiener Neuſtadt. Die Kolonnen der Heimatwehren marſchieren in 
Stärke von faſt 20 000 Mann durch die Straßen. Aber auch der Auf- 
marſch des roten Schutzbundes umfaßt viele Tauſende. Militär und 
Polizei jedoch ſchieben fih zwiſchen die feindlichen Parteien und per: 
hindern blutige „Berührungs“punkte. Die Machtmittel des Staates 
erweiſen ſich ſomit als die Sieger des Tages. Der Sinn des Heimat⸗ 
wehraufmarſches wird aus der Anſprache des Heimatwehrführers 
Dr. Steidle erſichtlich, in der es heißt: 


„Der Machtrauſch des Marxismus, der ſich in manchen privaten 
und ſtaatlichen Betrieben bis zu einem Delirium geſteigert hat, auf der 
einen Seite und die eingetretene demütigende Unterwürfigkeit der bürger⸗ 
lichen Schichten auf der andern Seite erheiſchen eine gründliche Ge- 
neſungskur. 

Denn unſere Marxiſten haben in den vergangenen Jahren hauptſächlich 
von der Zaghaftigkeit der übrigen Bevölkerung gelebt. Der Tag von 
Wiener Neuſtadt ſoll auf dieſem Wege einen Wendepunkt bedeuten. 

Wan hält uns vor, das Auftreten gegen die marxiſtiſche Weltordnung 
bedeute den Bürgerkrieg, und möchte uns als Friedensſtörer ſtempeln. 
Ich frage nun: 

Wer hat das Wort vom Klaſſenkampf, den Krieg der Bürger gegen 
den Bürger erfunden? Wer hat die demokratiſche Republik als Übergang 
zur Diktatur des Proletariats bezeichnet? Wer bat ſich damit gebrüſtet, 
die Fauſt an der Gurgel des Staates zu halten? 

Das iſt der Bürgerkrieg in Permanenz, dem endlich ein Ende be⸗ 
reitet werden muß!“ 


Der Tag von Wiener Neuſtadt iſt ohne Blutvergießen vorüber⸗ 
gegangen. Die Machtmittel des Staates haben die Ruhe aufrecht⸗ 


11. Abſchnitt 125 


erhalten. Die Heimatwehren haben unangefochten ihre beabſichtigte 
Demonſtration zur Durchführung bringen können. Der „Bürgerkrieg 
in Permanenz“ jedoch dauert an. — 

Bundeskanzler Seipel befaßte ſich in jener Zeit mit Plänen einer 
„Verfaſſungsreform“. Aus dem blutigen Juli 1927 hatte er die 


Folgerung gezogen, daß eine Stärkung der Regierungsgewalt auch f 


in rechtlicher Hinficht vonnöten fei. Dieſe Stärkung hielt er nicht nur 
gegenüber dem Parlament für nötig, ſondern auch gegenüber den 
Bundesländern. Der von der Chriſtlich⸗Sozialen Partei ſelbſt ſeiner⸗ 
zeit geſchaffene und in der Verfaſſung verankerte Föderalismus hatte 
ſich im Laufe der Zeit auch für die chriſtlich-ſoziale Staatsführung als 
recht läſtig erwieſen (3. B. bei der Abſtoppung der Anſchlußaktionen im 
Jahre 1921 — ſiehe 6. Abſchnitt), ſo daß Seipel nunmehr anſtrebte, 
wieder mehr zentraliſtiſche Grundſätze im Wege einer Verfaſſungs⸗ 
reform zu verwirklichen. 

Wenige Wochen nach dem Tage von Wiener Neuſtadt, der zweifellos 
ein Preſtige-Erfolg der Regierungsgewalt geweſen ift, deutete Bundes⸗ 
kanzler Seipel in einer Rede (am 12. November 1928) die Notwendig⸗ 
keit einer Verfaſſungsreform an. Und am 18. Januar 1929 erklärte er 
öffentlich, daß eine grundlegende Verfaſſungsänderung in Angriff 
genommen werden müſſe. 

Aber noch faſt ein Jahr (mit zweimaligem Regierungswechſel) ſollte 
vergehen, bis diefe Pläne zur Wirklichkeit heranreiften. Zunächſt rief 
die Ankündigung Seipels erhebliche Unruhe bei den Parlaments- 
parteien hervor, nicht nur bei der SPS., ſondern auch bei den Koali⸗ 
tionsgenoſſen der Chriſtlich⸗Sozialen Partei, den Großdeutſchen und 
dem Landbund. Dieſe Unruhe ſteigerte die bereits vorhandenen Schwierig⸗ 
keiten in der Regierungskoalition — denn neben dem ſich immer mehr 
vertiefenden Gegenſatz zwiſchen Auſtromarxismus und Regierung, 

ſchutzbund und Heimatwehren waren außerdem auch zwiſchen den 
bürgerlichen Parteien, den „Regierungsparteien“, größere Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten aufgetaucht, die Seipels „Bürgerblock“ brüchig er- 
ſcheinen ließen. Als Bundeskanzler Seipel am 25. November 1928 die 
neue Univerſität Salzburg unter rein katholiſchem Vorzeichen er⸗ 
Öffnet hatte — als eine Pflanzſtätte römiſcher Theologie und ultra⸗ 
Montaner Geiſteshaltung —, da war dieſe Gründung nicht nur von den 
Marxiſten, ſondern auch vom Landbund und den Großdeutſchen ab⸗ 
gelehnt worden. 

Ein weiteres Symptom der Spannungen D. der Negierungskoalition 
war in der Tatſache zu erkennen, daß ſich die Regierungsparteien nicht 
auf einen Vorſchlag für das Amt des Bundespräſidenten einigten, 
als durch den Ablauf der nun bereits zweiten Amtsperiode des Bundes⸗ 
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präſidenten Michael Hainiſch eine Neuwahl notwendig wurde. Eine 
dritte Amtsperiode ließ die Verfaſſung nicht zu. Die Bundespräſidenten⸗ 
wahl vom 5. Dezember 1928 hatte ſchließlich zum Ergebnis, daß — gegen 
den Kandidaten der Großdeutſchen (und eines kleineren Teiles der 
Chriſtlich⸗-Sozialen), Schober, — der Chriſtlich-Soziale Wilhelm 
Miklas zum Bundespräſidenten gewählt wurde, der feit 1923 
als Präſident des Nationalrats bekannt war. 

Und als Seipel in einer Rede anläßlich des chriſtlich-ſozialen 
Parteitags in Wien (9. Dezember 1928) neben dem Hinweis auf die 
Oppoſitionsſtellung der Sozialdemokratie auch feſtſtellte, daß innerhalb 
der bürgerlichen Koalitionsparteien keine hinreichende Einigkeit herrſche 
und daß insbeſondere in den einzelnen Bundesländern die Koalitions⸗ 
genoſſen gegen die Chriſtlich-Sozialen faſt in gleicher Weiſe Stellung 
nähmen, wie es die Marriften täten, trug dies keineswegs zur Feſti⸗ 
gung der Koalition bei. Seine Feſtſtellung, daß das Volk die Chriſtlich— 
Soziale Partei nun einmal zur ſtärkſten im Lande gemacht habe und es 
daher nicht angängig ſei, daß die Chriſtlich-Sozialen in die Oppofition 
gingen, — daß es alſo notwendig ſei, in allernächſter Zeit dieſe Un- 
ſtimmigkeiten auf andere Weiſe zu bereinigen, trug ebenfalls nicht 
zur Beruhigung bei. Und als nun Seipel einen Monat ſpäter (am 
18. Januar 1929) — wie bereits ausgeführt — eine bevorſtehende Ver- 
faſſungsänderung ankündigte, gingen Großdeutſche und Landbund offen 
ins gegneriſche Lager über. Im Februar ſtellten ſie gemeinſam mit der 
SPÖ. Forderungen, die den kirchlichen Intereſſen zuwiderliefen, z. B. 
die Angleichung des (ſtark klerikal beeinflußten) öſterreichiſchen Ehe— 
rechts an das Eherecht des Deutſchen Reiches. — 

Seipels „Bürgerblock“ ift zertrümmert. Selbſt in den eigenen Reihen 
der Chriſtlich-Sozialen Partei macht ſich ein gewiſſer Widerſtand gegen 
Seipels Politik bemerkbar. Und auch die zu einem immer ſtärkeren 
Faktor werdenden Heimatwehren ſind weder in der Hand Seipels noch 
in ſich ſelbſt einig. 

Angeſichts dieſer Sachlage erklärt Prälat Seipel am 3. April 1929 
ſeinen Rücktritt als Bundeskanzler. (In der Folgezeit legte er auch 
ſein Amt als Parteiführer der Chriſtlich-Sozialen nieder; an ſeine 
Stelle trat Vaugoin.) Das vierte und letzte Kabinett Seipel ift damit ab⸗ 
getreten, die Ara Seipel beendet. Während ſieben Jahren (1922 bis 
1929) hat Seipel der Entwicklung der Republik Hfterreich die Richtung 
gegeben — ein Zeitraum, innerhalb deffen er ſelbſt Bundeskanzler ge- 
weſen iſt (lediglich unterbrochen durch die Regierungszeit der beiden 
Kabinette Ramet, die jedoch ebenfalls unter dem beſtimmenden Einfluß 
des chriſtlich⸗ſozialen Parteichefs Seipel geſtanden haben). 

Bei einer Würdigung der Perſönlichkeit Dr. Ignaz Seipels (ſiehe 


— — 
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auch 8. Abſchnitt), des Prälaten, Profeſſors der Moraltheologie und 
langjährigſten Bundeskanzlers der öſterreichiſchen Republik, kann nicht 
an der Tatſache vorbeigegangen werden, daß er der bedeutendſte Kopf 
unter Oſterreichs Bundeskanzlern geweſen ift, daß er zweifellos wirt⸗ 
ſchaftliche und politiſche Erfolge aufzuweiſen hat, und daß der Beſtand 
des an ſich wirtſchaftlich lebensunfähigen Öfterreih8 durch ihn in feiner 
Art geſtaltet worden iſt. Daß dieſe Geſtaltung unter Preisgabe des 
Anſchluſſes an das Deutſche Reich vor ſich ging, lag ebenſo in den 
außenpolitiſchen Wachtverhältniſſen begründet wie in den ſtaatlichen 
Begriffen Seipels, der als hervorragendſter Vertreter des politiſchen 
Katholizismus den Staat mehr als katholiſche Ordnung denn als 
völkiſche Zuſammenfaſſung und Formung anſtrebte. Seipels politiſche 
Konzeption war dabei keineswegs antideutſch, ſondern lediglich eigen- 
ſtaatlich öſterreichiſch — im Sinne einer Zuſammenarbeit, nicht aber 
Vereinigung mit dem Reich. (Seine politiſchen Nachfahren Dollfuß 
und Schuſchnigg entwickelten aus ſeinem Ideengut, zu Recht oder zu 
Unrecht, die Mißgeburt des »öſterreichiſchen Menſchen“, wovon ſpäter 
noch die Rede ſein wird.) Die öſterreichiſche Außenpolitik des Jahres 
1928, die an dieſer Stelle noch geſtreift ſei, belegte in poſitiver Weiſe 
Seipels Haltung zu Deutſchland, als er gegenüber den Südoſtplänen 
der Entente den Grundſatz aufſtellte: Keine Löſung ohne oder gegen 
Deutſchland. Nachdem der Jahresbeginn außenpolitiſche Spannungen 
mit Italien (wegen eines Rededuells betreffs Südtirol) gebracht hatte, 
die ſogar zu einer zeitweiligen Abberufung des italieniſchen Geſandten 
in Wien geführt hatten, und nachdem Öfterreih am 31. Januar 1928 
die interalliierte Militärkontrolle losgeworden war (bis auf ein in 
Wien verbliebenes „Liquidationsorgan“, das Ende Juni zurückgezogen 
wurde), trotzdem Briand am 17. Juni dem Völkerbund berichten zu 
müſſen glaubte, die Abrüſtung Sſterreichs fei nicht in allen Punkten 
„befriedigend“ — ſtand im Sommer 1929 ſeitens der Weſtmächte die 
„Kleine Entente“ und Oſterreichs Einbeziehung auf der außenpolitiſchen 
Tagesordnung (eine Neuauflage der „Donaukonföderations“pläne aus 
dem Fahre 1925 — ſiehe 8. Abſchnitt). Die ablehnende Haltung des 
öſterreichiſchen Bundeskanzlers Dr. Seipel gegenüber einer Eingliede⸗ 
rung Sſterreichs in das Wirtſchaftsgebiet der „Kleinen Entente“ war 
für Frankreich enttäuſchend. Seipel erklärte ſchon am 9. Juni 1928 
gegenüber den franzöſiſchen Donauraum-Plänen, daß eine Löſung unter 
Ausſchaltung Deutſchlands nicht in Frage kommen könne, und hielt 
dieſen Standpunkt auch gegenüber der vom 20. bis zum 22. Juni tagen⸗ 
en Bukareſter Konferenz (der „Kleinen Entente“) aufrecht. Die 
ſchecho⸗Slowakei, Rumänien und Jugoſlawien kamen hier überein, 
daß die Einbeziehung Oſterreichs in das wirtſchaftliche Syſtem der 
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Kleinen Entente, wie Herr Beneſch feſtſtellte, durchaus notwendig jer 
(was übrigens einer unfreiwilligen Abbitte gegenüber der ſo viel ge⸗ 
ſchmähten alten Donaumonarchie gleichkam). Dieſer Konferenz der 
Kleinen Entente, die es übrigens für notwendig hielt, erneut jegliche 
Anſchlußmöglichkeit Öfterreih8 an Deutſchland abzulehnen, antwortete 
Bundeskanzler Seipel am 27. Juni in einer Rede vor dem Nationalrat. 
Er wandte fich gegen eine Beteiligung Oſterreichs an einem ſüdöſtlichen 
Staatenbund und erklärte, daß die mitteleuropäiſche Frage nicht zu 
löſen ſei, 

„wenn der große Staat, der das eigentliche Mitteleuropa ausfüllt, das 
Deutſche Reich, bei dieſer Löſung nicht dabei fei“. 

(In dieſem Zuſammenhang fei auch an eine Außerung des Bundes⸗ 
präſidenten Hainiſch erinnert, der am 12. November 1928 erklärte, die öſter⸗ 
reichiſche Wirtſchaft ſei noch immer nicht hinreichend ſaniert und müſſe des⸗ 
halb Anſchluß an ein größeres Wirtſchaftsgebiet finden, womit in dieſem 
Falle das Reich gemeint war.) 

Gleichzeitig jedoch betonte Seipel immer wieder die Inopportunität von 
Anſchlußbeſtrebungen an das Reich. — 

a Als Profeſſor Dr. Ignaz Seipel das Bundeskanzleramt auf Grund 
ſeiner Rücktrittserklärung vom 3. April 1929 verließ, herrſchte zunächſt 
Ratlofigfeit im Lager der Regierungsparteien. Niemand zeigte rechte 
Luft, die nun mehrere Wochen andauernde Negierungskriſe durch Über- 
nahme des in der derzeitigen Situation recht ſchwierigen Bundes- 
kanzleramtes zu beenden. Am 5. Wai 1929 kam endlich Sſterreichs 
vierzehnte Regierung zuſtande. Es handelte fih um eine aus⸗ 
geſprochene Verlegenheitslöſung. Bundeskanzler wurde der chriſtlich— 
ſoziale Ernſt Ritter von Streeruwitz, der aus den Induſtriekreiſen 
kam und innerhalb der Chriſtlich-Sozialen Partei dem „liberalen 
Flügel“ angehörte. 

Die Koalition iſt die gleiche geblieben: Das Kabinett Streeruwitz 
ſetzte fich aus 6 Chriſtlich-Sozialen, 2 Großdeutſchen und 1 Landbündler 
(dem Vizekanzler Schumy) zuſammen. Und trotzdem hatte die Regie- 
rungsbildung fünf Wochen gedauert, ein Schulbeiſpiel parlamentari— 
iher Regierungsfeilſcherei. Streeruwitz ſelbſt ſchrieb einmal zu dieſem 
Thema, 

„daß jeder angehende Kanzler vorerſt einmal neben den Aufträgen ſeiner 
eigenen Partei eine Fülle von Wünſchen der Großdeutſchen und des Land⸗ 
bundes zu übernehmen und das Streben nach Erfüllung dieſer Wünſche in 
feierlicher Form zu erklären hatte. 

daß, wenn in den größeren Dingen eine Einigung erzielt war, das 
minderwertige Füllmaterial ſolcher Wunſchliſten einer Negierungsbildung 
nicht unbedingt im Wege ſtehen mußte. Es handelte fih vielfach um Forde⸗ 
rungen in einer Anzahl und von ſolchem Umfang, daß jeder halbwegs er- 
fahrene Abgeordnete einſchließlich der Forderungsſteller ſelbſt ſich darüber 
klar ſein mußte, daß auch bei glattem Verlauf der politiſchen Arbeit — und 
welche Umſtände lagen vor, um einen ſolchen Verlauf zu erwarten — 
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manches Jahr zur Erfüllung notwendig geweſen wäre. Es handelte ſich ja 
auch bei den Führern der Großdeutſchen und Landbündler ... nicht darum, 
dieſe Anſprüche in Wahrheit bald verwirklicht zu ſehen, ſondern nur darum, 
ſich ihrer Anhängerſchaft gegenüber ſelbſt zu entlaſten und Freunde zu ge⸗ 
winnen.“ (von Streeruwitz, „Springflut über Sſterreich“, S. 388.) 
In feiner Regierungserklärung vor dem Nationalrat gab 
von Streeruwitz dieſem Vorgang folgende Prägung: 

„. .. Ich kann es mir nicht verjagen, in dieſem Zuſammenhang mit einigen 
Worten die Geſchichte der letzten Regierungsbildung zu ſtreifen, die in der 
Offentlichkeit den Gegenſtand mehrfacher Kritik an unſeren verfaſſungs⸗ 
mäßigen Einrichtungen gebildet hat. Es liegt im Weſen einer Parteien⸗ 
kooperation, daß Meinungsverſchiedenheiten innerhalb der Parteien erſt auf 
einen gemeinſamen Nenner gebracht werden müſſen und daß ein tunlichſt 
geſichertes Arbeitsprogramm zu ſchaffen ift...“ 

Der Vorgang hat keine beſondere Bedeutung; er iſt einer von vielen. 
Die Wiedergabe ſeiner Schilderung erfolgt an dieſer Stelle lediglich als 
Beiſpiel für Werden, Funktionieren und Vergehen einer Staats⸗ 
„führung“ im parlamentariſchen Syſtem. Die Regierungserklärung 
ſtellte im übrigen die wirtſchaftlichen Geſichtspunkte voran, forderte den 
Arbeitsfrieden vim, Die übernommene innerpolitiſche Situation war 
wenig erfreulich. Rechts und Links, bürgerliche Heimatwehren und 
marxiſtiſche Schutzbündler, ſtanden ſich haßerfüllt und ſchwer bewaffnet 
gegenüber. Und im bürgerlichen Regierungslager ſelbſt gab es, wie 
bereits weiter oben ausgeführt, recht viele Spannungen und Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten, die jegliche politiſche und wirtſchaftliche Linienführung 
außerordentlich erſchwerten. i 

In einer ſolchen Atmoſphäre kam natürlich die noch von Seipel ge⸗ 
ſtellte Aufgabe einer Verfaſſungsreform zu keiner Löſung, zumal 
Eer Streeruwit nicht der ſtarke Mann war, die allerſeits auftauchen⸗ 
den Widerſtände zu überwinden. Dagegen gelang es ihm, zwei wichtige 
Geſetze ſozial⸗ und wirtſchaftspolitiſcher Natur, die ſchon längere Zeit 
zur Debatte geſtanden hatten, zuſtande und trotz aller Klippen des 
parlamentarifchen Syſtems zur Annahme zu bringen: Am 14. Juni 
1929 ein Wohnbauförderungs- und Mietenſchutzgeſetz, das eine 


Anderung des bisherigen Wietengeſetzes darſtellte und (ähnlich der aud 
Hauszinsſteuer im Reich) durch eine Zinsgroſchenſteuer die Mittel zum selet 


Bau von etwa 30000 Kleinwohnungen aufbringen ſollte — und am 
18. Juli ein Kleinrentnergeſetz, das etwa 40000 Kleinrentner, die 
durch die Inflation ihr Vermögen verloren hatten, in die ſoziale Für⸗ 
ſorge einbezog. 

Die inneren Spannungen erfuhren jedoch Feinerlei Verringerung, im 
Gegenteil: fie ſpitzten fih zu und entzogen der Regierung Streeruwitz 
e notwendige Baſis. Die Heimatwehren unter Führung des 
Steidle und ſeines Stabsführers, des Majors Pabſt aus dem 
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Reich, erwarteten von der Regierung und den Regierungsparteien ein 
diktatoriſches Vorgehen gegen den Marxismus und letzten Endes deſſen 
Ausrottung, während Streeruwitz vom „legalen Verhandlungswege“ 
weder abzuweichen wagte noch überhaupt abweichen wollte. Die Heimat⸗ 
wehren hatten jedoch ihre Machtpofitionen bereits in den einzelnen 
Landesregierungen (durch ihre dortigen Vertreter) ausgebaut und waren 
in der Lage, von den Bundesländern aus dem Regierungskurs Wider- 
ſtand entgegenzuſetzen. 

Wenn anläßlich eines Heimatwehraufmarſches in Gmunden am 
26. Mai 1929 der Bundesführer der Selbſtſchutzverbände, Dr. Steidle, 
erklärte: 

„ . Zudem hat man immer gehört, daß die Volksvertretung nicht arbeiten 
könne, weil fie fortgeſetzt unter dem Terror der Roten ſtünde. 

Die Heimatwehren haben dieſen Zwang und Terror gebrochen, 
aber die Herren Volksvertreter machen von der ihnen gegebenen Freiheit 
keinen Gebrauch, weil ſie nicht kämpfen wollen!“ ... 

— ſo war dies ſchon eine deutliche Abſage. 

In der Steiermark, wo als Heimatwehrführer Dr. Pfriemer wirkte, 
kam es im Spätſommer zu einer weiteren blutigen Auseinanderſetzung 
mit dem Auſtromarxismus: Am 18. Auguſt 1929 finden in Sankt 
Lorenzen bei Graz je ein Aufmarſch der Heimatwehren und des 
Republikaniſchen Schutzbundes ott. Durch Angriffe der Schutz⸗ 
bündler und die entſprechende gewaltſame Abwehr der Heimatwehren 
kommt es zur „Schlacht von St. Lorenzen“, die 4 Tote, 35 Schwer⸗ 
verletzte und über 100 Leichtverletzte koſtet. Die am darauffolgenden 
Tage durchgeführte Waffenſuche der Polizei in den Quartieren des 
roten Schutzbundes fördert nicht nur Gewehre, ſondern auch Maſchinen⸗ 
gewehre und ſogar Minenwerfer und Geſchütze zutage! Das iſt der 
„Bürgerkrieg in Permanenz“) 

Weitere blutige Auseinanderſetzungen drohen, zumal die SB. in 
einem Aufruf vom 5. September zahlreiche Maſſenaktionen für dieſen 
Wonat ankündigt, während andererſeits die Heimatwehren für den 
29. September vier große Aufmärſche um Wien vorbereiten. 

Beim Regierungsantritt des neuen Bundeskanzlers hatte die „Times“ 
in London geſchrieben (am 6. Mai 1929): 

„Streeruwitz wird Mittel und Wege finden müſſen, um die privaten 
Heere aufzulöſen. Wenn er dies kann, wird er auch die Regierung durch eine 
auswärtige Anleihe von ernſten Verlegenheiten befreien können.“ 

Nun hatte es ſich nach wenigen Monaten gezeigt, daß er es nicht 
gekonnt hat. Der latente Bürgerkrieg Oſterreichs hatte im Gegenteil 
noch drohendere Formen angenommen und mit dazu beigetragen, das 
ausländiſche Kapital hinſichtlich ſeiner Inveſtierungen in Öfterreich zu 
beunruhigen (während ſich gleichzeitig die Lage der öſterreichiſchen 
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Banken immer bedenklicher geſtaltete, wie ſich bald herausſtellen ſollte). 
And als ſich Streeruwitz im September 1929 nach Genf zur Völker⸗ 
bundstagung begab, mußte er Wien in einem Zuſtand gefährlicher 
Spannungen zurücklaſſen. 

Seine auf Streichung der Reparationsſchulden und Löſchung der 
Kriegsſchuldkonten zwiſchen Sſterreich und den Nachfolgeſtaaten der 
Donaumonarchie gerichteten Beſtrebungen konnte er zwar nicht zum 
erfolgreichen Ende führen. Immerhin leitete er hier mit ſeinen Be⸗ 
mühungen eine Entwicklung ein, die ſpäter ſein Nachfolger Schober) 
zum Abſchluß bringen konnte. 

Als Streeruwitz nach Wien zurückkehrte, ſtand fein Kabinett — nach 
nicht ganz fünf Monaten — vor dem Sturz. Die Heimatwehren ſtanden 
ebenſo gegen ihn wie Feile der eigenen Chriſtlich⸗Sozialen Partei. 
Meinungsverſchiedenheiten mit dem Landbund in der Frage der Berz 
faſſungsreform wurden zum äußeren Anlaß für den Rücktritt der Re- 
gierung am 25. September 1929. . 

Am darauffolgenden Tage wird Oſterreichs fünfzehnte Regierung 
— ein drittes Kabinett Schober — aus der Taufe gehoben. Polizei⸗ 
präſident Schober, der bereits im Sommer dieſes Jahres durch eine 
große Polizeiparade in Wien ſeine Bedeutung als „ſtarker Mann“ 
unterſtrichen hat, wird — wie erwartet — gerufen, um das Amt des 
Bundeskanzlers zu übernehmen. Sein Kabinett, deſſen Vizekanzler der 
Chriſtlich⸗ſoziale Vaugoin ift, fegt fih aus Vertretern aller bürgerlichen 
eee ee een e dn Sean 
Profeſſor Srbik und 9 art präfident Hainiſch, der Hiſtoriker 

| bik und auch Kardinal Innitzer geben der neuen Regie 
rung ein gewichtiges Gepräge. Überdies ſteht Schober ſowohl mit den 
Großdeutſchen wie mit den Heimatwehren gut, zumal er den letzteren 
in feiner Regierungserklärung (27. September 1929) die freundlichen 
Worte widmet: 


Fadelloſe Männer aus allen Schichten der Bevölkerung gehören der 
Heimatiwehr an in der Erkenntnis, daß viele öffentliche Einrichtungen 
dringend abänderungsbedürftig ſind. Die Bewegung als auf Putſch und 
Buͤrgerkrieg abzielend darzuſtellen, iſt verfehlt und unrecht.“ 
Zwei Tage ſpäter (29. September) finden die vier bereits angekündigten 
aſſenaufmärſche der Heimatwehren rings um das „rote 
h ten (in Stockerau, Pöchlarn, Mödling, Zweit!) in Stärke von etwa 
on Mann ftatt. Der Auſtromarxismus tobt feine Wut in der Preffe 
In aber eben nur in der Preſſe, und brandmarkt das Regime des von 
= e dem blutigen 15. Juli 1927 als „Bluthund“ grimmig gehaßten 
ko er als „Polizeiſtaat !. Weitere Aktionen wagt die SPÖ. im 
genblid freilich nicht, wenn auch eine gewiſſe Zuſpitzung der inner⸗ 
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politiſchen Situation nicht zu verkennen iſt, die ſich in einer ſtetigen 
Steigerung der Straßendemonſtrationen der feindlichen Lager äußert. 

Im übrigen kann Schober die Fähigkeit nicht abgeſprochen werden, 
die im Augenblick auftretenden Probleme korrekt und erfolgreich zu 
löſen (ohne freilich zu grundſätzlichen Löſungen zu kommen). So bringt 
er in der Frage der Verfaſſungsreform einen Kompromiß zuſtande, 
der endlich die ſchon von Seipel geplante Verfaſſungsnovelle er- 
möglicht — allerdings verwäſſert durch Zugeſtändniſſe an die Sozial⸗ 
demokraten, deren Duldung er auf dieſe Art und Weiſe für ſeine Re⸗ 
form gewinnt und fich damit gleichzeitig eine Entfremdung der Heimat- 
wehren zuzieht. (Die Enttäuſchung der HW. iſt um ſo größer, als 
von ihrer Seite ein eigener „faſchiſtiſcher“ Verfaſſungsentwurf aus⸗ 
gearbeitet und vorgelegt worden iſt. Gerade dieſe Tatſache macht die 
nun folgende Annahme einer anderen Verfaſſung zu einer ſichtbaren 
Niederlage der HW.) Am 18. Oktober 1929 legt Bundeskanzler 
Schober dem Nationalrat feinen neuen Verfaſſungsentwurf vor, 
der am 22. Oktober im Nationalrat beraten und nach mehreren Aus⸗ 
ſchußverhandlungen (die noch eine ganze Reihe von Anderungen 
bringen) ſchließlich am 7. Dezember angenommen wird. Die neue 
Verfaſſung tritt bereits am 11. Dezember in Kraft. 

Dieſe „zweite Bundesverfaſſungsnovelle“ vom 7. Dezember 
1929 wandelt die „dezentraliſierte Parlamentsrepublik“ Hfterreich in 
eine „zentraliſierte Präſidentſchaftsrepublik“ um. Sie ſtärkt die Stellung 
des Bundespräſidenten, der jetzt folgende Obliegenheiten hat: Er 
beruft den Nationalrat ein (Artikel 28) und hat auch gemäß Artikel 29 
das Recht, ihn aufzulöſen: 

„Der Bundespräſident kann den Nationalrat auflöſen, er darf dies jedoch 
nur einmal aus dem gleichen Anlaß verfügen. Die Neuwahl iſt in dieſem 
Fall von der Bundesregierung ſo anzuordnen, daß der neugewählte 
Nationalrat längſtens am neunzigſten Tag nach der Auflöſung zuſammen⸗ 
treten kann ...“ 

Der Bundespräſident ernennt und entläßt die Bundesregierung 
(Artikel 70) und hat außerdem im Artikel 18 unter beſtimmten Voraus- 
ſetzungen das Notverordnungsrecht erhalten: 


„ Wenn die ſofortige Erlaſſung von Maßnahmen, die verfaſſungs⸗ 
gemäß einer Beſchlußfaſſung des Nationalrats bedürfen, zur Abwehr eines 
offenkundigen, nicht wieder gutzumachenden Schadens für die Allgemeinheit 
zu einer Zeit notwendig wird, in der der Nationalrat nicht verſammelt iſt, 
nicht rechtzeitig zuſammentreten kann oder in ſeiner Tätigkeit durch höhere 
Gewalt behindert ift, kann der Bundespräſident auf Vorſchlag der Bundes⸗ 
regierung unter ſeiner und deren Verantwortlichkeit dieſe Maßnahmen durch 
vorläufige geſetzändernde Verordnungen treffen ..“ 


Der Bundespräſident hat außerdem den Oberbefehl über die Wehr— 
macht (Artikel 80)! Er ernennt nunmehr auch ſämtliche Mitglieder des 
Verfaſſungsgerichtshofes. 
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Die Zurückdrängung des Föderalismus zugunſten zentraliſtiſcher 
Tendenzen kommt in der Erweiterung der Bundeskompetenzen 
auf Koſten der Länder zum Ausdruck — insbeſondere hinſichtlich der 
Polizei, über die es im Artikel 10 heißt: 

„Bundesſache iſt die Geſetzgebung und die Vollziehung in folgenden An⸗ 

l i 5 DH 7 
5 x x E EE EE der öffentlichen Rube, Ordnung und Sicherheit, 
ausgenommen die örtliche Sicherheitspolizei; Vereins⸗ und Eeer e 
recht; ... Fremdenpolizei und Meldeweſen; Waffen⸗, Munitions- un 

ittelweſen, Schießweſen . eä 

KEE und Führung ber Bundespolizei und der Bundes⸗ 
gendarmerie; Negelung der Errichtung und der Organiſierung ſonſtiger 
Wachkörper einſchließlich ihrer Bewaffnung und des Rechtes zum Waffen⸗ 
gebrauch...“ 


Den Landtagen wird eine Beſchränkung der Abgeordnetenzahlen auf- 
erlegt. 
Das Wahlalter erfährt eine Heraufſetzung (aktives Wahlrecht auf 
21 Jahre, paſſives auf 29 Jahre). y 
Neu ift die Schaffung einer berufsſtändiſchen Vertretung in Form 
des Ständ erates, der allerdings keine „dritte Kammer“, ſondern 
einen Teil der zweiten Kammer darſtellt (des ſogenannten „Länder⸗ und 
Ständerates“), die in der alten Verfaſſung (ſiehe 6. Abſchnitt) „Bundes⸗ 
rat“ hieß. Die diesbezüglichen Artikel lauten: 
„Artikel 24. 
Die Geſetzgebung des Bundes übt der Nationalrat gemeinſam mit dem 
änder⸗ und Ständerat aus. 
Artikel 34, 

Der Länder⸗ und Ständerat gliedert ſich in den Länderrat (Gruppe der 
Ländervertreter) und den Ständerat (Gruppe der Ständevertreter). 
Artikel 35. 

Der Ständerat beſteht aus Vertretern der Berufsſtände des Bundes⸗ 
volkes; ſeine Zuſammenſetzung und die Grundſätze über ſeine Beſtellung 
werden durch ein beſonderes Bundesverfaſſungsgeſetz geregelt...“ 

Die neue Verfaſſung war nun da. Die Lage war jedoch innenpolitiſch 
wie wirtſchaftlich nach wie vor recht geſpannt. Die durch die unaus⸗ 
reichend ſcheinende Verfaſſungsreform enttäuſchte Heimatwehr auf der 
einen Seite, der Auſtromarxismus auf der anderen — ſo ſtand man ſich 
immer noch gegenüber. Und die offenbar anhaltende Bürgerkriegsgefahr 
ließ die ausländiſchen Geldgeber um ihre Sfterreich geliehenen Kapi⸗ 
talien fürchten, ſo daß es an Ermahnungen aus dem Ausland nicht 
fehlte. Erwähnt fei in dieſem Zuſammenharg eine in höfliche Worte 
gekleidete Drohung des engliſchen Außenminiſters Henderſon (am 
i November 1929 im Unterhaus), der unter onderem vor außer⸗ 
Parlamentarifchen Methoden bei der Löſung der öſterreichiſchen Pro- 
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bleme warnte und damit indirekt dem Auſtromarxismus Hilfeſtellung 
leiſtete. 

Um das Bild noch bunter zu machen, gründete der Landbund im 
Dezember ſeinen eigenen Wehrverband, die „Bauernwehr“, die in 
ihrer Zielſetzung jegliche Art von „Diktatur“ ablehnte und damit Front⸗ 
ſtellung gegen die antiparlamentariſch eingeſtellte Heimat wehr be- 
zog. — Ein von der Regierung Schober erlaſſenes „Antiterrorgeſetz“ 
konnte der innenpolitiſchen Verworrenheit und den vorhandenen Gegen⸗ 
ſätzen naturgemäß ebenfalls kein Ende bereiten. 

Zudem erwies ſich die wirtſchaftliche Lage Öfterreich8 wieder ein- 
mal als außerordentlich „ſanierungsbedürftig“. Schon am 6. Oktober 
hatte die Regierung Schritte unternehmen müſſen, um den drohenden 
Zuſammenbruch der Bodenkreditanſtalt, dieſes wichtigen Faktors 
der wirtſchaftlichen Verbindungen Oſterreichs mit dem Ausland, auf- 
zuhalten. 

Nachdem es Schober Ende 1929 gelungen war, Muſſolinis Zuſage 
einer Unterſtützung in den öſterreichiſchen Wirtſchaftsfragen zu er- 
langen, ging der Bundeskanzler im Frühjahr 1930 auf Reifen (wie 
ſeinerzeit Seipel im Jahre 1922). Den Haag, Rom, Berlin, Paris, 
London waren die Programmpunkte feiner verſchiedenen Reifen. (Von 
Berlin aus hielt er bei dieſer Gelegenheit am 22. Februar eine Rund- 
funkanſprache, in der er die Verbundenheit Öfterreih8 mit dem deutſchen 
Schickſal betonte.) 

Vor allem aber erreicht Schober auf der Haager Konferenz 
(Januar 1930) das, was ſchon Streeruwitz in Genf und im Haag an- 
geſtrebt hatte: die Streichung der Reparationsverpflichtungen 
Hſterreichs! (Gleichzeitig beginnt er hier die Vorarbeit für eine Jn- 
veſtitionsanleihe.) Der nach Italien orientierten Politik Schobers iſt 
dieſer Erfolg im weſentlichen zu verdanken. Aus Furcht vor einer an 
Italien angelehnten Wirtſchaftspolitik Öfterreih8 haben Frankreich 
und die Kleine Entente der Streichung zugeſtimmt. 

Reichlich mit Erfolgen beladen kehrt Bundeskanzler Schober vom 
Haag nach Wien zurück, wo ihn allgemeine Anerkennung empfängt. 
(Nicht einmal die Heimatwehren, die ihm ſeit der Verfaſſungsreform 
außerordentlich kritiſch und wenig freundlich gegenüberſtehen, können 
ihm dieſe Anerkennung verſagen.) 

Aber ein bedrohlicher Umſtand iſt da, der jedem zu denken gibt, 
der tiefer ſehen kann, ein Umſtand, der zeigt, daß alle bisherigen 
mehr oder weniger erfolgreichen „Sanierungen“ keine echten Heil- 
maßnahmen ſind, die zu einer wirklichen Geſundung führen: das 
ift die unaufhaltſam anſteigende Arbeits loſigkeit. Sie erreicht im 
Frühjahr die bisher höchſte Zahl von 300 000 Erwerbsloſen! 
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12. Abſchnitt; 


Nationalſozialismus und Heimwehr 


Am die Jahreswende 1929/30 war die NSDAP. Hſterreichs noch 
eine zahlenmäßig recht kleine Gruppe, gemeſſen etwa an den Heimat⸗ 
wehren, die neben den verſchiedenſten Elementen auch ſehr viele völ- 
kiſche Kräfte banden — Kräfte, die erft ſpäter den Weg zur NSDAP. 
einſchlugen, als ſie den unheilvollen Kurs erkannten, auf den die 
Heimatwehren ſchließlich gerieten. So hatten die NSDAP. und ihre 
Führer, Männer wie der Landesleiter Pg. Broffch (die Landesleitung 
Ka en Linz), Pg. Frauenfeld (der im Januar 1930 die Ganz 
re Wien übernahm) und zahlreiche andere, einen recht ſchweren 
e In 4 Ringen um die Überzeugung jedes einzelnen Volks⸗ 
9 en mußte nach und nach die Zahl der Ortsgruppen vermehrt 
werden. 
Die 5 g ei 
S $ „ der nationalen Kräfte befand ſich jedoch damals noch 
më „„ denen zwar eine klare politiſche Zielſetzung 
E e dafür jedoch dank ihrer Maſſe im Vordergrund des politiſchen 
ee ſtanden. Den aus den verſchiedenen heimatſchützleriſchen 
1 der Alpenländer entſtandenen Heimatwehren (die ſpäter 
* öfteren zuſammenfaſſend einfach „Heimwehr“ genannt wurden) 
dan das große Verdienſt nicht abgeſprochen werden, dem auſtromarxi⸗ 
ſtiſchen Terror der Straße zum erſtenmal mit Mut und Entſchloſſenheit 
entgegengetreten zu ſein. 
Die urſprüngliche Bezeichnung der heimatſchützleriſchen Organiſation 
lautete in den einzelnen Bundesländern verſchieden. Zum Beiſpiel gab es in 
Tirol die „Heimatwehr“, in Wien die „Heimwehr“, in Steiermark den 
„Heimatſchutz“, in Vorarlberg den „Heimatdienſt“. Als offizielle zu⸗ 
ſammenfaſſende Bezeichnung wurde das Wort „Öfterreichtihe Selbſtſchutz⸗ 
be verwandt. Allmählich bürgerte ſich jedoch in den meiſten Gebieten 
ex zuſammenfaſſende Benennung „Heimwehr“ (bzw. „HW.“) ein. Dieſer 
prachgebrauch verſchwand auch ſpäter nicht, als Starhemberg die 


Führung übernahm und ſpäter die offizielle Bezeichnung „Heimatſchutz“ 
ingeführt wurde. 
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Die Zeit, da bürgerliche Feigheit regelmäßig vor der Straße kapitu⸗ 
lierte, wurde durch den Aufſtieg der Heimwehr entſchieden beendet. 
Erſtmalig bei der auſtromarxiſtiſchen Julirevolte 1927 in Wien zu 
größerem Einſatz gelangt (ſiehe 9. Abſchnitt), hatte ſie von da an ſehr 
ſchnell an politiſchem Einfluß gewonnen, ohne daß ihre „allgemein 
nationale“ Einſtellung (ſiehe 10. Abſchnitt) zu einem etwas prägnanteren 

ale Holler politiſchen Bild geführt hätte. Im Jahre 1929 ſtellte fie bereits einen 
Sattor" wichtigen innerpolitiſchen Faktor dar, der fih wirkſam in die Kabinetts⸗ 
politik einmiſchen, Regierungen ſtützen oder bekämpfen konnte (ſiehe 

11. Abſchnitt). Ohne eindeutige politiſche Ausrichtung war jedoch eine 

ſolche „Beteiligung“ an dem feit Jahren chriſtlich-ſozial regierten Staat 
außerordentlich gefährlich und brachte die Heimwehrführung immer 

mehr auf die ſchiefe Ebene eines politiſchen Opportunismus, demgegen⸗ 

über die im Laufe der folgenden Jahre immer ſpärlicher zum Ausdruck 
kommenden großdeutſchen Anwandlungen (im Sinne des großdeutſchen 
Gedankens, nicht dem der gleichnamigen bürgerlichen Partei) ſtark ver⸗ 

Die poltühe blaſſen ſollten. War doch die Heimwehr ein Sammelbecken der ver— 


Juſammen- 


ſezung der ſchiedenartigſten Elemente, deren einigendes Band vorwiegend der 


Heimwehr 


Antimarxismus darſtellte. Der ſpätere berüchtigte Bundeskanzler 
Schuſchnigg ſchrieb in feinem 1937 erſchienenen Buch „Dreimal Öfter- 
reich“ (S. 148—149) zu dieſem Thema die bezeichnenden Sätze: 


„Alles kam darauf an, ob es gelingen werde, die Meinungsverſchieden⸗ 
heiten in grundſätzlichen Dingen zu vereinen das Trennende beiſeite zu 
ſtellen und die gemeinſame Kampfparole zu betonen. Hier nun begannen 
ſehr bald die Schwierigkeiten, die in weiterer Folge zu wiederholten Malen 
die Einheit der Bewegung ſprengten. Gerechterweiſe darf nicht verſchwiegen 
werden, daß die geſtellte Aufgabe beſonders ſchwer war und immer ſchwerer 
wurde, je mehr die aufſtrebende Bewegung in die Breite ging. Ich zweifle 
daran, ob das Problem auf dem Boden der Freiwilligkeit und im freien 
Spiel der politiſchen Kräfte überhaupt zu löſen war. Es galt, überzeugte 
Legitimiſten und ebenſo überzeugte extrem Nationale, betonte Katho⸗ 
liken und ebenfo betonte Antiklerikale, begeiſterte Anhänger des kor⸗ 
porativen Syſtems und ebenſo begeiſterte Wirtſchaftsliberale, 
faſchiſtiſch Orientierte und Antifaſchiſten in der gleichen Doppelreihe 
beiſammenzubehalten. In der Doppelreihe war dies immerhin noch 
eher möglich; aber in der Führung zeigten ſich ſehr bald die Schwierig⸗ 
keiten. Wenn auch die oberſte Führung, dem jeweiligen Stand der 
Dinge entſprechend, die einheitliche, ſcharf formulierte Parole ausgab 
und das Gebot der unbedingten Disziplin immer wieder betonte, gab es in 
der mittleren und unteren Führung und in verſchiedenen örtlichen Bereichen 
ſehr bald und immer häufiger Funken.“ (Sperrungen vom Verf.) 


— wobei natürlich die chriſtlich-ſozialen Kräfte, denen auch Schuſchnigg 
angehörte, alles taten, um immer mehr dieſe „Legitimiſten“ gegen die 
„Nationalen“, die „Katholiken“ gegen die „Antiklerikalen“ auszuſpielen 
in und zu ſtärken. Die ſchwankende Haltung der Heimwehrführer wie 
Steidle, Fey und Starhemberg (der in früheren Jahren des öfteren 
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Anſchluß an die Parteileitung der NSDAP. München geſucht hatte — 
freilich keineswegs ohne entſprechende finanzielle Anſprüche, die er 
dann nicht befriedigt ſah) neigte ſich im Laufe der Zeit immer ſtärker dem 
betont „öſterreichiſchen“ Kurs mit ſchwarz⸗gelbem Vorzeichen zu, was 
auf der anderen Seite dazu führte, daß ſich die nationalen Männer 
aus den Heimatwehren allmählich der NSDAP. zuwandten. Der end- 
liche chriſtlich⸗ſoziale Sieg im inneren Ringen der Heimwehr zur Zeit 
der Ara Dollfuß (ſiehe 15. Abſchnitt) wurde nur möglich durch den 
Mangel eines klaren politiſchen Programms (bei den Heimatwehren) 
und der notwendigen charakterlichen Feſtigkeit (bei ihrer Führung). 
Außerdem ſpielten die Finanzierungsfragen bei dieſer Entwicklung 
ebenſo eine Rolle wie der perſönliche Ehrgeiz mancher Heimwehrführer. 
Freilich erſtreckte fich dieje Entwicklung bis in die Jahre der Ara Doll- 
fuß, und es dauerte längere Zeit, bis der eindeutig nationale Flügel 
(der z. B. bis zuletzt eine ſtarke Stütze im Heimatſchutz der Steiermark 
unter Dr. Pfriemer hatte) gänzlich an die Wand gedrückt werden konnte. 
Im Jahre 1929 war dieſe Entwicklung noch nicht erkennbar. Aus den 
nationalen Außerungen der Heimwehrführer war noch nicht zu ſehen, 
welchen „vaterländiſchen“ Kurs dieſe Männer einmal ſteuern würden. 
Zahlreiche Mitglieder und Anhänger der Heimatwehren gehörten dem 
dölkiſchen Lager an. Die ideologiſche Unklarheit und Unzulänglichkeit 
er Heimwehrführung zeigte ſich freilich bereits damals in manchen 
( ze Wenn z. B. Steidle am 20. Januar 1929 im Tiroler Landtag 
i feiner Eigenſchaft als Abgeordneter) den Sozialdemokraten vorhielt: 
wir bas ijt Sozialismus? Sozialismus an und für ſich ift ein volks⸗ 
Arbeſchaftliches Syſtem, welches das geſellſchaftliche Gemeingut aller 

m einführen und die geſamte Produktion und Verteilung der 

v 'rtidafiliden Güter durch den Staat organiſieren will. Aber ein ſolches 

De swirtſchaftliches Syſtem kann man verſchiedener Meinung ſein. 

e aer kann es gut, der andere ſchlecht finden. Man braucht fih des⸗ 

Or > nod lange nicht die Schädel einzuſchlagen und geradezu bewaffnete 

und miſationen gegeneinander aufzuführen. Dieſes Syſtem iſt theoretiſch 

Es z raktiſch, wie Sie ſelbſt wijfen, feit langer Zeit umſtritten und hat fih 

zw urch Marx, Ihren Schutzheiligen, und ſeine Anhänger zugeſpitzt, und 
"EN durch feine materialiſtiſche Lehre, daß alle geſchichtliche Entwicklung 

H 2 Klaſſenkämpfe vollzieht. Dieſe Lehre iſt deshalb ſo gefährlich 
aten geworden, weil ſie die ganze Bevölkerung in zwei Lager 
m zeigt ſich in dieſer Formulierung ebenſo wie in zahlreichen anderen 
fehu merkwürdige Wiſchung von Richtigem und Falſchem. Die Gleich⸗ 
i > von Sozialismus und Marxismus zu einer Zeit, da ein Adolf 
Brei GEN feit faſt einem Jahrzehnt den nationalen Sozialismus 
hafte Be? wie die unzulängliche Formulierung zeigen die mangel⸗ 
luß undierung dieſer Anſchauungen der Heimwehrführung. Und die 
folgerung, die eigentlich beſagt, daß der Marxismus weniger um 
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ſeiner Grundlagen als um ſeiner Methoden willen bekämpft werden 
müſſe, verdeutlicht noch die mangelnde ideelle Erkenntnis dieſer Kreiſe. 

Im Jahre 1929 bereits begab fih — wie Iden weiter oben aus⸗ 
geführt — die Heimwehrführung in die „hohe Politik“. Auf die Frage 
„Was haben die Heimatwehren im Parlament zu tun?“ antwortete 
Steidle am 5. Mai 1929 (in ſeiner Rede anläßlich eines großen 
Heimatwehraufmarſches in St. Pölten) mit den Worten: 

„Wir leiten das Recht, uns um die Verfaſſungszuſtände unſeres Bundes⸗ 
ſtaates zu kümmern, uns mit ſtaatspolitiſchen Fragen zu befaſſen, aus der 
unerfreulichen Geſchichte der letzten Jahre ab“ 

und kritiſierte die bürgerlichen Parlamentarier, die nun trotz erfolgter 
Bekämpfung des roten Terrors durch die Heimatwehren weder grund— 
ſätzliche noch brauchbare Arbeit leiſteten, — ſo daß alſo die Heimat— 
wehren im Intereſſe der Bevölkerung auch hier nach dem Rechten ſehen 
müßten. 

Dieſer Gedankengang war im übrigen richtig; ſeiner erfolgreichen 
Durchführung ſtand lediglich entgegen, daß ja die Heimwehr ſelbſt kein 
eindeutig umriſſenes, für alle verbindliches völkiſches Ziel aufzuweiſen 
hatte. Auf dem Parkett der „hohen Politik“ der Kabinette, Parteien und 
„Regierungskoalitionen“ wurde fie daher bald zum Landsknecht des ge⸗ 
ſchickteren Partners. 

Gegen Jahresbeginn 1930 fing Prälat Seipel an, ſich beſonders für 
die Heimatwehren zu intereſſieren. Nachdem er im Frühling 1929 das 
Amt des Bundeskanzlers verlaſſen (ſiehe 11. Abſchnitt) und auch den 
Vorſitz der Chriſtlich-Sozialen Partei niedergelegt hatte, begann er um 
die Jahreswende wieder auf der politiſchen Bühne ſichtbar zu werden. 
Am 8. Januar 1930 übernahm er wieder die Leitung ſeiner Partei, und 
am 27. Januar ſprach er vor der Wiener Heimwehr in einer großen 
Maſſenverſammlung. Dieſes erſtmalige gemeinſame öffentliche Auf- 
treten der Heimwehr mit Seipel — zu einer Zeit, da der in ſeinem 
Grundzug national eingeſtellte Schober Bundeskanzler war — mußte 
immerhin beachtlich erſcheinen. Seipels Anſprache betonte ſein ſtetes 
Eintreten für die Heimatwehren, die er als „Bürgſchaft“ einer ſtarken 
und einigen Politik der bürgerlichen Parteien lobte. 

Wenige Tage ſpäter (2. Februar 1930) führte die Heimwehr eine 
zahlenmäßig gewaltige Kundgebung mit Aufmärſchen in Wien durch — 
wie ſie überhaupt in jener Zeit große Maſſen in Bewegung zu ſetzen 
vermochte. Ihre innere Brüchigkeit jedoch beruhte in der Tatſache, daß 
die bürgerlichen Parteien, insbeſondere die Chriſtlich⸗Soziale Partei, 
die Heimwehr zwar ſehr lobten und gern in der Politik einſetzen wollten 
— aber als ihre eigene Schutztruppe und nicht als ſelbſtändigen poli⸗ 
tiſchen Faktor — während die Heimwehrführer gern eine ſelbſtändige 
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politiſche Rolle ſpielen und Heimwehrziele in der Politik verfolgen 
wollten, andererſeits diefe Ziele aber gar nicht klar umriſſen vorlagen. — 

Die Regierung Schober ging ihren Weg einer freundſchaftlichen 
Politik mit Deutſchland und Italien (das zu ſeinem Erfolg im Haag 
im Januar 1930 beigetragen hatte — Bebe 11. Abſchnitt) und unter⸗ 
zeichnete am 6. Februar 1930 in Rom einen italieniſch⸗-öſterreichi⸗ 
ſchen Freundſchafts- und Schiedsvertrag. 

Im gleichen Monat (am 17. Februar) wurde in Genf die ſogenannte 
„Zollwaffenſtillſtandskonferenz“ eröffnet, die für Oſterreich in- 
ſofern von Bedeutung war, als es dringend der Anlehnung an ein 
größeres Wirtſchaftsgebiet bedurfte, um wieder exiſtenzfähig zu werden 
— in feinen bisherigen ſtaatlichen und damit wirtſchaftlichen und Zoll⸗ 
grenzen jedoch lebensunfähig war. Das recht theoretiſche Ergebnis der 
Konferenz beruhte in der feſtgeſtellten Erkenntnis, daß „regionale 
Zollabkommen“ zweckmäßigerweiſe geſchloſſen werden ſollten und 
lag inſofern in der Linie des Bundeskanzlers Schober, als es ihn 
Hoffen ließ, auf dieſer Baſis zu einer Zollunion mit dem Reid zu 
kommen. (Wie dieſe Pläne dann im Jahre 1931 ſcheiterten, wird weiter 
unten im 13. Abſchnitt behandelt.) Der ſeit längerer Zeit ſchon geplante 
deutſch⸗öſterreichiſche Handelsvertrag wurde von Schober am 
12. April 1930 abgeſchloſſen — wobei damals ſchon die Hoffnung be⸗ 
ſtand, daß ſich dieſes Verhältnis demnächſt in eine Zollunion per- 
wandeln laſſen werde. Im Nationalrat fiel der bezeichnende Satz: 
Ste Handelsvertrag muß der letzte fein, der zwiſchen dem Reidh und 

e eich abgeſchloſſen wurde!“ 

Br Regierung jedoch mußte wefentlich leifer fein, um die Weſtmächte 
eg > verſtimmen. Insbeſondere Paris betrachtete Schobers Außen⸗ 
De mit gemiſchten Gefühlen, fo daß ſich Bundeskanzler Schober 
an lab, eine Reife nach Paris und London (28.30. April) 

nzutreten, um die dortigen Bedenken zu zerſtreuen. Schobers erfolg⸗ 


reiche und wiederholte Reiſetätigkeit (fiehe auch 11. Abſchnitt) fand ihren * 


ans in Genf, wo er im Juli 1930 wiederum weilte und wo gerade 
5 erhaltungen über den „Paneuropa-Plan“ (unter franzöſiſchem 
Zorzeichen, denn er ſtammte von Herrn Briand) gepflogen wurden. 
Sobera Antwort auf das Memorandum Briands (12. Juli) hatte 
ie Möglichkeit in den Vordergrund geſtellt, auf dem Weg der bereits 
ag ien „regionalen Zollunionen“ der Geſamtlöſung näherzukommen 
(wobei ihm in Gedanken ſein Plan einer deutſch⸗öſterreichiſchen Boll- 


union vorſchwebte). — In dieſem Monat ift es Schober endlich auch Iper 


en, die berühmte „Inveſtitionsanleihe“ (440 Millionen 
chilling) zu erhalten, über die ſeit 1928 geſprochen worden war: Mitte 
Juli wurde die erſte Nate dieſes neuen „Anleiheſegens“ flüſſig gemacht. 
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Freilich fühlte ſich die Regierung Schober in ſteigender innerpoliti⸗ 
ſcher Bedrängnis, zumal die Weſtmächte und das ausländiſche Kapital 
ſtirnrunzelnd und ſorgenvoll den ſchwebenden Bürgerkrieg in Öfterreich 
betrachteten — weniger aus Friedensbedürfnis und allgemeiner 
Menfchenliebe denn aus Sorge um die inveſtierten Kapitalien. Die ſich 
bewaffnet gegenüberſtehenden Formationen der Heimwehr und des 
Schutzbundes ließen die innerpolitiſche Situation Öfterreih8 immer in 
einem gewiſſen Zwielicht der Unficherheit und die Zukunft mehr frag⸗ 
würdig als ſtabil erſcheinen. So hatte es die Regierung Schober be— 
reits im März 1930 einmal nötig gehabt, in einer Note an den 
Völkerbund ſolche Bedenken mit der Zuſicherung zu zerſtreuen, man 
werde nunmehr die „innere Befriedung“ durch „innere Abrüſtung“ er- 
reichen. 

Ein ſolches Unterfangen erſchien freilich zunächſt leichter geſagt als 
getan. Die Heimatwehren dachten keineswegs daran, ſich entwaffnen 
zu laſſen (zumal die Abſichten des Republikaniſchen Schutzbundes dem⸗ 
entſprechend waren). In dieſer Zeit traten die (durch die politiſch⸗ 
gemiſchte Zuſammenſetzung bewirkten) Unklarheiten in den Heimat⸗ 
wehren erſtmalig in großer Form in die Offentlichkeit: Auf einem Gau- 
tag in Korneuburg am 18. Mai 1930 richtete der 1. Bundesführer 
der Heimwehr, Dr. Steidle, folgende Frage an die von ihm Geführten: 

„Wollen Sie, wie bisher, auf dem Standpunkt ſtehen, daß die Heimwehr 
nichts als der Antreiber für die Parteien iſt, oder wollen Sie ſich, um ein 
Schlagwort zu gebrauchen, für das faſchiſtiſche Syſtem erklären? Das iſt 
die klare und eindeutige Formel. Die Entſcheidung muß heute fallen: 
Geht ihr mit der Bundesführung oder mit den Parteien?“ 

— und verſuchte, diefe Entſcheidung in feinem („faſchiſtiſchen“) Sinne 
herbeizuführen durch feierliche Verleſung und Annahme des ſogenannten 
„Eides von Korneuburg“: 

„Wir wollen Sſterreich von Grund auf erneuern, wir wollen den Volks- 
ſtaat der Heimatwehren. Wir wollen nach der Macht im Staate 
greifen und zum Wohle des geſamten Volkes Staat und Wirtſchaft neu 
ordnen. Wir verwerfen den weſtlichen demokratiſchen Parlamentarismus 
und den Parteiſtaat. Wir wollen an ſeine Stelle die Selbſtverwaltung der 
Stände ſetzen und eine ſtarke Staatsführung, die nicht aus Partei⸗ 
vertretern, ſondern aus führenden Perſonen der großen Stände und den 
bewährteſten und fähigſten Männern unſerer Volksbewegung gebildet wird. 
Wir wollen auf berufsſtändiſcher Grundlage die Selbſtverwaltung der 
Wirtſchaf“ verwirklichen. Jeder Kamerad fühle und bekenne fih als Träger 
der neuen deutſchen Staatsideen. Er fei bereit, Gut und Blut einzuſetzen, 
erkenne die drei Gewalten: den Gottesglauben, ſeinen eigenen harten 
Willen, das Wort ſeiner Führer.“ 

Mit dieſem Programm gelang es Steidle zwar, die bürgerlichen 
Parteien zu verärgern und um ihren Beſitzſtand an Witgliedern beſorgt 
zu machen — nicht aber den Heimatwehren zu einer in ihrer politiſchen 
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Zielſetzung geſchloſſenen Einheit zu machen. Das Verſäumnis, dieſe 
Klarheit und Einheit nicht in Jahren aufgebaut zu haben, ließ ſich nicht 
durch einen Handſtreich in Form einer Proklamation wieder einholen. 
Vier Monate nach Korneuburg war Steidle nicht mehr Bundesführer. 
Aber davon ſpäter! 

Drei Tage nach dieſem Korneuburger Gautag und der dort erfolgten 
Verkündung eines Heimwehr⸗„Totalitätsanſpruchs“ — am 21. Mai 
1930 — ſtellte die Heimwehrführung in Befolgung dieſes Programms 
die kategoriſche Forderung an die Regierung, der Republikaniſche 
Schutzbund als ſtaatsfeindliche Organiſation müſſe entwaffnet 
werden, und zwar unter aktiver Witwirkung der Heimatwehren! 
Die Heimwehr brachte damit ihre Auffaſſung darüber zum Ausdruck, 
wie die von der Regierung in der Note an Genf zugeſagte „innere 
Abrüſtung“ auszusehen habe. 

Die Heimwehrforderung findet jedoch keine Gegenliebe bei der Re- 
gierung, die von der „inneren Abrüſtung“ etwas „paritätiſchere“ Vor⸗ 
ſtellungen hat. Bundeskanzler Schober lehnt die Forderung ab, wo⸗ 

urch ſein bereits geſpanntes Verhältnis zur Heimwehrführung eine 
weitere Verſchärfung erfährt. Er geht ſeinerſeits zur Aktion über, indem 
er zwei Tage ſpäter (23. Mai 1930) dem Nationalrat ein „Entwaff⸗ 
nungsgeſ etz“ in ſeinem Sinne vorlegt, das jeden Heimwehreinfluß 

t der Entwaffnung ausſchaltet, indem ihre Durchführung dem 

undeskanzler übertragen iſt. Und als der Stabsführer der Heim⸗ 
wehr, der reichsdeutſche Major Pabſt, die Weiſung erteilt, den Kampf 
gegen dieſe Bundesregierung auch in Heer und Polizei hineinzutragen, 
antwortet Bundeskanzler Schober am 15. Juni 1930 mit der Aus- 
weiſung des Majors Pabſt. — Am 17. Juni nimmt der Nationalrat 

chobers Entwaffnungsgeſetz an und verleiht damit dem Bundes⸗ 
kanzler die Vollmacht, die Verbände (auch die Heimatwehren) zu kon⸗ 
trollieren! 

Für die Heimwehrführung bedeutet dieſe Entwicklung eine ſchwere 
Niederlage. Wenige Wochen ſpäter (am 3. September 1930) kommt 
E bei einer Führertagung der Heimatwehren zur Entladung der 
„Führerkriſe“: Der bereits genannte Heimwehrführer Fürſt Rüdiger 
bon Starhemberg benutzt die Gelegenheit und reißt die Leitung an 
ſich. Wit einer (1) Stimme Mehrheit geht er „durchs Ziel“. Steidle 
We zurück. Mit Starhemberg, der fih weitgehende Vollmachten über⸗ 
ragen läßt, betritt ein Mann die politiſche Bühne, der zwar einen 
SE hiſtoriſchen Namen trägt, als unwürdiger Nachkomme be— 
S ae Vorfahren jedoch in wenigen Jahren dieſen Namen mit 

chmach und Schande bedeckt und die Heimwehr endgültig ins Lager 

er Reichsfeinde führt. Es ſind weniger politiſche Prinzipien als per⸗ 
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ſönliche Egoismen, die ihn leiten. Geldbedarf und Geltungsbedürfnis 
beſtimmen ſeinen Weg, und aus dem „nationalen“ Starhemberg wird 
im Laufe der Jahre der „öſterreichiſche Menſch“ Starhemberg und 
ſchließlich im Jahre 1939 der Landesverräter Starhemberg, der im 
Solde Englands und Frankreichs gegen Großdeutſchland ficht. — 

Wenige Tage ſpäter errang die NSDAP. im Reich ihren erſten 
großen Wahlſieg: Bei den Reichstagswahlen am 14. September 1930 
wählte das deutſche Volk 107 nationalſozialiſtiſche Abgeordnete und 
machte damit die NSDAP. zur zweitſtärkſten Partei des Reiches 
(Bd. 1918—1933, S. 166). Alle Welt horchte auf. Und dieſer Donner= 
ſchlag fand auch in Öfterreich einen ſtarken Widerhall. Der mühſame 
Kampf der öſterreichiſchen Nationalſozialiſten konnte nun in ſchnellerem 
Tempo vorangetragen werden. Das Eis war gebrochen, die Skepſis 
gegenüber einer kleinen „Splittergruppe“ — wie die Gegner einmal 
jagten — überrannt. Denn jetzt ſetzte der nationalſozialiſtiſche Vormarſch 
auch in Öfterreich in größerem Maßſtabe ein. Der feindliche Terror war 
feit einiger Zeit auch in Öfterreich als Kampfmittel gegen die National- 
ſozialiſten zur Anwendung gekommen. Am 2. Auguſt 1930 war der 
SA.⸗Mann Adalbert Schwarz als erſter Blutzeuge der SA. Sſter⸗ 
reichs gefallen. Viele ſollten ihm noch folgen. In ihrem Geiſte trat hier 
eine deutſche Bewegung an, um die Tore der Zukunft aufzubrechen — 
mit klarem Ziel, eindeutigem Wollen und unter einem Führer: Adolf 
Hitler! — 

In der inneren Politik der Republik Hfterreich jedoch ging das 
Neben-, Mit» und Gegeneinander der Chriſtlich-Sozialen, der anderen 
bürgerlichen Parteien und der Heimwehrführung weiter. Die bereits 
geſchilderte Führerkriſe der Heimwehr (3. September 1930) zog kurze 
Zeit ſpäter eine Regierungskriſe nach fih. Den äußeren Anlaß 
bildete der Prozeß eines Heimwehrführers chriſtlich-ſozialer Prägung 
namens Dr. Strafella (Urteilsfällung am 19. September), dem Un- 
ſauberkeiten nachgewieſen werden konnten, indes der Bundesminiſter 
Vaugoin ihn für ein hohes Staatsamt vorgeſehen hatte. Im Laufe der 
fich aus dieſen Vorgängen ergebenden gegenſeitigen Vorwürfe und Bez 
ſchuldigungen erklärte Schober am 25. September feinen Rücktritt. 

Aberraſchend ſchnell iſt eine neue Regierung unter dem chriſtlich— 
ſozialen Vaugoin (dem langjährigen Heeresminiſter) gebildet. Ihr 
Innenminiſter heißt Starhemberg. Der Sprung in die Regierung iſt 
geglückt! Dieſe ſechzehnte Regierung der Republik Öfterreich ſteuert den 
„Seipelkurs“ mit Heimwehreinſchlag. Die alte Koalition iſt zwar zer— 
ſtört; die Großdeutſchen und der Landbund haben die Beteiligung ab— 
gelehnt; dafür haben nun zwei Heimwehrminiſter neben den chriſtlich— 
ſozialen Miniſtern ihre Seſſel beſtiegen — außer Starhemberg noch 
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Dr. Hueber (der in ſpäteren Jahren den Weg ins nationalſozialiſtiſche 
Lager geht). 

Aber ſo ſchnell dieſes Kabinett gebildet worden ift, fo ſchnell ver- 
ſchwindet es auch wieder. (Nach zwei Monaten kommt bereits eine ſieb⸗ 
zehnte Regierung.) Von der Regierungszeit des Kabinetts Vaugoin iſt 
kaum Nennenswertes zu berichten, — abgeſehen von der Tatſache, daß 
der Nationalrat dieſe Regierung ablehnen will, weshalb der Bundes⸗ 
präſident Miklas am 1. Oktober 1930 den Nationalrat auflöſt und 
Neuwahlen für den 9. November ausſchreiben läßt, — und abgeſehen 
davon, daß der neue Innenminiſter Starhemberg ſchnell die Gelegen— 
Entwaffnung des Republikaniſchen Schutzbundes durchzu⸗ 
führen (und außerdem am A. November den von Schober ausgewieſenen 
Major Pabſt aus Venedig zurückzurufen). Aber die recht unzulänglich 
durchgeführte Entwaffnungsaktion hat ein ſchmales Ergebnis. Noch 
ſchmaler jedoch iſt für die Regierung das Ergebnis der Wahlen zum 
vierten Nationalrat am 9. November 1930: ° 

Der Wahlkampf zeigt neue — wenn auch nicht ſehr klare — Fronten⸗ 
ildungen im bürgerlichen Lager. Gegen die Chriſtlich⸗Sozialen tritt 
ober auf mit einem „Nationalen Wirtſchaftsblock“ (der Groß⸗ 
deutſche und Landbund umfaßt). Die Heimatwehren treten erſtmalig 
mit einer eigenen Liſte (in einzelnen Bundesländern mit verſchiedenen 
berufsſtändiſchen Organiſationen vereinigt) — als „Heimatblock“ — 
A Bemerkenswerterweiſe hat Starhemberg eine Zeitlang verſucht, 
W ahlgemeinſchaft mit der NSDAP. einzugehen.) — Das 
ahlergebnis vom 9. November 1930 zeigt folgendes Bild: 
J232ͤ RE S 72 Abgeordnete (71) 
Chriſtlich⸗Soziale 3 66 e (73) 
ationaler Wirtſchaftsblock 


(Großdeutſche und Landbund). . 19 D (21) 
Heimatblock 8 D Ee, 


(Die eingeklammerten Zahlen ſtellen das Ergebnis der vorhergehenden 
ationalratswahlen vom 24. April 1927 dar — ſiehe 9. Abſchnitt.) 


Die NSDAP. errang bei dieſen Wahlen etwa 100000 Stimmen 
(mehr als dreimal ſoviel wie am 24. April 1927 — ſiehe 10. Abſchnitt). 


„ Sie erreichte jedoch in keinem Wahlbezirk die notwendige Stimmenzahl 
für ein Mandat, jo daß ihre Stimmen nach der Wahlordnung ausfielen. 
Als Vergleich ſeien die etwas über 200000 Stimmen des Heimatblocks ge⸗ 
nannt, die mur deshalb 8 Mandate erbrachten, weil es dem Heimatblock 
H. einem Bezirk (der Oberſteiermark) gelang, die für ein Mandat erforder⸗ 
iche Stimmenzahl zu erreichen — andernfalls hätte er ebenfalls über⸗ 
haupt kein Mandat erhalten. 


it Das Wahlergebnis zeigte neben der Tatſache, daß die SPÖ. zur 
ärkſten Partei geworden war, das Mißglücken des Heimwehr— 


Deit benutzt, die von der Heimwehr bereits am 21. Mai geforderte d 
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Regierungsexperiments, denn die bisherigen „Regierungsparteien“ 
(Chriſtlich⸗Soziale und Heimatblock) hatten zuſammen nur 74 Mandate 
(gegenüber 91 ſonſtigen Mandaten). Das Schickſal des Kabinetts 
Vaugoin (mit ſeinem Innenminiſter Starhemberg) war beſiegelt. 
Am 29. November 1930 mußte es ſeinen Rücktritt erklären. 

Die neue Nationalratszuſammenſetzung machte die Möglichkeit einer 
bürgerlichen Regierungskoalition von einem Zuſammengehen des 
Schoberſchen „Wirtſchaftsblocks“ mit Seipels Chriſtlich-Sozialen 
abhängig. Und ſo geſchah es denn auch. (Seipels Wunſch, auch den 
„Heimatblock“ einzubeziehen, ſcheiterte am Widerſtand Starhembergs, 
der jegliche Zuſammenarbeit mit Schober ablehnte.) Wieder ohne 
Heimwehr — fo präſentiert fih am 1. Dezember 1930 das neue Kabi⸗ 
nett Ender (chriſtlich-ſozial), die ſiebzehnte Regierung der Republik 
Öfterreich. Neben 7 chriſtlich-ſozialen Miniftern ſtellt Schobers Block 
3 Winiſter (2 Großdeutſche und 1 Landbündler, der neue Innenminiſter 
Winkler). Schober ſelbſt iſt Vizekanzler und Außenminiſter. 

Schobers außenpolitiſche Aktivität richtete ſich ſogleich wieder auf 
ſeinen Plan einer deutſch-öſterreichiſchen Zollunion (fiehe 13. Ab⸗ 
ſchnitt). Bereits am 19. Dezember 1930 lag dem Nationalrat ein Antrag 
vor auf Einſetzung eines Ausſchuſſes zur Vorbereitung einer 
ſolchen Zollunion. 

Als Öfterreich ins Jahr 1931 ging, waren die wirtſchaftlichen Ber- 
hältniſſe nach wie vor ungeſichert, die ſoziale Lage weiter verſchlechtert 
(an die 380000 Erwerbsloſel). An bemerkenswerten Ereigniſſen um 
die Jahreswende fei ein Kompromiß mit der SPÖ. verzeichnet, die 
nach wie vor die Schlüſſelſtellung Wien in der Hand hielt: Zugunſten 
der ſteuerſchwächeren Bundesländer kam ein Finanzausgleich („Ab⸗ 
gabenteilung“) mit Wien zuſtande. 

Und ein weiteres Ereignis zur gleichen Zeit: Ein neuer „Wehr⸗ 
verband“ erblickte das Licht der Welt. Der chriſtlich-ſoziale Abgeordnete 
und nachmalige Bundeskanzler Schuſchnigg in Innsbruck gründete 
die „Oſtmärkiſchen Sturmſcharen“, über die er in ſeinem (1937 
erſchienenen) Buche „Dreimal Sſterreich“ (S. 152 — 153) ſchrieb: 

„Die Gründung der Sturmſcharen fällt in eine Zeit, in der es notwendig 
war, eine eindeutige und klare jungöſterreichiſche Bewegung zu ſchaffen, 
die den alldeutſchen Tendenzen gegenüber ſchroffe Abwehr— 
ſtellung bezog und zu keinerlei Konzeſſionen bereit war. Hätte der 
Heimatſchutz damals für dieſe Ideen in Tirol ein taugliches Obdach ge⸗ 
boten oder wäre er zumindeſt aus ſeiner überparteilichen Stellung von 
früher nicht herausgetreten, wäre er damals vor allem einheitlich und 
mit klarer Zielſetzung in der öſterreichiſchen Front geſtanden, hätte es 
in weiterer Folge keine Sturmſcharen gegeben. Erſt viel ſpäter, unter der 
Kanzlerſchaft Dollfuß', hatte der Heimatſchutz wieder feine alte, öfter- 
reichiſche Linie bezogen.“ (Sperrungen vom Verf.) 
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Abgeſehen davon, daß die im letzten Satz enthaltene Bemerkung von 
der „alten, öſterreichiſchen Linie“ des „Heimatſchutzes“ (Heimwehr) un⸗ 
wahr iſt, 
— die alte Linie der Heimatwehren war nämlich die nationale, nicht 
die reichs⸗ und anſchlußfeindliche „öſterreichiſche“, zu der die Heimwehr erſt 


in ſpäteren Jahren endgültig verführt worden iſt —, 

— find diefe Äußerungen doch inſofern von Intereſſe, als ſie zeigen, 
daß auch damals die politiſchen Abſichten der Heimwehrführung noch 
derart im Zwielicht ſtanden, daß man auch im ſchwarzgelben, klerikalen 
Lager noch mißtrauiſch war und glaubte, auf alle Fälle einen einwand⸗ 
frei chriſtlich⸗ſozialen Wehrverband ins Leben rufen zu müffen. 
Starhemberg ſchwankte noch vor den Augen ſeiner Zeitgenoſſen, er 
ſprach noch „nationale“ Töne. Er war von Freund und Feind noch 
nicht reſtlos erkannt, wenn auch ſeine finanzielle Zugänglichkeit für die 
chriſtlich⸗ſozialen Kreiſe manches Beruhigende haben mochte. — 


Indeſſen ging die NSDAP. öſterreichs kompromißlos ihren Weg 
— inmitten programmatiſchen Durcheinander und chronischer. Kom⸗ 
promißſucht („Packelei“, wie man in Oſterreich ſagte) die einzige Be⸗ 
wegung mit klarem Ziel und deutſchem Ziel. — Das Jahr 1931 
brachte der NSDAP. eine weſentliche Steigerung ihrer Schlagkraft 
u ‚Prganifatorifcher und propagandiſtiſcher Hinſicht. Der national- 
ozialiſtiſche Wahlſieg im Reich am 14. September 1930, die Verdrei⸗ 
ladung der nationalſozialiſtiſchen Stimmen bei den öſterreichiſchen 
Mationalratswahlen am 9. November 1930, die mit dieſem Wahlkampf 
verbunden geweſene geſteigerte Verſammlungs⸗ und Werbearbeit — all 
dies trug zur Beſchleunigung des Tempos bei. Im Juli 1931 wurde 
Don der Reichsleitung in München Pg. Theo Habicht als Landes⸗ 
inſpekteur für die NSDAP. Hſterreichs eingeſetzt, der die Bewegung 
und ihre Nebenorganiſationen einheitlich geſtaltete und ausbaute. Der 
Herbſt brachte ein Trommelfeuer von Verſammlungen, wodurch die 
Zahl der Mitglieder und Anhänger weſentlich geſteigert werden konnte. 
r Insbeſondere die nationalen Kräfte der Heimwehr werden immer 
ſtärker vom nationalſozialiſtiſchen Ideengut erfaßt, wodurch der Ent⸗ 
wicklungsprozeß zur politiſchen Klarheit und Eindeutigkeit aller 
„Fronten“ zwangsläufig beſchleunigt wird. (Ein Symptom dieſer Ent⸗ 
wicklung iſt der ſteiriſche „Heimwehrputſch“ im September 1931, von 
dem noch weiter unten und beſonders im folgenden 13. Abſchnitt die 
Rede ſein wird.) 


Ein ſichtbares Zeichen des erfolgreichen vationalſozialiſtiſchen Vor⸗ 


marſches erbringen dann die Landtagswahlen in Wien, Salzburg 
und Niederöſterreich am 24. April 1932: 
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Im „roten“ Wien erreicht die NSDAP. 200000 Stimmen (gegen⸗ 
über 27000 am 9. November 1930) und damit 15 Abgeordnetenſitze. 
In Niederöſterreich erringen die Nationalſozialiſten 4 Sitze, ebenſo 
in Salzburg, wo ſie über 24000 Stimmen erhalten (gegenüber 42000 
chriſtlich⸗-ſozialen und 29000 ſozialdemokratiſchen). Die Verteilung der 
Macht auf Chriſtlich⸗Soziale und GPS. als die beiden großen Parteien 
geht ihrem Ende entgegen. Die NSDAP. ift im Anmarſch; ſie iſt 
bereits ein beachtlicher politiſcher Faktor, was noch durch die Tat— 
ſache unterſtrichen wird, daß ſie durch die obengenannten Wahlen 
außerdem 2 Sitze im Bundesrat erhält (die von den Pg. Neſch ny und 
Schattenfroh eingenommen werden), darüber hinaus zahlreiche Ge- 
meinderats- und Bezirksratsmandate. — 

Die Auseinanderſetzung in der Heimwehr um das politiſche Ziel 
— großdeutſch oder „öſterreichiſch“-klerikal — hat inzwiſchen in einem 
Ereignis Ausdruck gefunden, das deutlich den Riß zeigte, der durch 
die Heimwehr ging. Im September 1931 leitete Dr. Pfriemer einen 
Aufſtand des ſteiriſchen Heimatſchutzes ein, nachdem die Zoll⸗ 
union (ſiehe 13. Abſchnitt) von der Regierung aufgegeben war. Von 
Starhemberg im entſcheidenden Augenblick im Stich gelaſſen, mußte 
Pfriemer ſcheitern. Aber dieſes Unternehmen wird im folgenden Ab⸗ 
ſchnitt noch eingehender zu berichten ſein. Aber es ſei in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang bereits feſtgeſtellt, daß hier ein Wendepunkt in der Ge- 
ſchichte der Heimwehr eingetreten ift. Hier begannen fih die Wege der 
deutſchen Kräfte von den ſchwarzgelben Elementen zu trennen. 

Die Hauptſtadt der Steiermark, Graz, erlebte im Juli 1931 den 
Deutſchen Studententag. Zu den Studentenſchaften Oſterreichs, die 
in ihrer Mehrheit ſtets Bannerträger des völkiſchen Gedankens geweſen 
ſind und die nun wichtige Stützpunkte der nationalſozialiſtiſchen Be⸗ 
wegung darſtellten, kamen die ſtudentiſchen Vertreter des Reiches zur 
gemeinſamen Tagung — einer Tagung, die für die Geſchichte der 
NSDAP. von beſonderer Bedeutung ift: Der Grazer Studententag 
(Bd. 1918—1933, S. 193) ift der erſte Deutſche Studententag, der eine 
abſolute nationalſozialiſtiſche Mehrheit aufwies; und erſtmalig wurde 
ein Nationalſozialiſt Vorſitzender der geſamten Deutſchen 
Studentenſchaft. 
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Der Verſuch der Zollunion ; 


380000 Erwerbsloſe im Frühjahr 1931, 380000 Menſchen, die ohne Der Mißerfolg 
Arbeit und — mit ihren Familien — ohne Brot find, das ift das Öfter- Anleibepolltit 


reich jener Zeit! Dieſe in den letzten Jahren anhaltend ſteigende Zahl 
beweiſt mit erſchütternder Eindringlichkeit, daß alle bisherigen wirt- 
ſchaftspolitiſchen „Erfolge“, die öſterreichiſche Bundesregierungen im 
Ausland erzielen konnten, Scheinerfolge geweſen ſind. Es liegt ganz 
einfach im Syſtem: Eine „Blüte“ der Wirtſchaft, die nicht in einer Er- 
höhung der Produktion, einer Steigerung der Leiſtungsfähigkeit ihren 
natürlichen Ausdruck findet, ſondern lediglich durch Anleihen in Szene 
geſetzt werden kann, iſt eine Schein blüte. Dieſes in St. Germain 
zurechtgeſchnittene Öfterreich aber war wirtſchaftlich aus eigenem heraus 
nicht lebensfähig. Der mit wiederholten politiſchen Zugeſtändniſſen 
(gegen den Anſchluß) erkaufte Anleihe, ſegen“ des Auslands (wie 3. B. 
der Genfer Protokolle 1922 oder des Vertrags von Lana 1921 — ſiehe 
8. bzw. 7. Abſchnitt) führte keine wirkliche „Sanierung“, d. h. Geſun⸗ 
ung, herbei — denn dazu fehlte es in Öfterreich an den notwendigen 
orausſetzungen. Die akute Krankheit eines in ſich lebensunfähigen 
Wirtſchaftsgebietes kann durch Anleihen nicht geheilt, ſondern höchſtens 
in eine ſchleichende Krankheit verwandelt werden. Das von den „Dik⸗ 
tatoren“ von St. Germain gelieferte Beifpiel „Vepublik Öfterreich“ ift 
hierfür ein warnendes Exempel. 
380000 Erwerbsloſe beim Jahresbeginn 1931, 325650 Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungen im verfloſſenen Fahre allein in Wien, Verarmung der 
breiten Schichten der Bevölkerung, Nekordziffern der Selbſtmorde, 
Aberſchuldung der Landwirtſchaft und im Gefolge damit Vertreibung 
sehlreicher Bauern von Haus und Hof — und daß alles trotz zahl⸗ 
ther Auslandsanleihen in den letzten Jahren! 
E siy wirtſchaftliche Notwendigkeit, das für ſich allein lebensunfähige 
SL Week Wirtſchaftsgebiet an einen größeren Wirtſchaftsraum ans 
zügliedern, erwies ſich immer wieder von neuem. Und auch die noch von 
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der Regierung Schober im März 1930 eingeſetzte Wirtſchafts⸗ 

kommiſſion kam nun im Januar 1931 (zur Zeit der Regierung Ender 

mit Schober als Vizekanzler) zu der keineswegs mehr überraſchenden 
Feſtſtellung, daß die anhaltende Wirtſchaftsnot Öfterreih8 nur durch 

eine Vergrößerung des Abſatzgebietes zu erwarten ſei, d. h. durch An⸗ 

gliederung an einen Wirtſchaftsraum, der ein ſolches Abſatzgebiet dar— 

ſtellt. — 


Desorganiſattn Die verantwortungsloſen ſogenannten „Sieger“ ſtaaten des Welt- 
den 91g and vor krieges, England und Frankreich, hatten in Diktaten wie Verſailles, 
Sandee St. Germain (fiehe 4. Abſchnitt) und Trianon eine „Ordnung“ auf- 


verſuche 

bene gerichtet, die geographiſch und politiſch, wirtſchaftlich und völkiſch nicht 
nur ungerecht war, ſondern gleichzeitig eine grauenhafte Desorgani— 
ſation bewirkt hatte, die es nunmehr notwendig machte, in laufenden 
internationalen Konferenzen in Genf, im Haag und anderen ſchönen 
Orten die ſtändig größer werdenden Schäden („Kriſen“) dieſes Wahn- 
ſinns zu flicken. Eine dieſer Konferenzen war letzthin die bereits im 
vorhergehenden 12. Abſchnitt behandelte „Zollwaffenſtillſtandskonferenz“ 
etenag (eröffnet am 17. Februar 1930 in Genf) geweſen, wo man die „regio 
nale“ wirtſchaftliche Geſundung durch „Zollunionen“ als geeigneten 

Weg zu einer umfaſſenden wirtſchaftlichen Sanierung anſah. 

Der im Genfer Völkerbund häufig poſitiv beſprochene Verſuch, die 
europäiſche Wirtſchafts,depreſſion“ „regional“ — d. h. durch Schaffung 
geſünderer und damit lebensfähiger Wirtſchaftsräume — aufzulöſen, 
fand feinen Niederſchlag hinſichtlich Oͤſterreichs auf der einen Seite in 

onföderatton dem Projekt einer „Donaukonföderation“ bzw. einer wirtſchaftlichen 
Kleine Entente Einbeziehung Öfterreihß in die Kleine Entente (Sſchecho⸗Slowakei, 
Rumänien, Jugoſlawien), 
— ein Projekt, das von den Bundesregierungen ſtets abgelehnt worden iſt 
(ſiehe 8. und 11. Abſchnitt) —, 
das von den Nachfolgeſtaaten der Donaumonarchie (d. h. den Staaten 
der Kleinen Entente) ſehr eifrig verfochten wurde, — auf der anderen 
ener Jollen Seite in dem Plan einer deutſch⸗öſterreichiſchen Zollunion, den 
mit dem Reich Schober bereits als Bundeskanzler (des „dritten Kabinetts Schober“) 
und dann wieder als Vizekanzler und Außenminiſter im Kabinett Ender 
ſehr ſtark betrieb (ſiehe 12. Abſchnitt). 
österreichische Im Wärz 1931 begannen endlich die öſterreichiſchen Verhandlungen 
Verhandlungen mit dem Reich über diefe geplante Zollunion: Am 3. März 1931 traf 
aus Berlin Außenminiſter Curtius in Wien ein, von der Wiener 
Bevölkerung begeiſtert und herzlich begrüßt, um mit dem öſterreichiſchen 
Außenminiſter Schober die Beſprechungen aufzunehmen, zumal auch 
das Reich feinen Markt aktivieren wollte. Die Verhandlungen beider 
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Außenminiſter (bis 5. März) führten bald zu einem brauchbaren Er⸗ 
gebnis. 

Für den 18. und 19. März lud daraufhin Schober zu einer „Mittel- 
europäiſchen Wirtſchaftskonferenz“ in Wien ein, an der ſich neben 
Öfterreich Vertreter des Deutſchen Reiches, Ungarns, Jugoflawiens, 
Rumäniens und der Tſchecho-Slowakei beteiligten. Mit Hilfe dieſer 
Konferenz hoffte Schober, ſeinen Zollunionsplan auf einer breiteren 
Baſis und eine weniger Verdacht (in Paris) erweckende Weiſe ver⸗ 
wirklichen zu können. So ſollte die Konferenz der Vorbereitung einer 
Art „Wirtſchaftsgemeinſchaft Mitteleuropas mit Südoſteuropa“ (durch 
Abſchluß regionaler Abkommen) dienen. 

Und im Rahmen dieſer Verhandlungen kam es am 19. März 1931 
zum Abſchluß und zur Unterzeichnung des deutſch-öſterreichi— 
ſchen Zollunionsvertrags, deſſen Text am 23. März veröffentlicht 
wurde. Die Zollunion erſchien wirtſchaftlich dringend geboten. 

„Seit der Auflöfung des alten großen Wirtſchaftsgebietes, dieſem rück⸗ 
ſichtsloſer Eingriff in einen organiſch gewachſenen Wirtſchaftskörper, kämpft 
die öſterreichiſche Induſtrie einen ausſichtsloſen Kampf gegen die glüdlicheren 
und reicheren Nachfolgeſtaaten. Der öſterreichiſche Export geht andauernd 
zurück. Der Schrumpfungsprozeß ift unvermeidlich und die Haupturſache 
unſerer ſtrukturellen Arbeitsloſigkeit.. 

Die tiefſte Urfache unſerer würgenden Wirtſchaftsnot ift unfer viel zu 
kleines Wirtſchaftsgebiet. Die in Ausſicht genommene Löſung durch 
die Zollunion iſt trotz aller zu erwartenden Schwierigkeiten die natur⸗ 
gemäße. Das neue große Wirtſchaftsgebiet iſt handelspolitiſch ein ganz 
anberer Machtfaktor... (Diefe Stellungnahme eines öſterreichiſchen Wirt⸗ 
Ichaftlers veröffentlichte der „Völkiſche Beobachter“ in einer rückſchauenden 

Bei etrachtung des „Zwiſchenfalls Zollunion“ am 10. April 1938.) 

Ok 85 Abfaſſung der vertraglichen Beſtimmungen war vorſorglich dar- 
n i edacht genommen worden, allen ſeitens der „Alliierten“ zu er⸗ 
vi enden Bedenken und Widerſtänden Rechnung zu tragen: Durch die 
Bei zum Ausdruck kommende Aufrechterhaltung der Unabhängigkeit 
Kean Staaten (auch wirtſchaftlich), die Aufrechterhaltung finanzrechtlich 
e Handiger Zollverwaltungen beider Staaten, das Recht beider Staaten 
> r ſelbſtändigen Führung von Handelsvertragsverhandlungen, hoffte 
wes: einen eventuellen Einwand, es handle fih um „Anſchlußvorberei⸗ 
ungen“, entkräften zu können. 

Der Vertragsabſchluß erfolgte außerdem zunächſt für nur drei Jahre 
es ſollte dann jährlich kündbar fein. Deutſchland und Öfterreich er- 
{ arten überdies ihre Bereitſchaft, mit jedem anderen Land in ent- 
ſprechende Verhandlungen dieſer Art einzutreten. 
bern glaubte man in Berlin und Wien, daß man einer zu er- 
re enden Oppoſition von Paris und London dadurch beſonders 
ane Eol begegnet fei, daß man — ganz im Geiſte der Völferbunds- 

pfehlungen — die Form eines „Regionaloertrages“ gewählt habe. 
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Leider ein Trugſchluß! Denn was bedeuten alle Völkerbundstheorien 
gegenüber dem Willen der Alliierten, eine unnatürliche Ordnung auf— 
rechtzuerhalten, deren Vorausſetzung ein zerriſſenes, ſchwaches und ge- 
knechtetes Deutſchland ift! Völkerbundstheorien mögen gut und ſchön 
und mitunter fogar nützlich fein — aber fie gelten natürlich nicht, wenn 
ſie zur Stärkung deutſcher Belange „mißbraucht“ werden ſollten. So 
dachte man in Paris und machte in Entrüftung über diefe „pan⸗ 
germaniſtiſchen“ Beſtrebungen, die darauf abzielten, eine deutſche 
Herrſchaft über Mitteleuropa aufzurichten. So dachte man auch in Prag. 
Und man unternahm „Schritte“ — in Berlin und Wien — und ſtellte 
feft, daß der neue deutſch-öſterreichiſche Vertrag unvereinbar fei mit 
Verſailles und St. Germain, insbeſondere aber mit den von Öfterreich 
unterzeichneten „Genfer Protokollen“ (ſiehe 8. Abſchnitt). 

Die „alliierten“ Einſprüche verdichteten ſich am 10. April 1931 zu 
einem franzöſiſchen Antrag in Genf, der Völkerbund ſolle feſt— 
ſtellen, daß der deutſch-öſterreichiſche Vertrag unvereinbar ſei 
mit den Genfer Protokollen des Jahres 1922. Und England ſchlug 
(„vermittelnd“) vor, Deutſchland und Öfterreich ſollten auf der Genfer 
Ratstagung im Wai ihr Projekt zur Prüfung vorlegen. Was auch 
geſchah: 

Am 19. Mai wird auf der Ratstagung des Völkerbundes über die 
deutſch⸗öſterreichiſche Zollunion verhandelt. Die Darlegungen Deutſch⸗ 
lands und Sſterreichs erweiſen ſich als fruchtlos. Der franzöſiſche 
Außenminiſter Briand beharrt bei ſeiner Feſtſtellung, dieſe Zollunion 
„Ihaffe politiſche Bedrohungen, welche die Sicherheit gefährden“! Der 
engliſche Ratsvorſitzende Henderſon — England, dem das europäiſche 
„Gleichgewicht“ lieber iſt als die franzöſiſche Hegemonie, iſt an der Ab— 
lehnung der Zollunion weniger intereſſiert — beantragt (als Mittelweg) 
die Einholung eines Gutachtens des Haager Gerichtshofes darüber, 
ob die Zollunion gegen vorhergehende Verträge verſtoße oder nicht. Der 
Antrag wird angenommen. 

Bevor aber noch dieſer Haager Schiedsſpruch gefällt iſt, wird die ge⸗ 
plante deutſch-öſterreichiſche Zollunion bereits durch die kataſtrophalen 
Folgerungen zu Fall gebracht, die ſich aus dem im gleichen Mai 1931 
ereigneten Zuſammenbruch der Wiener „Kreditanſtalt für 
Handel und Gewerbe“ ergeben. 

Im Wai 1931 ſchließt dieſe Bank, mit deren Schickſal der Staat 
finanziell aufs engſte verflochten iſt und die einen Kriſtalliſationspunkt 
der wirtſchaftlichen Beziehungen zum Ausland darſtellt (annähernd die 
Hälfte ihrer Induſtriebeteiligungen kommen aus dem Ausland), ihre 
Schalter und ruft damit eine Finanzkataſtrophe hervor, die in erſter 
Linie Öfterreich — darüber hinaus aber auch ausländiſche Inſtitutionen — 


13. Abſchnitt — 


in den Strudel zieht. (Inwieweit legitimiſtiſche Kreiſe um Zita, die in 
Steenockerzeel in Belgien reſidierte, über das Bankhaus Bothſchild die 
Kreditanſtalt mit in dieſe Schwierigkeiten gebracht haben, um . den 
Habsburger Reſtaurationsplänen gefährliche Zollunion zu Fall zu 
bringen — wie behauptet worden iſt —, ſei im einzelnen dahingeſtellt.) 
Tatſache war, daß der Zuſammenbruch der Kreditanſtalt Oſterreich 
Staatshaftungen in einem Umfang auferlegte, daß es bei den geld⸗ 
mächtigen Alliierten, insbeſondere den Franzoſen, um Hilfe bitten und 
ſich damit wieder politiſchen Erpreſſungen ausſetzen mußte, die eine 
Aufgabe der Zollunion erzwangen. Und es iſt in dieſem Zuſammen⸗ 
hang intereſſant zu leſen, wie eine Betrachtung dieſer Vorgänge von 
ſchwarzgelber chriſtlich⸗ſozialer Seite ausſieht: l 
„Die Lage wurde dadurch zumindeſt nicht erleichtert, daß vor dem großen 
Bankenkrach .. das deutſch⸗öſterreichiſche Zollunionsprojekt an die offent, 
lichfeit getreten war. Sein weſentlichſter Schönheitsfehler lag in der durch⸗ 
aus mangelhaften Vorbereitung. Dieſer Umſtand konnte aber nicht dem 
Kanzler angelaſtet werden, der ſich mit dem Außenamt nicht perſönlich 
befaßte; auch der Außenminiſter Schober war ſich über die Tragweite der 
Bereffentlichung, die ohne fein Zutun erfolgt war, zunächſt ganz gewiß nicht 


im klaren.“ (Schuſchnigg in ſeinem 1937 erſchienenen Buche „Dreimal 
Hſterreich“, S. 168—169.) 


— und wie hier geradezu eine Umtebrung in der kauſalen Anſchauungs⸗ 
weiſe eintritt. Es wird nicht hervorgehoben, daß der Bankenkrach 
die Zollunion torpedierte, ſondern umgekehrt bedauernd feſtgeſtellt: 
Die leidige Zollunionsangelegenheit erſchwerte die durch den Banken⸗ 
krach hervorgerufene Situation. Auch die etwas verklauſulierte Ab⸗ 
lehnung Schobers und ſeiner großdeutſchen Einſtellung und die Art 
der „Entlaſtung“ für den chriſtlich⸗ſozialen Bundeskanzler Ender zeigen 
die wahren chriſtlich⸗ſozialen Gefühle der Schuſchnigg, Dollfuß uſw. 
gegenüber der Zollunion. — 

Die kataſtrophalen Ausmaße des Zuſammenbruchs der Kredit— 
anſtalt erhellen bei der Betrachtung folgender Zahlen: Staat und 
Nationalbank mußten für die Kreditanſtalt zunächſt 130 Millionen 
Schilling bereitſtellen, die bald verloren waren. Sie ſtellten auch nur 
einen Anfang dar. Bis Ende 1932 ſtiegen die Opfer des Staates und 
der Nationalbank für die Sanierung der Kreditanſtalt bereits auf etwa 
eine Williarde! 

Die durch dieſe Kataſtrophe im Mai 1931 über den öſterreichiſchen 
Staat hereingebrochene Kataſtrophe zwang ſomit, im Wege einer er⸗ 
neuten Auslandsanleihe die notwendigen Wittel aufzutreiben, um 
die Kreditanſtalt zu retten. Und Frankreich war bereit, dieſe Hilfe 
zu bieten und der Bundesregierung den zunachſt benötigten Kredit von 
150 Millionen Schilling zu gewähren. Aber: Am 16. Juni 1931 über⸗ 
reichte der franzöſiſche Geſandte in Wien die „Kreditbedingungen“, 
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die bis Ablauf des Tages anzunehmen ſeien! Sie bedeuteten die reſt⸗ 
loſe Aufgabe der wirtſchaftlichen und politiſchen Handlungsfreiheit 
Oſterreichs. Die von einer Völkerbundskommiſſion noch zu machenden 
Vorſchläge zur Ordnung der öſterreichiſchen Verhältniſſe ſollten be: 
dingungslos angenommen und Frankreich gegenüber eine Verpflichtung 
dahingehend eingegangen werden, daß Öfterreich ſich jeglicher Kom— 
binationen wirtſchaftlicher wie politiſcher Art enthalten werde, 
die ſeinen internationalen Status verändern könnten! 

Angeſichts dieſer unannehmbaren Forderungen blieb der Regierung 
Ender nur noch die Wöglichkeit, ihren Rücktritt zu erklären, was 
noch am gleichen Tage geſchah. 

England, das dieſes franzöſiſche Ultimatum mit Mißvergnügen ſah 
und deſſen mitteleuropäiſches Konzept eine völlige Aufgabe der mühſam 
hochgepäppelten „Unabhängigkeit“ Oſterreichs zugunſten Frankreichs 
keineswegs paßte, ſprang nun ein und ſchoß die benötigten 150 Mil- 
lionen ſeinerſeits vor, um die Kapitulation gegenüber Frankreich zu ver- 
hindern. (Um dieſe Zeit kam es dann auch im Reich zu einem großen 
„Bankenkrach“ — ſiehe Bd. 1918—1933, S. 181—182.) 

Die neue — nunmehr achtzehnte — Regierung wurde am 20. Juni 
1931 unter dem Chriſtlich-ſozialen Dr. Bureſch als Bundeskanzler ge- 
bildet (der bisher Landeshauptmann von Niederöſterreich geweſen war, 
während ſein Vorgänger Ender als Landeshauptmann in Vorarlberg 
gewirkt hatte). Schober blieb Vizekanzler und Außenminiſter — wie 
überhaupt dieſes „erſte Kabinett Bureſch“ keine weſentlichen Verände— 
rungen in der politiſchen Konſtellation aufzuweiſen hatte. (Ihre Oppo- 
ſition im Nationalrat beſtand aus der SPÖ. auf der einen, dem 
„Heimatblock“ der Heimwehr auf der anderen Seite.) 

Die wirtſchaftliche Lage Öfterreich3 war ebenfalls die gleiche ge- 
blieben. So mußte ein neuerlicher Bittgang nach Genf unternommen 
werden. Am 7. Auguſt 1931 wandte ſich die neue Regierung an den 
Völkerbund mit dem Wunſche, man ſolle 

„die wirtſchaftlichen und finanziellen Schwierigkeiten Oſterreichs prüfen und 
nach Witteln zu ihrer Beſeitigung ſuchen.“ 
Die deutſch⸗öſterreichiſche Zollunion ift am Widerſtand der Entente 
praktiſch ſchon geſcheitert, als am 3. September 1931 die Außenminiſter 
des Reiches und Oſterreichs, Curtius und Schober, erneut vor dem 
Völkerbundsrat in Genf erſcheinen. Noch bevor es zu dem Haager 
Schiedsſpruch kommt, ziehen die „Angeklagten“ ihr Projekt praktiſch 
zurück. Schober gibt für Öfterreich die ſchmerzliche Erklärung ab, 
da die öſterreichiſche Regierung aus den Ereigniſſen der letzten Monate 
habe feſtſtellen können, daß im Gegenſatz zu ihren Abſichten Schwierigkeiten 
für die vertrauensvolle Zuſammenarbeit der europäiſchen Völker aus der 
Durchführung des Zollprojektes entſtehen könnten, erkläre ſie, weil für 
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fie das Intereſſe an dieſer Zuſammenarbeit eng mit den öſterreichiſchen 
Intereſſen verbunden ſei, ihren Entſchluß, das Projekt der Zollunion 
nicht weiter zu verfolgen 
Sie hoffe, daß dieſe Erklärung dazu beitragen werde, die notwendige all⸗ 
gemeine Beruhigung herbeizuführen und eine konſtruktive Zuſammenarbeit 
zwiſchen den Regierungen zu ſchaffen 
Die abgegebene Erklärung ſolle zur Wiederherſtellung des Vertrauens 
beitragen und die engere europäiſche Zuſammenarbeit für die Zukunft 
ſichern 
Am 5. September tagt dann auch der Haager Schiedsgerichts— 
hof und verleiht dieſem Sieg der Gewalt über die Schwäche ſeinen 
juriftifchen Segen, indem er mit 8 gegen 7 Stimmen in der deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Zollunionsfrage entſcheidet (ſiehe auch Bd. 1918—1933, 
©. 178, 185): 
„Ein Zollregime zwiſchen Deutſchland und Hfterreich auf der Grundlage 
und in den Grenzen der Prinzipien des Protokolls vom 19. März 1931 iſt 
nicht vereinbar mit dem Protokoll Nummer 1, gezeichnet in Genf am 4. Ok⸗ 


tober 1922.“ 

So iſt die deutſch⸗öſterreichiſche Zollunion von der Entente verboten, 
Gg s beteiligten Staaten aber zugleich auch ſelbſt aufgegeben worden. 

iefe ſchmählichen Vorgänge haben in Öfterreich die heranwachſende 
nalkonalſozialiſtiſche Oppoſition (ſiehe 12. Abſchnitt) erheblich geſtärkt. 

Gleichzeitig entſchließt ſich unter dem Eindruck dieſer troſtloſen 
ee der nationale Flügel der Heimwehr unter der Führung 
Dr. Pfriemers, des Führers des ſteiriſchen Heimatſchutzes, zu revolu⸗ 
Honärem Handeln. Die bereits feit Auguſt vorbereitete Aktion kommt 
am 13. September 1931 zur Entladung. Diefer ſogenannte „Pfriemer— 
Putja“ des ſteiriſchen Heimatſchutzes ſcheitert jedoch in wenigen 
Stunden, nachdem ſich herausſtellt, daß Pfriemer von Starhemberg 
im Stich gelaſſen worden iſt. Die Erhebung wird unterdrückt, die Heimat⸗ 
wehren in den Alpenländern teilweiſe entwaffnet. Weſentlicher aber iſt, 
daß nach dieſem Ereignis die Trennung des nationalen Heim- 
wehrflügels von Starhemberg praktiſch zur Tatſache geworden iſt. 
e: iſt auf dem Weg zur NSDAP. Die Heimwehr Starhembergs 
dagegen ift nicht mehr „national“, ſondern „vaterländiſch“ im eigen⸗ 
ſtaatlich⸗öſterreichiſchen Sinne. — 

Als das Jahr 1932 anbricht, gibt es in Oſterreich 350000 Erwerbs⸗ 
lofe, eine Zahl, die im Februar auf 430000 ſteigt! Der Bundes⸗ 
haushalt hat ein Defizit von 300 Millionen Schilling, und der 


S 


Motenumlauf ijt bereits wieder auf eine Milliarde geſtiegen. Die 


innerpolitiſche Lage zeigt neue Spannungsmomente. Starhem— 
berg, der „Führer“ der Heimwehr, ftellı der Regierung ultimative 


wirtſchaftspolitiſche Forderungen und droht mit dem Putſch! Die 
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in ihrer Preſſe — und die Regierung Bureſch kapituliert. Am 
27. Januar 1932 tritt das „erſte Kabinett Bureſch“ zurück. Und ſiehe da: 
zwei Tage ſpäter (am 29. Januar) präſentiert ſich das zweite Kabi⸗ 
nett Bureſch (die neunzehnte Regierung der Republik Oſterreich) — 
und zwar ohne Schober als Außenminiſter und Vizekanzler (letzteres 
Amt bekleidet jetzt der dem Landbund angehörende Winkler). Der 
Zweck des Manövers der Chriſtlich-Sozialen Partei und der Heimwehr 
Starhembergs iſt jetzt klar: Der großdeutſch und national eingeſtellte 
Schober und ſeine Anhänger ſollten verſchwinden. Die Großdeutſche 
Partei, die darauf beſtanden hat, daß Schober bleiben müſſe, geht 
daraufhin in die Oppoſition (im Gegenſatz zum Landbund), womit der 
„Schober-Block“ zerſchlagen iſt. Als neue chriſtlich-ſoziale Minifter 
ziehen in die Regierung ein Dr. Engelbert Dollfuß als Landwirt- 
ſchaftsminiſter und Dr. Kurt von Schuſchnigg als Juſtizminiſter, und 
mit ihnen kündigt ſich die Epoche niederträchtigſten Verrats an der ge⸗ 
ſamtdeutſchen Sache an. 

Wit dem Scheitern der deutfch-öfterreichifchen Zollunion und dem 
Sturz Schobers findet der letzte Verſuch, den Weg zu Großdeutſchland 
zu finden, ſein Ende — bis dann im Jahre 1938 der Nationalfozia- 
lismus Adolf Hitlers die Pforten zum neuen Reiche aller Deutſchen 
aufreißt. ; 
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14. Abſchnitt: 


Lauſanne . 


Die Zollunion war gefcheitert, die Schuldenlaft durch den Zuſammen⸗ 
bruch der Kreditanſtalt geſtiegen; geftiegen waren die Zahlen der Er- 
werbsloſen, der Konkurſe, der Verſteigerungen und Verpfändungen, 
der Selbſtmorde. Und die neue Regierung, das zweite Kabinett 
Bureſch, hatte nur ein kurzes Leben (29. Januar bis 6. Mai 1932). 

Angeſichts der allgemeinen Notlage Sſterreichs und insbeſondere der 
Notwendigkeit, die Sanierung der Kreditanſtalt durchzuführen, fand die 
Regierung auch wieder keinen anderen Ausweg als die verzweifelte 
Suche nach einer möglichſt großzügigen Auslandsanleihe. 

Und wieder tritt Frankreich auf den Plan, das bereits im vorher— 
gehenden Jahr verſucht hatte, mit der Anleihegebung ſeine politiſchen 
Erpreſſungen zu verbinden (ſiehe 13. Abſchnitt). Miniſterpräſident 
Tardieu zeigt fich „geneigt“ — und verſucht gleich wieder eine neue 
politiſche Erpreſſung: Vorausſetzung ſoll die berüchtigte Donau⸗ 
konföderation ſein, ein Anſchluß Oſterreichs (mit Ungarn) an die 

leine Entente — zu einem Syſtem von Vorzugszöllen —, alſo unter 
Ausſchluß des Reiches! Deutſchland ſoll dabei der Geſchädigte ſein. 

ber auch England iſt nicht begeiſtert über dieſe geplante Verſtärkung 
des franzöſiſchen Einfluſſes. Und ebenſo iſt Jtalien dagegen. England 
beruft zur Stellungnahme über Tardieus Plan eine Viermächte⸗ 
konferenz nach London ein (6. April 1932). Angeſichts der wider⸗ 
ſprechenden Auffaſſungen geht dieje Konferenz ſchon am 8. April wieder 
auseinander — ohne Ergebnis. 

Die Regierung Bureſch iſt mit ihrem Latein bereits am Ende. Sie 
kann weder die Anleihe beſchaffen noch die innerpolitiſche Situation 
meiſtern. Die NSS AP. als einzig zielklare Bewegung der ihres 
deutſchen Volkstums bewußten Oſtmärker iſt im Anmarſch — trotz des 
Terrors, der fih ihr entgegenzuſtellen verſucht. 

y Kua Beleuchtung ſieht dieſe Entwicklung folgendermaßen 
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„Immer mehr ſpitzte ſich der politiſche Kampf der radikalen Flügel zu, 
wobei auf der einen Seite die aufſtrebende nationalſozialiſtiſche Bewegung, 
auf der anderen Seite der republikaniſche Schutzbund der Sozialiſten in 
Erſcheinung trat.“ (Schuſchnigg, „Dreimal Hſterreich“, S. 180.) á 

Die Landtagswahlen vom 24. April 1932 in Wien, Salzburg und 
Niederöfterreic brachten den Chriſtlich⸗Sozialen erhebliche Verluſte — 
und ein gewaltiges Anwachſen der nationalſozialiſtiſchen 
Stimmen, worüber im vorhergehenden 13. Abſchnitt bereits genauer 
berichtet wurde. 

„Mitten in die geladene Atmoſphäre hinein brachte der Frühling 1932 
die Wiener Gemeinderatswahlen, als deren Ergebnis eine 15 Mann ſtarke, 
ſehr laut: und ebenſo hemmungsloſe nationalſozialiſtiſche Fraktion in den 
Wiener Gemeinderat einzog. ..“ 

— Dieſe anklagenden Worte Schuſchniggs (in feinem Buche „Dreimal 
Oſterreich“, S. 180) charakteriſieren die chriſtlich-ſozile Stimmung 
gegenüber ſolchem Geſchehen. 

Im Nationalrat verlangen SPS., Großdeutſche und ſchließlich fogar 
der Heimatblock die Auflöſung des Parlaments und die Ausſchreibung 
von Neuwahlen. Die Chriſtlich-Soziale Partei will fih dieſem „Unheil“ 
entgegenſtellen und Neuwahlen verhindern. 

Die Regierung Bureſch ſieht ſich dieſer Situation nicht mehr ge— 
wachſen (will es aber auch zu keinen Neuwahlen kommen laſſen) und 
erklärt am 6. Mai 1932 ihren Rücktritt. — 

In den nun folgenden Wochen begingen die chriſtlich⸗-ſozialen Macht⸗ 
haber das Verbrechen an der Bevölkerung Sſterreichs, das einen 
ſechsjährigen erbitterten Kampf erzwang, den Kampf des National- 
ſozialismus um die ihm nach Recht und Volkswillen zuſtehende 
Macht, den Kampf des von ihm vertretenen Volkes um ſeine Heim— 
kehr ins Reich. Die Tauſende von Blutopfern und Zehntauſende 
von vernichteten Exiſtenzen, die dieſer Kampf koſtete, kommen auf 
das Haupt jener chriſtlich⸗ſozialen Kreiſe von der Gattung Dollfuß, 
Schuſchnigg und Genoſſen, die damals im Jahre 1932 den Entſchluß 
faßten und verwirklichten, die notwendigen Neuwahlen zu ſabo— 
tieren, den Volkswillen abzudroſſeln, dem breiten und gewaltigen 
Strom der nationalſozialiſtiſchen Bewegung einen Damm entgegen⸗ 
zuſetzen und ſich damit der natürlichen Entwicklung entgegenzuſtemmen. 
Freilich kann ſich niemand dem Ablauf geſchichtlicher Ereigniſſe, der 
Urgewalt völkiſcher Notwendigkeiten auf die Dauer widerſetzen. Der 
Widerſtand gegen die Natur wird ſtets eines Tages gebrochen. Aber 
bis er gebrochen wird, fordert er blutige Opfer. Und die Berant- 
wortung für dieſe Opfer, die ein ſolch ausſichtsloſer Kampf gegen die 
natürliche Entwicklung bedingt, tragen in vollem Umfang jene, die 
dieſen verbrecheriſchen Kampf heraufbeſchwören. 
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Die Landtags⸗ und Gemeinderatswahlen vom 24, April 1932 (ſiehe 
13. Abſchnitt) hatten den eindeutigen Beweis erbracht, daß die national⸗ 
ſozialiſtiſche Bewegung weite Kreiſe der Bevölkerung Oſterreichs erfaßt 
hatte, die nun in der NSDAP. die berufene Vertretung ihres Wollens 
erblickten. Dieſe Wahlen hatten den Beweis dafür erbracht, daß der noch 
amtierende Nationalrat, in dem es keinen einzigen nationalſozialiſtiſchen 
Abgeordneten gab, längſt nicht mehr dem Volkswillen entſprach, 
und daß daher die Ausſchreibung von Neuwahlen das geſchichtliche 
Gebot der Stunde war. Dies hatten ſogar ſämtliche im Nationalrat 
vertretenen Parteien erkannt und forderten daher Auflöſung und 
Neuwahl — mit Ausnahme der Chriſtlich⸗-Sozialen Partei. 

Die Chriſtlich-Sozialen glaubten, den Volkswillen ſabotieren 
und dem nationalſozialiſtiſchen Marſch in die Zukunft die Pforten ver⸗ 
ſperren zu können. An Stelle der Neuwahlen gaben ſie dem Volke 
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Landbund für eine neue Regierung unter dem chriſtlich⸗ſozialen Dollfuß 
(dem bisherigen Landwirtſchaftsminiſter) als Bundeskanzler zu ge⸗ 
winnen. Der Satz 
„ in weiterer Folge aber zeigte es ſich, daß das Vorhandenſein der 
Heimatſchutzfraktion im Nationalrat in entſcheidender Stunde von augs 
ſchlaggebender Bedeutung war: ohne dieſe Fraktion wäre vorausſichtlich 
die Regierungsbildung Engelbert Dollfuß’ nicht zuſtande gekommen.“ 
aus Schuſchniggs Buch „Dreimal Sſterreich“ (S. 150) zeigt die ſchwere 
Mitverantwortung der Heimwehr Starhembergs für die Geſchehniſſe 
der kommenden Jahre. — So ſtellte ſich am 20. Mai 1932 die neue 
Regierung Oollfuß (die zwanzigſte der Republik) dem um ſeine 
Meinungsäußerung betrogenen Volke vor: 
Vizekanzler Winkler (Landbund), 
Innenminiſter Bachinger (Landbund), 
Finanzminiſter Dr. Weidenhoffer (chriſtlich⸗ſozial), 
Juſtizminiſter Dr. Schuſchnigg (chriſtlich⸗ſozial), 
Anterrichtsminiſter Dr. Rintelen (chriſtlich⸗ſozial), 
Sozialminiſter Dr. Rei (chriſtlich⸗ſozial), 
Heeresminiſter Vaugoin (chriſtlich⸗ſozial), 
Handelsminiſter Dr. Jakoncig (Heimatblock), 
Sicherheitsminiſter Ach (Miniſterialrat des Bundeskanzleramts), 
7 und Landwirtſchaftsminiſterium übernahm Bundeskanzler Dollfuß 
elbſt. 
(Die Großdeutſchen hielten ſich abſeits.) 
„Dieſe Regierung mußte ſchon angeſichts der Verhältniſſe im bis⸗ 
herigen Nationalrat als „Winderheitsregierung“ angeſprochen werden. 
Oemeſſen an der tatſächlichen Volksmeinung jedoch, die man durch 
erhinderung von Neuwahlen mundtot machen wollte, war dieſes 
Kabinett das Gewaltregiment einer ſogar kleinen Winderheit. j 
So begann die verhängnisvolle Rolle, die Dollfuß in der Geſchichte 
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Oſterreichs ſpielen ſollte, fo begann der ſchließlich mit blutigem Terror 
durchgeführte Verſuch, der Reichsſehnſucht der Deutſchen Sſterreichs 
den konfeſſionellen Staat (den „chriſtlichen Ständeſtaat“) entgegen- 
zuſetzen. So begann die Lüge vom „öſterreichiſchen Menſchen“, mit der 
man die Volksverbundenheit aller Deutſchen auszurotten ſuchte — 
wenigſtens innerhalb der Grenzpfähle des „chriſtlichen Ständeſtaats“ 
Öjterreih. — 

Die Hintertreibung der Neuwahlen verſchärfte naturgemäß die inner- 
politiſchen Spannungen. Die um ihr gutes Recht betrogenen National- 
ſozialiſten ſteigerten ihre Propagandaaktionen gegen die derzeitigen 
Regierungsinhaber, die fih an der Wacht zu halten ſuchten, indes auf 
der anderen Seite die Sozialdemokraten in der Oppoſition ſtanden und 
die Großdeutſchen fih abwartend verhielten. Die Regierung Dollfuß 
begann ihre Tätigkeit mit verzweifelten Bemühungen, den wirtſchaft— 
lichen Zuſammenbruch aufzuhalten und zu dieſem Behufe (wie es ſchon 
ſo oft geſchehen war) eine Auslandsanleihe zu erhalten (nicht zuletzt 
auch zu dem Zwecke, die Fragen der Kreditanſtalt — ſiehe 13. Abſchnitt — 
zu bereinigen). Der verfloſſene Bundeskanzler Bureſch hatte noch drei 
Tage nach feinem Rücktritt — am 9. Mai 1932 als „geſchäftsführender 
Bundeskanzler“ — beim Völkerbund in Genf darum nachgeſucht, die 
Lage Öfterreich8 zum Zwecke der Hergabe einer weiteren internationalen 
Anleihe zu prüfen. Der ſpärliche Erfolg dieſes Hilfeflehens in Genf 
beſchränkte ſich jedoch vorerſt darauf, daß zwei Wochen ſpäter (in einer 
Sitzung am 21. Mai) beſchloſſen wurde, zunächſt folle fih eine „ge— 
miſchte Kommiſſion“ mit dem Studium dieſes intereſſanten Themas 
befaſſen. Dieſe mehr als langſame Behandlung eröffnete der öſter— 
reichiſchen Regierung wenig erfreuliche Ausſichten. Indeſſen ſtiegen 
Arbeitsloſigkeit und Elend, Wohnungsnot und Teuerung. Die Verſuche 
der Regierung, durch verſchiedene Maßnahmen ausländiſche Deviſen 
hereinzubekommen bzw. zu halten (3. B. durch Deviſenſperrmaßnahmen, 
Einfuhrverbot, Verhandlungen mit den ſüdöſtlichen Nachbarn über 
Vorzugszölle uſw.) waren angeſichts des Ausmaßes der Wirtſchaftsnot 
„Tropfen auf einen heißen Stein“. Auch die Regierungsbemühungen, 
durch Einführung des Arbeitsdienſtes wirtſchaftliche Abhilfe zu 
ſchaffen, konnten hier nicht mehr viel helfen. Außerdem zeigte ſich ſchon 
bei den wirtſchaftlichen Bemühungen der Regierung ihre „Baſis“ als 
nicht nur ſchmal, ſondern auch als brüchig; denn drei von den acht Ab— 
geordneten des Heimatblocks verſagten bereits die Gefolgſchaft. — Und 
die öſterreichiſchen Anleihebemühungen in Genf kamen nicht recht vor» 
wärts. 

Im Juli 1932 gelang es der Republik Öfterreich endlich, beim Völker⸗ 
bund gehört zu werden. Damals wurde gerade vom Deutſchen Reidy 
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mit den „Reparationsgläubigern“ in Lauſanne verhandelt und am 
8. Juli das „Abkommen von Lauſanne“ abgeſchloſſen, das die deutſchen 
Neparationszahlungen verringerte (Bd. 1918—1933, S. 219—220). Die 
„Alliierten“ erklärten ſich bereit, eine Anleihe in höhe von 300 Mil- 
lionen Schilling zu gewähren — entſprechend der nunmehr bereits 
hinreichend bekannten franzöſiſchen Praxis allerdings verbunden mit 
politiſchen Bedingungen. Dollfuß nahm an: Am 15. Juli 1932 kam 
es zum „Lauſanner Protokoll“ (Bd. 1918—1933, S. 221), das mit 
den Worten beginnt: 
„In Anbetracht deſſen, 
daß die Bundesregierung der Republik Hſterreich zu dem Zwecke ein Er- 
ſuchen um Hilfe an den Völkerbund gerichtet hat, um bei der Aufrecht⸗ 
erhaltung des wirtſchaftlichen und finanziellen Wiederaufbauwerkes unter⸗ 
ſtützt zu werden, das infolge des Beſchluſſes des Völkerbundsrates 
vom 4, Oktober 1922 und der Unterfertigung der drei Protokolle 
vom gleichen Datum unternommen wurde; 
daß die öſterreichiſche Regierung neuerlich ihren Willen kundtut, alle 
ihre auswärtigen Verpflichtungen pünktlich zu erfüllen; 
daß die Regierungen Belgiens, des Vereinigten Königreiches Groß⸗ 
britannien und Nordirland, Frankreichs und Italiens bereit ſind, 
Oſterreich eine neue Hilfe zu dieſem Zwecke zu gewähren; 
daß die obgenannten Regierungen, die öſterreichiſche Regierung in⸗ 
begriffen, erklären, daß ſie dieſe Hilfe auf das Protokoll I von Genf, 
de dato 4 Oktober 1922, mit allen daraus folgenden Verbindlich- 
keiten gründen, deſſen Beſtimmungen als hier wiedergegeben angeſehen 
werden...“ uſw. 
und damit ausdrücklich auf die Genfer Protokolle (ſiehe 8. Abſchnitt) 
Bezug nimmt und den dort ausgeſprochenen Anſchlußverzicht erneut 
bekräftigt. Dieſer Verzicht erfährt jedoch inſofern noch eine Aus- 
weitung, als er ſich auf die ganze Laufzeit dieſer neuen Anleihe 
— alfo bis 1952 — erſtreckt. Und er wird noch verſtärkt durch den 
Artikel 9, Abſatz 2 des Lauſanner Protokolls: 
„Jeder Streit hinſichtlich der Auslegung des gegenwärtigen Protokolls 
wird vom Nat bereinigt werden, der mit Stimmenmehrheit entſcheidet.“ 
Denn nun wird die Auslegung des Protokolls ausſchließlich dem 
Völkerbund ſelbſt übertragen, eine eventuelle Anrufung des Haager 
Schiedsgerichtshofes jedoch ausgeſchloſſen, die bei den Genfer Proto- 
kollen noch möglich geweſen und auch in Anſpruch genommen worden 
war, nämlich bei dem Streit um die Zollunion (ſiehe 13. Abſchnitt). 
Frankreich hatte nicht die Abſicht, das „Riſiko“ einer ſolchen Anrufung 
beſtehen zu laſſen; denn wenn auch der Haager Schiedsgerichtshof in 
er obengenannten Frage für Frankreich entſchieden hatte, ſo doch nur 
mit 8 gegen 7 Stimmen — und „ſicher ift ficher“! 
Im Artikel 1 ift die Anleiheſumme nominell mit 300 Millionen 
chilling angegeben. Es darf jedoch nicht außer acht gelaffen werden, 
daß hiervon ſofort 100 Millionen an die Bank von England für bereits 
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gegebene Kredite zurückgezahlt und daß ein weiterer Teil zur Um- 
wandlung kurzfriſtiger in langfriſtige Anleihen verwandt werden mußte, 
ſo daß für die eigentlichen Sanierungszwecke Oſterreichs nur etwa 50 
bis 60 Millionen verblieben, ein Betrag, der den geringen Erfolg 
der in den Anleihebedingungen enthaltenen ſchweren Opfer kennzeichnet: 
Nach wenigen Monaten mukte fih Oſterreichs Wirtſchaft in einer an= 
nähernd gleich troſtloſen Lage befinden. 

Zudem enthält das Protokoll Bedingungen, die praktiſch die geſamte 
Finanz⸗ und Kreditgebarung Sſterreichs unter die Aufſicht des Aus- 
lands ſtellen. Während der Artikel 4 die öſterreichiſche Regierung Der: 
pflichtet, 

„die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um ohne Verzug ein voll- 
kommenes Gleichgewicht zwiſchen den Einnahmen und den Ausgaben des 
Staates wiederherzuſtellen; ..“ 

und Artikel 6 Methoden zur „Regelung der Kreditanſtaltsfrage“ por: 
ſchreibt, wird Öfterreich durch Artikel 7 unter Kuratel (eines „Völker— 
bundsberaters“) geſtellt: 

„Artikel 7. 


Die öſterreichiſche Regierung wird den Völkerbundsrat erſuchen, einen 
Vertreter des Völkerbundes zu ernennen und einen Berater bei der 
Oſterreichiſchen Nationalbank zu deſignieren, damit die in den vom 
öſterreichiſchen Bundeskanzler im September 1931 abgegebenen Erklärungen 
ſowie in den Beſtimmungen des gegenwärtigen Protokolls und feiner Beis 
lagen in Ausſicht genommene Zuſammenarbeit fortgeſetzt werden könne. 


Artikel 8. 

Das Komitee der garantierenden Mächte wird ſeine Funktionen 
bis zur vollſtändigen Rückzahlung der im vorliegenden Protokoll 
vorgeſehenen Anleihe weiter ausüben.“ 

Als Bundeskanzler Dollfuß mit dieſem Ergebnis nach Wien zurück- 
kehrt, ſchlägt ihm die nationale Empörung entgegen. Und nicht nur 
die nationalſozialiſtiſche Oppoſition der erwachenden öſter— 
reichiſchen Bevölkerung, die man durch Sabotage der Neuwahlen 
„ſtaatsrechtlich“ mundtot gemacht hat, lehnt das Lauſanner Proto— 
koll laut und deutlich ab — auch im beſtehenden Nationalrat ſind 
die Ausſichten für die Annahme des Protokolls recht zweifelhaft. Und 
als Dollfuß am 20. Juli 1932 die Vorlage im Nationalrat vertritt, 
widerfährt ihm nicht nur die Ablehnung der Großdeutſchen Partei und 
der ſchon feit langem in der Oppoſition ſtehenden GPS., ſondern es 
erheben ſich auch im ſowieſo ſchon recht ſchmalen Regierungslager Be⸗ 
denken: Sowohl im Heimatblock wie im Landbund gibt es Kreiſe, die 
Schwierigkeiten machen. Dollfuß ſtellt dem gegenüber, daß ſich das 
Lauſanner von den Genfer Protokollen in nichts unterſcheide (was, wie 
weiter oben ausgeführt wurde, nicht ganz zutreffend iſt) und daß über⸗ 
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dies die bevorſtehende wirtſchaftliche und finanzielle Kataſtrophe anders 
nicht aufzuhalten ſei. 

Am 2. Auguſt 1932 ſtellten die Großdeutſchen einen Mißtrauens⸗ 
antrag gegen die Regierung, für den auch zwei Abgeordnete des 
Heimatblocks ſtimmen. Mit Stimmengleichheit (), nämlich 81:81, 
wird der Antrag abgelehnt — ein Ergebnis, das zeigt, daß bei dieſem 
Stimmenverhältnis eine Annahme des Lauſanner Protokolls nicht zu 
erzielen ſein wird. 

Nun werden alle Hebel in Bewegung — und die beiden oppoſitionellen 
Heimatblockabgeordneten unter Druck geſetzt: mit dem Ergebnis, daß ſie 
ihre Nationalratsmandate niederlegen. Der Hauptausſchuß des 
Nationalrats ſpricht ſich ſchließlich mit 11:10 Stimmen für die An⸗ 
nahme des Lauſanner Protokolls aus. Und am 17. Auguſt nimmt der 
Nationalrat an — nun mit einer Stimme Wehrheit 81:80 (nachdem 
man durch wirtſchaftliche Preſſionen einen weiteren oppoſitionellen Up= 
geordneten ausgeſchaltet hat!). 
| Aber am 19. Auguſt wird das Protokoll im Bundesrat verhandelt, 
in dem es bereits nationalſozialiſtiſche Abgeordnete (auf Grund der 
Landtagswahlen vom 24. April) gibt. Neben den Nationalſozialiſten 
ſtimmen Sozialdemokraten und Großdeutſche gegen die Annahme: 
Der Bundesratsbeſchluß wird zur Ablehnung (27:22 Stimmen) — 
aus Gründen der nationalen Würde und außenpolitiſchen Handlungs- 
freiheit, aus ſozial⸗ und wirtſchaftspolitiſchen Gründen — und ins⸗ 
beſondere wegen der geplanten Beeinträchtigung der Zuſammenarbeit 
mit dem Deutſchen Reich. 

Dieſer Einſpruch, mit dem ſich der Bundesrat gegen die Bundes⸗ 
regierung ſtellt, führt verfaſſungsmäßig zur Rücküberweiſung der Vor- 
lage an den Nationalrat zur erneuten Verhandlung, die auf den 
23. Auguſt 1932 angeſetzt wird: In dieſer neuerlichen Nationalrats⸗ 
ſitzung gelingt es den — von Oppofitionellen „gereinigten“ — Regie- 
rungsparteien (Chriſtlich⸗Soziale, Landbund, Heimatblock) die Parteien 
der Oppoſition (SPÖ. und Großdeutſche) knapp zu überſtimmen. Mit 
82:80 Stimmen nimmt der Nationalrat das Lauſanner Pro- 
tokoll an. — 

e Unter wüſten Schimpfreden auf die volksbewußten Nationalſozia⸗ 
liſten und unter dem Zuſtimmungsgeheul der geſamten Judenſchaft 
wurde dieſer „Sieg“ des chriſtlichen Herrn Dollfuß errungen. Daß man 
im deutſchfeindlichen Ausland ebenfalls mit Lob nicht kargte, verſtand 
lid) von ſelbſt, da ja dies neue Verſklavungsprotokoll die Beſtimmungen 
der früheren Genfer Protokolle „präziſierte“ und „verlängerte“ — wie 
SC Pariſer „Temps“ befriedigt feftftelite — und ſomit weitere „groß- 
deutſche Intrigen“ verhinderte. Das Wiener Regierungsorgan „Reichs- 
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poft“ aber bezeichnete dieſen Unterwerfungsaft des längſt nicht mehr 

dem Volkswillen entſprechenden Nationalrats als einen „Sieg der 

Behauptung des öſterreichiſchen Staatsgedankens“ und erklärte: 

„Inmitten der entfeſſelten Leidenſchaften und der moraliſchen und poli⸗ 

tiſchen Unordnung, die man gerade in jenen Ländern wahrnehmen kann, 

die ſich auf alldeutſche Gedanken berufen, iſt die Behauptung eines vom 
Berliner Einfluß unabhängigen Staates bedeutungsvoll.“ 

Den Kampf des Volkes jedoch gegen dieſe Regierung und gegen 
den Lauſanner Verſklavungspakt führte die NSDAP. in einer ge- 
waltigen Verſammlungskampagne, die ihren Höhepunkt am 20. Auguſt 
1932 mit 120 Anſchlußkundgebungen im ganzen Lande erreichte. 
Angeſichts dieſer klaren politiſchen Linie des Nationalſozialismus 
wurde Lauſanne auch zum Prüfſtein der Geſinnung in der Heimwehr, 
deren nationale Elemente immer ſtärker zur NSDAP. drängten. 
Starhembergs Verrat am Deutſchtum bewirkte das Ausſcheiden der 
zwei oppoſitionellen Nationalratsabgeordneten des Heimatblocks (ſiehe 
weiter oben) und bald darauf den Abfall des Steiriſchen Heimatſchutzes 
und zahlreicher Heimwehranhänger anderer Gebietsteile. Und auch in 
dem zunächſt noch bei Starhemberg verbliebenen Heimatſchutz gingen 
die Auseinanderſetzungen weiter — bis dieſe Organiſation am Ende 
nur noch aus anſchlußgegneriſchen „Sſterreichern“ beſtand und alle 
nationalen Männer ihr den Rücken gekehrt hatten. — 

Noch eines, faſt ſymboliſch anmutenden Geſchehens fei hier Er- 
wähnung getan: Während im Nationalrat und Bundesrat um das 
Lauſanner Protokoll, die Zukunft der nächſten Jahre, geſtritten wurde, 
ſtarben die beiden führenden politiſchen Köpfe der vergangenen Jahre 
— am 2. Auguſt 1932 Ignaz Seipel, am 19. Auguſt 1932 Johannes 
Schober. Der chriſtlich-ſoziale Seipel, der den „riftlichen Stände⸗ 
ſtaat“ wollte, und der großdeutſche Schober, der ſich um die Zollunion 
bemüht hatte, endeten ihr Leben, gleichſam eine Epoche abſchließend, 
als die deutſchfeindliche Ara Dollfuß — der Kampf gegen das Reich — 
begann. 

Wenn auch Seipel in konfeſſioneller Gebundenheit nicht wirklich 
großdeutſch im völkiſchen Sinne zu denken in der Lage war — und wenn 
auch Schuſchnigg ſpäter (in ſeinem 1937 erſchienenen Buch „Dreimal 
Oſterreich“ auf Seite 94) behauptete: 

„ . Und Seipel begleitete mit innerer Anteilnahme und reſtloſer Zu⸗ 
ſtimmung die erſten Schritte des neuen Kanzlers Dollfuß, die er erlebte.“ 

— ſo darf demgegenüber nicht überſehen werden, daß Seipel ſtets die 
geſamtdeutſche Verpflichtung nicht nur ausſprach, ſondern auch emp⸗ 
fand. Er ſoll in der letzten Zeit der Chriſtlich⸗Sozialen Partei mehrere 
Wale den Rat gegeben haben, mit dem im Anmarſch begriffenen 
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Nationalſozialismus zum Ausgleich zu kommen. Sicher aber iſt, daß 
die ſpäteren Ausführungen der Dollfuß und Schuſchnigg, die ſich bei 
ihrem Terrorregime auf den Geiſt Seipels beriefen, als Mißbrauch 
empfunden werden müſſen. Für die „Auslegungskunſt“ dieſer „Jünger“ 
gibt es ein ſymbolhaftes Beiſpiel: Seipel ſtarb am 2. Auguſt 1932, 
wenige Stunden vor der Abſtimmung über den Wißtrauensantrag 
gegen das Kabinett, der mit 81:81 Stimmen abgelehnt wurde (ſiehe 
auch weiter oben). Wäre der Tod erſt nach der Abſtimmung an ſein 
Sterbebett getreten, ſo wäre Seipel im Augenblick der Abſtimmung 
noch Abgeordneter geweſen, deſſen Stimme der Regierung dann gefehlt 
hätte — ſo ſagt Schuſchnigg und macht daraus folgende Blasphemie: 
„Es iſt wahrhaft erſchütternd zu ſehen, wie der verſtorbene Führer ſelbſt 
durch ſeinen Tod nach menſchlicher Vorausſicht in entſcheidender Stunde 
rettend eingegriffen hat.“ („Dreimal Oſterreich“, S. 188.) 
Mit dem Lauſanner Protokoll hatte ſich die Ara Dollfuß ihre, aller⸗ 
dings etwas brüchige, finanzielle Plattform geſchaffen. Ihre geiſtige 
Plattform war jedoch noch weſentlich zweifelhafter. 
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15. Abſchnitt; 


Die Ara Dollfuß 


Dona Berrat So ftellte das Lauſanner Protokoll — diefer gegen „Berlin“ gerichtete 
deutſchtum „Sieg der Behauptung des öſterreichiſchen Staatsgedankens“, wie das 
Regierungsorgan „Reichspoſt“ feſtgeſtellt hatte (ſiehe 14. Abſchnitt) — 
den Auftakt zur berüchtigten Ara Dollfuß dar. Und was der Feind 
im Diktat von St. Germain Sſterreich als Zwang auferlegt hatte 
— die Trennung vom Reich —, das machte Dollfuß erſtmalig zum 
ſelbſtgewollten Ziel einer öſterreichiſchen Politik und beging damit 
in den großen Schickſalsjahren des Geſamtdeutſchtums Verrat an 
dieſem Geſamtdeutſchtum. Die Geſchichte hat dieſen Verrat gerächt. Und 
die deutſche Geſchichte iſt hinweggegangen über die volksfeindlichen 
künſtlichen Konſtruktionen, die Dollfuß und fein Nachfolger Schuſchnigg 
erfanden, um dieſen Verrat zu „begründen“: die Erfindung eines 
‚öfterreisiime „öſterreichiſchen Menſchen“ an Stelle des öſterreichiſchen Deutſchen, 
Meid! die Konſtruktion eines im Gegenſatz zum Reichsgedanken ſtehenden 
„chriſtlichen Ständeſtaates“ Sſterreich, die mißbräuchliche Ver— 
wendung des Wortes „vaterländiſch“ als im Widerſpruch zu dem 

Begriff „national“ ſtehend. 
Der mit dem Blut öſterreichiſcher Deutſcher beſudelte Weg des 
Bundeskanzlers Dollfuß zeigte bereits in ſeinen Anfängen klar dieſe 
gegen dig reichsfeindliche Tendenz. Und es ergab fih aus ſolcher Geiſteshaltung 
NSDAP. von ſelbſt, daß dieſes Regime von Anbeginn den Nationalſozialis⸗ 
mus, die geſamtdeutſche Volksbewegung, als ſeinen Hauptgegner 
anſah. Mit Verboten und Behinderungen verſuchte man, der NSDAP, 
zu Leibe zu gehen. Freilich überließ man die terroriftifche Bekämpfung 
der NSDAP. zunächſt dem Auſtromarxismus, den das Regime 
als weniger gefährlichen und gegebenenfalls diskuſſionsfähigen Gegner 
anſah. (Es mag als Symptom gewertet werden, daß man z. B. am 
12. November 1932, dem „Gründungstag der Republik“, ein beſtehen⸗ 
des Aufmarſchverbot zugunſten der GPS. aufhob.) Allerorten kam es 
im Herbſt zu blutigen marxiſtiſchen Überfällen auf Nationalſozialiſten, 
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Ohne daß die Regierung ſich zu weſentlichen Schritten veranlaßt ſah. 
Die nationalſozialiſtiſche Bewegung war freilich durch ſolchen Terror 
nicht aufzuhalten. Das zeigten die beachtlichen Gautage der NSDAP. 
(in der Zeit vom 9. September bis zum 2. Oktober 1932), Die mit dem 
Landesparteitag in Linz ihren Abſchluß fanden. Bei dem Wiener 
Gautag (29. September bis 2. Oktober) kam es zu ſchweren marxi⸗ 
ſtiſchen Angriffen, die zahlreiche Verletzte koſteten. And als kurze 
Zeit darauf nun auch die Heimwehr einen Aufmarſch in Wien durch⸗ 
führte (um der NSDAP. den Rang abzulaufen) und die National- 
ſozialiſten gleichzeitig in Simmering aufmarſchierten (16. Oktober), 
griffen die Marxiſten verſtärkt an. Dieſe ſchweren Kämpfe forderten 
neben vielen Verwundeten drei Tote (zwei Nationalſozialiſten und EN 
Polizeibeamten), während e8 in Wien ſelbſt zu gewaltjamen Ausein⸗ 
anderſetzungen der in Maſſen aufmarſchierenden Heimwehr mit An⸗ 
gebörigen der NSDAP. kam. Am darauffolgenden Tage (17. Oktober) 
übertrugen ſich die Ereigniſſe auf die Wiener Hochſchulen, wo die 
provozierend auftretenden marxiſtiſchen Studenten von den National- 
ſozialiſten hinausgeworfen wurden — worauf die Regierung mit einer 
mehrtägigen Schließung der Hochſchulen reagierte. 

Und am gleichen Tage (17. Oktober 1932) ernannte der Bundes- 
fanzler den Wiener Heimatſchutzführer, Major a. D. Fey, zum 
Staatsſekretär für das Sicherheitsweſen. Er kam damit einer 
ſchon lange geſtellten Forderung der Heimwehr auf Anterſtellung des 
Sicherheitsweſens nach, um eine energiſchere Bekämpfung des 
Nationalſozialismus zu eröffnen. So übernahm Fey (der ſtete 
Rivale Starhembergs im inneren Wachtkampf der Heimwehr) die 
Leitung des Sicherheitsweſens an Stelle des zurücktretenden Dr. Ach 
und ſpielte den ſtarken Mann. Fey, der ſeine innere Einſtellung einmal 
in einem der franzöſiſchen (!) Zeitung „Excelſior“ gegebenen Interview 
mit den Worten „Öfterreich den Öfterreichern!“ enthüllt und dabei er- 
klärt hat, fie feien „zunächſt Öfterreicher und dann erft Deutſche“, be⸗ 
gann ſeine Tätigkeit ſofort mit einem Verbot aller Aufmärſche und 
Verf ammlungen unter freiem Himmel. 

Und die Neuwahlen? Als die Oppoſition im Nationalrat die mehr 
als überfällige Auflöſung forderte, entgegneten die Chriſtlich-Sozialen 
ſcheinheilig, Neuwahlen ſeien jetzt — „in dieſer Zeit der wirtſchaftlichen 
Not“ — „ein Verbrechen am Volk“ So ſprach der chriſtlich⸗ſoziale 
Herr Schmitz, und dann führten die „Regierungsparteien“ einen 
sl onaltatsbeſchluß (21. Oktober 1921) herbei, der die Regierung auf⸗ 
orderte, 


„zu Beginn der Frühjahrstagung 1933 einen Vorſchlag betreffend den 
Wahltag für die Wahl zum Nationalrat vorzulegen“, 
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— womit man den gefürchteten nationalſozialiſtiſchen Wahlſieg wieder 
einmal in weite Ferne zu rücken hoffte. Daß dieſe anhaltende Sabotie⸗ 
rung des Volkswillens die innerpolitiſchen Spannungen zwangsläufig 
ſteigern mußte, iſt ebenſo ſelbſtverſtändlich wie die Tatſache, daß die 
Nationalſozialiſten in gerechter Abwehr dieſer illegalen Unterdrückung 
zu immer ſchärferen Mitteln griffen. Neben den ſtändigen PBropaganda= 
aktionen verſchiedenſter Art kam es im Dezember erſtmalig zu Tränen⸗ 
gasanſchlägen (in einem jüdiſchen Kaufhaus in Wien). 

So begann das Jahr 1933 inmitten heftiger Auseinanderſetzungen 
zwiſchen einer pflichtvergeſſenen Regierung und einem erwachenden 
Volk, während gleichzeitig die Not immer größer wurde und die Zahl 
der Verpfändungen und Verſteigerungen einen eindringlichen Grad— 
meſſer des wirtſchaftlichen Niedergangs — trotz Lauſanne — abgaben. — 

Die gleiche Regierung, die gegenüber dem eigenen Volk brutale 
„Energie“ hervorkehrte, zeigte ſich gegenüber ihren ausländiſchen 
„Geldgebern“ ſchwach und hilflos — und lieferte hierfür ein Beiſpiel 
in der ſogenannten „Hirtenberger Waffenaffäre“: i 

Im Januar 1933 „enthüllte“ die ſozialdemokratiſche „Arbeiterzeitung“ 
die Tatſache eines Waffentransports an die Hirtenberger Waffenfabrik 
und knüpfte hieran die Behauptung, dieſe (aus Italien zur Inſtandſetzung 
geſandten ehemaligen öſterreichiſchen) Waffen, die zum Teil nach Ungarn 
weitergeſandt werden ſollten, ſeien zur „Anterdrückung der öſterreichiſchen 
Arbeiterſchaft“ beſtimmt. Dieſe landesverräteriſche „Propaganda“ erreichte, 
daß am 11. Februar 1933 eine ultimative engliſch⸗franzöſiſche Note 
nach Wien gerichtet wurde, in der eine Verletzung des Friedensvertrags 
von St. Germain feſtgeſtellt und gefordert wurde, binnen 14 Tagen müßten 
die Waffen zerſtört oder zurückgeſandt ſein und eine diesbezügliche Er⸗ 
klärung der öſterreichiſchen Regierung vorliegen. Die Regierung bes 
antwortete dieſes demütigende Dokument zwar nicht, ſchickte jedoch die 
Waffen nach Italten zurück. 

Das Jahr 1933 iſt eines der umwälzendſten Jahre der deutſchen 
Geſchichte. Zu Beginn dieſes Jahres kam die nationalſozialiſtiſche Be- 
wegung im Reich zur Macht. Adolf Hitler übernahm die Führung 
des Reiches. Die Zeit des traurigen Syſtems von 1918, die Ara des 
„Swiſchenreiches“, ging zu Ende. Die öſterreichiſche Regierung Dollfuß 
jedoch weilte noch in den letzten Tagen des verſchwindenden Syſtems 
bei den Trägern dieſes dem Abſterben verfallenen Regimes — ein 
wahrhaft ſymboliſcher Vorgang. Noch am 15. Januar 1933 unterhielt 
ſich Schuſchnigg mit Reichskanzler Schleicher, der ihm (wie 
Schuſchnigg groteskerweiſe in feinem Buch „Dreimal Öfterreih“ auf 
Seite 206 mitteilt) beruhigend ſagte: r 

„Herr Hitler fei fein Problem mehr, die Frage gelöſt, feine Bewegung 
bedeute keine politiſche Gefahr, diefe Sorge ſei nunmehr von geſtern.“ 

Und wenige Tage ſpäter trat Dollfuß gemeinſam mit Herrn Held in 
München auf — in einer Kundgebung der ultramontanen „Bayriſchen 
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Volkspartei“ — und ſprach wohl mit ihm von den Fragen eines Bayern 
mit umfaſſendem politiſch⸗katholiſchem Separatismus, von der Main⸗ 
linie und anderen überholten Dingen. Daß ſie überholt waren, konnte 
Herr Dollfuß wohl nicht begreifen, ſtand er doch ſelbſt unter dem Çin- 
fluß des ebenſo überholten habsburgiſchen Legitimismus (der gerade 
anfing, für Otto, den Sohn der Intrigantin Zita, Propaganda 3u 
machen). Aber aus der Divergenz zwiſchen den optimiſtiſchen Auße⸗ 
rungen ihrer Amtsbrüder im Reich und den wenige Tage ſpäter — 
kretenden hiſtoriſchen Ereigniſſen hätten Dollfuß und Schuſchnigg eine 
warnende Lehre ziehen ſollen. 9 

Am 30. Januar 1933 ergriff Adolf Hitler die Macht im be⸗ 
nachbarten Deutſchen Reich. Aber den Wiener Ving bewegte ſich ein 
gewaltiger Fackelzug der begeisterten Nationalſozialiſten. — And die 
Regierung Dollfuß hintertrieb am darauffolgenden Tage die Aber⸗ 
tragung der Anſprache Adolf Hitlers ſie bezog damit bereits am erſten 
Tage ihre „Stellung“ gegenüber dem hiſtoriſchen Geſchehen. Dem ge- 
waltigen Impuls, den die NSDAP. Öfterreichs durch die national⸗ 
ſozialiſtiſche Erhebung im Reich erhielt, hatte ſie nichts entgegenzuſetzen 
als die formale Wacht und eine brutale Engſtirnigkeit. 

Die Nationalſozialiſten Oſterreichs forderten nunmehr abermals und 
verſtärkt Neuwahlen! Dollfuß aber widerſetzte ſich weiterhin dieſem 
Gebot der Selbſtverſtändlichkeit und fand ſtatt deſſen einen formalen 
Dreh, wie er in der Geſchichte einzig daſteht — ein ſtaatsrechtliches 
Taſchenſpielerkunſtſtück, das die Regierung „Selbſtausſchaltung 
des Parlaments“ nannte, das aber in Wi eklichkeit eine Flucht der 
Regierung Dollfuß in die Illegalität war: 


Ein urſprünglich verhältnismäßig bedeutungsloſer Vorgang im 
Nationalrat am 4. März 1932 


(die Tatſache, daß bei einer Abſtimmung betreffend die Maßregelung 
ſtreikender Eiſenbahner von einem Abgeordneten der SPS. zwei Stimm⸗ 
zettel, von einem anderen Abgeordneten der gleichen Partei, der nachweis⸗ 
lich ebenfalls abgeſtimmt hatte, aber keiner gefunden wurde, aber offen⸗ 
ſichtlich auf ein Verſehen des letzteren Abgeordneten zurückzuführen war, 
und ferner die Tatſache, daß daraufhin die Chriſtlich⸗Sozialen die Abſtim⸗ 
mung korrigieren wollten), 


führte dazu, daß der Präſident des Nationalrats (der Sozialdemokrat 
Dr. Renner) unter Proteſt fein Amt niederlegte. Der zweite Präſident, 
der Chriſtlich⸗Soziale Dr. Ramek, wollte nun die Abſtimmung wieder⸗ 


holen laſſen, erfuhr jedoch den Widerſpruch ſeines Fraktionskollegen 
Runf chak, 
der forderte, der eine der beiden Stimmzettel ſolle für ungültig erklärt 
erden, womit der betreffende Antrag als abgelehnt anzuſehen ſei (da in 
ieſem Falle Stimmengleichheit zuſtande kam), 


Dollfuß⸗Diktatur 
durch „Selbſt⸗ 
ausſchaltung des 
Parlaments“ 
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und legte daher gleichfalls ſein Amt nieder. Und der dritte und letzte 
Präſident, der Großdeutſche Dr. Straffner, folgte dieſem Beiſpiel 
ſeiner Vorgänger, als auch weiterhin keine Einigung zu erzielen war. 
Die Nationalratsſitzung war ſomit praktiſch zu Ende, konnte jedoch nach 
der Geſchäftsordnung weder formell geſchloſſen oder vertagt (noch auch 
fortgeführt) werden, da kein Präſident da war. Die Abgeordneten gingen 
nach Hauſe. Dollfuß aber benutzte dieſe Gelegenheit, die „Selbſt— 
ausſchaltung des Nationalrats“ feſtzuſtellen und künftig ohne 
Nationalrat zu regieren, von Neuwahlen ganz zu ſchweigen. Die min. ` 
findige Argumentation der Regierung 
— „Es gibt keine vom Geſetz beſtimmte Möglichkeit, die parlamenta= 
riſche Maſchine wieder in Gang zu ſetzen. Aber auch die Auflöſung 
des Hauſes kann nicht erfolgen. Denn einen Beſchluß, ſich aufzulöſen, kann 
der Nationalrat nicht faſſen, da niemand berechtigt iſt, eine Sitzung 
einzuberufen, und der Bundespräſident, dem auch eine Auflöſungs⸗ 
befugnis zuſteht, hat keine Möglichkeit, die Auflöſung zu veranlaſſen, weil 
kein Präſident da ift, dem er feine Verfügung zuſtellen könnte Die 
Samstagſitzung des Nationalrats ift noch nicht geſchloſſen ... Das Parla⸗ 
ment hat ſich ſelbſt ausgeſchaltet, und was immer jetzt zu ſeiner Wieder⸗ 
einſetzung geſchähe, würde außerhalb des Geſetzes und ſogar gegen das Ge⸗ 
feg geſchehen ...“ — fo ſtand es am 6. März 1932 in der chriſtlich⸗ſozialen 
„Reichspoſt“ zu leſen — 


iſt natürlich nicht nur übertriebener Formalismus, ſondern darüber 
hinaus falſch. Es hätte felbftverftändlich die Möglichkeit gegeben, das 
Präſidium neu wählen zu laſſen, während bis zur erfolgten Neuwahl 
das zurückgetretene Präſidium „geſchäftsführend“ (entſprechend all- 
gemeinen verfaſſungsrechtlichen Grundſätzen) die Sitzung zu leiten ge⸗ 
habt hätte. (Noch entſchiedener wäre die Löſung geweſen, den National- 
rat überhaupt neu wählen zu laſſen.) Aber die von der Bundesregie⸗ 
rung vorgebrachten Formalismen entſprangen ja gar nicht einer mert, 
würdigen „Verfaſſungstreue“ (die praktiſch die Verfaſſung außer Kraft 
fett), ſondern dem Willen, den legalen Aufftieg des National- 
ſozialismus und damit das Wollen der Bevölkerung unmöglich zu 
machen und ſomit einer heuchleriſchen Verlogenheit; denn Herr Dollfuß 
wußte ſehr gut, daß es ſogar mehrere Wege gegeben hätte, dieſen 
kleinen „Geſchäftsordnungsunfall“ im Nationalrat juriſtiſch zu beheben. 
Er hat dies ſpäter ſelbſt ungewollt zugegeben, als er nämlich im Jahre 
1934 ſeine neue Verfaſſung mit einer Art „Legaliſierung“ verzieren 
wollte und zu dieſem Zweck einen Nationalrat brauchte (ſiehe 16. Ab⸗ 
ſchnitt). Da erließ er nämlich eine Verordnung (April 1934), in der 
es hieß: 

. .. Sit jedoch das Amt aller drei Präſidenten durch Zurücklegung er⸗ 


loſchen, ſo iſt derjenige Abgeordnete, der der ſtärkſten im Nationalrat ver- 
tretenen Partei angehört und Mitglied des früheren Präſidiums 
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war, zur Führung der Präſidialgeſchäfte und des Vorſitzes im 
nen Rn Wahl des neuen Präſidenten berufen.“ 


And nun ging es auf einmal! 


Aber damals — im März 1933 —, da gab es natürlich keinen 
„geſetzlichen Weg“, der dem Nationalrat die Weiterarbeit ermöglicht 
hätte. Mit einem lächerlicheren und übleren Schwindel iſt noch nie ein 
„Diktator“ zur „Macht“ gekommen. 

Aber Herr Dollfuß blieb weiterhin „im Rahmen der Geſetze „ und 
ſein Juſtizminiſter Schuſchnigg (beziehungsweiſe deffen jüdiſcher Be⸗ 
rater Dr. Hecht) grub ein ungemein verſtaubtes »kriegswirtſchaft⸗ 
liches Ermächtigungsgeſetz“ aus dem Jahre 1917 (59 aus, das 
Dollfuß zur juriſtiſchen Grundlage des weiteren „Regierens“ machte. 

enn man ſich den Text dieſes für den Krieg beſtimmten Geſetzes vom 
24. Juli 1917 

„Die Regierung wird ermächtigt, während der Dauer der durch den 
Krieg hervorgerufenen außerordentlichen Verhältniſſe durch Verordnung 
die notwendigen Verfügungen zur Förderung und Wiederaufrichtung des 


wirtſchaftlichen Lebens, zur Abwehr wirtſchaftlicher Schädigungen und 
zur Verſorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und anderen 
D 


Bedarfsgegenſtänden zu treffen 

vor Augen hält, dann erſcheint der vom Kabinett Dollfuß gemachte 
Gebrauch dieſer geſetzlichen Beſtimmung (deren Verfaſſer im Jahre 
1917 beſtimmt nie für möglich gehalten hätten, welche „Entwicklungs⸗ 
möglichkeiten“ ihr Produkt beinhaltete) geradezu grotesk. 

Aber es war eine traurige Groteske, die Oſterreich noch tauſende 
Opfer koſten ſollte. Und es war ein klarer Verfaſſungsbruch! 

Dollfuß regierte nun mit ſeinem „Kriegswirtſchaftlichen Ermächti⸗ 


Das „kriegs⸗ 
wirtſchaftliche 
Ermächtigungs⸗ 
geſetz“ 


Die Ingang⸗ 
eun 
der Berbots- 


gungsgeſetz“ und richtete am 9. März 1933 an die wenig erfreute Bes DI 


völkerung einen Aufruf, in dem es u. a. hieß: 


Bereits am 7. März hatte übrigens Herr Fey die Verbotsmaſchinerie 
in Gang geſetzt. Bereits am 7. Wärz war durch Verordnung die Vor— 
zenſur für die Preſſe eingeführt worden (zahlreiche weiter ein- 
ſchränkende Preſſeverordnungen ſollten ſpäter noch folgen). Und am 
9. März, dem Tage des obigen „Aufrufs“, mobiliſierte die Vegie⸗ 
zung ſechs Reſerviſtenjahrgänge des Bundesheeres — ein 
deutliches Zeichen für die Tatſache, daß Dollfuß genau wußte, daß er 
ſeinen Verfaſſungsbruch gegen den geſchloſſenen Willen der 


maſchinerie 
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überwiegenden Wehrheit der öſterreichiſchen Bevölkerung be— 
gangen hatte, gegen die er ſich nun ſchützen wollte. 


Und nun folgten in den nächſten Tagen (12. und 13. März) Ver⸗ 
ordnungen am laufenden Band. 


Die NSDAP. fette fid zunächſt auf der Grundlage der (von der 
Regierung gebrochenen) Verfaſſungsgrundſätze zur Wehr. Am 8. Wärz 
bereits hatte der nationalſozialiſtiſche Landtagsabgeordnete Leopold 
die niederöſterreichiſche Landesregierung aufgefordert, beim Bundes⸗ 
präſidenten gegen Dollfuß' Verfaſſungsbruch vorzugehen — allerdings 
vergeblich. Jedoch erreichte er die Landtags einberufung auf den 
14. März. Und der Landtag forderte von der Bundesregierung die 
Nückgängigmachung ihrer illegalen Maßnahmen und erklärte u. a.: 

„der Landtag erwarte, daß alle Organe des Landes jeder Weiſung zu ver- 

faſſungswidrigen Handlungen den Gehorſam verweigern werden“. 
Aber das nützte ebenſowenig wie der Verſuch des dritten Nationalrats— 
präſidenten Straffner vom 9. März, den Nationalrat zum 15. März 
einzuladen, damit dann die Präſidialgeſchäfte an ein neu zu wählendes 
Präſidium abgegeben werden könnten. Denn die Regierungsparteien 
erſchienen nicht. Im Auftrag der Regierung erſchienen ſtatt deſſen 
hundert Kriminalbeamte, die eine Reihe von Abgeordneten am Be— 
treten des Sitzungsſaales verhinderten, während der Reſt bereits vor 
Eintreffen der Polizei im Saal geweſen war. Straffner erſtattete Straf— 
anzeige wegen des Eindringens der Polizei (natürlich vergeblich), 
während die Regierung den im Sitzungsſaal erſchienenen Abgeordneten 
vorwarf, eine „verbotene Verſammlung“ (1!) abgehalten zu haben. — 

Das ungewöhnliche Geſchehen jener Tage hat jedoch in der Folge— 
zeit zum Ergebnis, daß ſich allmählich klare Fronten herausbilden. Der 
Regierung ſteht auf der einen Seite die SPÖ. gegenüber, auf der 
anderen Seite die NSDAP. als Führerin des nationalen Wollens 
der öſterreichiſchen Bevölkerung, während es im Negierungslager ſelbſt 
noch rechte Spannungen zwiſchen Chriſtlich⸗-Sozialen, Landbund und 
Heimatſchutz gibt, und im Heimatſchutz ſelbſt wiederum Gegenſätze zum 
Austrag kommen, die die immer vollkommenere Ausſcheidung aller 
nationalen Elemente zur Folge haben. Um fo mehr wird die NSA. 
zum nationalen Kriſtalliſationspunkt: 


Am 18. April 1933 kommt es zur Einigung über eine Kampf— 
gemeinſchaft zwiſchen der NSDAP. und dem „Deutſchöſter— 
reichiſchen Heimatſchutz“, 

(dem früheren „Steiriſchen Heimatſchutz“, der am 9. März beſchloſſen 
hatte, feine Arbeit zur Sammlung aller nationalen Heimwehrkräfte auf 
ganz Öfterreich auszudehnen und feinen Namen dementſprechend zu ändern), 
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der ſich damit der Führung Adolf Hitlers unterſtellt. Dieſer „Groß⸗ 
deutſche Front“ genannten Kampfgemeinſchaft treten im April noch 
Kärntner Heimwehr und der Bund Oberland (Tirol) bei. Am 24. April 
erklärt außerdem der bekannte ſteiriſche Heimwehrführer Pfriemer 
feinen Beitritt zur NSDAB. — Und am 15. Mai kommt es dann auch 
zu einer Vereinbarung zwiſchen der NSDAP. und der Gro 55 
deutſchen Partei, die fich damit ebenfalls der „Großdeutſchen Front 
anſchließt. o 

Indes die Aneinigkeit im „Regierungslager“ andauert, alarmieren 
Starhemberg und Fey bereits am 14. März ihren Heimatſchutz und 
ſprechen von der „Heimwehrdiktatur“. ` 

(Inwieweit fie damals nur mit dem Gedanken ſpielten oder ernſthafte 
Putſchabſichten verfolgten, iſt hiſtoriſch belanglos, auch im leteren Fall, 
denn tatſächlich genügte am 16. März das Auftreten ſtärkerer Polizeikräfte, 
um den Heimatſchutz zum Nachhauſegehen zu bewegen.) 

Am 17. März 1933 tritt der Bundesrat zuſammen und ſtellt die 
Ungeſetzlichkeit der Regierungsmaßnahmen feft. Er wendet ſich an den 
Bundespräſidenten mit der Aufforderung, den Bundeskanzler zur Er⸗ 
füllung ſeiner verfaſſungsmäßigen Pflichten anzuhalten oder aus dem 
Amte zu entlaſſen. Der chriſtlich⸗ſoziale Bundespräſident Wiklas tut 
natürlich weder das eine noch das andere, und der chriſtlich⸗ſoziale 
Bundeskanzler Dollfuß diktiert weiter — gegen das Volk und gegen 
die Intereſſen des Geſamtdeutſchtums! — In jenen Tagen (am 
23. März) hielt Adolf Hitler ſeine große Reichstagsrede, in der 
er ſagte: 


„Gegenüber unſerem Brudervolk Öfterreich empfinden wir das Gefühl 
der Anteilnahme an ſeinen Sorgen und Nöten. Die Reichsregierung iſt 
Ié in ihrem Tun und Handeln der Verbundenheit des Schickſals 
aller deutſchen Stämme bewußt.“ 

Im März 1933 kam es zu den erſten ernſteren Auseinanderſetzungen 
der Regierung Dollfuß mit dem Auſtromarxismus (die allerdings 
auf beiden Seiten nicht mit aller Schärfe geführt werden, da man immer 
noch einen gemeinſamen Gegner hat: die NSDAP.). Aktionen des 
Republikaniſchen Schutzbundes, insbeſondere in Tirol, führten 
allerorten zu gewaltſamen Zuſammenſtößen mit Polizei und Heimwehr, 
die als Hilfspolizei aufgeboten wurde. Am 17. März erfolgte ein Ver⸗ 
bot des Schutzbundes in Tirol und am 31. März 1933 ſogar für ganz 
Oſterreich — womit die Regierung wieder einmal der Heimwehr ent- 
gegenkam und ſo die Streitigkeiten im Regierungslager beſchwichtigte. 
Denn fo wenig Dollfuß an einer völligen Zerſchlagung der GPS. ge- 
Zen war (konnte fie doch vielleicht immer noch einmal in die Waag⸗ 
ſchale gegen „faſchiſtiſche“ Forderungen der Heimwehr geworfen werden), 
o ſtark war die Heimwehr an dieſer Zerſchlagung intereſſiert und er⸗ 
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hielt daher mitunter antimarxiſtiſche Regierungsmaßnahmen ſerviert, 
um wieder zufriedener geſtimmt zu werden. Immerhin erwies ſich die 
am 31. März 1933 verfügte Auflöſung des marxiſtiſchen „Schutz— 
bundes“ als nicht ſehr wirkungsvoll 


(obgleich man bald darauf die als Erſatzorganiſation gegründete „Hfter- 
reichiſche Arbeiterwehr“ ebenfalls verbot), 


— der Februaraufſtand 1934 ſollte bald zeigen, daß der Schutzbund 
noch völlig intakt war. 

Abrigens hatte die Verbotsmaßnahme noch eine faſt komiſch an= 
mutende Folge: Am 31. März löſte der Wiener Oberbürgermeiſter, der 
Sozialdemokrat Seitz, als „Revanche“ den „Wiener Heimatſchutz“ auf, 
der unter Führung des „Sicherheitsdiktators“ Fey ſtand. Fey legte 
(als Chef des Heimatſchutzes) Einſpruch beim Landeshauptmann von 
Wien ein — und das war wieder Seitz —, der den Einſpruch dem 
Bundeskanzler zuzuleiten hatte, woraufhin Dollfuß dem Einſpruch 
ſtattgab und damit die Komödie beendete. — 

Das Regime Dollfuß führte im übrigen ſeinen Kampf gegen den 
Nationalſozialismus fort — im Sinne des vom chriſtlich-ſozialen 
Heeresminiſter Vaugoin (mit deutlichem Seitenhieb auf das national- 
ſozialiſtiſche Deutſchland) gegebenen Stichworts: „icht gleichſchalten, 
ſondern ausſchalten!“ Demonſtrationen jeglicher Art wurden ver— 
boten. Trotzdem war das ſtändige Umſichgreifen der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Bewegung nicht aufzuhalten. In alle Kreiſe fand die Idee Ein- 
gang, auf allen Ebenen focht der Nationalſozialismus. (Am 3. April 
wurde übrigens der „Öfterreichifche Arbeitsdienſt“ von nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Männern ins Leben gerufen.) Zahlreiche Anſchlußkund⸗ 
gebungen am Geburtstag Adolf Hitlers, dem 20. April, bewieſen 
zur Genüge Geiſt und Lebendigkeit der NSDAP. 
tonne" Am gleichen Tage brachte die Regierung Dollfuß Anweiſungen über 

die Aufſtellung von „Aſſiſtenzkörpern“ heraus, einer Hilfspolizei, 
die aus Witgliedern von Starhembergs Heimatſchutz und Schuſchniggs 
Oſtmärkiſchen Sturmſcharen gebildet wurde und die gegen die NSDAP. 
eingeſetzt werden ſollte. — Im Heimatfchuß ſelbſt gab es immer noch 
erhebliche Spannungen, wie ſich bei einer am Tage darauf (21. April) 
von Steidle ohne Wiſſen Starhembergs einberufenen Landes- 
führerſitzung zeigte, wobei Steidle zwar nicht die Abſägung ſeines Nadh- 
folgers erreichte, immerhin aber eine recht erhebliche Mißſtimmung 
gegenüber Starhembergs Politik zum Ausdruck kam. 

osaid Zwei Tage ſpäter (23. April 1933) fanden in Innsbruck Ergän- 

Innsbvuc und zungswahlen zum Gemeinderat ſtatt — mit einem Ergebnis, das 


Städten eder. ſchlagartig die Situation beleuchtete: 
öſterreichs 


Regierung gegen 
NSDAP. 
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NSDAP... . . . 14996 Stimmen (1196) 
888 N DE o (12043) 
Ehriftlih-Soztale. . . . 9394 (9883) 
Großdeutſche 828 ey (5063) 


(Die in Klammern beigefügten Zahlen find die Ergebniſſe der vorher⸗ 
gehenden Gemeinderatswahlen 1931.) 

Heimatblock und Landbund waren völlig verſchwunden. 
Die NSDAP. war ſtärkſte Partei (mit 41,1 0.9. der abgegebenen 
Stimmen). Das Regierungslager dagegen verfügte faſt nur noch 
über ein Viertel der Stimmen. So wie hier in Innsbruck ſah es in 
ganz Öfterreich aus — das zeigte fih eine Woche ſpäter (30. April), als 
die Gemeinderatswahlen mehrerer Städte Niederöſterreichs gleichfalls 
das nationalſozialiſtiſche Wachstum unter Beweis ſtellten. 


Der Bundeskanzler Dollfuß zog nun nicht die einzig tragbare und 
dringend erforderliche Konſequenz — Ausſchreibung von Neuwahlen, 


hafte Heuchelei dieſer chriſtlich⸗ſozialen Regierung, die bisher jede 
Gewaltmaßnahme in gleicher Weiſe mit einer „friedlichen“ und vom 


Im Bu ndesheer führte der Heeresminiſter Vaugoin einen rückſichts⸗ 
loſen Kampf gegen jede nationalſozialiſtiſche Regung, und um jede 
Abereinſtimmung mit dem Reich auszulöſchen, führte er wieder die 
alten k. und k. Uniformen ein. (Vaugoin, der ſich übrigens in ſeiner 
E 27. April 1932 zum General hatte ernennen laſſen, äußerte 
einmal, er müſſe die Aufrüſtung ſchnell durchführen, da es einmal gegen 
das Reich losgehen könne!) 

Während auf der einen Seite der marxiſtiſche Terror ſich nach wie vor 
gegen Nationalfozialiften austobte — ſo kam es z. B. am 1. Mai 1933 
zu vielen blutigen Kämpfen —, richtete ſich auf der anderen Seite das 
Zauptgewicht der Regierungsmaßnahmen ebenfalls gegen die NS SAP. 
Es iſt unmöglich, all die zahlloſen Verbote und ſonſtigen Knebelungs⸗ 
maßnahmen im einzelnen auch nur zu nennen. So erging 3. B. am 
5. Mai 1933 ein Uniformverbot; einen Tag darauf wurde erftmalig 
der „Völkiſche Beobachter“ in Oſterreich beſchlagnahmt. Am gleichen 
Tage wurden nationalſozialiſtiſche Demonſtrationen in Innsbruck 
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durch ein Wilitäraufgebot unterdrückt und die dortige Deutſche 
Studentenſchaft aufgelöſt. Die Regierungsmaßnahmen gegen die 
Studenten ſchufen eine Spannung, denen die Wiener Rektoren (der 
Aniverſität und der Techniſchen Hochſchule) am 12. Mai nur durch eine 
zeitweilige Schließung begegnen zu können glaubten. 

Der in unerfreulicher Weiſe immer eindeutiger hervortretende 
Regierungskurs veranlaßte am 10. Mai 1933 den Handelsminiſter 
Jakoncig zum Rücktritt. An feine Stelle kam der klerikal— legitimiſtiſch 
eingeſtellte Stockinger. 

Sonſtige gleichzeitig vorgenommene Anderungen im Kabinett waren: 
Innenminiſter Schumy ſtatt Bachinger (beide Landbund), Finanzminiſter 
Bureſch ſtatt Weidenhoffer. Außerdem avancierte Fey vom Staats⸗ 
ſekretär zum Sicherheits miniſter und wurde Neuſtädter⸗Stürmer 
(Heimatblock) zum „Staatsſekretär für Arbeitsbeſchaffung und Fremden⸗ 
verkehr“ ernannt. 

Und dann ging es unentwegt weiter: Am gleichen 10. Mai brachte 
die Regierung ein neues Diſziplinarrecht heraus, das ſcharfe Maß— 
nahmen gegen jegliche „regierungsfeindliche“ (d. h. nationalſoziali⸗ 
ſtiſchel) Betätigung von Beamten und Staatsangeſtellten androhte und 
in dieſem Sinne auch einen neuen Dienſteid erfand. Überall ging man 
gegen Nationalſozialiſten vor, beſtrafte ſie, machte ſie brotlos uſw. Und 
der Haß der Regierung gegen das nationalſozialiſtiſche Reich kam be⸗ 
ſonders deutlich zum Ausdruck, als am 13. Mai 1933 Reichsjuſtiz⸗ 
kommiſſar Frank, Staatsminiſter Kerrl und Staatsſekretär Freisler 
auf dem Flugplatz Aſpern bei Wien zu einem Beſuch (anläßlich einer 
Tagung des Bundes Vationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten) ein- 
trafen und dort von einem höheren Polizeibeamten mit den Worten 
empfangen wurden: 

„Namens der öſterreichiſchen Bundesregierung habe ich Ihnen mit- 
zuteilen, daß Ihr Beſuch zwar nicht ſehr erwünſcht iſt, daß die Negierung 
aber nichtsdeſtoweniger alle notwendigen Sicherheitsvorkehrungen ges 
troffen hat.“ 

Dieſen Affront (ſtehe auch Bd. 1933, S. 177, 178) begründete die Re- 
gierung Dollfuß mit der Tatſache, daß Dr. Frank am 18. März in einer 
Rundfunkanſprache in München geäußert hatte: 

„Ich grüße auch die unterdrückten Parteigenoſſen in Öfterreich, die unter 
der unbegreiflichen Unvernunft der öſterreichiſchen Regierung Terror und 
Unterdrückung auszuſtehen haben.“ 

Im übrigen hat dann der Empfang auf den Straßen Wiens den reichs⸗ 
deutſchen Miniſtern gezeigt, daß ihr Beſuch der Bevölkerung (ganz 
im Gegenſatz zur Regierung) febr erwünſcht war. (Dem Regime Doll: 
fuß freilich war der in dieſem Monat im geheimen erfolgte Beſuch der 
Zita von Parma-Bourbon und ihres Habsburger Sprößlings Otto, 
des neuen „Thronprätendenten“ der Legitimiſten, weſentlich erwünſchter!) 
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Am nächſten Tage, dem 14. Mai 1933, ſtieg dann die von der Regie⸗ 
rung groß aufgezogene „Sürfenbefreiungsfeier“ im Schönbrunner 
Park — mit Heimwehraufmarſch, großen „baterländijchen Neben bon 
Dollfuß, Starhemberg und Fey, mit Tiraden vöſterreichiſchen 
Menſchen“, von der „öſterreichiſchen Front“, vom „Hartbleiben und 
letztlich mit der Beteuerung, daß man entſchloſſen ſei, den bisherig Ch 
Weg fortzuſetzen! In den Straßen Wiens aber demonſtrierten die 
Nationalſozialiſten gegen den Volksverrat, empfing die Menge den 
Heimwehraufmarſch mit Pfui⸗Rufen, wurden Reiterattaden der Polizei 
geritten, um die Heimatſchützer zu ſchützen. 2300 verhaftete National⸗ 
ſozialiſten waren die „Strecke“ dieſes für das Regime fo beſchämenden 
Tages. e Se 

Uber der Dollfuß⸗Terror fteigerte ſich noch: So kam e8 anläßlich 
der Ausweiſung des Gauinſpekteurs der NSDAP. von Kärnten am 
18. Mai zu ſchweren Zuſammenſtößen in Klagenfurt — am Tage 
vorher in der Wiener Aniverſität, in die auf Schuſchniggs Geheiß 
Polizei eindrang, woraufhin die Hochſchulen am 20. Mai aus Proteſt 
für eine Woche ihre Pforten ſchloſſen. Am 19. Wai erging ein Nede- 
verbot für Gauleiter Frauenfeld. Um die gleiche Zeit wurde die Ab⸗ 
haltung der Pfingſttagung des VDA. (Verein für das Deutſchtum 
im Ausland) in Wien unmöglich gemacht (Bd. 1933, S. 178) uſw. uſw. 

Trotzdem wurde damals von nationalſozialiſtiſcher Seite noch ver⸗ 
ſucht, im guten der Regierung das Unbaltbare der fo geſchaffenen Lage 
vor Augen zu führen: Durch Vermittlung des Anterrichtsminiſters 


netts, der eine Verpflichtung gegenüber dem Geſamtdeutſchtum emp⸗ 
fand, war aus der Regierung Dollfuß verſchwunden. Diefe Regierung 
war nun rein „vaterländiſch“. 

Bereits zwei Tage vorher (20. Mai 1933) hatte Bundeskanzler Doll- 
fuß einen Aufruf zur Bildung der „Vaterländiſchen Front“ (DCK. 
erlaſſen, die zum einheitlichen organiſatoriſchen Sammelbecken der 
Regierungsverbände werden ſollte — alſo eine Vereinigung „öſter⸗ 
reichiſcher Menſchen“. Dieſes mit großen Worten verkündete Projekt 
ſtellte wieder ein WMuſterbeiſpiel chriſtlich⸗ſozialer Unwahrhaftigkeit dar 
angefangen von dem Namen, in dem das Wort „baterländiſch“ er⸗ 
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neut im Sinne von „regierungsfromm“ mißbraucht wurde, das Wort 
„Front“ jedoch geradezu lächerlich wirkte. Dollfuß hatte freilich die Not⸗ 
wendigkeit einer Volksbewegung als Grundlage der Negierungsgewalt 
erkannt, hatte er doch das überzeugende Beiſpiel der NSDAP. im 
Reich vor Augen. Unfähig jedoch, eine ſolche Bewegung von unten her 
aufzubauen, machte er den abwegigen Verſuch, durch Zuſammenfaſſung 
vorhandener Organiſationen von oben her eine „Volksbewegung“ vor⸗ 
zutäuſchen. Mit der neuen Gründung hoffte das illegale Regime, eine 
Art Gefolgſchaft zu konſtruieren. Und im übrigen ſollte der eigentliche 
Erfolg einer ſolchen Gründung für Dollfuß vor allem darin beruhen, 
daß er den Rivalen Starhemberg mit feinem Heimatſchutz hereinlegte, 
indem er dieſen Heimatſchutz durch Eingliederung in die VF. in feinem 
innenpolitiſchen Einfluß paraliſierte und unter chriſtlich-ſoziale Kon⸗ 
trolle bekam. Der Klerikalismus hatte in dieſem Falle über 
Starhembergs „Faſchismus“ geſiegt. 

Wie finſter klerikal dieſe Regierung war, hat ſie übrigens geradezu 
plaſtiſch durch die in der Folgezeit eingeführte Praxis demonſtriert, die 
Anmeldung des Austritts aus der katholiſchen Kirche als poli— 
tiſche Demonſtration zu betrachten und zu beſtrafen! 


Am 23. Mai 1933 vollendete die Regierung ihren Verfaſſungs⸗ 
bruch durch Beſeitigung des ihr unbequemen Verfaſſungs⸗ 
gerichtshofs — und zwar (gemäß dem heuchleriſchen Charakter dieſes 
Regimes) mit folgendem unwürdigen Trick: Nachdem am 20. Mai die 
chriſtlich-ſozialen Mitglieder des Verfaſſungsgerichtshofs ihr Amt 
niedergelegt hatten, erging nun eine Verordnung, die auf Vorſchlag des 
Nationalrats oder Bundesrats ernannten Mitglieder dieſes Gerichts- 
hofs dürften nur fungieren, ſolange ſämtliche auf dieſe Art ernannten 
Mitglieder dem Gerichtshof angehören. Da letzteres nach dem Uug- 
ſcheiden der drei Chriſtlich-Sozialen nicht mehr der Fall war, hatte 
man mit dieſer Verordnung endlich auch den Verfaſſungsgerichtshof 
„ausgeſchaltet“ und konnte völlig ungeſtört „regieren“. — 

Dieſes „Regieren“ beſtand nach wie vor hauptſächlich im Unter⸗ 
drücken des Nationalſozialismus, in Verhaftungen, Verurteilungen, 
Verboten von Parteiabzeichen, Veranſtaltungen uſw. Schließlich 
zwangen die Notverordnungen des Herrn Dollfuß das Deutſche Reich 
zu Gegenmaßnahmen: Die Reichsregierung verfügte am 29. Mai 
1933 (mit Wirkung vom 1. Juni) eine Ausreiſeſperre nach Öfterreich, 
die ſogenannte „Tauſendmarkſperre“ (Bd. 1933, S. 178), wonach zu 
Ausreiſen nach Oſterreich ein Sichtvermerk notwendig wurde, für den 
1000 RM. zu erlegen waren. Dieſe Maßnahme, in deren Begründung 
ausgeführt wird: 
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„Die gegen die nationalſozialiſtiſche Bewegung in Öfterreih auf dem 
Notverordnungsweg erlaſſenen Maßnahmen der öſterreichiſchen Regierung, 
die in dem abſoluten Verbot aller Uniformen, Fahnen, Abzeichen und 
ſonſtigen Emblemen der nationalſozialiſtiſchen Bewegung gipfelt, haben die 
Gefahr heraufbeſchworen, daß die als Gäſte in Öfterreich weilenden reichs⸗ 
deutſchen Nationalſozialiſten in Unkenntnis der Beſtimmungen in Konflikt 
mit den öſterreichiſchen Behörden geraten, was zwangsläufig zu einer 
Störung der wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen öſterreich und dem Neich 
führen müßte.“ 

— führte natürlich zu einer faſt völligen Schrumpfung des Fremden⸗ 
verkehrs aus dem Reich nach Öfterreich und wurde von der Bundes⸗ 
regierung mit der Einführung eines Viſumzwangs nach dem Reich be- 
antwortet. e 

Dollfuß antwortet weiterhin mit Verboten reichsdeutſcher 
Zeitungen, mit verſtärkten Terroraktionen gegen Nationalſozia— 
liften, fo daß am Ende des Monats bereits über 3000 National- 
ſozialiſten in die Kerker Öfterreih3 geworfen find. Zahlreiche 
Nationalſozialiſten haben fid vorher ihrer Verhaftung durch die F lucht 
ins Reid entzogen. Es ift verſtändlich, daß die im ganzen Lande gegen 
dieſen Terror eines illegalen Regimes kämpfenden Nationalſozialiſten 
auch ihrerſeits zu immer ſchärferen Waffen greifen. Am 11. Juni 1933 
kommt es zu einem Revolverattentat auf den Tiroler „Sicherheits- 
direktor“ und Heimwehrführer Dr. Steidle, am 12. Juni zu einem 
Sprengſtoffanſchlag auf ein jüdiſches Unternehmen in Wien. Zu den 
Flugblättern, Hakenkreuzfahnenhiſ ſungen, Parolen von Mund zu Mund 
treten Papierbölleraftionen und Detonationen, die ſelbſt die ſchläfrigſten 
Zeitgenoſſen wachrütteln. 


Die Bundesregierung antwortet bereits am 13, Juni 1933 mit der 
Einſetzung von „Sicherheitsdirektoren“ in den einzelnen Bundes⸗ 
ländern und mit zahlreichen weiteren Verhaftungen. Unter den Ber- 
hafteten befindet ſich Pg. Habicht, der ſeitens der Reichsregierung am 
27. Mai der Bundesregierung als Preſſeattache der deutſchen Ge— 
ſandtſchaft in Wien benannt worden war und der nun aus Oſterreich 
ausgewieſen wurde! Und die Reichsregierung läßt daraufhin um⸗ 
gekehrt den Preſſeattache der öſterreichiſchen Geſandtſchaft in Berlin 
verhaften (14. Juni) und ausweiſen. 

Der durch das illegale Willkürregiment Dollfuß heraufbeſchworene 
Kampf führt am 17. Juni 1933 endlich zu dem Ereignis, das Dollfuß 
als geeigneter Anlaß erſcheint, einen längſt beabſichtigten Schritt zu 
unternehmen. In Krems kommt es zu Handgranatenwürfen auf 
uchriſtlich⸗deutſche Turner“ (als Hilfspolizei). Und am 19. Juni ver⸗ 
bietet die Bundesregierung die NSDAP.: 

„Der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei, Hitlerbewegung, 


wird jede Betätigung in Sſterreich und insbeſondere auch die Bildung 
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irgendwelcher Parteiorganiſationen verboten. Die beſtehenden Sturm⸗ 
abteilungen und Schutzſtaffeln (SA. und 44) find aufzulöſen. Das 
Tragen jedweder Parteiabzeichen iſt verboten.“ 
Illegale Machthaber erklären die gegen ſie gerichtete Oppoſition als 
illegal — ſo könnte man dieſen Vorgang nennen. 

Am Rande ſei vermerkt, daß am 26. Mai bereits das Verbot der 
Kommuniſtiſchen Partei erfolgt war; angeſichts der zahlenmäßigen Be- 
langloſigkeit dieſer Gruppe in Öfterreich konnte dieje Maßnahme nur als 
„Schrittmacher“ bzw. als vorſorgliches Alibi politiſcher Unbefangenheit 
„mach links und rechts“ — wie man damals ſo ſchön zu fagen pflegte — 
gewertet werden. 

deht wee! Das Verbot hat die nationalſozialiſtiſchen Formationen nicht zer- 
ſchlagen. Ihre Kolonnen und Gliederungen waren nicht mehr ſichtbar — 
aber ſie waren da. Auf den Höhen brannten Hakenkreuzfeuer, an 
ſchroffen Felswänden grüßten in weißer Farbe gemalte Hakenkreuze 
von rieſigen Dimenſionen weit ins Land, von den höchſten Türmen und 
in belebten Straßen entrollten fich plötzlich Hakenkreuzfahnen. Zeitungen 
und Flugblätter wurden gedruckt und in der Propaganda eingeſetzt. In 
kleinen Einheiten wurde der Zuſammenhalt geſichert; in zahlreichen 
Vereinen getarnt, entwickelte ſich das Leben der verbotenen Formationen. 
— Die Landesleitung, die fidh ſofort nach dem Verbot an die Partei- 
genoſſen mit einem Aufruf wandte, in dem es u. a. hieß: 

„Die Partei iſt verboten 

Die Bewegung aber lebt und war nie ſo ſtark wie in dieſer Stunde; 
der Kampf, der nun beginnt, wird ſich auf jener Ebene bewegen, auf die 
die Regierung Dollfuß ſelbſt hingewieſen hat und wird ſich jener Formen 
und Mittel bedienen, die zur Erreichung des Zieles notwendig find und ge⸗ 
eignet erſcheinen. Das Ziel aber iſt der Sturz der Regierung Dollfuß 
und die Befreiung Hſterreichs aus den Händen des ehrvergeſſenen und 
volksverräteriſchen Klüngels, der gegenwärtig im Dienſte der Feinde des 
deutſchen Volkes feine Gewaltherrſchaft ausübt... 

Der Ausgang dieſes Kampfes, wie lange er auch immer dauern möge, 
iſt unzweifelhaft: Der Sieg wird unſer ſein. Es lebe Adolf Hitler! Es lebe 
Großdeutſchland!“ 

verlegte ihren Sitz nach München. (In dieſem Zuſammenhang ſei der 
von München ausgehenden Nundfunkaufklärung gedacht, die zu wieder- 
holten Walen verbitterte Proteſtſchritte der chriſtlich-ſozialen Macht⸗ 
haber zur Folge hatte, da die öſterreichiſche Bevölkerung in ſteigendem 
Waße das nationalſozialiſtiſche Deutſchland hören wollte an 
Stelle der „Diktatoren“ vom Ballhausplatz in Wien.) 

Wit dem Verbot vom 19. Juni festen die Verfolgungen in ver- 
ſchärftem Maße ein. Die Nationalſozialiſten ſchienen gegenüber dem 
jetzt beſonders brutalen und niederträchtigen Heimwehrterror zum Frei- 
wild erklärt worden zu ſein. Um ihnen jegliche Vertretung zu nehmen, 
ging man außerdem dazu über, ſämtliche nationalſozialiſtiſchen 
Mandate im Bundesrat, den Landtagen, den Gemeindevertretungen 
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und allen fonftigen Vertretungen (wie 3. B. Bezirksfürſorgeräten, 
e für erloſchen zu erklären. Am 22. Juni 1933 
begannen dieſe Aktionen — nämlich im niederöſterreichiſchen . 
(und zwar mit Hilfe der SPÖ.!), wobei die fih zur Wehr ſetzenden ` 
nationalſozialiſtiſchen Abgeordneten mit Brachialgewalt aus dem Saa 
edrängt wurden. 
s Ser 1 10 wurde von den aufs heftigſte verfolgten e 
liſten zäh und verbiſſen weitergeführt. Allen Gefahren zum Trotz I e 
die Propaganda fortgeſetzt und wurden die Terrorakte des Dollfuß⸗ 
Syſtems mit Sprengſtoffanſchlägen, Zerſchneiden von Kabeln uſw. be⸗ 
antwortet. Hakenkreuzballons ſtiegen auf, und nach wie vor kündeten die 
immer wieder an Felſen und Mauern aufgemalten Hakenkreuze von 
dem ungebrochenen Behauptungswillen des Nationalſozialismus. 
ü icherheitsdirektor Tirols, Dr. Steidle, 
ee bekannte Perſonen gezwungen 


wurden, ſolche gemalten Hakenkreuze und Aufſchriften zu entfernen. „Putz⸗ 


baren“ nannte man dieje Einrichtung, die bald in ganz Öfterreich An- 
wendung fand. 


Daß ſich Dollfuß die Liebe der öſterreichiſchen Bevölkerung durch 
ſein Verbotsſyſtem nicht erwarb, führte ihn leider zu keiner Einſicht. 
Als eines von Hunderten von Beiſpielen ſei Dollfuß' Empfang in 
Dornbirn (Vorarlberg) angeführt: 


„Am 29. Juni 1933 ſollte nämlich in Dornbirn in Anwefenbeit Dollfuß' 
eine große ‚vaterländifche Kundgebung‘ infzeniert werden. Der Marktplatz 
und die Adolf-Nhomberg⸗Straße waren bereits gegen 15 Uhr dicht mit 
Menſchen beſetzt. Gendarmerie und Wilitär mit Stahlhelmen und auf⸗ 
gepflanzten Seitengewehren hatten in der damals üblichen Weiſe den 
Sicherheitsdienſt übernommen. 

Da kam plötzlich der Befehl, Straßen und Plätze zu räumen. Bald nach⸗ 
dem dies geſchehen war, um 17 Uhr, traf Dollfuß am Bahnhofplatze ein. 
Nun hätte die feierliche Begrüßung durch die Bevölkerung erfolgen ſollen. 
Em tauſendſtimmiges Hohngelächter aber begrüßte ihn. 

Dollfuß verſchwand geräuſchlos in ſeinen Wagen, mußte es aber dennoch 
mit anſehen, wie dieſer durch eine Gaſſe von zum Deutſchen Gruß 
erhobenen Händen fuhr, während aus tauſend Kehlen das Deutſch⸗ 
land» und Horſt-Weſſel⸗Lied erklangen. sA 2 

Das war Dornbirns großer Tag. Die Nache des Syſtems blieb aber nicht 
aus. Zunächſt wurden die Straßen vom Militär mit gefälltem Bajonett 
geräumt, die Gaſthäuſer am Marktplatz geſperrt und Maſchinengewehre 
aufgeſtellt. Dollfuß hatte inzwiſchen auf Seitenwegen das ungaftliche ‚braune 
Neſt' verlaſſen. Dann ſetzten die ſchärfſten Verfolgungen ein...“ 

(So berichtete der „VB.“ zum fünfjährigen Jahrestag dieſes Ereigniſſes, 
30. Juni 1938.) 


In dieſem Monat (6. Juni) ſtiegen auch die Schlußverhandlungen 
über die Lauſanner Anleihe. Und Dollfuß hielt Rundfunkanſprachen 
am das Ausland, gab ausländiſchen Zeitungen Interviews — ſtets 
in ſeiner beſchämenden Propaganda darauf bedacht, von der Deutfch- 
12* 
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feindlichkeit der weſtlichen Demokratien zu profitieren und ſich von der 
internationalen Judenpreſſe als der „Retter der öſterreichiſchen Un— 
abhängigkeit“ vor der Berliner „nationalſozialiſtiſchen Gewaltherrſchaft“ 
feiern zu laſſen. Dollfuß' außenpolitiſche Exkurſionen waren im übrigen 
recht zweigleiſig: Fand er in ſeinem oben gekennzeichneten Bemühen 
eine Hauptſtütze in Paris, ſo ging er gleichzeitig (nicht gerade mit 
Pariſer Zuſtimmung) darauf aus, auch in Nom Stützung zu erfahren. 
Bereits am 11. April 1933 hatte er einen erſten Beſuch beim Duce in 
Rom gemacht (Konkordatsgeſpräche mit dem Vatikan als eigentlichen 
politiſchen Grund der Reife angebend). Seinen zweiten Beſuch ſtartete 
er am 2. Juni — insbeſondere wohl auch in der Hoffnung, die Tatſache 
feiner Geſpräche mit dem Dice könnte fein verwirtſchaftetes inner 
politiſches Anſehen heben. Kurz danach reiſte er zur Weltwirtſchafts⸗ 
konferenz in London und warb auch dort um „Hilfe“ für ſeinen 
„Kampf“. Und die Gunſt der Pariſer Machthaber erſchmeichelte er 
ſich mit würdeloſen Ausführungen wie z. B.: 

„Wit tiefer Befriedigung ſieht das öſterreichiſche Volk die wachſende 
Freundſchaft Frankreichs und die Sympathie, die es unſeren nationalen 
Hoffnungen und Wünſchen entgegenbringt. Wir wiſſen, daß Frankreich 
ſtets bereit ift, die Intereffen der kleinen Nationen zu verteidigen, 
deren einziger Wunſch die Aufrechterhaltung des Friedens und der Un- 
abhängigkeit iſt, und wir ſchätzen dieſes Intereſſe an unſerem Wohi- 
ergehen, von wo es immer kommt.“ 

— Sätze, die Dollfuß in einem Artikel ſchrieb, den er ausgerechnet in 
dem „Neuen Tagebuch“, dieſer bekannten Hetzſchrift des aus dem 
eich nach Paris emigrierten Juden Schwarzſchild, erſcheinen ließ! 
Dollfuß ſcheute ſich nicht, England und Frankreich gegen das Reih auf⸗ 
zuhetzen und war über das Ergebnis recht erfreut: Am 7. Auguſt 1933 
kam es in Berlin zur Aberreichung einer engliſch-franzöſiſchen 
Proteſtnote gegen angebliche Einmiſchungen des Reiches in öfter- 
reichiſche Angelegenheiten (worauf die Reichsregierung ſich eine ſolche 
Intervention eindeutig verbat). Eine Beteiligung Italiens am obigen 
Schritt hatte Dollfuß nicht erreicht, aber es gelang ihm eine dritte Be- 
gegnung mit dem Duce (in Riccione am 20. Auguſt), wobei er um 
wirtſchaftliche wie politiſche Hilfe bat und für die erſtere Bitte auch eine 
Zuſage erhielt. Am 30. Auguſt machte ſich auch ſein Rivale Starhem— 
berg auf, um dem Duce einen Beſuch abzuſtatten (und damit ſeine 
innenpolitiſche Reputation in Wien zu heben). 

Am gleichen Tage richtete Dollfuß eine Note an die Großmächte 
mit der Bitte, ihm die zuſätzliche Errichtung einer Hilfspolizei von 
8000 Mann zu genehmigen, da die innere wie äußere Lage Hfter- 
reichs beſondere Aberwachungsmaßnahmen notwendig mache (!) — ein 
erneuter tückiſcher Querſchuß gegen das Reich. — 
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Der 7. Juli 1933 brachte eine dritte Wehrgeſetznovelle, um jede 
nationalſozialiſtiſche Regung im Bundesheer zu erſticken: Nunmehr 
konnten Heeresangehörige ohne jegliche Diſziplinarverfahren ſofort ent⸗ 
laſſen werden, 

„wenn ſie nach dem Urteil ihrer Vorgeſetzten die zur Ausübung des 
Soldatenberufes moraliſche Eignung oder die für ihre dienſtliche Ver⸗ 
wendung nötige Befähigung nicht mehr beſitzen!“ 

Zwei Tage vorher drückte Heeresminiſter Baugoin (in der Rede 3u 
einer „vaterländiſchen“ Kundgebung in Kloſterneuburg) den gleichen 
Tatbeſtand mit den etwas deutlicheren Worten aus: „In der Wehrmacht 
hat kein Nazi Platz! ... Werft fie hinaus!“ FR 

Am gleichen 7. Juli ſchuf die Regierung Dollfuß zur Verſtärkung des 
antinationalſozialiſtiſchen Kampfes die bewaffneten „Schutzkorps“ als 
zuſätzliche Polizeitruppe, 

die aus Mitgliedern „regierungstreuer Wehrverbände“ (wie Heimat⸗ 
ſchutz und Sturmſcharen) zu bilden waren. Sie zogen ſich als diſziplinloſe 
und brutale Horden bald den leidenſchaftlichen Haß der Bevölkerung zu. 

(Schuſchnigg erfand dann im Jahre 1937 noch das „Sturmkorps“ 


als Seil dieſer „Schutzkorps“, das er mit — der deutſchen $$ nachgeäfften — 
ſchrbarzen Uniformen verſah, im übrigen aber mit beſonders wüſten und 


verbrecheriſchen Elementen beſetzte.) 

Und am 1. September genehmigte Frankreich der Wiener Regierung 
die Aufſtellung des von ihr für notwendig erachteten „Militär⸗ 
aſſiſtenzkorps“, worauf die Regierung voller Genugtuung am 
nächſten Tage mit einer „Verordnung der Bundesregierung betreffend 
vorläufige Beſtimmungen über die bewaffnete Macht“ herauskam, die 
nähere Einzelheiten brachte. — So betrieb auch das Dollfuß⸗Regime 
eine „Aufrüſtung“ — aber im Gegenſatz zu anderen Staaten nicht zur 
Wahrung nationaler Belange, ſondern zur innerpolitiſchen Bekämpfung 
des Nationalſozialismus! 


Es iſt wie geſagt im Rahmen dieſes Bandes unmöglich, die zahlloſen 


Knebelungs- und Terrormaßnahmen des Dollfuß⸗Syſtems auch nur t 


zu nennen. Als Beiſpiele aus jenen Wochen ſeien lediglich aufgeführt: 


An dem ſo ergiebigen 7. Juli 1933 (ſiehe Wehrgeſetznovelle und Schutz⸗ 
korps) erſchien eine Verordnung, wonach Gewerbetreibenden aus politiſchen 
Gründen ohne Warnung die Gewerbeberechtigung entzogen werden 
konnte. — Weitere Eingriffe dieſer Art zur Vernichtung mißliebiger 
Exiſtenzen folgten. 

Da die Anhänger der NSA. gezwungen wurden, in immer größeren 
Scharen die Reichsgrenze zu überſchreiten, um ihrer Verhaftung zu 
entgehen, erließ man am 16. Auguſt eine Verordnung, wonach ſolche na⸗ 
tionalſozialiſtiſchen Flüchtlinge ausgebürgert wurden. 

Am gleichen Tage erging eine Verordnung „über die Beſchlagnahme 
und den Verfall des Vermögens verbotener politiſcher Parteien“, die 
ins auch auf das Vermögen son Privatperſonen angewendet werden 
wenn dieſes zur Förderung von Beſtrebungen ſolcher Parteien nach 
dem Verbot verwendet wurde! 
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Die meiſten nationalſozialiſtiſchen Führer waren verhaftet (ſofern ſie 
ſich nicht vorher dieſer Verhaftung durch Abertritt ins Reich entzogen 
hatten), unter ihnen der Tiroler Gauleiter Hofer, der dann in der Nacht 
vom 29. zum 30. Auguft 1933 von Nationalſozialiſten befreit wurde 
und mit einer Schußverletzung über die Grenze entkommen konnte. 

Am 30. Auguft verbot Vnterrichtsminiſter Schu ſchnigg die 
„Deutſche Studentenſchaft“ (SSt.) in Öfterreih und zerſtörte 
damit die geſamtdeutſche Einheit, die auf dem Gebiet der Stu— 
dentenſchaft feit Gründung der DSt. beſtanden hatte (Öfterreich bildete 
den Kreis VIII der OSt.). An Stelle der DEt. ſetzte die Regierung 
am 1. Oktober ihr genehme „Sachwalter“ ein und verſtärkte den Ge- 
ſinnungsterror gegen die Studenten am 10. Oktober durch den Erlaß 
neuer „Diſziplinarvorſchriften“. — 

Aber es war allgemein feſtzuſtellen, daß der nationalſozialiſtiſche 
Einfluß auf die Bevölkerung durch keinerlei Zwangsmaßnahmen ge⸗ 
brochen werden konnte. Wenn 3. B. vom 9. bis zum 23. September 1933 
unter nationalſozialiſtiſcher Führung ein Streik im Wolfsegger 
Bergrevier (Steiermark) ſiegreich durchgeführt werden konnte, wobei 
6000 Arbeiter die Gruben 14 Tage lang beſetzt hielten — trotz der 
Gegenaktionen von Heimwehr und Gendarmerie, die am 19. September 
blutige Kämpfe heraufbeſchworen (wobei drei Nationalſozialiſten getötet 
wurden), 

— oder wenn am 18. September die Bevölkerung von Spittal an 
der Drau (Kärnten) geſchloſſen vor die Bezirkshauptmannſchaft zog, um 
gegen einen von der Regierung veranlaßten Perſonalwechſel zu prote= 
ſtieren, und erſt durch Bajonettangriffe des Militärs vom Platz 
vertrieben werden konnte, 

— wenn allerorten ſolche Ereigniſſe den wachſenden Widerſtand 
demonſtrierten, 

dann mußte jedem Verantwortungsbewußten klar ſein, daß die Re⸗ 
gierung dieſen Kampf gegen die Bevölkerung nicht in alle Ewigkeit 
fortſetzen konnte. Die Zuſtimmung der Freimaurer 

— die Wiener Großloge bekannte am 20. Juli 1933 ihre „baterländiſche“ 
Einſtellung — 
und insbeſondere der Juden waren kein Erſatz für die Zuſtimmung des 
Volkes, zumal die öſterreichiſche Bevölkerung angeſichts der jüdiſchen 
Aberfremdung 


— zum Beiſpiel waren in Wien 

zirka 87 v. 9. der Rechtsanwälte, 

zirka 89 v. H. der Arzte, 

zirka 95 v. H. der Journaliſten 
Juden —, 
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in der reichen Unterftügung, die das Judentum dem Syſtem Dollfuß 
(und ſpäter Schuſchnigg) zukommen ließ, keineswegs ein Argument für 
dieſe Regierung erblicken konnte. Im Gegenteil: Sowohl die deutſchen 
Wiener wie auch die Bauern in den einzelnen Bundesländern (die die 
tödliche Wirtſchaftsgebarung des jüdiſchen Kapitals hinreichend er⸗ 
fahren hatten — ſiehe Bd. 1934, S. 112—113) wurden in ihrer Ab- 
lehnung einer ſolchen Regierung nur beſtärkt. l ! 

Außerdem konnten die Gegenſätze in der Regierung ſelbſt nicht 
überſehen werden, die ſich gerade im September 1933 außerordentlich 
zuſpitzten: , 

Da war auf der einen Seite der Gegenſatz der Heimwehr zum 
Landbund, der „deutſchfreundlicher“ eingeſtellt war. Zur ſichtbaren 
Entladung kam dieſer Gegenſatz, als Vizekanzler Winkler am 17. Sep⸗ 
tember anläßlich einer Kundgebung der „Nationalſtändiſchen 
Front“ 

— dieſe Front war neben der „Vaterländiſchen Front“ als Zuſammen⸗ 
faſſung ſtändiſcher Organiſationen ins Leben gerufen worden (7. Auguft) —, 
gegen den „Auſtrofaſchismus“ (gemeint war Starhemberg) Stellung 


nahm — worauf der Heimatſchutz außerordentlich ſcharf erwiderte und 
den „Liberalismus“ des Vizekanzlers brandmarkte. 


Wichtiger aber war der Heimwehrgegenſatz zur Chriſtlich-Sozialen 
Partei, der man Halbheiten vorwarf, weil fie die SPS. immer noch 
nicht ausgerottet habe (wofür Herr Dollfuß ſeine guten Gründe hatte). 
In einer Führerſitzung vom 8. September entwickelte Starhemberg 
ſeine Forderung nach dem „faſchiſtiſchen totalen Staat“ — und man 
ſtand wieder einmal vor einem eventuellen „Heimwehrputſch“, dem 
ſeitens der Sozialdemokraten (die ihn in der Preſſe „enthüllten“) die 
Drohung mit Bürgerkrieg und Generalſtreik entgegengeſetzt wurde. Aber 
man verzichtete vorerſt beiderſeits auf eine ſolche „Machtprobe“. Die 
Kriſe im Regierungslager fand dann in der Nacht vom 20. zum 
21. September eine einſtweilige Löſung durch eine Regierungsumbildung. 

Bevor auf dieſe Umbildung eingegangen wird, iſt es notwendig, den 
erſten Generalappell der „Vaterländiſchen Front“ am 11. Sep- 
tember 1933 zu erwähnen. Im Rahmen des Katholikentages (ver— 
bunden mit einer neuerlichen „Türkenbefreiungsfeier“, 11./12. Sep⸗ 
tember) hatte Bundeskanzler Dollfuß ſich bereits am 9. September 
im Wiener Stadion über den kommenden ſtaatlichen Aufbau in aus⸗ 
geſprochen klerikalem Sinne verbreitet (worüber im 16. Abſchnitt noch 
genauer zu berichten ſein wird). Am 11. September nahm er nun erſt⸗ 
malig eine „Heerſchau“ über die von ihm gegründete „BF.“ ab und 
redete von dem notwendigen „Bekenntnis zu Sſterreich“ — und von 
dem „ſozialen chriſtlichen deutſchen Staat auf ſtändiſcher Grundlage“. 
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Daß man krampfhaft bemüht war, der Wucht des Hakenkreuzes die 
eigene Erfindung eines „Krukenkreuzes“ entgegenzuſetzen, iſt in dieſem 
Zuſammenhang weniger intereſſant als die Tatſache, daß — wie bereits 
weiter oben ausgeführt — die Heimwehr ſtark verbittert war und die 
VF. des Herrn Dollfuß wenig erfreut betrachtete. Aber der angeblich 
für den 12. September angeſetzte Heimwehrputſch fiel angeſichts des 
frühzeitigen marxiſtiſchen Geſchreis (wie bereits berichtet) oder ganz 
allgemein „aus Angſt vor der eigenen Courage“ aus. Immerhin ſah 
ſich Dollfuß genötigt, die Heimwehr zu beſänftigen — und zwar mit 
einer Regierungsumbildung, die am 21. September 1933 das Licht 
der Öffentlichkeit erblickte: 

Fey wurde Vizekanzler. Allerdings: er mußte das Sicherheits⸗ 
miniſterium abgeben, das Bundeskanzler Dollfuß ſelbſt übernahm. 
Da Dollfuß überdies das Außenminiſterium bereits innehatte und 
jetzt außerdem neben dem Sicherheitsminiſterium noch das Landes⸗ 
verteidigungsminiſterium (früher Heeresminiſterium) übernahm, kon⸗ 
zentrierten ſich jetzt ſämtliche Machtmittel des Staates in ſeiner Hand 
(ein Ergebnis, das die Heimwehr nicht fo febr gewünſcht hatte). 

(Staatsſekretär für Landesverteidigung wurde der Legitimiſt General⸗ 
oberſt Fürſt Schönburg-Hartenſtein, Staatsſekretär für das Sicher⸗ 
heitsweſen Baron Karwinsk)y.) 

Sozialminiſter wurde der chriſtlich⸗ſoziale Richard Schmitz, ein bez 
ſonders klerikal eingeſtellter Vertreter, 

„Verfaſſungsreformminiſter“ wie bisher (ſeit 19. Juli 1933) der chriſtlich⸗ 
ſoziale Dr. Ender. 

Die Landbundminiſter Winkler und Schu my ſchieden aus. 

Da diefe Regierungsbildung alles in allem keinen Wachtzuwachs der 
Heimwehr darſtellte (höchſtens eine „Rangerhöhung“ des Herrn F e y), 
andererſeits aber Dollfuß eine geradezu diktatoriſche Stellung ver- 
ſchaffte, war Starhemberg durchaus unzufrieden. Dies kam auch 
in feinem an den Heimatſchutz gerichteten Tagesbefehl vom gleichen 
Tage zum Ausdruck, in dem er die Teilnahme an Kundgebungen der 
VF. unterſagte. Aber es gelang Dollfuß, Starhemberg umzuſtimmen, 
der zwei Tage ſpäter (23. September 1933) in einem neuerlichen Tages⸗ 
befehl eine Treueerklärung für den Bundeskanzler abgab — und in 
einem weiteren Tagesbefehl (28. September) noch weiter ging und den 
Eintritt der Heimwehr in die BF. bekanntgab. Da „durch die Bildung 
der BF. jede Parteibildung überflüſſig geworden ſei“, löſe er außer⸗ 
dem mit dem heutigen Tage den „Heimatblock“ auf, die Partei— 
organiſation der Heimwehr. (Letztere Maßnähme hatte freilich noch 
weitere Gründe, nämlich die einer Aneinigkeit dieſes „Heimatblocks“ 
und ferner die für die HW. recht ärgerliche Tatſache, daß die Chriſtlich⸗ 
ſozialen bei allen Verhandlungen mit der HW. letztere immer nur nach 
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den wenigen Heimatblockabgeordneten berechneten und nach dieſem 
Zahlenverhältnis den Einfluß bemeſſen wollten, den man der HW. 
zubilligen könne.) 

Aber der Frieden dauerte nur wenige Tage; denn Starhemberg kam 
ſich als der Betrogene vor, als er merkte, daß die Chriſtlich⸗Soziale 
Partei nicht im geringſten daran dachte, fich nun ebenfalls aufzulöſen. 
Die Spannung zwiſchen Heimwehr und Chriſtlich-Sozialen ſtieg wieder 
beträchtlich; ſie wurde ſchlagartig beleuchtet durch das am 3. Oktober 
1933 erfolgte Revolverattentat des Heimwehrmitglieds Dertil auf 
Bundeskanzler Dollfuß (der nur leicht verletzt wurde). 

Eine kurzfriſtige Einigung zwiſchen Dollfuß und Starhemberg 
brachte dann der 13. Oktober: Starhemberg wurde Dollfuß' Ver— 
treter in der Führung der VF. 

Aber dieſen inneren Streitigkeiten vergaß man freilich nicht die 
„Hauptaufgabe“: die Bekämpfung des Nationalſozialismus. 
Am 23. September 1933 verordnete Vizekanzler Fey die Errichtung von 
— „Anhaltelager“ genannten — Konzentrationslagern, um die 
Nationalſozialiſten dort einſperren zu können. Dieſe Verordnung be- 
treffend die Anbaltung ſicherheitsgefährlicher Perſonen zum Aufenthalt 
in einem beſtimmten Ort oder Gebiet“ gab den Sicherheitsdirektoren 


fernung nationalſozialiſtiſcher Hochſchullehrer ermöglichte (28. Sep⸗ 
tember 1933). 

Anfang Oktober zeigte ſich der Auſtromarxismus wieder aktiver. 
Demonſtrationen und Streiks bewieſen dieſe Aktivität. Der am 14. Ok⸗ 
tober 1933 in Wien eröffnete Parteitag der SP. (den Dollfuß febr 
zum Wißvergnügen der Heimwehr zuließ) brachte unter Beteiligung 
zahlreicher ausländiſcher Marxiſtenführer aufreizende Reden an die 
Arbeiterſchaft Oſterreichs (und außerdem die Streichung der Anſchluß⸗ 
forderung aus dem ſozialdemokratiſchen Parteiprogramm). 

Das Gewährenlaſſen ſeitens der chriſtlich⸗ſozialen Regierung Doll- 
fuß ſtellte einen Anlaß ſtändigen Argers für die Heimwehrkreiſe dar. 
Die Erwägung Dollfuß“, im Auſtromarxismus ein eventuell einmal 
auszuſpielendes Gegengewicht gegen Starhembergs „Auſtrofaſchis⸗ 
mus! zu konſervieren, wurde wohl cuh bei der Heimwehr geſpürt und 
nn wenig erfreulich empfunden. Immerhin hielt es Dollfuß für geraten, 

* Heimwehr durch kleine Entgegenkommen bei guter Laune zu halten, 
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und das am J. November gegründete „Bundesamt für Pro- 
paganda“ (fpäter „Heimatdienſt“) beſetzte er mit dem Heimwehrführer 
und Tiroler Sicherheitsdirektor Dr. Steidle (als „Bundeskommiſſär“). 

Die Terrormaßnahmen gegen die Nationalſozialiſten, die in allen 
Bundesländern zäh weiterfochten und z. B. am 9. Oktober bei der Ab- 
brennung eines Hakenkreuzfeuers in Mairhofen (Tirol) der angreifen⸗ 
den Heimwehr ein Feuergefecht lieferten, ſteigerte Dollfuß im November 
1933 noch durch Einführung der Todesſtrafe — und zwar in Form 
der Einführung des „Standrechtlichen Verfahrens“ am 10. No— 
vember. Dollfuß hat damit die im öſterreichiſchen Geſetz nicht vor— 
geſehene Todesſtrafe eingeführt, um ſie gegen die Nationalſozialiſten 
in Anwendung bringen zu können, und — wie es in ſeiner „amtlichen 
Verlautbarung“ heuchleriſch heißt — 

„einem lange gehegten Wunſch der überwiegenden Mehrheit der werk— 
tätigen Bevölkerung Sſterreichs nach ausreichendem Schutz und Gewähr⸗ 
leiſtung des ruhigen und friedlichen Aufbaues unſeres Vaterlandes zu ent⸗ 
ſprechen ... das ſtandrechtliche Verfahren in den Fällen des Mordes, der 
Brandlegung und der öffentlichen Gewalttätigkeit durch boshafte Veſchädi⸗ 
gung fremden Eigentums für das ganze Bundesgebiet angeordnet.“ 

Das Standrecht wurde in der Folgezeit noch wiederholt erweitert, zum 
Beiſpiel bereits nach wenigen Tagen auch auf die Verwendung von Papier- 
böllern ausgedehnt. 

Zur weiteren „Vereinfachung“ und um von jeglicher ordentlichen 
Rechtspflege völlig unabhängig zu werden, erweiterte man das 
Polizeiſtrafverfahren dahin, daß die Polizei ſchon von ſich aus 
Freiheitsſtrafen bis zu einem Jahr verhängen konnte. Der ſo wegen des 
Verdachts nationalſozialiſtiſcher Betätigung Verurteilte verlor gleich⸗ 
zeitig Stellung und Brot und ſah ſeine Familie dem Hungertod aus⸗ 
geliefert. und nach Verbüßung der Polizeiſtrafe ſah er immer noch 
einer hiervon nicht berührten Verurteilung durch die ordentlichen Straf— 
gerichte entgegen. Am aller, einfachſten“ jedoch war die ohne jegliches 
Verfahren angeordnete Einſperrung in ein „Anhaltelager“. So ge⸗ 
ſtaltete Dollfuß im Kampf gegen den Nationalſozialismus Oſterreich in 
Kürze zum Polizeiſtaat übelſter Prägung. Standrechtlicher Mord und 
endloſe Inhaftierungen ohne jegliche Berufungsmöglichkeit, Mißhand⸗ 
lungen und ſeeliſche Quälereien, Erpreſſungen von Geſtändniſſen, wirt- 
ſchaftliche Erdroſſelung, Vernichtung der Familie des Verdächtigen, 
Geiſelſyſtem — das waren die Attribute dieſes „chriſtlichen“ Regimes. 

Es gibt drei verſchiedene Grundlagen, die ein Regime als Baſis 
wählen kann: 


„Es kann ruhen auf der moraliſchen Grundlage der Liebe und des Ver⸗ 
trauens eines ganzen Volkes, wie das nationalſozialiſtiſche Regiment 
in Deutſchland. Es kann ſich ſtützen auf die formalen Rechtsgrundlagen 
einer Verfaſſung. Und es kann ſchließlich nach Wegfall beider allein 
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noch ruhen auf der Anwendung der nackten Gewalt, die mit der An⸗ 
drohung des Todes ein ganzes Volk im Schach hält. e 

Die Liebe und das unbegrenzte Vertrauen des ganzen deutſchen Volkes 
in Oſterreich hat die Regierung Dollfuß und ihr Chef niemals beſeſſen. 
Ihre verfaſſungsmäßig rechtliche Grundlage hat ſie nach dem einſtimmigen 
Urteil ihrer eigenen Nechtslehrer verlaſſen mit der Aufhebung des Ver⸗ 
ſaſſungsgerichtshofes. Ihre letzte Stütze ift heute nur noch die brutale Ge- 
walt, ihr letztes Argument die Drohung mit dem Galgen.“ (So führte 
damals Landesinſpekteur Habicht in einer Rundfunfrede vom 13. November 
ſehr treffend aus.) TIS j 2 

Was für ein verbrecheriſches Geſindel diefe „chriſtliche“ Regime im 
übrigen auf die öſterreichiſche Bevölkerung losließ, zeigte der 24. No⸗ 
vember 1933, als die Heimwehr am Fuße des Kaiſergebirges ſogar 
einen deutſchen Soldaten, der ſich auf reichsdeutſchem Gebiet befand, 
aus dem Hinterhalt erſchoß (Bd. 1933, S. 309—310). Dieſer Mord an 
dem Reichswehrſoldaten Schuhmacher wurde ſchließlich am 
31. März 1934 () „geſühnt“ — und zwar durch Verurteilung des 
Täters Strele zu zwei Wochen Arreſt () mit Bewährungsfriſt (), wo⸗ 
mit ſich dieſes im deutſchfeindlichen Ausland ſo hochgeſchätzte Regime 
Dollfuß ein wirkungsvolles Zeugnis als „Kulturſtaat“ ausſtellte. 

And Herr Dollfuß ließ ſich im September im Genfer Völkerbund 
feiern — und gab bei der Rückkehr auch noch ſeiner Freude über ſein 
Anſehen als antideutſcher Vorkämpfer Ausdruck, weil er überzeugt ſei, 

„daß dieſe Kundgebungen zugleich auch eine Tat in dem Sinne bedeuteten, 
daß jeder, der es unternehmen ſollte, gegen die Grundlinien der Politik, die 
er dort kurz habe darlegen können, irgendwie aktiv vorzugehen, damit 
rechnen müſſe, daß dies nicht nur eine Aktion gegen Hjterreich, ſondern auch 
eine Aktion gegen das Wiſſen und Gewiſſen der Welt fei“. 

Seine antideutſche Wiſſion betätigte Dollfuß auch im Dezember 1933, 
ſowohl innenpolitiſch (3. B. durch das Verbot des Buches Adolf 
Di tlers „Mein Kampf“ am 7. Dezember, die Verhaftung des Gau- 
leiters Frauenf eld am 4. Dezember uſw. uſw.) wie auch außenpolitiſch 
durch ſeine Stellungnahme gegen das Reich, jo daß Reichsinnenminiſter 
Dr. Frick ſich am 15. Dezember veranlaßt ſah, dem öſterreichiſchen Ge- 
ſandten in Berlin die warnenden Worte zu ſagen: 

„Sie werden die Aberzeugung gewonnen haben, daß wir jeden Kampf, 
den wir einmal aufgenommen haben, kompromißlos zu Ende führen. Und 
ich kann Ihnen verſichern, daß auch dieſer Kampf bis zum Schluß 
durchgeführt wird.“ 

Aber Dollfuß wollte nicht begreifen. Seine Silveſterrede über den 
Rundfunk zeigte keinerlei brauchbaren Anſatzpunkt für eine Verſtändi⸗ 
gung — während überall in Oſterreich die Detonationen national⸗ 
ſosialiſtiſcher Böller den Behauptungswillen der Hitlerbewegung be⸗ 

undeten. So begann das blutige Schr 19341 
a. verſöhnlicher Vorſchlag des Führers (Anregung vom 1. Januar 
an den öſterreichiſchen Geſandten in Berlin, es möchte eine 
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Unterredung zwiſchen Bundeskanzler Dollfuß und Landesinſpekteur 
Habicht zuſtande kommen) ſcheitert nach anfänglicher Zuſage in letzter 
Minute an Dollfuß' Weigerung: Habicht befindet ſich bereits im Flug⸗ 
zeug über Wien (8. Januar), als Dollfuß die Unterredung mit der Be- 
gründung ablehnt, er ſei zu ſtark mit dem bevorſtehenden Beſuch des 
italieniſchen Staatsſekretärs Suvich beſchäftigt. 

Demgegenüber gibt Schuſchnigg in ſeinem bereits mehrfach zitierten 
Buche „Dreimal Sſterreich“ als „Begründung“ dieſer Ablehnung durch 
Dollfuß „nationalſozialiſtiſche Bombenanſchläge“ an, während es wohl 
der Wahrheit am nächſten kommt, wenn man von der Tatſache aus⸗ 
geht, daß die Heimwehr (Starhemberg) dieſe Annäherung hintertrieb, 
da man durch fie eine Schmälerung der HW.⸗Wachtpoſition befürchtete. 

Affäre Albert! Dies hinderte freilich nicht, daß in der gleichen Zeit auch die HW. mit 
der NSDAP. zu verhandeln ſuchte — und zwar durch den HW.-Führer 
Alberti, den man dann beim Ruchbarwerden dieſer Vorgänge fallen 
ließ und ſchließlich in Wöllersdorf einſperrte, als er ſich dies nicht ge— 
fallen laſſen wollte und außerdem nationalſozialiſtiſcher Geſinnung ver- 
dächtigt wurde. Immerhin iſt eine handſchriftliche Erklärung Albertis, 
in der es u. a. hieß: 

„Ich habe alle Beſprechungen mit den Nazis mit Kenntnis und Zuſtim⸗ 
mung des Bundesführers geführt und ihm über alles berichtet.“ 
nicht aus der Welt zu ſchaffen, ſo peinlich dies Herrn Starhemberg 
gegenüber Herrn Dollfuß ſein mochte. 
seue Dollfuß ſeinerſeits verband feine Abſage vom 8. Januar 1934 mit 


Terrorwelle 


gegen die einer Aktivierung des antinationalſozialiſtiſchen Kampfes. Er erließ am 


National- 

ſozielſten gleichen Tage einen „Aufruf“, in dem er (wegen des „nationalſozia— 
liſtiſchen Terrors“ — ſeit Jahresbeginn ſeien ſchon wieder 140 Spreng⸗ 
ſtoffanſchläge vorgekommen) erklärte: 


„Mit heutigem Tage werden daher ſtarke Abteilungen des Freiwilligen 
Schutzkorps aufgeboten, die gemeinſam mit Polizei und Gendarmerie 
alle Verſuche, dieſes verbrecheriſche Treiben fortzuſetzen, zunichte machen 
werden.“ 


Eine neue Verhaftungswelle ſetzt ein. 


Am gleichen Tage werden zahlreiche Arbeitsdienſtlager wegen „na= 
tionalſozialiſtiſcher Zerſetzung“ aufgelöſt, wobei es in Klagenfurt zu blutigen 
Auseinanderſetzungen und der Erſchießung von zwei Nationalſozialiſten 
kommt (Nabitſch und Karner). 

Am 11. Januar wird Fey erneut als „Sicherheitsdiktator“ ein⸗ 
geſetzt, um den Nationalſozialismus mit brutaler Gewalt niederzuſchlagen. 

Am 13. Januar folgt die Einſetzung eines „Bundeskommiſſärs für 
Perſonalangelegenheiten“ in der Perſon des Winiſterialrats Dr. Ar⸗ 
bogaſt Fleiſch, dem durch eine am 26. Januar nachfolgende Verordnung 
die Möglichkeit (und damit der Auftrag) gegeben wird, alle irgendwie 
nationalſozialiſtiſcher Sympathien verdächtigten Beamten und öffentlichen 
Angeſtellten um Amt und Penſionsanſprüche zu bringen. 

Eine Verordnung vom 22. Januar zwingt die Lehrer in die BF. 
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Einen Tag ſpäter beſtimmt eine Verordnung, daß bei der Ausführung 
öffentlicher Arbeiten und Lieferungen nur „baterländiſch“ eingeſtellte 
Arbeitnehmer verwendet werden dürfen — eine beſonders „wirkungsvolle“ 
Methode, alle Nationalſozialiſten auch aus den privaten Betrieben zu jagen 
und um ihr Brot zu bringen! 

Eine Verordnung vom 26. Januar dient der Ausſchaltung aller „Ver⸗ 
dächtigen“ aus dem Sicherheitsdienſt. 

Am gleichen Tage überträgt eine weitere Verordnung den Sicherheits- 
direktoren das Necht, Zeitungen zu verbieten. 

Uſw., uſw. 


Der Haß des Dollfuß-Regimes verfolgt die Nationalſozialiſten aller- 
orten, auch jenſeits der Grenzen. Wegen des am 5, Nopember 1933 
gegründeten „Kampfringes der Deutſchöſterreicher im Reich“ 
und insbeſondere wegen der „Öfterreichifchen Legion“, die ſich aus 
den zahlreichen ins Reich geflüchteten SU.-Männern zuſammenſetzt, 
glaubt ſich Dollfuß berechtigt, die Reichsregierung mit Vorſtellungen 
zu behelligen. Und am 17. Januar 1934 verſteigt er ſich zu einer um- 
fangreichen Beſchwerde in Berlin und behauptet, das Reich miſche 
ſich in inneröſterreichiſche Verhältniſſe. Daß er die gleiche Beſchwerde 
auch dem Völkerbund in Genf zuleitet, verleiht ſeinem Verhalten die 
beſondere volksverräteriſche Note. 


„Unſer größtes Nachbarland wird dlich ei ü 3 pi 

‚„Unfer j ar endlich begreifen müſſen, daß es viel⸗ 
leicht ein international nicht ganz ungefährliches Spiel iſt, wenn St Land, 
beffen Bedeutung, auch wenn es territorial klein ift. allſeits verſtanden und 
erkannt wurde, von einer Großmacht, leider noch dazu einem Staat, den 


ee ern in feiner Freiheit und Unabhängigkeit weiterhin 
m jo tönt Herr Dollfuß am darauffolgenden Tage in einer Rede, Adolf 
Hitlers Antwort (ſiehe im einzelnen Bd. 1934, S. 41—43) iſt unmiß⸗ 


verſtändlich. In ſeiner Reichstagsrede vom 30, Januar 1934 erklärt er 
unter anderem: 


„Die deutſche Regierung hat aus dem Vorgehen der öſterreichiſchen Ne⸗ 
gierung gegen den Nationalſozialismus überhaupt erſt in dem Augenblick 
die Konſequenzen gezogen, da deutſche Veichsangehörige, die in Oſterreich 
lebten oder ſich dort als Fremde aufhielten, davon betroffen wurden. Es 


und ſtellt feſt: „Nur mit der Gewalt allein kann auf die Dauer 
kein Regiment beſtehen!“ 
In der am 1. Februar 1934 übergebenen offiziellen Antwortnote der 
Veichsregierung auf die Beſchwerde vom 17. Januar heißt es einleitend: 
n Es handelt ſich nicht um einen Konflikt zwiſchen den beiden deutſchen 
Staaten als ſolchen, der unter die von der öſterreichiſchen Regierung geltend 
gemachten formalen Begriffe des Völkerrechts fiele, ſondern um die Aug- 


einanderſetzung der öſterreichiſchen Regierung mit einer hiſtoriſchen Be⸗ 
wegung des ganzen deutſchen Volkes. 
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Der Nationalſozialismus, der die Bevölkerung des Reiches mit ele⸗ 
mentarer Kraft ergriffen und der die deutſche Bevölkerung Oſterreichs ſchon 
ſeit langem in ſeinen Bann gezogen hat, wird von der öſterreichiſchen Ne⸗ 
gierung mit allen Mitteln der Gewalt in feiner legalen Entwicklung und 
freien Entfaltung gehindert. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß durch die politiſche 
Grenze zwiſchen dem Reich und Oſterreich das Gefühl völkiſcher Verbunden⸗ 
heit nicht beſeitigt, und das Abergreifen volksbeweglicher Ideen nicht auf⸗ 
gehalten werden kann. 

Die öſterreichiſche Regierung kann nicht erwarten, daß Deutſchland einem 
Regierungsſyſtem gleichgültig gegenüberſteht, das alles das entrechtet und 
unterdrückt, was das deutſche Volk mit neuem Mut und neuer Zuverſicht 
erfüllt. Es iſt unvermeidlich, daß der ſchwere innerpolitiſche Konflikt in 
Öfterreich auch auf das Verhältnis des Reiches zu Siterreich feine gefühls⸗ 
mäßige Rückwirkung hat. Trotzdem hat die deutſche Regierung es auf das 
peinlichſte vermieden, fih in die innerpolitiſchen Verhältniſſe Oſterreichs 
einzumiſchen. Sie hat wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß ihr jeder Ge⸗ 
danke an gewaltſame Einmiſchung oder irgendeine Verletzung vertraglicher 
Bindungen vollkommen fernliegt. Sie kann daher nur ihr lebhaftes Be⸗ 
fremden darüber äußern, daß die öſterreichiſche Regierung bei mehrfachen 
Anläſſen die deutſche Regierung verdächtigt hat, als ob ſie die Unabhängig⸗ 
keit Iſterreichs bedrohe.“ 


Es heißt dann weiter in der Note, daß die Reichsregierung eine Berz 
ſtändigung zwiſchen der öſterreichiſchen Regierung und der national- 
ſozialiſtiſchen Partei in Oſterreich begrüßen würde, daß die Schuld für 
die bisherige Vereitlung einer ſolchen Verſtändigung bei der Bundes- 
regierung liege und daß die deutſche Regierung ſtets eine Verſchärfung 
der Lage zu vermeiden geſucht habe. Die einzelnen Beſchuldigungen 
erfahren eine eingehende Widerlegung, und die Note ſchließt: 


„Zuſammenfaſſend kann die deutſche Regierung nur ihr Bedauern 
darüber zum Ausdruck bringen, daß die öſterreichiſche Regierung es für an⸗ 
gezeigt gehalten hat, ſchwerwiegende Vorwürfe zu erheben, obwohl ſie deren 
Unrichtigkeit aus den ihr von der deutſchen Regierung bereits bei früherer 
Gelegenheit gemachten Mitteilungen ohne weiteres hätte erſehen können. 
Das Vorgehen der öſterreichiſchen Regierung hat die deutſche Regierung um 
fo mehr befremdet, als die öſterreichiſche Regierung, ohne das Ergebnis der 
deutſchen Unterſuchung abzuwarten, gleichzeitig mit ihrem Schritte in Berlin 
andere Regierungen mit der Angelegenheit befaßt hat. 

Wenn die öſterreichiſche Regierung darüber hinaus erklärt, ſie müſſe 
ernſtlich in Erwägung ziehen, ſich an den Völkerbund zu wenden, ſo muß 
ihr die Verantwortung über einen ſolchen Schritt überlaſſen bleiben. Die 
deutſche Regierung iſt jedenfalls nicht der Anſicht, daß das vorliegende 
Problem, das ſeine Wurzeln letzten Endes in einem rein innerpolitiſchen 
Konflikt in Hfterreich hat, der internationalen Behandlung zugänglich wäre 
und auf dieſem Wege gelöſt werden könnte.“ 


Die Antwort der öſterreichiſchen Regierung (2. Februar) zu dieſer 
deutſchen Note geht aus der amtlichen Verlautbarung hervor, die über 
die Beratungen des Kabinetts veröffentlicht wird: 


„Die Antwort der deutſchen Reichsregierung auf den öſterreichiſchen 
Schritt in Berlin vom 17. Januar dieſes Jahres iſt in den ſpäten Abend⸗ 
ſtunden in Wien angelangt und wurde dem zu dieſer Stunde noch tagenden 
Miniſterrat zur Kenntnis gebracht. Der Winiſterrat mußte aus der Ant- 
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wort der deutſchen Reichsregierung mit Bedauern entnehmen, daß auch 
dieſer Verſuch der öſterreichiſchen Bundesregierung, den Konflikt unmittel⸗ 
bar zwiſchen den beiden deutſchen Staaten zu bereinigen, bei der deutſchen 
Reichsregierung kein Verſtändnis gefunden hat. Die Antwortnote der 
deutſchen Reichsregierung trägt den von der öſterreichiſchen Bundesregie⸗ 
rung erhobenen Beſchwerden in keiner Weiſe Rechnung und begnügt ſich 
damit, die einzelnen Beſchwerdepunkte einfach in Abrede zu ſtellen. Aus 
dieſem Grunde hat der Miniſterrat die deutſche Antwortnote einhellig für 
unbefriedigend gefunden. In dem zuverſichtlichen Vertrauen auf das gute 
Recht und in einmütiger Entſchloſſenheit wird die Bundesregierung unter 
Führung des Bundeskanzlers Dollfuß nunmehr den Weg weitergeben, 
der ihr durch die Verhältniſſe aufgezwungen iſt.“ 

Der Weg, den ſie „weitergehen“ zu müſſen glaubt, iſt der Weg nach 
Genf, die Fortführung der bereits erhobenen „Anklage“ gegen das 
Keich! And in der Tat erreicht Dollfuß am 17. Februar 1934 immerhin 
die ſogenannte Dreimächteerklärung: 

„Die öſterreichiſche Regierung hat ſich an die Regierungen Frankreichs, 
Englands und Italiens gewandt, um ihre Auffaſſung über die Akten ein- 
zuholen, die ſie vorbereitet hat, um die deutſche Einmiſchung in die inneren 
Angelegenheiten Öfterreichg feſtzuſtellen, und die fie ihnen übermittelte. Die 
Beſprechungen, die zwiſchen den drei Regierungen hierüber ſtattfanden, 
baben zu einer übereinſtimmenden Auffaſſung über die Notwendigkeit ge- 


führt, die Unabhängigkeit und Integrität Oſterreichs gemäß den geltenden 
Verträgen aufrechtzuerhalten.“ 


Als dieſe Erklärung das Licht der Welt erblickt, ſchwimmt Oſterreich 
in Blut! Am 12. Februar iſt der Aufſtand des Auſtromarxismus ent- 
brannt. Zur Geſchichte der dieſem Blutbad vorhergehenden Wochen iſt 
einiges nachzutragen: 

Im Januar hatte es noch gar nicht ſo ausgeſehen, als ob es zur 
gewaltfamen Auseinanderſetzung zwiſchen Regierung und S Psi. 
kommen ſollte: Im Gegenteil: Witte Januar bemühte ſich Dollfuß 
— wenn auch nicht ſehr erfolgreich — um Verhandlungen mit den 
Gewerkſchaften. Am 18. Januar wandte er fi in einer verſöhnlichen 
Rede an die Sozialdemokraten, deren „Arbeiterzeitung“ in der gleichen 
Zeit (anläßlich der weiter oben behandelten Affäre Alberti) gegen die 
Heimwehrkreiſe (die wegen ihres Wützenſchmuckes auch „Hahnen- 
ſchwänzler“ genannt wurden) ſchrieb: 

„Was hat man jetzt noch von dem Bündnis mit den Hahnenſchwänzlern? 
an hat ein paar ſchwarzgelbe Führer an der Stange; die Geführten 
laufen doch davon. Und um ſolcher Bundesgenoſſen willen hat man die 
breite Maſſe der Arbeiterſchaft, die ſchärfſten und unverſöhnlichſten Gegner 


der Nazi, die entſchloſſenſten Verteidiger der Unabhängigkeit Oſterreichs 


gegen das Dritte Reich, abgeſtoßen und aus der Verteidigungsfront gegen 
die Nazi ausgeſchloſſen!“ 


Im Zuge der laufenden Verhandlungen ſtellte die GP, in einem 
Parteibeſchluß (28. Januar) ihrerſeits Forderungen auf, wie geſetz⸗ 
mäßige Verfaſſungsreform, Beibehaltung des allgemeinen und gleichen 
Wahlrechts, Koalitionsfreiheit uſw. 
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Die Erbitterung der Heimwehr über ſolche Verhandlungen war un- 
geheuer. Sie kam zum Ausdruck in einer am gleichen Tage dee 
Rede Starhembergs: 

„Wir betrachten es als todbringend für jeden Neuerungsverſuch, ein⸗ 
geſchlichene Elemente aus der Korruptionsdemokratie in die Zukunft mit⸗ 
zuſchleppen, um auf Koſten des Volkes ein Bonzendafein zu führen. Dieſen 
Elementen ſagen wir die Vernichtung an, auch wenn ſie das rot⸗weißsrote 
Bändchen tragen. Dieſe falſchen und verlogenen Erneuerer ſchwächen die 
Kraft des Bundeskanzlers. Dieſe Elemente könnten Urſache einer Ver⸗ 
trauenskriſe ſein!“ 

Starhembergs „Auſtrofaſchismus“ befürchtete eine Abhalfterung und 
unternahm am 30. Januar 1934, dem erſten Jahrestag der national- 
ſozialiſtiſchen Machtübernahme im Reich, in Innsbruck eine Aktion 
mit 8000 Mann Heimwehr — angeblich gegen einen „drohenden 
nationalſozialiſtiſchen Putih — und ſtellte durch umfaſſende Ver- 
haftungsmaßnahmen ſeine „Stärke“ und „Daſeinsberechtigung“ unter 
Beweis. Wenige Tage ſpäter (4. Februar) richtete Starhemberg in einer 

Innsbrucker Rede heftige Angriffe gegen die Chriſtlich-Sozialen, ohne 
allerdings den von ihm heuchleriſch gelobten Dollfuß ausdrücklich zu 
kritiſieren. Und am 6. Februar mobiliſierte die Heimwehr erneut 1000 
Wann in Innsbruck. Gleichzeitig und in den nächſten Tagen kam es auch 
in den anderen Bundesländern zu Demonſtrationen und antimarxiſti⸗ 
ſchen Forderungen der Heimwehr, die ebenſo gegen die Chriſtlich— 
Sozialen gerichtet waren. Dollfuß mußte nun wählen: SPÖ. oder 
Heimwehr! 

Und da feine Verhandlungen mit den ziemlich ablehnend eingeftellten 
Gewerkſchaften nicht recht vom Fleck gekommen waren, entſchloß er ſich, 
mit der Heimwehr zu verhandeln. Von Budapeſt zurückgekehrt (wo er 
ſich vom 7. bis zum 9. Februar aufgehalten hatte), nahm er am 
10. Februar 1934 diefe Verhandlungen auf. Die mißtrauiſche Heimwehr 
jedoch bemühte ſich darüber hinaus, ihm durch eine möglichſt ſchnelle 
Anbahnung einer radikal antimarxiſtiſchen Entwicklung jeden „Rück⸗ 
weg“ zu verlegen. Und am 11. Februar nahm der Sicherheitsminiſter 
Fey dem ſozialdemokratiſchen Bürgermeiſter Wiens, Seitz, die polizei- 
lichen Funktionen weg und ernannte den Polizeipräſidenten Dr. Seydel 
zum „Bundeskommiſſär für Wien“, Gleichzeitig führte die Wiener 
Polizei eine antimarxiſtiſche „Säuberungsaktion“, Hausſuchungen und 
Waffenbeſchlagnahmungen beim verbotenen „Schutzbund“, durch. 
Ahnliche Aktionen wurden auch andernorts durchgeführt, ſo im Partei⸗ 
heim der SPÖ. in Linz, wo die Schutzbündler bewaffneten Widerſtand 
leiſteten. Durch dieſen „Präventivkrieg“ forcierte die Heimwehr eine 
innerpolitiſche Exploſion, die nun für mehrere Tage Öfterreich in 
fürchterlichſter Weiſe erſchüttern ſollte: 
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Die Sozialdemokratiſche Partei ftellt ſich zum Kampf, ruft den 
Generalſtreik aus und mobilifiert den „Republifanifchen Schutzbund“, 
der in dieſen Tagen beweiſt, daß er nicht nur das Verbot intakt über⸗ 
ſtanden hat, ſondern auch nach wie vor gut bewaffnet iſt. Am 
12. Februar 1934 bricht der auſtromarxiſtiſche Aufſtand (Bd. 1934, 
S. 255—256) los — in Wien, in Linz, in der Steiermark tobt der 
blutige Bürgerkrieg. Am gleichen Tage erfolgt ſeitens der Regierung 
das Verbot der Sozialdemokratiſchen Partei, die Abſetzung des 
Wiener Bürgermeiſters Seitz und die Einſetzung dee klerikalen 
Bundesminiſters Schmitz als „Bundeskommiſſär für Wien“, die 
Verhaftung ſozialdemokratiſcher Führer, die Erweiterung des Stand⸗ 
rechts auf den Aufruhr. Sie bietet Militär, Polizei und Heimwehr auf. 
Öfterreich wird zum Schlachtfeld. Insbeſondere in Wien donnern über⸗ 
all die Geſchütze und fließt das Blut in Strömen. Vor allem in den 
induſtriellen Außenbezirken entbrennen ſchwere Kämpfe um die von der 
ſozialdemokratiſchen Stadtverwaltung in den vergangenen Jahren er— 
bauten Wohnblocks, die ſogenannten Gemeindehäuſer (die z. B. der 
Heimwehrführer Steidle bereits in einer Rede am 17. Dezember 1928 
„Sperrforts“ genannt hat). Und in der Tat erweiſen ſich dieſe „ſozialen“ 
Bauten jetzt als ſtrategiſch angelegte Forts eines um Wien gelegten 
Feſtungsgürtels. Mit Artillerie ſchießen die Truppen der Regierung 
dieſe Arbeiterwohnhäuſer zuſammen. Daß zahlreiche unſchuldige Frauen 
und Kinder dieſem Bürgerkrieg zum Opfer fallen, ergibt ſich aus dieſer 
beiderſeitigen grauenhaften „Strategie“. 

Am 15. Februar iſt der Aufſtand im weſentlichen niedergeſchlagen, 
im Blute erſtickt; nur wenige Nachhutgefechte finden in den nächſten 
Tagen noch ſtatt. Viele Hunderte von Toten hat dieſer fürchterliche 
Kampf gekoſtet. Auf beiden Seiten iſt zäh und erbittert gekämpft worden. 
Auch den Männern des marxiſtiſchen Schutzbundes kann die Achtung 
vor ihrer kämpferiſchen Haltung nicht verſagt werden — Wännern wie 
3. B. dem Schutzbundführer Münichreiter (der als Schwerverletzter 
vom Standgericht der Regierung am Würgegalgen gehängt wurde). 


Die SPÖ. war zertrümmert — dieſes Ziel hatte die Heimwehr 
erreicht. 
Durch Verordnungen vom 16. und 27. Februar ließ die Regierung alle 
Mandate der SPS. erlöſchen. 
Am 2. März gründete die Regierung den „Gewerkſchaftsbund der 
öſterreichiſchen Arbeiter und Angeſtellten“ an Stelle der marxiſti⸗ 
ſchen Gewerkſchaften. 
Die Nationalſozialiſten Oſterreichs hatten fid an dieſem Bürger- 
krieg nicht beteiligt. Weder konnten ſie an der Seite des Marxismus 
kämpfen, noch wollten ſie eine undeutſche klerikale Regierung unter⸗ 
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ſtützen, die es im Gegenſatz zum nationalſozialiſtiſchen Deutſchland nicht 
fertig brachte, das Volk zu einen und den Warxismus ohne ein ſolches 
Blutbad zu überwinden. Aber ſie boten am 19. Februar 1934 dem 
Bundeskanzler Dollfuß einen achttägigen „Waffenſtillſtand“ an, um 
in dieſer Zeit nochmals den Weg zu einer gütlichen Einigung zu ſuchen. 

Aber Dollfuß fühlte ſich nach ſeinem blutigen Siege ſo ſtark, daß er 
ein ſolches „Anſinnen“ zurückweiſen zu können glaubte, zumal er die 
weiter oben ſchon zitierte „Dreimächteerklärung“ vom 17. Februar 
(Bd. 1934, S. 256) in der Taſche hatte. In den weſtlichen Demokratien 
waren ihm durch ſeine letzten „Schlachten“ freilich viele Sympathien 
verlorengegangen, weshalb er nunmehr engeren Anſchluß an Italien 
ſuchte. Auf den bereits erwähnten Beſuch des italieniſchen Staats- 
ſekretärs Suvich in Wien (19./20. Januar — ſiehe Bd. 1934, S. 253) 
und die ebenfalls bereits erwähnte Budapeſter Reife Dollfuß' (7. bis 
9. Februar) kam es nun vom 14. bis zum 17. März 1934 zu einer 
Dreierkonferenz in Rom (zwiſchen dem Duce, dem ungariſchen 
Minifterpräfidenten Gömbös und Dollfuß), die am 17. Februar mit 
der Unterzeichnung der „Römiſchen Protokolle“ abgeſchloſſen wurde. 
Es handelte ſich um drei Protokolle; das zweite und dritte behandelten 
wirtſchaftspolitiſche Fragen, während das erſte einen allgemein politi⸗ 
ſchen Inhalt hatte und mit den Worten begann: 

„Die drei Regierungen verpflichten ſich, über jene Fragen, welche ſie im 
beſonderen angehen, ſowie über die Fragen allgemeinen Charakters zu dem 
Zweck das Einvernehmen zu pflegen, um im Sinn der beſtehenden Freund- 
ſchaftsverträge zwiſchen Italien und Öfterreich, Italien und Ungarn, Oſter⸗ 
reich und Ungarn, welche auf der Erkenntnis vom Beſtehen zahlreicher ge⸗ 
meinſamer Intereſſen beruhen, ihre auf Förderung einer wirklichen Zus 
ſammenarbeit zwiſchen den Staaten Europas und insbeſondere zwiſchen 
Italien, Sfterreich und Ungarn gerichtete Politik aufeinander abzuſtimmen. 
Zu dieſem Behuf werden ſich die drei Regierungen, jo oft zumindeſt eine 
derſelben es für zweckmäßig erachten ſollte, gemeinſam beraten.“ 

Die Regierung Dollfuß fühlte fich nun als innen- wie außenpolitiſcher 
Sieger. Und in dieſe „Hochſtimmung“ miſchten ſich nun in immer 
ſtärkerem Maße legitimiſtiſche Klänge. Der halbjüdiſche Legitimiſten⸗ 
führer Baron Wiesner ſtand nicht mehr allein mit ſeinen habsburg⸗ 
freundlichen Forderungen. Auch in der Regierung und in der Heimwehr 
erhoben ſich jetzt Stimmen gegen die „Habsburgergeſetze“. Die Aus⸗ 
ſichten Zitas und des „Thronprätendenten“ Otto ſchienen zu ſteigen. 
(Übrigen3 wurde der leg itimiſtiſch eingeſtellte Staatsſekretär für Landes⸗ 
verteidigung, Fürſt Schönburg-Hartenſtein, am 12. Wärz zum 
Winiſter befördert.) i 


Der Kampf gegen den Nationalſozialismus jedoch ging weiter: 


Am 3. März 1934 erging eine Verordnung betreffend „Vorkehrungen zur 
Sicherung einer mit den Intereſſen der Allgemeinheit übereinſtimmenden 
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Geſchäftsführung privatwirtſchaftlicher Körperſchaften“, wodurch die 
Einſetzung von „Aberwachungsperſonen“ ermöglicht wurde. 

Eine Verordnung vom 9. März ermöglichte es allen Betrieben, Arbeits 
ner wegen nationalſozialiſtiſcher Geſinnung friſtlos zu ent⸗ 

aſſen. 

Am gleichen Tage erging eine Verordnung betreffend die „Aber— 
prüfung der Geſchworenen- und Schöffenliſten“, um auch hier 
„nationaljozialiftiich Verdächtige“ auszuſchließen. 

Am 26. März wurde durch Verordnung eine außerordentliche Sicher⸗ 
heitsſteuer eingeführt, um den Terrorapparat der Regierung zu 
finanzieren. 

And am darauffolgenden Tage erging eine Verordnung, nach der den Be⸗ 
trieben die zwangsweiſe Einſtellung von Schutzkorpsangehörigen 
in einem beſtimmten Verhältnis auferlegt wurde. A 


Um 4, März 1934 kündigte Bundeskanzler Dollfuß eine neue Ver— 
faſſung an! 


13* 
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16. Abſchnitt: 


Verfaſſung 1934 und Konkordat 


Sech. So ſollte alfo das Frühjahr 1934 der Bevölkerung Sſterreichs noch 


Konkordat und 
"Tome eine „Verfaſſung“ beſcheren, außerdem ein Konkordat und eine Regie- 


Be rungsumbildung. Alle drei Ereigniſſe fallen nicht nur zeitlich zu⸗ 
ſammen, ſondern ſtehen auch ideell in engſter Verbindung miteinander: 
Die totalitäre Verbrämung des Volksverrats und Rechtsbruchs der 
Dollfuß-Diktatur durch die „Waiverfaſſung“, Starhembergs Verrat an 
der Heimwehr und an feinem Rivalen Fey im Zuge der Regierungs- 
umbildung, der gottesläſterliche Mißbrauch der Religion zur Redt- 
fertigung eines volksfeindlichen Gewaltregimes und ſeine klerikale 
Sanktionierung durch das Konkordat! 
re gh. Eine am 31. März 1934 in Kraft geſetzte „autoritäre“ einſtweilige 
Stadtordnung für Wien bildete ſozuſagen den Auftakt. Und als der 
ultraklerikale Herr Schmitz am 6. April zum Bürgermeiſter der Stadt 
Wien ernannt wurde, beſtand ſeine erſte Handlung darin, in Gegenwart 
des Bundeskanzlers Dollfuß in ſeinem Amtszimmer ein Kruzifix 
Mißbrauch weihen zu laffen! In jener Zeit ſchmachteten Tauſende von National- 
Christentums ſozialiſten in den Kerkern dieſes blutbefleckten Regimes, das die Ver- 
antwortung auf ſich geladen hatte, Wien im Februar in ein grauen⸗ 
haftes Schlachtfeld verwandelt zu haben, und dem in ſeiner feigen 
Flucht vor einer Volksbefragung jegliche innere Berechtigung fehlte. 
Nie iſt der Name Gottes ſchamloſer mißbraucht worden als unter dem 
Regime der Dollfuß, Schuſchnigg und Konſorten, dieſer übelſten Spiel⸗ 
art des politiſchen Katholizismus, die Oſterreich zum Bollwerk gegen 
das nationalſozialiſtiſche Deutſchland und das Geſamtdeutſchtum zu 
machen trachteten. 

Die enge Verkoppelung der zutiefſt unſittlichen Diktatur Dollfuß mit 
der Kirche erhellt aus der bereits im vorigen Abſchnitt erwähnten Tat⸗ 
ſache, daß man den Austritt aus der katholiſchen Kirche als ſtaats⸗ 
feindliche Handlung zu werten begann, ebenſo wie aus der Verordnung 
des Unterrichtsminiſters Schuſchnigg vom 16. Auguſt 1933 zur Er⸗ 
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ſchwerung des Kirchenaustritts (3. B. Vorladung, um feſtzuſtellen, ob 
der Antragſteller nicht geiſtesgeſtört [1] ſei). Symptomatiſch war es 
auch, daß Dollfuß die bereits im vorhergehenden Abſchnitt behandelte 
erſte Kundgebung der „Vaterländiſchen Front“ (11. September 1933) 
im Rahmen des Katholikentages in Wien (Bd. 1933, S. 286) durch⸗ 
führte. Im Rahmen dieſer Tagung gab er auch die Erklärung ab, er 
wolle „ſtändiſche“ Formen im Sinne der päpftlihen Enzykliken 
(des Papſtes Pius XI.) „Quadragesimo anno“ und „Rerum novarum“ 


zur Grundlage der neuen Verfaſſung machen. (Im gleichen Monat $ 


hat der chriſtlich⸗ſoziale Herr Ender, früher einmal Bundeskanzler, 
den Auftrag erhalten, dieſe Verfaſſung auszuarbeiten.) 

And die Biſchöfe zeigten fich auf der anderen Seite für fo viel Chrift- 
lichkeit erkenntlich und beſcheinigten (in einem Hirtenbrief vom 23. De- 
zember 1933) dem vom Volke abgelehnten Terror-Regime Dollfuß: 

„Die ſtaatliche Autorität, im tiefſten Grunde in Gott ſelbſt verankert, 
muß... als Stellvertreterin Gottes anerkannt werden.“ 

— um dann heftig gegen den Nationalſozialismus zu wettern. 

Wenn dann die Salzburger Landesverfaſſung (14. September 1934) 
mit den Worten beginnt: 

„Im Namen Gottes des Allmächtigen, von dem alles Recht aus⸗ 
geht, und unter Anrufung der Gottesmutter und der Landespatrone, 
der Heiligen Nupertus und Vergilius, erhält das Land Salzburg auf 
ſtändiſcher Grundlage dieſe Landesverfaſſung: .. 

— und andere Bundesländer in ihren in gleicher Weiſe diktierten „Ver⸗ 
faſſungen“ eingangs erklären, der betreffende Landtag habe „auf die 
Fürbitte des Heiligen...“ (nämlich des jeweiligen „Landespatrons“) 
dieſe Verfaſſung beſchloſſen, fo überfteigt eine ſolche heuchleriſche Blag- 
phemie alles vorſtellbare Maß. — 

Daß das am 1. Mai 1934 bekanntgegebene Konkordat, das die Re- 
gierung Dollfuß mit dem Vatikan geſchloſſen hatte, allen klerikalen 
Wünſchen weitgehend entgegenkam, braucht bei ſolcher Sachlage kaum 
weiterer Ausführung. Es ſtellte die von Bundeskanzler Dollfuß und 
Unterrichtsminiſter Schuſchnigg geſchaffene Grundlage zur Ausliefe⸗ 
rung der geſamten Jugenderziehung an die Kirche dar. Es ſollte den 
Sieg der „actio catholica“ auf allen Gebieten des Lebens fihern und 
hatte im übrigen — als Machwerk eines illegalen und rechtsbrüchigen 
Regimes — ebenſowenig wirkliche Rechtskraft wie andere „Abſchlüſſe“ 
des Herrn Dollfuß, insbeſondere die Verfaſſung, als deren Beftand- 
teil es veröffentlicht wurde! 


nd nun zu dieſer neuen „Verfaſfung“ ſelbſt: Dollfuß, der ſich durch d 


den übelſt 


im vorhergehenden Abſchnitt eingehend geſchilderte „Selbſtausſchaltung 


en Taſchenſpielertrick der Parlamentsgeſchichte (nämlich die 19 
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des Parlaments“) zum „Diktator“ gemacht hatte und ſeither wider jeg⸗ 
lichen Anſtand und wider jegliche Logik die Lüge verfochten hatte, die 
Verfaſſung laſſe keine Möglichkeit zu, den Nationalrat neu einzuberufen, 

— da er ad infinitum ohne Präſidium und ſomit ohne Arbeitsmöglichkeit 

weitertagen müſſe (alſo eine Art Geſpenſterſchiff der Parlamentsgeſchichte) —, 
— der gleiche Bundeskanzler Dollfuß ſuchte nun, dem verlogenen 
Charakter ſeines Regimes entſprechend, eine Art „Sanktionierung“ der 
Verfaſſung, die er dem Volke Öfterreich8 zu diktieren gedachte. Wozu 
er den unglückſeligen und juriſtiſch ſo geſpenſtiſchen Nationalrat be⸗ 
nötigte! und auf einmal war möglich, was bisher angeblich un= 
möglich geweſen war. Auf Grund des famoſen „kriegswirtſchaftlichen 
Ermächtigungsgeſetzes“ konnte man plötzlich am 24. April 1934 die be⸗ 
reits im vorhergehenden Abſchnitt zitierte Verordnung über die Ab— 
änderung der Geſchäftsordnung des Nationalrats erlaſſen, in der es hieß: 


„Iſt jedoch das Amt aller drei Präſidenten durch Zurücklegung erloſchen, ſo 
iſt derjenige Abgeordnete, der der ſtärkſten im Nationalrat vertretenen 
Partei angehört und Witglied des früheren Präſidiums war, zur Führung 
der Präſidialgeſchäfte und des Vorſitzes im Nationalrat bis zur Wahl des 
neuen Präſidenten berufen.“ 


Auf dieſe Art und Weiſe holte man unter dem Präſidium des 
chriſtlich-ſozialen Dr. Ramet den alten Nationalrat zu einer Sitzung 
am 30. April 1934 zuſammen, um die geplante Verfaſſungsänderung 
„legal“ zu machen. Daß nach Artikel 44 der bisherigen Verfaſſung eine 
ſolche Geſamtänderung nur durch Volksabſtimmung vorgenommen 
werden konnte, ließ die Regierung Dollfuß kalt. Sie ſchämte ſich auch 
keineswegs der traurigen Komödie dieſer ſogenannten „Nationalrats⸗ 
ſitzung“ vom 30. April, die praktiſch eine Zuſammenkunft der Chriſtlich⸗ 
Sozialen Partei darſtellte. Von den 165 Nationalräten war nicht einmal 
die Hälfte erſchienen, nämlich nur 76: 

66 Chriſtlich⸗Soziale, 
6 Heimatſchutzabgeordnete, 
2 Großdeutſche, 
2 Landbündler. 

Die Sozialdemokraten waren auf Grund der Februarereigniſſe (ſiehe 
15. Abſchnitt) ihrer Mandate verluſtig erklärt worden. Die Großdeutſchen 
und Landbündler waren (bis auf „Horchpoſten“) ferngeblieben. 

Hinzukommt, daß die Nationalſozialiſten als ſtärkſte Partei (ſiebe 
die im 15. Abſchnitt behandelten Innsbrucker Wahlen) auf Grund der 
ſpſtematiſchen Wahlſabotage der Regierung im Nationalrat überhaupt 
noch nicht vertreten geweſen waren! 

Dieſer „Nationalrat“ vom 30. April ſtellte ſomit eine geradezu lächer⸗ 
liche Minderheit dar. Ihn als „Volksvertretung“ in Anſpruch zu nehmen, 


ſo etwas konnte nur das Regime Dollfuß, dieſe zum Syſtem erhobene 
Heuchelei, fertigbringen! 


Aber die großdeutſchen Proteſte ging dieſe chriſtlich⸗-ſoziale Partei⸗ 
verſammlung unter Herrn Dr. Ramek hinweg. Man unterbrach nach 
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kurzer Zeit die „Nationalratsſitzung“, um den Verfaſſungsausſchuß 
zwiſchendurch „beraten“ zu laſſen, was er etwa eine halbe Stunde lang 
tat. Dieſe bemerkenswerte „Beratung“ behandelte 471 (1) von der Re- 
gierung feit dem berüchtigten 4. März 1933 erlaffene Verordnungen, 
darunter eine „Verordnung über die Verfaſſung des Bundes— 
ſtaats Öfterreich“ vom 24. April 1934, 
nach der die Verfaſſung auf Grund des „kriegswirtſchaftlichen Ermächti⸗ 
gungsgeſetzes“ erlaſſen worden war und die Negierung ermächtigt wurde, 
dieſe Verfaſſung mit Datum vom 1. Mai bekanntzumachen. (Die Verfaſſung 
ſelbſt wurde der Einfachheit halber gar nicht erſt vorgelegt.) 

Da offenbar 471 Vorlagen für eine halbſtündige „Beratung“ noch 
zu wenig erſchienen, „befaßte“ ſich dieſer tüchtige Verfaſſungsausſchuß 
auch noch mit einem von der Regierung vorgelegten Ermächtigungs = 
geſetz (das endlich an die Stelle des „kriegswirtſchaftlichen Ermächti⸗ 
gungsgeſetzes“ von 1917 treten ſollte, welch letzteres ſomit nach un⸗ 
geahnter Karriere endlich feiner wohlverdienten hiſtoriſchen Ruhe zurüd- 
gegeben werden ſollte), dem Geſetz „über außerordentliche Maß— 
nahmen im Bereich der Verfaſſung“; dieſes Geſetz löfte das Par⸗ 
lament auf und übertrug das Geſetzgebungsrecht auf die Regierung. 

Der Verfaſſungsausſchuß ſtimmte in Bauſch und Bogen ſämtlichen 
Vorlagen zu; das gleiche tat die daraufhin wieder aufgenommene 
„Nationalratsſitzung“. (Lediglich die beiden großdeutſchen Abgeordneten 
gaben Nein-Stimmen ab.) 

Am darauffolgenden Tage, am 1. Mai 1934, erfolgt die „Kund⸗ 
machung“ der „Verfaſſung 1934“, Dieſe „Verfaſſung“ genannte, 
„ chriſtlich“ und „vaterländiſch“ verbrämte Formulierung einer rechts⸗ 
widrigen Volksunterdrückung beginnt mit folgenden Sätzen: 

„Im Namen Gottes, des Allmächtigen, 
von dem alles Recht ausgeht, 
erhält 
das öſterreichiſche Volk 
für feinen chriſtlichen, deutſchen Bundesſtaat auf ſtändiſcher 
Grundlage 
dieſe 
Verfaſſung: 
Artikel 1. 
Oſterreich ijt ein Bundesſtaat. 
Artikel 2. 
Der Bundesſtaat iſt ſtändiſch geordnet und beſteht aus der bundes⸗ 
unmittelbaren Stadt Wien und den Ländern: Burgenland, Kärnten, Nieder⸗ 
österreich, Oberöſterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg.“ 


So wird — wie üblich unter mißbräuchlicher Anrufung Gottes — 
dieſes Verfaſſungsprodukt eingelcitet, deffen Hauptaufgabe darin be: 


itebt, die klerikale Hollfuß⸗ Diktatur vor dem Willen der Bevölkerung 
zu ſchützen. 
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Wenn es im Artikel 16 heißt: 

„Alle Bundesbürger ſind vor dem Geſetze gleich. Sie dürfen in den 
Geſetzen nur ſoweit ungleich behandelt werden, als es ſachliche Gründe 
rechtfertigen“, 

oder in zahlreichen anderen Beſtimmungen ſtaatsbürgerliche Rechte an 
die Vorausſetzung „vaterländiſcher“ Geſinnung geknüpft werden, ſo 
bedarf es keiner weiteren Erklärung darüber, daß es ſich in Wirklichkeit 
um die Ausſchaltung der Volksmehrheit handelt, die regierungsfeindlich 
und ſomit nach Dollfuß' Sprachgebrauch nicht, vaterländiſch“ iſt. Der 
Artikel 44 beſtimmt: 


„Die Geſetzgebung des Bundes übt nach Vorberatung der Geſetzentwürfe 
durch den Staatsrat, den Bundeskulturrat, den Bundeswirt— 
ſchaftsrat und den Länderrat (vorberatende Organe) der Bundestag 
(beſchließendes Organ) aus.“ 


In all diefe Gremien gelangen jedoch nur Leute, die dem Regime 
hörig find. So beſtimmt Artikel 46: 

„In den Staatsrat beruft der Bundespräſident auf die Dauer von 
zehn Jahren verdiente, charaktervolle Bundesbürger, von denen nach ihrem 
bisherigen Verhalten und nach ihren bisherigen Leiſtungen volles Ver— 
ſtändnis für die Bedürfniſſe und für die Aufgaben des Staates zu ere 
warten iſt.“ 

und Artikel 47: 


„Der Bundeskulturrat beſteht aus 30 bis 40 Vertretern von geſetz⸗ 
lich anerkannten Kirchen- und Religionsgeſellſchaften, des Schulz, 
Erziehungs- und Volksbildungsweſens, der Wiſſenſchaft und der Runft... 

Die Berufung der Mitglieder des Bundeskulturrates (Bundeskulturräte) 
regelt das Bundesgeſetz nach Grundſätzen, die die Beſchickung des Bundes⸗ 
kulturrates mit vaterlandstreuen Mitgliedern gewährleiſten.“ 

Den letztgenannten Satz enthält der Artikel 48 in gleicher Weiſe hin⸗ 
ſichtlich des „Bundeswirtſchaftsrats“, und auch der „Länderrat“ 
(Artikel 49) ift „obrigkeitlich“ zuſammengeſetzt: 

„In den Länderrat entſendet jedes Land den Landeshauptmann und 
das mit der Führung der Landesfinanzen betraute Mitglied der Landes- 
regierung, die Stadt Wien den Bürgermeiſter und einen von ihm be⸗ 
ſtellten weiteren Vertreter, der mit den Finanzen der Stadt vertraut ſein 
ſoll.“ 


Und das „beſchließende Organ“, der „Bundestag“, beſteht gemäß 


Artikel 50 
„aus 20 Abgeordneten des Staatsrates, 10 Abgeordneten des Bundes- 
kulturrates, 20 Abgeordneten des Bundeswirtſchaftsrates und 9 Mitgliedern 
des Länderrates“ 
und ſomit aus den gleichen „vaterlandstreuen“ Elementen wie die vor⸗ 
genannten „beratenden Organe“. Es kann alſo beim beſten Willen 
nichts paſſieren, was der Regierung nicht genehm fein könnte. Der 
Artikel 65 bringt die Möglichkeit einer Volksabſtimmung, aber nur auf 
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Beſchluß der Bundesregierung. Und um ganz ſicher zu gehen und auch 
die Möglichkeit auszuſchalten, daß etwa auf dem Wege über eine 
Bundespräſidentenwahl der Volkswille zum Durchbruch kommen 
könne, beſtimmt der Artikel 73: 

„Der Bundespräſident wird von den Bürgermeiſtern aller Orts— 
gemeinden des Bundesgebietes auf Grund eines Dreiervorſchlages der 
Bundesverſammlung in geheimer Abſtimmung gewählt.“ 

Dieſe Regelung beſitzt nicht nur den Reiz der Neuheit, ſondern auch 
die Annehmlichkeit, daß die Bürgermeiſter vorher vom Bundespräſi⸗ 
denten ernannt worden ſind, ſo daß jeglicher „Gefahr“ vorgebeugt iſt. 

Um ein übriges zu tun, geben die Artikel 147 und 148 der Bundes⸗ 
regierung bzw. dem Bundespräſidenten noch ein Notverordnungs— 
recht in die Hand. 

Bemerkenswert an dieſer Verfaſſung iſt immerhin noch eines: Die 
groß verkündeten „ſtändiſchen Formen“ beſtehen darin, daß überall bei 
der Zuſammenſetzung der verſchiedenen Körperſchaften die Beteiligung 
ſtändiſcher Organiſationen vorgeſehen iſt. Solange jedoch die „Organiſa— 
tion der Stände“ nicht vorhanden iſt (und bis zu ihrem Vorhandenſein 
konnten nach Anſchauung der Regierung noch Jahre vergehen), wird 
auf Grund des weiter oben behandelten „Ermächtigungsgeſetzes“ alles 
von der Regierung (im Wege von Ernennungen uſw.) allein beſorgt. 
Sogar der an ſich ſchon ziemlich „ungefährliche“ ſtändiſche Phraſen⸗ 
ſchwall ſtellt ſich ſomit vorerſt lediglich als zukünftige Kuliſſe dar. 

Und das „Bundes erfaſſungsgeſetz vom 19. Juni 1934 betr. den 
Abergang zur ſtändiſchen Verfaſſung (⸗Verfaſſungsübergangs⸗ 
geſetz 1934)“ beſtimmte hinſichtlich der bisherigen Geſetze in ſeinem 83: 

„Die in einzelnen Geſetzen dem Nationalrat (der Nationalverſammlung) 
oder dem Bundesrat oder einem Ausſchuß eines dieſer Vertretungskörper 


‚Der 1. Mai 1934, dieſer „Feſttag der Öfterreicher“ (wie ihn die Re- 
gierungspreſſe feierte), beſchenkte die Bevölkerung Öfterreich8 noch mit 


einem Geſetz, das die „Vaterländiſche Front“ zu einer „Körper- Fed 


ſchaft öffentlichen Rechts“ erklärte: 
= 35 ein auf autoritärer Grundlage aufgebauter Verband des öffentlichen 
echts .. . 
auserſehen, 
. der Träger des öſterreichiſchen Staatsgedankens zu fein...“ 
7 „Sein Ziel ift die politiſche Zuſammenfaſſung aller Staatsangehörigen, 
ie auf dem Boden eines ſelbſtändigea, chriſtlichen, deutſchen, berufsſtändiſch 
der Perten Bundesſtaates Hiterreich ſtehen und fih dem derzeitigen Führer 
aterlä 


1 erländiſchen Front oder dem von dieſem beſtimmten Nachfolger 
nterſtellen.“ 
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Die Praxis lief darauf hinaus, daß jeder Volksgenoſſe zur Erhaltung 
der eigenen Exiſtenz gezwungen wurde, der VF. beizutreten und das 
rotweißrote Bändchen im Knopfloch zu tragen — ein Attribut, das allen 
Beamten und Staatsangeſtellten überdies auch amtlich zur Pflicht ge⸗ 
macht wurde (Erlaß vom 14. Juni 1934). 

And der gleiche 1. Mai brachte außerdem eine Regierungsumbil— 
dung, ein Produkt langwieriger Verhandlungen und zäher Intrigen im 
Regierungslager: Starhemberg wurde Vizekanzler — an Stelle 
ſeines Rivalen Fey, der Dollfuß gefährlicher erſchien. Dollfuß hatte 
den in der Heimwehr ſchon längere Zeit ſich auswirkenden Gegenſatz 
Starhemberg — Fey dazu benutzt, um den läſtigen Fey kaltzuſtellen 
und gleichzeitig die Heimwehr als ſolche ihrer immer noch gefährlich 
erſcheinenden Selbſtändigkeit zu berauben. Und Starhemberg war für 
das Linſengericht der Vizekanzlerſchaft gern bereit, nicht nur feinen 
Rivalen Fey auszuſtechen, ſondern auch die Heimwehr als Morgen- 
gabe an die VF. zu verhökern. 

Fey behielt zwar noch das Sicherheitsminiſterium, mußte jedoch das 
„Freiwillige Schutzkorps“ an die von Starhemberg geführte „Wehr— 
front“ abgeben, die als zivile Ergänzung des Bundesheeres galt und 
ihre Weiſungen nur vom Bundeskanzler erhielt. 

Dieſer „Wehrfront“ gehörten jetzt an die HW. („Heimatſchutz“), die „Oſt⸗ 
märfifchen Sturmſcharen“ Schuſchniggs, der gleichfalls chriſtlich⸗ſoziale 
„Freiheitsbund“, die „Chriſtlich⸗ſoziale Turnerſchaft“. Die „Bauernwehren“ 
des Landbundes fehlten, da letzterer ſeit der Entthronung des von ihm ge⸗ 
ſtellten Vizekanzlers Winkler verärgert abſeits ſtand. 

Starhemberg übernahm außerdem wieder die Vertretung des Bundes⸗ 
kanzlers in der politiſchen „Front“, der BF. 

Somit glaubte Dollfuß alles aufs befte geregelt: Jede Widerſtands⸗ 
möglichkeit war ausgeſchaltet; zum mindeſten war eine „erlaubte“ 
Meinungsäußerung der Volksmehrheit nicht mehr denkbar. Mißliebige 
Parteien waren verboten, insbeſondere die NSDAP., und fogar auf 
die „regierungstreuen“ konnte man jetzt verzichten, da man ja über die 
„Vaterländiſche Front“ verfügte, eine Einrichtung, die man noch viel 
ſicherer in der Hand hatte. So verfielen auch die noch verbliebenen 
Parteien der Auflöſung, ſogar die Chriſtlich-Soziale Partei (deren ver— 
fügte Auflöſung der Parteivorſtand freilich erſt am 27. September 1934 
vollzog). 
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Nationalſozialiſtiſcher Volksaufſtand 


381 Z l 
Die Maßnahmen des 1. Mai 1934 (Verfaffung, Vaterländiſche Front ge 
SSC 3 S 9 onal⸗ 
uſw.) waren ſelbſtverſtändlich in erſter Linie gegen die national- fed ber ge 
ſozialiſtiſche Volksbewegung gerichtet, der bereits die Mehrzahl und das 
der Volksgenoſſen Öfterreichg anhing. Dieſe Maßnahmen dienten dar⸗ 
über hinaus dem reichsfeindlichen Zweck, ein klerikal⸗legitimiſtiſches 
Bollwerk gegen jede großdeutſche Entwicklung aufzurichten. Bei dieſer 
eindeutigen Frontſtellung darf es nicht wundernehmen, daß ſich die 
Nationalſozialiſten Oſterreichs zur Wehr ſetzten und ihren Kampf gegen 
das volksfeindliche Regime Dollfuß noch ſteigerten. Dollfuß, der ſeine 
innere Ablehnung gegenüber Deutſchland auch auf weniger politifchen 
Gebieten in beſonders eindringlicher Weiſe anläßlich einer geplanten 
Kinderverſchickung nach dem Reich gezeigt hatte, 
(der bereit3 weiter oben einmal erwähnte „Rampfring der Deutich-Biter- 
reicher im Reich“ hatte im Frühjahr 1934 den Plan ermöglicht, etwa 10000 
Kinder aus armen öſterreichiſchen Familien während ihrer Ferien ins Reich 
zu bringen, um ſie hier zu kräftigen und zu pflegen. Dieſem Werk der 
Nächſtenliebe ſtellte ſich die Regierung Oſterreichs mit der Verweigerung 
der Ausreiſegenehmigung entgegen. Vom Bundeskanzleramt erging an die 
zuſtändigen Stellen die Aufforderung, „auf jeden Fall zu verhindern, daß 
Kinder öſterreichiſcher Staatsbürger im Zuge dieſer Aktion nach Deutſch⸗ 
land gelangen“) (Siehe Bd. 1934, S. 257—258.) 
ging dazu über, die feit dem Februaraufſtand gefangenen Marxiſten zu TEEN 
amneſtieren, um ſomit in Richtung der marxiſtiſchen Oppoſition be= Marrſſten 
ruhigend zu wirken und alle Hände für ſeinen Hauptgegner, den 
Nationalſozialismus, freizubekommen. 
Freilich gelang es Dollfuß nicht, die marxiſtiſche Oppoſition zu be⸗ 
ſeitigen, die ſich nach wie vor in Agitation und Sabotageakten bemerkbar 
machte. (So wurde zum Beiſpiel noch am 15. Juli 1934 bei Wien eine 
kommuniſtiſche Geheimverſammlung feſtgeſtellt und polizeilich ausgehoben, 
an der ſich gegen 1000 Menſchen beteiligt hatten.) 
Gegen die Demonſtrationen nationalſozialiſtiſcher Volksgenoſſen, 
gegen die Papierbölleraktionen und die Detonationen, deren Dröhnen 
gerade in jenen Wochen beſonders vernehmlich wurde und die innere 
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Hohlheit des Syſtems der „Verfaſſung 1934“ verdeutlichte, ſetzte der 
Bundeskanzler die Mittel ſtaatlichen Terrors in aller Schärfe ein. Am 
26. Mai 1934 dehnte die Bundesregierung das beſtehende Standrecht 
auch auf das Werfen von Papierböllern aus. Ein „Strafrechts⸗ 
änderungsgeſetz“ vom 19. Juni führte außerdem die Todesſtrafe auch 
im ordentlichen Verfahren wieder ein — unter ausdrücklicher Bezug⸗ 
nahme auf Delikte gegen das Sprengſtoffgeſetz. Schnellgerichte 
wurden zur Aburteilung eingeſetzt, und am 10. Juli wurde die Todes⸗ 
ſtrafe ſogar für den bloßen Beſitz von Sprengmitteln eingeführt. 

Da aber die ſtaatlichen und bisherigen halbſtaatlichen Sicherheits⸗ 
organe nicht mehr auszureichen ſchienen, der Exploſionen in ganz Oſter⸗ 
reich Herr zu werden, greift die Bundesregierung noch zu einem weiteren 
Hilfsmittel: Als „Selbſthilfemaßnahme“ der Bevölkerung ordnet ſie 
(11. Juni) die Aufſtellung von „Ortswehren“ an. „Vaterlandstreue“ 
Freiwillige ſollen in dieſen Ortswehren zu Bereitſchaften zuſammen⸗ 
geſtellt und angewieſen werden, die ſtaatlichen Exekutivorgane im 
Kampf gegen „vaterlandsſchädigende Elemente“ zu unterſtützen. Man 
ſichert ihnen von vornherein Strafloſigkeit zu für den Fall „unbeab- 
ſichtigter“ Verſtöße gegen Vorſchriften und öffnet damit jeglichem 
brutalen Terror Tür und Tor! Im übrigen heißt es: 

„Sie ſollen auch, insbeſondere in kleineren Dörfern, der vaterlandstreuen 
Bevölkerung das Gefühl der Sicherheit gegenüber den üblichen national⸗ 
ſozialiſtiſchen Ausſchreitungen geben. Im entſcheidenden Moment ſollen ſie 
aber auch ſelbſtändig vorgehen Our 

Da ſich zu dieſen Ortswehren keineswegs die beſten Elemente melden, 
ſondern zum Teil ſogar kriminell vorbeſtraftes Geſindel, kommt es bald 
allerorten zu täglichen blutigen Aberfällen und Zuſammenſtößen. 

Dollfuß ſcheut nicht einmal davor zurück, die Unabhängigkeit der 
Richter, dieſes ſelbſtverſtändliche Merkmal jedes Kultur- und Rechts⸗ 
ſtaats, außer Kraft zu ſetzen, um den Kampf gegen die Nationalſozia⸗ 
liſten ohne jegliche Hemmung von Recht und Gerechtigkeit führen zu 
können. (Dieſe Außerkraftſetzung erfolgt durch den § 28 des bereits im 
16. Abſchnitt behandelten „Verfaſſungsübergangsgeſetzes“ vom 19. Juni 
1934.) 

Während fih das Regime Dollfuß außenpolitiſch bemüht, die im 
15. Abſchnitt behandelten „Römiſchen Protokolle“ durch zahlreiche 
Reiſen nach Budapeſt (am 1. Juni Starhemberg, am 12. Juni Fey, 
am 14. Juni Dollfuß) zu aktivieren, iſt es im Innern weiter damit be⸗ 
ſchäftigt, den überall von „nationalſozialiſtiſch verdächtigen“ Elementen 


durchſetzten Staatsapparat zu „ſäubern“. Solche „Arbeiten“ übernimmt 


nun die „Vaterländiſche Front“, und Hunderte von Beamten werden 
aus ihren Stellungen herausgeworfen. — Durch weitere geſetzliche 
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Maßnahmen will man außerdem alles Nationalſozialiſtiſche bereits im 
Nachwuchs des Volkes ausrotten. So befaßt ſich ein Bundesgeſetz vom 
15. Juni mit den Reifeprüfungen an den Wittelſchulen, die aus⸗ 
zuſetzen find, wenn die Prüflinge politiſch belaſtet erſcheinen. Gleidh- 
zeitig wird verfügt, daß ſchlechte Betragensnoten wegen politiſcher Be⸗ 
tätigung die Zulaſſung zu den öſterreichiſchen Hochſchulen verbieten. 
(In dieſem Zuſammenhang ſei übrigens auch ein Erlaß des Unterrichts⸗ 
miniſters Schuſchnigg vom 4. Juni 1934 betreffs Einführung der reinen 
Konfeſſionsſchule erwähnt.) ` 

Und am 11. Juli 1934 überraſcht Bundeskanzler Dollf uß die Öffent- 
lichkeit mit einer erneuten Regierungsumbildung: In ſeiner 
eigenen Hand vereinigt er jetzt das Amt des Bundeskanzlers und 
die Minifterien des Äußeren, der Landesverteidigung, des 
Sicherheitsweſens und der Landwirtſchaft. Daß dieſe diktatoriſch 
anmutende „Regierungskonzentration“ der Stellung des Vizekanzlers 
den größten Teil der Bedeutung nimmt und ſomit kaum als „Ver⸗ 
trauensvotum“ für Starhemberg gewertet werden kann, iſt recht offen⸗ 
ſichtlich. Dollfuß ift es aber gleichzeitig gelungen, Starhembergs 
Rivalen, Bundesminiſter Fey, noch weiter an die Wand zu drücken, 
dem das Sicherheitsminiſterium ſomit abgenommen iſt und der ſich mit 
dem Amt eines „Generalſtaatskommiſſärs für außerordentliche Siche⸗ 
rungsmaßnahmen“ begnügen muß. — Diktator Dollfuß fühlt ſich gleich⸗ 
zeitig bemüßigt, den Berliner öſterreichiſchen Geſandten Tauſchitz bis 
auf weiteres zurückzuberufen. 

Um den Regierungseinfluß in den Betrieben zu ſichern, befiehlt am 
12. Juli 1934 ein Bundesgeſetz die Schaffung von „Werksgemein— 
ſchaften“ aus „Vertrauensmännern“ Dieſe Vertrauensmänner werden 
vorerſt vom katholiſchen Gewerkſchaftsbund ernannt und von der VF. 
in ihren Stellungen geſchützt. 

Dieſem Schutz der „Vaterlandstreuen“ ſteht die alles vorſtellbare 


Maß überjteigende Entrechtung nationalſozialiſtiſch eingeftellter T 


Volksgenoſſen gegenüber, für die z. B. ein Bundesgeſetz vom gleichen 
Tage die Mieterſchutzbeſtimmungen praktiſch außer Kraft ſetzt! 
Die Bundesregierung treibt jetzt die Dinge gewaltſam auf die Spitze. 
Ihre Maßnahmen überſchlagen ſich geradezu. Am 17. Juli 1934 entzieht 
ſie denjenigen, die mehrere Nationalſozialiſten zu Beſuch empfangen, 
den Schutz des eigenen Obdachs. Eines Tages werden in Wien alle 
Volksgenoſſen verhaftet, die eine Kornblume im Knopfloch tragen — 
ein andermal die Träger weißer Strümpfe, da es ſich bei dieſen 
egenſtänden um getarnte nationalſozialiſtiſche Abzeichen handle. 
leichzeitig nimmt der Terror der Schutzkorps, Ortswehren, Heimwehr 
uſw. immer unerträglichere Formen an. (Zum Beiſpiel ſei an den am 
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21. Juli in Patſering [Kärnten] erfolgten Schutzkorps-Mord an dem 
Nationalſozialiſten Petſchnig erinnert.) 

Und Hand in Hand damit geht der Terror der Standgerichte. Vom 
17. Juni an werden Standgerichtsurteile gegen Nationalſozialiſten ge⸗ 
fällt, zunächſt ſchwere Kerkerſtrafen, dann Todesſtrafen. Als aber dann 
am 24. Juli die erſte ſtandrechtliche Hinrichtung an einem 
Nationalſozialiſten, Willibald Egger, vollzogen wird, bricht der 
Aufſtand los. Bereits am 25. Juli befindet fih das Regime in blutiger 
Auseinanderſetzung mit nationalſozialiſtiſchen Kämpfern. : 

Die Wiener Ereigniſſe dieſes Tages in allen Einzelheiten wieder— 
zugeben ift im Rahmen unſerer Betrachtung unmöglich. Eine ein- 
gehende Darſtellung würde einen Raum beanſpruchen, der den Rahmen 
des vorliegenden Bandes weit überſchreiten würde, zumal die un: 
durchſichtige Haltung mancher Regierungsmitglieder eine reſtloſe Auf- 
klärung auch bis heute noch nicht erfahren hat und wohl einer 
ſpäteren Zeit überlaſſen bleiben muß, während die Wotive und die 
kämpferiſche Haltung der die Aktion tragenden Nationalſozialiſten klar 
vor Augen ſteht. Angeſichts der Tatſache, daß das Maß der damaligen 
Gewalthaber übervoll war und die blutige Auseinanderſetzung nach 
dem erſten ſtandrechtlichen Mord an einem Nationalſozialiſten unver» 
meidlich ſchien, mußte eine ſchlagartige Aberrumpelungsaktion als die 
unblutigſte Löſung angeſehen werden, um das Blutbad eines haß⸗ 
erfüllten und anhaltenden Bürgerkriegs zu vermeiden. Und es fanden 
ſich Männer, die eine ſolche kühne Aktion übernahmen. Unter der Füh— 
rung von Dr. Wächter wurde diefe Aktion in Angriff genommen, mili- 
täriſch geführt von Dr. Glaß, dem die 73 -Standarte 89 unterſtand, 
die ſogenannte „WMilitärſtandarte“, die fih vorwiegend aus ehemaligen 
Heeresangehörigen zuſammenſetzte (die wegen ihrer nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Geſinnung entlaſſen worden waren). Zu den Geſinnungsfreunden 
in Polizei und anderen Behörden war die Verbindung aufgenommen, 
ebenſo zu Dr. Rintelen, der damals öſterreichiſcher Geſandter in Rom 
war und der nach dem Sturz des Kabinetts Dollfuß zunächſt die Re- 
gierung übernehmen ſollte. Der Plan beſtand darin, die Regierung zu 
verhaften und zum Rücktritt zu zwingen, gleichzeitig jedoch den Rund- 
funk in Beſitz zu nehmen und die neue Regierung auszurufen, um ſo 
den ſtaatlichen Apparat aktionsunfähig zu machen und gegebenenfalls 
die nationalſozialiſtiſchen Anhänger in Bewegung zu ſetzen. 

Abgeſehen von der Tatſache, daß die Aktion durch einen Verräter in 
der Polizei ſchon wenige Stunden vorher angezeigt wurde (und daß 
vorher die Kabinettsſitzung verſchoben worden war, ſo daß auch die 
Aktion hatte verſchoben werden müſſen), lief das Unternehmen plan⸗ 
mäßig an — obgleich es ſeitens der Polizei frühzeitig dem Bundes⸗ 
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miniſter Fey mitgeteilt wurde. (Daß ſich letzterer in dieſer Situation 
reichlich paſſiv verhielt, ift die erſte ungeklärte Einzelheit dieſes Tages, 
wenn man nicht einfach die Spannungen Feys zu Dollfuß und 
Starhemberg als hinreichendes Motiv (I) für ein ſolches Verhalten 
anſehen will.) 

Die Männer der Militärftandarte (154 Mann in Heeresuniformen) 
verließen in fünf Laſtwagen ihren Treffpunkt, die Halle des Deutſchen 
Turnvereins in der Siebenſterngaſſe, wo in letzter Minute die alar⸗ 
mierte Polizei eintraf und gerade noch den fünften Wagen mit Dr. Glaß 
anhalten konnte. Dr. Glaß konnte zwar entkommen und eilte ſeiner 
Truppe nach — zum Bundeskanzleramt, kam aber zu ſpät, da das Ge- 
bäude nach dem inzwiſchen erfolgten Eindringen der Nationalſozialiſten 
bereits abgeriegelt war. Ebenſo gelang es Dr. Wächter nicht mehr, 
Einlaß zu erhalten. Die Aktion wurde dadurch führerlos. 

Im Bundeskanzleramt am Ballhausplatz war — wenn auch ohne 
die vorgeſehene Führung — der Handſtreich unter Leitung von Holz⸗ 
weber und Planetta planmäßig geglückt, die Wachen überrumpelt 
und gefangengenommen, das Gebäude beſetzt. Freilich hatte Dollfuß 
auf Grund ihm zugegangener Warnung die Winiſterratsſitzung früh⸗ 
zeitig geſchloſſen und im Augenblick nur noch den Bundesminiſter Fey 
und den Staatsſekretär Karwinsky bei ſich, während die anderen 
Miniſter auf dieſe Art und Weiſe entkommen waren, z. B. Schuſchnigg, 
der nun ſofort alle ſtaatlichen Wachtmittel mobiliſierte. 

Gleichzeitig hatte ſich eine kleinere Gruppe Nationalſozialiſten 
(15 Mann) unter Domes durch Handſtreich in den Beſitz des NRavag⸗ 
Gebäudes (des Funkhauſes) geſetzt, geriet jedoch in Kürze in Kampf 
mit Schutzkorps und Polizei. Die Gruppe Domes veranlaßte, daß ſofort 
folgender Text über den Rundfunk geſendet wurde: 

„Hallo! Hallo! Hier Radio Wien! Die Regierung Dollfuß iſt zu⸗ 
rückgetreten. Geſandter Dr. Nintelen übernimmt die Regierung. 
Weitere Nachrichten folgen.“ 

Ein von außen kommender Schuß beſchädigte kurz darauf die Gende- 
anlage und machte weitere Sendungen unmöglich. In ganz Oſterreich 
jedoch wurden dieſe Sätze vernommen. Sie wurden zum Signal der 
nationalſozialiſtiſchen Volkserhebung. 

Gegen eine gewaltige Abermacht hielten die 15 Mann der Gruppe 
Domes das Sendehaus zwei Stunden lang gegen die wütenden An⸗ 
griffe der ſchwerbewaffneten Regierungstruppen. Hier fiel der National- 
ſozialiſt Schredt. 

Dem Bundeskanzleramt hatte "o inzwiſchen folgendes ereignet: 

GC eingedrungene Wannſchaft hatte ſofort das ganze Gebäude beſetzt 
und war hier mit dem flüchtenden Bundeskanzler Dollfuß zuſammen⸗ 
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geſtoßen, der durch einen Piſtolenſchuß ſchwer verwundet wurde und 
wenige Zeit ſpäter ſtarb. Sein Tod iſt heute noch unklar. Die Tötung 
Dollfuß' lag angeſichts des vorliegenden Aktionsplans keineswegs im 
Intereſſe der Aktion. (Einwandfrei ift lediglich die Tatſache, daß weſent⸗ 
lich ſpäter, als den ſchwer mißhandelten Nationalſozialiſten in der 
Warokkanerkaſerne vom Polizeipräſidenten Skubl eröffnet wurde, fie 
würden dezimiert, wenn ſich nicht derjenige freiwillig melde, der auf 
Dollfuß geſchoſſen habe, Planetta behauptete, er habe es getan.) 


Unterrichtsminiſter Schuſchnigg, der kurz vor Beginn der national- 
ſozialiſtiſchen Aktion den Ballhausplatz verlaſſen hatte, veranlaßte in⸗ 
zwiſchen die Einleitung der Gegenaktion. Eine rieſige Abermacht von 
Polizeitruppen und Schutzkorps, mit ſchweren Waffen ausgerüſtet, um⸗ 
ſtellte das Gebäude (Dr. Rintelen ließ fih in feinem Hotel überreden, 
zu Schuſchnigg ins Kriegsminiſterium zu kommen, damit „Blut⸗ 
vergießen verhütet“ werde. Dort wurde er verhaftet und ſpäter — am 
14. März 1935 — zu lebenslänglichem ſchwerem Kerker verurteilt.) 


In der gleichen Zeit verlangte Fey vom Balkon des von den 
Nationalſozialiſten beſetzten Bundeskanzleramts aus wiederholt nach 
Rintelen (womit die Rolle Feys bei dem tragiſchen Geſchehen noch 
unklarer wird). Am Abend erſchien vor dem Gebäude in Schuſchniggs 
Auftrag der Bundesminiſter Neuſtädter-Stürmer, um mit den Auf- 
ſtändiſchen zu verhandeln. Er forderte ſie zur Waffenniederlegung auf 
und bot freien Abzug über die Grenze nach dem Reich. Auf die 
Forderung der das Gebäude beſetzt haltenden Nationalſozialiſten be: 
kräftigte er dieſe Zuſage mit ſeinem Offiziersehrenwort und ſagte Abzug 
unter militäriſchem Schutz zu. Es wurde auch der deutſche Geſandte 
Dr. Rieth herbeigeholt, um diefe Abmachung zu ermöglichen. Die Be- 
ſatzung des Bundeskanzleramts legte daraufhin die Waffen nieder, zu⸗ 
mal jeglicher Widerſtand angeſichts der gewaltigen Abermacht völlig 
ausſichtslos erſcheinen mußte. 


Schuſchnigg jedoch beging nun ſofort einen ungeheuerlichen Wort- 
bruch und ließ die Aufſtändiſchen gefangenſetzen — mit der verlogenen 
Begründung, der freie Abzug ſei nur für den Fall gewährt worden, 
daß niemand ums Leben gebracht worden ſei. Nun ſei aber der Bundes⸗ 
kanzler Dollfuß ſeinen Verletzungen erlegen (was ſchon vorher bekannt 
war, z. B. ſeit mehreren Stunden dem Bundesminiſter Fey), womit die 
ganze Abmachung hinfällig ſei! Die Gefangenen wurden ins Gefäng⸗ 
nis geſchleppt, mißhandelt, und mehrere wurden in den darauffolgen⸗ 
den Tagen am Würgegalgen erdroſſelt. (Dieſe jeglicher Ehre und Ge: 
rechtigkeit ſpottenden Vorgänge werden weiter unten noch eingehender 
behandelt werden.) 
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Es leien an dieſer Stelle die Vorgänge kurz geftreift, die ſich jenſeits 
der Grenzen abſpielten, die Reaktion des Auslands, das im Verein mit 
den öſterreichiſchen Gewalthabern ſofort verſuchte, das Reich für die 
Ereigniſſe des 25. Juli verantwortlich zu machen und entſprechend vor⸗ 
zugehen — ſowie das Verhalten des Reiches, um einer ſolchen anti⸗ 
deutſchen Aktion zu begegnen. Die Schilderung der öſterreichiſchen 
Juliereigniſſe im Band 1934 (S. 253—264) unſeres Buches iſt vor⸗ 
wiegend von dieſem Blickpunkt aus niedergelegt. Dort ſind auch die 
nachſtehend aufgeführten Tatſachen eingehender dargeſtellt: 

Die Sperrung der deutſchen Reichsgrenzen am 25. Juli; 2 j 

die gleichzeitige Abberufung des deutſchen Geſandten Rieth, weil er ſich 
an den Abmachungen betreffend den Abzug der Aufſtändiſchen beteiligt 
hatte; 

die Abberufung des Landesinſpekteurs Habicht am 26. Juli wegen der 
Verbreitung der Navag⸗Sendung (betreffend Dollfuß' Rücktritt) über den 
Münchener Sender; , 

die Beauftragung von Papens mit der Wahrnehmung des Wiener 
Geſandtſchaftspoſtens (26. Juli) zur Klärung des deutſch⸗öſterreichiſchen 
Verhältniſſes und deſſen Amtsantritt am 16. Auguſt (nachdem der öſter⸗ 
reichiſche Geſandte Tauſchitz am 3. Auguſt wieder in Berlin erſchienen war; 

die italieniſchen Truppenbewegungen an der öſterreichiſchen Grenze 


(Mobilmachung am 26. Juli). 

Das Reich vereitelte durch feine Maßnahmen eine antideutſche Aktion 
großen Stils und nahm ſeinen Gegnern den Wind aus den Segeln. 
Es ſicherte ſo ſeine kommende Kraftentfaltung und damit auch den 
nationalſozialiſtiſchen Sieg in Oſterreich im Jahre 1938 und Oſterreichs 
Heimkehr ins Reich, das Kampfziel der Männer, die im Juli⸗ 
aufſtand fochten und ſtarben. — 


Dieſer 25. Juli 193% leitete einen mehrere Tage währenden heroiſchen 
Volksaufſtand im wahrſten Sinne des Wortes ein, wenn auch in 
Wien die Aktion geſcheitert war. Die wenigen Sätze aus dem Navag⸗ 
Haus hatten gezündet. Das nationalſozialiſtiſche Volk erhob ſich in ganz 
Öfterreich. Ohne jegliche einheitliche Führung oder Befehlsſtelle (der 
Ravag⸗Sender war ja bereits kurz nach der Beſetzung des Funkhauſes 
im Kampf zerſtört worden) fochten die nationalſozialiſtiſchen Kämpfer 
gegen die ſchwerbewaffneten Formationen des Regimes, gegen Truppen, 
Polizei, Schutzkorps, Heimwehr uſw. Es ift im Rahmen unſeres Bandes 
nicht möglich, dieſen heroiſchen Kampf in den verſchiedenen Bundes⸗ 
ländern in allen Einzelheiten zu ſchildern. Aber folgende Tatſachen 
ſeien ſeſtgehalten: In der Steiermark erhoben ſich allerorten die 
tionalſozialiſten, überrumpelten die Gendarmeriepoſten, Heimwehr⸗ 
beſatzungen uſw. und bejchlagnahınten Waffenlager zu ihrer Aus⸗ 
rüſtung. So beſetzten z. B. die Nationalſozialiſten bereits am 25. Juli 


1934 die Bezirkshauptmannſchaft Liezen, nachdem fie den ganzen 
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Bezirk in ihre Hand gebracht hatten, und anſchließend den Pyhrnpaß 
(an der ſteiriſchen Grenze nach Oberöſterreich). Die heroiſche Verteidi⸗ 
gung des Pyhrnpaſſes gegen eine gewaltige Abermacht ift eine der be- 
kannteſten Kampfhandlungen des Juliaufſtands. 


„. .. Am Nachmittag des 25. Juli beſetzte im Bezirk Liezen, der völlig in 
der Hand der Nationalſozialiſten war, die SA. den Pyhrnpaß, die natür⸗ 
liche Grenze gegen Oberöſterreich. Denn gegen Abend waren vom Nundfunk 
ſchon Meldungen bekanntgegeben, daß Schuſchnigg, der Nachfolger Dollfuß', 
nicht daran denke, Frieden zu machen. SA. aus Pyhrn, Weißenbach und 
Liezen, Holzfäller und Bauernburſchen, harte geſtählte Männer, hielten in 
einer Stärke von 150 Mann die Höhe beſetzt und ſchickten am Morgen des 
26. Juli Erkundungskommandos nach Spital am Pyhrn, um feſtzuſtellen, 
wie weit der Aufſtand gegen das Dollfuß- Regime vorangekommen fei. 

Dann kamen gegen Mittag dieſes Tages die Melder wieder zurück und 
brachten die Nachricht mit, daß ſtarke Abteilungen der Wehrformationen 
mit ſchweren Maſchinengewehren und Minenwerfern den Vor— 
marſch gegen die Paßhöhe angetreten hätten. Mehrere hundert Mann 
Heimwehrmiliz hatten ſchon am Vormittag des 26. Juli verſucht, gegen 
den Paß vorzugehen, waren aber mit blutigen Köpfen zurückgeſchickt worden. 
Nun rückten ſie zuſammen mit den Formationen des Bundesheeres, 
die in Stärke von etwa 1000 Mann eingeſetzt waren, von: drei Seiten aus 
gegen die Paßhöhe vor. Bald hallten die Schüſſe in dem Waldgebiet und 
von den Felswänden wider. Die Maſchinengewehre ſangen ihr unheimliches 
Lied, und das helle Krachen der Infanteriegeſchütze miſchte ſich in das 
Knattern der Gewehrſalven. Schritt für Schritt, um jede Handbreit Boden 
kämpfend, zogen ſich die SA.⸗Männer zurück und entgingen ſchließlich auf 
nur ihnen bekannten Jägerſteigen und Schleichwegen der Umklammerung. 

Nur ein einziger Nationalſozialiſt war den Kugeln der Schergen des 
Schuſchnigg⸗Syſtems zum Opfer gefallen, die aber nun in ſinnloſem Haß 
und beſtialiſcher Brutalität ihre Wut an unbeteiligten Zivilperſonen aus⸗ 
ließen ...“ (MESR,, 6. November 1938.) 


Mit was für einer verbrecheriſchen Soldateska das Regime feinen 
Kampf teilweiſe ausfocht, zeigte das Nachſpiel dieſes Kampfes um den 
Pyhrnpaß: Nach Beſetzung des Paſſes ermordeten die Regierungs⸗ 
truppen im dort gelegenen Gaſthof „Zum Kalkofen“ die Wirtin Zei- 
ringer, eine ſchwangere Mutter, und deren vierjähriges Kind, den Kalk⸗ 
brenner Hackl und den Handwerksburſchen Permadinger. Lediglich der 
fünfzehnjährige Sohn der ermordeten Wirtin, Joſef Zeiringer, der vor 
den ſchießwütigen Banden in den Wald flüchtete und erſt am darauf— 
folgenden Tage in das inzwiſchen völlig ausgeplünderte und verwüſtete 
Elternhaus zurückkehrte, entging dem ſadiſtiſchen Gemetzel (das dann 
im Herbſt 1938 Gegenſtand eines alle Einzelheiten aufdeckenden Straf- 
prozeſſes wurde). 

Erinnert ſei auch an den heldenhaften Sturm Grazer SA. auf das 
Anhaltelager Meſſendorf in der Nacht vom 25. auf den 26. Juli — 
und an die Blutopfer der Tiroler Nationalſozialiſten: Hauptmann a. D. 
Honomichl, der nach feiner Verhaftung von einer Heimwehrbande er= 
mordet wurde, und Friedrich Wurnig, der den ſchlimmſten Peiniger 


17. Abſchnitt 211 


der Innsbrucker Nationalſozialiſten, Polizeiſtabshauptmann Hickl, er⸗ 
ſchoß und dafür am 1. Auguſt 1934 hingerichtet wurde. 

Auch im Salzburger Land kam es zu heftigen Kämpfen, wobei vor 
allem an das mörderiſche Blutbad von Lamprechtshauſen erinnert 
werden muß (Heimwehr wütete hier in viehiſcher Art und Weiſe gegen 
Nationalſozialiſten, nachdem dieſe bereits die Waffen niedergelegt 
hatten) — und ebenſo in Oberöſterreich (im Mühlviertel, in Bad 
Iſchl und anderen Gebieten des Bundeslandes) und vor allem in 
Kärnten, das nach begeiſtertem Anſturm bereits innerhalb weniger 
Stunden in der Hand der Nationalſozialiſten war und erſt. am 27. Juli 
aufgegeben werden mußte, als der Befehl zum Abbruch der Aktion an= 
geſichts der Geſamtlage gegeben worden war. Im Lavantal wurde der 
Rückzug zum Rabenftein durchgeführt, wo ein befeſtigtes Lager gegen 
die inzwiſchen angerückten Truppen der Regierung bis zum 30. Juli 
gehalten wurde; dann erfolgte geſchloſſener Abertritt über die jugo⸗ 
ſlawiſche Grenze. 

Aberall in Sſterreich tobten die Kämpfe unterdrückter Volksgenoſſen 
gegen ihre Peiniger, Kämpfe, die ſeitens der Regierung nur unter Ein⸗ 
ſatz ſchwerſter Waffen gegen ſchlechtbewaffnete Nationalſozialiſten be⸗ 
ſtanden werden konnten. (So konnten z. B. die Streitkräfte der Regie⸗ 
rung die Stadt Leoben erſt nach ſtarker Artillerievorbereitung nehmen.) 
Bis Ende Juli dauerten die Gefechte, die allerdings Anfang Auguſt 
vereinzelt immer wieder aufflammten. 


Die nationalſozialiſtiſche Gefallenenliſte zum Totengedenktag der 
Bewegung (die der „Völkiſche Beobachter“ am 9. November 1938 ver⸗ 
öffentlichte) enthält für die Zeit vom 25. Juli bis Auguſt 1934 folgende 
Namen: 


25. Juli Joſef Ehgartner, Frauental, 
Anton Frangeſch, Stainz, 
Erich Daniel Schredt, Wien; 

26. Juli Johann Brandſtätter, Gailberg, 
Auguſt Brunotte, Gleisdorf, 
Michael Dietrich, "Robi, 

Ernſt Dreher, am Pyhrn, 

Erich Felice, Judenburg, 

Wilhelm Fiſchbacher, Pichl⸗Gleiming, 
Paul Gragger, Schwanberg, 

Franz Grünwald, Pichl⸗Gleiming, 
Vinzenz Hagen, Dobl, 

Alois Hanſchitz, Marolla, 

Matthias Höflehner, Untermandling, 
Franz Hofſtätter, Twimberg, 

Joſef Honomichl, Innsprud, 

Georg Hudeliſt, Marolla, 

Hubert Kopp, Wolfsberg, 

Johann Leidenfroſt, Schladming, 
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27. Juli 


28. Juli 


Franz Maier, Lind, 

Wilhelm Marchl, Niederwölz, 

Herbert Mayer, Wolfsberg, 

Siegfried Mayer, Leoben, 

Hubert Willer, Schladming, 
Ferdinand Moſer, Lind, 

Rupert Mußbacher, St. Michael b. Leoben, 
Fritz Obermüller, Kollerſchlag, 

Alois Pendl, Leoben, 

Roman Preſent, Lind, 

Franz Rebernig, Warolla, 

Engelbert Regner, Kollerſchlag, 
Richard Reif, Sachendorf, 

Max Reiner, Meſſendorf, 

Ludwig Ritzinger, Naßnitz, 

Franz Saurer, Ilz, 

Johann Schnedl, Thalheim, 

Gottfried Sekanek, Meſſendorf, 
Johann Six, Wolfsberg, 

Adolf Strohmayer, Klachau, 

Oskar Wenguſt, Leoben, 

Raimund Willibald, Sachendorf, 
Joſef Winkler, Wolfsberg, 

Engelbert Zauner, Schladming; 

Geg. Beneditſch, Kaindorf i. Gurktal, 
Johann Bras, Millitatt, 

Franz Grundner, Seekirch, 

Joh. Hebenſtreit, Feldtirch, 

Franz Kerſchbaumer, Eijenerz, 
Michael Ladinig, Wieting, 

Hermann Waier, Zauchen b. Eiſenkappel, 
Leo Mardaunig, St. Beit a. d. Glan, 
Anton Nikolavic, Feldkirchen / Kärnten, 
Ernſt Oberzaucher, Greifenburg, 
Bruno Palka, St. Veit a. d. Glan, 
Franz Pöllinger, St. Veit a. d. Glan, 
Johann Probſt, Graz, 

Karl Reit, Kaindorf i. Gurktal, 
Gottlieb Salbrechter, Landbrücken, 
Stefan Scheiber, Feldkirchen / Kärnten, 
Johann Schenner, Pichl-Gleiming, 
Arthur Seeber, St. Veit a. d. Glan, 
Lor. Tamegger, Kaindorf i. Gurktal, 
Karl Traint, Bad Iſchl, 

Rupert Wallner, Seekirchen, f 
Julius Waſſerfaller, Kaindorf i. Gurktal, 
Karl Wrießnig, Völkermarkt; 

Franz Armstorfer, Lamprechtshauſen, 
Johann Brenner, Schönweg, 

Eduard Geiger, Predlitz, 

Joſef Golger, Predlitz, 

Auguſt Gruber, Millſtatt, 

Johann Lanz, Sachendorf, 

Viktor Maro, St. Veit a. d. Glan, 
Joſef Meislinger, Lamprechtshauſen, 
Leo Witterer, St. Veit a. d. Glan, 
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Lorenz Neumüller, Ilz, 
Felix Petutſchnig, Predlitz, 
Ed. Nanacher, Kaindorf i. Gurktal, 
Johann Smerslak, Predlitz, 
Johann Stocker, St. Veit a. d. Glan, 
Willibald Stromberger, Predlitz, 
Johann Taſotti, Kaindorf i. Gurktal, 
Fritz Walcher, Pichl⸗Gleiming, 
Wilhelm Walten, Preblitz, 
Kilian Widmann, Lamprechtshauſen, 
Johann Wimmer, Lamprechtshauſen; 
29. Juli Martin Deubler, Goiſern, 
Joſef Weilbuchner, Lamprechtshauſen; 
30. Juli Hugo Pliem, Mitterndorf, A 
Chriſtian Wallner, Seekirchen; 
31. Juli Gunther Fiſcherauer, Donawitz, 
Franz Holzweber, Wien, 
Otto Planetta, Wien; 
1. Auguſt Friedrich Wurnig, Innsbruck; 
3. Auguſt Joſef Pichler, Kaindorf i. Gurktal; 
7. Auguſt Ernſt Feike, Wien, 
Friedrich Hernler, Feldkirchen / Kärnten 5 
11. Auguſt Franz Ratichläger, Lamprechtshauſen; s 
13. Auguft Joſef Hackel, Wien, 
Franz Leeb, Wien, 
Ludwig Maitzen, Wien, 
Fritz Stocker, Pichl⸗Gleiming, 
Erich Wohlrab, Wien; 
18. Auguſt Johannes Domes, Wien, 
20. Auguſt Franz Saureis, Bad Iſchl, 
Franz Unterberger, Bad Iſchl; 
22. Auguft Rudolf Erlbacher, Steinach a. d. Enns; 
29. Auguſt Franz Ebner, St. Gallen, Steiermark. 


Als am 25. Juli Dollfuß' Tod und die Volksaufſtände bekannt⸗ 
geworden waren, begab ſich Vizekanzler Starhemberg, der gerade in 
Benedig weilte, nach Wien, um die Regierungsgeſchäfte zu übernehmen. 

Seine Hoffnung jedoch, nun ſelbſt Bundeskanzler zu werden, erfüllte 
ſich nicht: Bundespräſident Miklas erteilte den Auftrag zur Res Zeie, 
gierungsbildung Schuf chnigg! 

Am 30. Juli 1934 erlebt Oſterreich ſeine einundzwanzigſte Regierung: 
das Kabinett Schuſchnigg. Starhemberg bleibt Vizekanzler. 


Neben dem Amt des Bundeskanzlers übernimmt Schuſchnigg das 
Juſtizminiſterium und fein bisheriges Unterrichtsminiſterium. Der letzte 
uſtizminiſter Baron Berger⸗Waldenegg wird Außenminiſter; Land⸗ 
wirtſchaft übernimmt Neither, Inneres Fey. Sonſt bleibt im weſentlichen 
alles beim alten. 


Immerhin hält es Schuſchnigg für nötig, Starhemberg durch Freund- Sundern 
lichkeiten bei der Stange zu halten, zumal letzterer Führer der Wehr- DEE don 
ont ift (Schuſchnigg ift hier nur tellvertretender Führer), alſo aller 
eu den Verbände, auf die ſich das „vaterländiſche“ Terrorregiment 
i And ſo kommt es hinſichtlich der VF. zu einer merkwürdigen 


Einſetzung des 
Militär- 
gerichtshofs 


Die 
Hinrichtungen 


214 Das Großdeutſche Reich / Öfterreich 1918—1938 


Löſung, die Schuſchnigg folgendermaßen motiviert (in ſeinem Buche 
„Dreimal Sſterreich“, S. 263): 

„Um die Einheitlichkeit und den geſchloſſenen Gefolgſchaftswillen aller 
derer, die den Dollfußkurs vertraten, zu fördern, Empfindlichkeiten zu 
ſchonen und von vornherein jeden Anſchein von Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten zwiſchen den Erben nach Dollfuß zu vermeiden, 
kamen wir überein, daß Starhemberg die Bundesführung der Vaters 
ländiſchen Front übernehmen ſollte und ich ſein Stellvertreter in 
der Führung der Front, er hingegen als Vizekanzler mein Stellvertreter 
in der Führung der Regierung werde.“ (Im Original ohne Sperrungen. 
D. Verf.) d 

Dieſe „gegenfeitige Vertretung“ läßt die Gegenſätzlichkeit im Regie⸗ 
rungslager recht plaſtiſch hervortreten. Wirkliche Einigkeit beſteht auch 
zwiſchen Schuſchnigg und Starhemberg nur im Negativen: im Haß 
gegen den Nationalſozialismus! Dieſem Haß läßt Starhemberg am 
8. Auguſt 1934 (anläßlich einer Trauerfeier für den am 28. Juli bei- 
geſetzten Dollfuß) beſonders hemmungslos die Zügel ſchießen und er— 
klärt in feiner gegen den Nationalſozialismus und das Deutſche Reich 
gerichteten Rede, daß es keine Verſöhnung mit den unmittelbar oder 
mittelbar „Schuldigen“ geben könne. Der Haß gegen das Reich und 
den dieſes Reich tragenden Nationalſozialismus wird fo zum eigent⸗ 
lichen Motor der nun einſetzenden „Ara Schuſchnigg“. Und wenn 
gegenüber dem Dollfuß-RNegime noch eine terroriſtiſche Steigerung 
denkbar war, ſo hat Schuſchnigg ſie verwirklicht. 

Dem erſten Auftakt — ſeinem bereits geſchilderten Wortbruch 
gegenüber den Nationalſozialiſten, die im Bundeskanzleramt gegen die 
ehrenwörtliche Zuſicherung freien Abzugs die Waffen niedergelegt 
hatten — folgten Terrormaßnahmen am laufenden Band, die über 
Schuſchniggs Abſichten keine Zweifel ließen. 

Zur Aburteilung der Aufſtändiſchen ſchienen ſogar die berüchtigten 
Standgerichte noch zu milde, die aus Zivilrichtern zuſammengeſetzt 
waren. Durch Bundesverfaſſungsgeſetz vom 26. Juli 1934 wurden da= 
her zur Verurteilung der Gefangenen des Juliaufſtandes ein 
Militärgerichtshof eingeſetzt, gegen deffen Urteile es keine Be— 
rufungsmöglichkeit gab und deſſen Todesurteile binnen drei 
Stunden zu vollziehen waren! 

Zahlreiche Todesurteile und viele Hunderte von Kerkerſtrafen 
wurden verhängt. Und bereits in den nächſten Tagen wurden dreizehn 
Nationalſozialiſten am Würgegalgen qualvoll erdroſſelt: 

am 31. Juli in Wien Holzweber und Planetta, 

am 1. Auguſt in Innsbruck Wurnig, 

am 7. Auguſt in Wien Feike, 

am 13. Auguſt in Wien Hackel, Leeb, Maitzen und Wohlrab, 
am 18. Auguſt in Wien Domes, 

am 20. Auguſt in Iſchl Saureis und Unterberger, 
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am 22. Auguft in Leoben Erlbacher, 

am 29. Auguſt in Leoben Ebner. 
Wit welcher „Sorgfalt“ diefe Todesurteile gefällt wurden, dafür fei 
als Beiſpiel das Verfahren des Wilitärgerichtshofs Leoben gegen den 
zuletzt Erwürgten, den SA.⸗Sturmbannführer Franz Ebner, erwähnt, 
das alle Entlaſtungsbeweiſe ablehnte und auf Grund einer einzigen 
falſchen Zeugenaussage (Ebner habe einen Gendarmeriepoſtenkomman⸗ 
danten erſchoſſen) den Juſtizmord an Ebner beging. (Eine Wieder- 
aufrollung des Verfahrens durch die Staatsanwaltſchaft Leoben nach 
der Heimkehr Oſterreichs ins Reich ergab dann einwandfrei, daß diefe 
Zeugenausſage falſch geweſen war, was die betreffende Zeugin auch 
geſtand! 

Die heroiſche Haltung aller Verurteilten, die während des Verfahrens 
mannhaft jede Außerung über Witbeteiligte oder die Partei als ſolche 
als Verrat ablehnten und die mit einem Gruß an Deutſchland und 
ſeinen Führer auf den Lippen für das Großdeutſche Reich ſtarben — 
die Haltung eines Planetta, der ein Geſtändnis abgelegt hatte, um 
ſeine Kameraden zu retten —, fie zeigte den tiefen Gegenſatz zwiſchen 
dem gläubigen Idealismus jener „Aufſtändiſchen“ und der unchriſt⸗ 
lichen Nachſucht des „chriſtlichen“ Regimes Dollfuß — Schuſchnigg. 

Der Führer der Ravag⸗Beſatzung, Domes, ſchrieb im Abſchieds⸗ 
brief an ſeinen Vater: 

„Wenn Du dieſen Brief erhältſt, in i inlich ni 
auf dieſer Welt. d e e oe SE 
ich wollte nur das Beſte für unſer Volk. Ich habe mich bemüht, getreu 
Deinem Wunſche ein anſtändiger Menſch zu bleiben, und mein Gewiſſen 
ſpricht mich frei...“ 
— und Erlbacher ſchrieb wenige Augenblicke vor ſeinem Tode an 
Mutter und Geſchwiſter: 

„Seid nicht traurig, daß mich dieſes Schickſal trifft, denn ich ſterbe für 
eine große Sache. Ihr werdet ſie erleben, jene Zeit, für die ich in 
den Tod gehen muß...“ 

And im Augenblick, da Erlbacher mit den Worten „Heil Hitler! Heil 
Deutſchland! und Heil SA.!“ heldiſch ſtarb, veranſtaltete die Heimwehr 
an benachbarten Wirtshausgarten ein Saufgelage zur Feier dieſes 
„Sieges“ über einen Nationalſozialiſten! 

So fab das „Chriſtentum“ der SchuſchniggF-Regimes aus, das ſich 
un in brutalem Sadismus auf jeden Nationalſozialiſten oder national⸗ 
ſozialiſtiſcher Geſinnung Verdächtigen ſtürzte. National ſozialiſtiſche 
3 efangene wurden aufs fürchterlichſte mißhandelt und in mehreren 
Fällen zu Tode gequält. (Als Veiſpiel ſei an den niederträchtigen 
Gonwehrmord an dem verhafteten Nationalſozialiſten Deubler bei 

"leen [Oberöſterreich] erinnert.) 
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Waſſenverhaftungen verödeten ganze Landſtriche (beſonders in 
Kärnten und Steiermark), und es gab Dörfer, die keine männlichen Ein⸗ 
wohner mehr hatten, da ſie alle in Gefängniſſe oder Anhaltelager ver⸗ 
ſchleppt worden waren. Gegen alle Beamte, deren Beziehungen zum 
Nationalſozialismus jetzt aufgedeckt wurden, ging man mit brutaler 
Strenge vor lerinnert ſei an das Beiſpiel des im Außenminiſterium 
beamteten Franz von Sonnleithner, der zu ſieben Jahren Kerker 
verurteilt wurde), und am 26. Auguſt ging man ſogar dazu über (ge⸗ 
mäß einem Befehl des niederöſterreichiſchen HW.-Landesführers und 
Landeshauptmannsſtellvertreters Baar von Baarenfels), in jedem 
Bezirk nationalſozialiſtiſche Geiſeln auszuheben! — 

Und dennoch iſt die nationalſozialiſtiſche Bewegung in Öfterreich 
nicht auszurotten. Sind auch Hunderte gefallen, Tauſende gefangen, 
mußten Zehntauſende ſich durch Flucht ins Reich der Verhaftung ent- 
ziehen — die Front der nationalſozialiſtiſchen Oppoſition in Oſterreich 
ſteht nach wie vor. Der „illegale Kampf“ gegen ein wirklich illegales 
Gewaltregime geht weiter! 
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18. Abſchnitt: 


Das Regime Schufchnigg—Starhemberg 


Den Kampf gegen die Nationalſozialiſten Öfterreih8 und damit gegen 
das großdeutſche Werden hatte nun der Jeſuitenzögling Schuſchnigg 
aufgenommen. Denn die Bewegung war keineswegs erledigt, wenn ei $ 
auch der Juliaufſtand blutig niedergeſchlagen war. Die in die Reihen 2 
der nationalſozialiſtiſchen Volksbewegung geriſſenen Lücken wurden 
wieder geſchloſſen. Völkiſches Bekenntnis und geſchichtliche Notwendig⸗ 
keit waren ſtärker als der ſtaatliche Terror klerikal⸗legitimiſtiſcher Re- 
aktionäre und Volkstumsverräter. 
Nach dem blutigen Ausgang des Juliaufſtandes formierte ſich die 
„illegale NSDAP.“ von neuem. Von beſonderer Bedeutung hierfür 
waren die in jener Zeit in Angriff genommenen Bemühungen des 
Ingenieurs Reinthaller, durch Verhandlungen eine Baſis zu finden, 
die zur Ausſöhnung zwiſchen Regierung und Nationalſozialiſten führen 
konnte. Dieſe Befriedungsaktion ſcheiterte zwar als ſolche; ſie verſchaffte 
jedoch der NSDAP. die Zeit zur Neugliederung. Unerſchütterlich 
führten die Männer der NSDAP. wie Hauptmann Leopold die 
Arbeit für die Zukunft weiter. And nach wie vor verkündete das Be- 
ſtehen der nationalſozialiſtiſchen Propaganda der geſamten Bevölkerung 
die Exiſtenz der Bewegung. In dieſem Zuſammenhang ſei insbeſondere 
der „Öfterreidi ſche Beobachter“, die verbotene Zeitung der fte reich 
Nationalſozialiſten, hervorgehoben, die Anfang 1936 auf Veranlaſſung beobachten 
des oberöſterreichiſchen Gauleiters Eigruber geſchaffen wurde. In 
einer Berghöhle gedruckt und mit einer außerordentlich ſchwierigen Ber- 
teilerorganiſation — ſtets auf der Flucht vor der Polizei und unter Ein⸗ 
ſatz von Freiheit und Leben — ſo erſchien diefe Zeitung in ganz Öfter= 
reich. Es iſt den Machthabern niemals gelungen, ſie auszuheben. 


„*. Er war das meiſtverbreitetſte Blatt im Syſtem⸗Oſterreich, da 
ihm ſowohl Freund wie Feind ein gleich ſtarkes Intereſſe entgegenbrachten. 
Die Form und der Umfang, in den er erſchien und verbreitet wurde, war 
ein eindeutiger Nachweis des Veſtehens einer feſtgefügten, alle Schichten 
der Bevölkerung durchſetzenden Organiſation, da nach Herſtellung und Ver⸗ 
breitung mit allen vorhandenen Witteln der Kriminaliſtik gefahndet wurde. 
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Die Tatſache, daß die Herſteller überhaupt nicht, die Verteiler nur in ver⸗ 
hältnismäßig wenigen Fällen gefaßt werden konnten, bewies wiederum, daß 
dieſer Organiſation eine ungeheure idealiſtiſche Kraft und verant⸗ 
wortungsbewußte Diſziplin innewohnen mußte. 

So gelang es den Nationalſozialiſten, mit dem ſcheinbar unzulänglichen 
Mittel des „. B.“ tatſächlich einen einwandfreien Exiſtenzbeweis zu ers 
bringen. 

Er tat aber noch ein anderes. Niemand, der nicht ſelbſt in einer illegalen 
Organiſation tätig war, kann die Schwierigkeit richtig einſchätzen, eine ſolche 
Organiſation am Leben zu erhalten. Jede politiſche Erſcheinungsform, ſomit 
auch der Nationalſozialismus in HÖfterreich, bedarf des Gemeinſchafts⸗ 
erlebniſſes, denn nur im Gefühl der Gemeinſamkeit läßt ſich der politiſche 
Wille ſtändig neu entfachen. 

Die Schar jener, die ſich durch Rückſicht auf Exiſtenz und Familie den 
Gefährdungen des illegalen Kampfes fernhielten, ihrer Geſinnung nach aber 
trotzdem als Nationalſozialiſten angeſprochen werden mußten, war organi⸗ 
ſatoriſch überhaupt nicht erfaßbar. Hier wurde jedoch wieder der „O. B.“ zum 
alle vereinigenden Bindemittel. Weiter war eine lebendige Verbindung 
zwiſchen Führung und Gefolgſchaft meiſt überhaupt nicht möglich, da gerade 
die nationalſozialiſtiſche Führerſchaft — nicht etwa aus Eigenſchutz, ſondern 
im Intereſſe der Erhaltung der Organiſation — auf ſtrengſte Geheimhaltung 
und Anonymität achten mußte. Auch hier ſpielte der „O. B. gleichſam die 
Rolle eines Kuriers. Das regelmäßige Erſcheinen des 0. B.“ gab den 
einzelnen Kämpfern die Gewißheit, daß über jenen engſten Kreis jener Zelle 
hinaus, der er angehörte, eine zentrale Führung tatkräftigſt und unermüd⸗ 
lich tätig ſein mußte. Der gleiche Nachweis wurde damit auch allen jenen 
Nationalſozialiſten erbracht, die außerhalb der Illegale ſtanden. Dieſe 
wurden dadurch in ihrer Überzeugung geſtärkt und daran verhindert, de⸗ 
faitiſtiſch den Parolen des Syſtems zu erliegen ...“ (LG. 15. Nov. 1938.) 


Wenn man rückſchauend die Leiſtungen und Opfer der Männer und 
Frauen betrachtet, die Träger des „illegalen Kampfes“ um Öfterreich 
waren, dann kann man wohl mit Recht ſagen, daß Blutopfer und Ein⸗ 
ſatz der oſtmärkiſchen Nationalſozialiſten ſchwerer wiegen als jeder Bei⸗ 
trag, den die deutſchen Volksſtämme innerhalb des Altreichs zu leiſten 
vermochten. Viele Jahre lang haben die nationalſozialiſtiſchen Kämpfer 
Oſterreichs trotz Verbot und blutigem Terror die Organiſation aufrecht- 
erhalten, ein Verbindungs- und Kurierſyſtem aufgebaut, die Pro⸗ 
paganda fortgeſetzt. Auf Schleichwegen kamen manche zu den alljähr- 
lichen Nürnberger Reichsparteitagen ins Reich, um fih Kraft zu holen 
für ihren dornenvollen Weg. 

Neben dieſem illegalen Kampf bemühten ſich die Nationalſozialiſten 
außerdem, Organiſationen (wie die VF.) und ſtaatliche Stellen unmerf- 
lich mit eigenen Kräften zu durchdringen — ein Weg, der trotz allem 
Geſinnungsterror der Regierung mit Erfolg beſchritten werden konnte 
(ein deutlicher Beweis für die Tatſache, daß die wirklich überzeugte 
Anhängerſchaft der Regierung nur aus einer ſehr kleinen Winderheit 
beſtehen konnte!). — 

Die neue Regierung Schuſchnigg, das „Duumvirat“ Schuſchnigg — 
Starhemberg, ſteigerte den nationalſozialiſtiſchen Terror noch um ein 
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Erhebliches — gemeſſen an der Regierung Dollfuß. Die antideutſche 
reichsfeindliche Haltung iſt bei Schuſchnigg noch ſchärfer ausgeprägt 
als bei ſeinem Vorgänger. Hand in Hand damit geht eine Steigerung 
des legitimiſtiſchen Einfluſſes. Während Nationalſozialiſten rück⸗ 
ſichtslos verfolgt werden, erfahren die wenigen ſchwarzgelben Habs⸗ 
burganhänger unter Führung des Halbjuden Baron Wiesner, die 
Otto von Habsburg (den Sohn der Zita) zum „Kaifer von Öfterreich“ 
machen wollen, jegliche behördliche Unterſtützung. Und während die 
Rechtlosmachung nationalſozialiſtiſch Verdächtiger weitere Fortſchritte 
d — es fei in dieſem Zuſammenhang zum Beiſpiel auf ein Geje vom 
1. Auguſt 1934 verwieſen, das neben ſchärfſter Beſtrafung und Anhaltelager 
mit ſchwerer Zwangsarbeit auch Vermögensbeſchlagnahme vors 
ſieht. Die Einleitung von Verfahren gegen öffentliche Angeſtellte ſollte 
weitere Folge dieſes Geſetzes ſein, das zahlloſe Verhaftungen und Ver⸗ 
urteilungen bewirkt. 
— und das Land von „ſtaatsfeindlichen“ Elementen „geſäubert“, viele 
Tauſende brotlos gemacht und zahlreiche Exiſtenzen vernichtet werden, 
bemüht ſich Schuſchnigg um die Gunſt des Auslands, auf die er als 
Bollwerk gegen das nationalſozialiſtiſche Deutſchland verdienten An⸗ 
ſpruch zu haben glaubt. 

Die Außenpolitik des Shufhnigg- Regimes zeichnet fi durch eine 
nicht immer innerlich harmonierende Zweigleiſigkeit aus, wobei das eine 
Gleis nach Italien führt 

— fo weilte am 11. Auguſt 1934 Starhemberg beim Duce, um Hſter⸗ 
reichs Unabhängigkeitsſtreben zu unterſtreichen, ebenſo am 21. Auguſt 
Schuſchnigg (in Florenz) —, 

das andere jedoch zu den weſtlichen Demokratien Frankreich und 
England. Zuſammengenommen ergibt ſich ein krampfhaftes Streben 
nach einem „Garantieabkommen“ für die öſterreichiſche Unabhängig- 
keit“ — möglichſt durch den Völkerbund. Welche bemerkenswerte 
Wandlung gegenüber früheren Zeiten, da öſterreichiſche Regierungen 
unter Zwang die „Anabhängigkeit“, den Nichtanſchluß, verſprechen 
mußten! 

Heute baten öſterreichiſche Regierungen nicht nur freiwillig, ſondern 
geradezu als Ziel ihrer Politik um Sicherung dieſer „Unabhängig⸗ 
keit“, die öſterreich einſt im Diktat von St. Germain (ſiehe 4. Abſchnitt) 
aufgezwungen worden war! — And es wurde erreicht, daß ſchließlich 


am 27. September 1934 in Genf eine neuerliche gemeinſame Er⸗ 


klärung Englands, Frankreichs und Staliens zuftande kam, in 
der das uneingeſchränkte Fortbeſtehen der „Dreimächteerklärung“ vom 
17. Februar 1934 betr. die öſterreichiſche Unabhängigkeit (ſiehe 15. Ab⸗ 
ſchnitt) nochmals ausdrücklich feſtgeſtellt wurde. 
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In der gleichen Zeit gelang es, die Lauſanner Anleihe (ſiehe 

14. Abſchnitt) flüſſig zu machen, 
wie überhaupt die Regierung Schuſchnigg wirtſchaftspolitiſch auch keine 
anderen Wege wußte als ihre Vorgänger: nämlich den Pump. Sie legte 
übrigens auch eine innere Anleihe auf, die ſogenannte „Zreffer-An= 
leihe“, und erreichte mit ihr ein Ergebnis von etwa 220 Millionen 
Schilling. 

In dem Beſtreben, einerſeits die Frage der öſterreichiſchen „Un⸗ 
abhängigkeit“ in immer ſtärkerem Maße zu einer Trennungswand 
zwiſchen Italien und dem Deutſchen Reich zu machen, andererſeits die 
Ablehnung der weſtlichen Demokratien gegenüber dem Reich für ſeine 
Politik zu aktivieren, begab fih Schuſchnigg im November 1934 nod- 
mals nach Rom und nahm andererſeits noch vor Jahresende auch 
Fühlung mit Frankreich, nämlich mit Laval, auf — und erreichte 

en. ſchließlich am 7. Januar 1935 eine neue italieniſch-franzöſiſche 
Erklarung Erklärung: Beide bekannten fih zur „Nichteinmiſchung“ betr. 
Oſterreich (es handelte ſich alfo ſozuſagen um einen „Nichteinmiſchungs⸗ 
pakt“ zugunſten Oſterreichs) und erklärten darüber hinaus in dieſem 
neuen „Nömiſchen Protokoll“, gemeinſam vorgehen zu wollen, falls 
die öſterreichiſche Unabhängigkeit von dritter Seite bedroht werde. 
Kulturabtommen Zur Unterſtützung der eigentlichen „Römiſchen Protokolle“ 
vom 17. März 1934 (ſiehe 15. Abſchnitt) wurden Anfang 1935 mehrere 
Kulturabkommen abgeſchloſſen, 
am 2. Februar zwiſchen Hiterreich und Italien, 


am 16. Februar zwiſchen Ungarn und Italien, 
am A. März zwiſchen Öfterreich und Ungarn; 


eg während andererſeits Schuſchnigg mit feinem Außenminiſter Berger⸗ 


in London un 


bars Waldenegg im Februar Staatsbeſuche in Paris und London ab- 
ſolvierte, 

anläßlich engliſch⸗franzöſiſcher Beſprechungen in London, die ſich neben 
anderen Fragen (Oſtpakt, Donaupakt, Rüſtungsvereinbarungen uſw.) auch 
mit der „Sicherung der Unabhängigkeit Hfterreichg“ befaßten (Bd. 1935, 

S. 90, 93—94). 
Schuſchnigg ließ ſich in ſeiner verächtlichen Rolle als Streiter gegen das 
nationalſozialiſtiſche Deutſchland gebührend loben, und das Heimwehr⸗ 
blatt „Öfterreichifche Abendzeitung“ feierte anläßlich der Staatsbeſuche 
des Bundeskanzlers die nunmehr angeblich geſchaffene, klare engliſch— 
franzöſiſch-italieniſch-öſterreichiſche Front“ und ſchrieb weiter: 
„ In dieſer europäiſchen Koalition ift Öfterreih ein gebender 
Faktor inſofern, als es, indem es mit den vereinten Kräften ſeiner vater⸗ 
ländiſchen, chriſtlichen und deutſchen Bevölkerung das tauſendjährige 
Erbgut der Unabhängigkeit von Preußen und Preußen⸗Oeutſch⸗ 
land verteidigt, höchſt aktiv das Seinige dazu beiträgt, den mittel⸗ 
europäiſchen Gleichgewichtszuſtand, wie ihn Verſailles und St. Germain 
in den Artikeln 80 und 88 zur Norm erhoben, dauernd zu ſtabiliſieren. 


18. Abſchnitt 221 


Verfehlt, zu behaupten, daß Hfterreich von der Gnade des Auslands lebe“! 
Mit ebenſoviel Necht könnte man ſagen, daß die Siegermächte an dem 
kleinen Oſterreich einen unſchätzbaren Bundesgenoſſen im Kampfe 
finden, den die uferloſen Expanſionsgelüſte des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Deutſchland ſo ziemlich allen europäiſchen Staaten aufzwingen.“ 
(Sperrungen vom Verf.) 


Schamloſer und offener konnte der Volksverrat beim beſten Willen nicht 
zum Ausdruck gebracht werden. — 

Angeſichts der immer ſichtbarer werdenden Einkreiſungstendenzen 
ſeiner Feinde, insbeſondere der weſtlichen Demokratien, führte das 
Reich am 16. März 1935 die allgemeine Wehrpflicht ein 
(Bd. 1935, S. 99—112). Dieſe entſcheidende Tat Adolf Hitlers, die 
Wiedergewinnung der deutſchen Wehrhoheit, bewirkte auch in Öfterreich 
Konſequenzen — freilich mit etwas merkwürdigen Begleiterſcheinungen: 
Sah die Bundesregierung durch dieſe Tat die Bahn geebnet, nun auch 
in Öfterreich die Wehrpflicht einzuführen (natürlich mit viel mehr 
Recht als das „unfriedliche“ Deutſchland, wie die Regierungspreſſe be⸗ 
hauptete), ſo hatte ſie andererſeits doch auch wieder Angſt, der öſter⸗ 
reichiſchen Bevölkerung durch dieſe Wehrpflicht Waffen in die Hand zu 
geben. Das ſchlechte Gewiſſen, auf dem die letztgenannte Erwägung 
beruhte, kommt z. B. deutlich in einer Außerung des HW.⸗Führers 
und ſtellvertretenden Landeshauptmanns Baar von B aarenfels 
(15. April) zum Ausdruck: 

„Für die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht iſt die Zeit heute in 
Hſterreich noch nicht reif. Solange es noch Verblendete gibt, die die Freiheit 
Oſterreichs gefährden, können nur Vaterlandstreue Waffenträger ſein.“ 

Hinzu kam freilich noch die — insbeſondere von Starhemberg emp- 
fundene — Sorge, daß die Schaffung eines Volksheeres ſeine eigene 
Wachtpoſition als Führer der BF. und der „Wehrfront“ ſchmälern 
könne, da die Bedeutung der in der letzteren zuſammengeſchloſſenen 
militanten Verbände weſentlich zurückgehen könne. Trotz ſolcher Be- 
denken (Angſt vor den Nationalſozialiſten und inneren Spannungen im 
Regierungslager) war am 3. April 1935 ein Miniſterratsbeſchluß 
gefaßt worden, der eine Aufrüſtung Sſterreichs immerhin vorſah. 
And am 25. April unterbreitete Starhemberg dem Duce (der ſich in 
Streſa — ſiehe weiter unten — febr für Öfterreich8 Gleichberechtigung 
eingeſetzt hatte) ſogar einen Aufrüſtungsplan (freilich ohne ſofortige 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht — aus Angſt vor den 
Nationalfozialiften). Bereits Anfang Mai traf in Wien eine italieniſche 
Militärmiſſion ein, Seine weiter oben mitgeteilten Bedenken hinſicht⸗ 
lich der eigenen Machtpoſition hatte Starhemberg zurückgeſtellt bzw. 
mit Erfolg behoben: Er erreichte am 24. Mai 1935 eine Art Ein⸗ 
gliederung des Bundesheeres in die Vaterländiſche Front. 
Soldat konnte nämlich jetzt nur noch der werden, der Witglied eines 
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„vaterländiſchen“ Verbandes war. Bis zu dem Erlaß des „Bundes- 
dienſtpflichtgeſetzes“ ſollte freilich noch faſt ein Jahr vergehen. 
Dieſes (erft am 1. April 1936 erlaſſene) Geſetz beſtimmte: 

„Bundesbürger männlichen Geſchlechts vom erreichten 18. bis zum voll⸗ 
endeten 42. Lebensjahre können nach Maßgabe ihrer körperlichen und 
geiſtigen Eignung vom Bund zu zeitlich begrenzten Dienſten mit oder 
ohne Waffe für öffentliche Zwecke herangezogen und bei den für dieſe 
Zwecke beſtehenden Befehlsdienſtſtellen verwendet werden.“ 

Dieſes etwas merkwürdige „Wehrgeſetz“ bewirkte dann die gewünſchte 
Unterſcheidung zwiſchen „ſtaatsbejahenden“ Bundesbürgern (für den 
Dienſt mit der Waffe) und „moraliſch ungeeigneten“ Elementen (für 
den Dienſt ohne Waffe — „Arbeitsdienſt“). Neben der moraliſchen. 
Diffamierung der Oppoſition erreichte man damit freilich gleichzeitig 
die Herabwürdigung des Arbeitsdienſtes zu einer Art Strafeinrichtung. 

Inzwiſchen hatte das Regime Schuſchnigg — Starhemberg in feinem 
gegen das Deutſche Reich gerichteten Garantieſtreben einen weiteren 
außenpolitiſchen „Erfolg“ zu verzeichnen gehabt: Streſa. 

Die am 11. April 1935 in Streſa eröffnete Konferenz (England, 
Frankreich, Italien), die ſich insbeſondere mit dem Problem eines 
„Donaupakts“ befaßte und eine Frontſtellung gegen Deutſch— 
land ſchuf, beſtätigte am 13. April erneut die bereits am 17. Februar 
1934 („Dreimächteerklärung“ — ſiehe 15. Abfchnitt) gegebene Deklara⸗ 
tion betr. die „öſterreichiſche Unabhängigkeit“ ſowie die im vor— 
liegenden Abſchnitt bereits behandelte Deklaration vom 27. September 
1934 gleichen Inhalts. 

Die „Streſa⸗Front“ — das war die Baſis, auf der Schuſchnigg fih 
zu behaupten ſuchte. Sie hat ſich freilich binnen Kürze als wenig haltbar 
erwieſen (nämlich als der Abeſſinienkonflikt neue und weſentlich natür⸗ 
lichere und logiſchere Frontſtellungen ſchuf) und die Bundesregierung 
dadurch in eine recht verzweifelte Stimmung gebracht, worauf weiter 
unten noch einzugehen ſein wird. Vorerſt war man jedoch noch recht 
ſtolz auf dieſe reichsfeindliche Leiſtung, und Außenminiſter Berger— 
Waldenegg (der dann am 21. Mai mit Beneſch verhandelte) ſchrieb 
am A. Mai 1935 in der „Wiener Zeitung“ wörtlich: 

„Es war uns klar, daß Anſchluß oder Gleichſchaltung den Tod 
Hſterreichs, feiner uralten deutſchen Kultur und der öſterreichiſchen 
Nation bedeutet hätte. 

Inzwiſchen ſetzte die weitere diplomatiſche Arbeit ein, die ich ſchon in 
Genf angebahnt hatte und die zum Ziele hatte, alles beizutragen, um 
Italien und Frankreich auf einen Nenner zu bringen. Das Zuſammen⸗ 
gehen dieſer beiden Großmächte, ſozuſagen mit dem Segen Englands, 
bedeutete für uns die verbreiterte Baſis unſerer auswärtigen Politik. Unfere 
Bemühungen waren nicht umſonſt. 

Wir ließen keinen Zweifel darüber, daß die Eigenſtaatlichkeit 
Hſterreichs für uns ein Ewigkeitsbegriff ift.“ 
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Aus der im Friedensdiktat von St. Germain gegen den Willen von 
Volk und Regierung erzwungenen „Eigenſtaatlichkeit“ Oſterreichs 
war ſomit unter Dollfuß und Schuſchnigg ein „Ewigkeitsbegriff“ 
geworden! 

Adolf Hitler erteilte in feiner Reichstagsrede vom 21. Mai 1935 
der Streſa-Front und dem antideutſchen Syſtem der Militärpakte eine 
deutliche Antwort (Bd. 1935, S. 164—173). Mit Oſterreich befaßte ſich 
u. a. der letzte Punkt der von ihm in dieſer Rede (in 13 Punkten zu⸗ 
ſammengefaßten) Stellungnahme der Reichsregierung: 


„Die deutſche Reichsregierung iſt jederzeit bereit, einer internationalen 
Vereinbarung zuzuſtimmen, die in einer wirkſamen Weiſe alle Verſuche 
einer Einmiſchung von außen in andere Staaten unterbindet und unmöglich 
macht. Sie muß jedoch verlangen, daß eine ſolche Regelung international 
wirkſam wird und allen Staaten zugute kommt. Da die Gefahr beſteht, daß 
in Ländern mit Regierungen, die nicht vom allgemeinen Vertrauen ihres 
Volkes getragen. jind, innere Erhebungen von intereſſierter Seite nur zu 
leicht auf äußere Einmiſchung zurückgeführt werden können, erſcheint es not⸗ 
wendig, den Begriff „Einmiſchung“ einer genauen internationalen Defini⸗ 
tion zu unterziehen.“ = 4 

Und der Führer erklärte an anderer Stelle: 


„Das deutſche Volk und die deutſche Regierung haben aus dem eins 
fachen Solidaritätsgefühl gemeinſamer nationaler Herkunft den begreiflichen 
Wunſch, daß nicht nur fremden Völkern, ſondern auch dem deutſchen Volk 
überall das Selbſtbeſtimmungsrecht gewährleiſtet wird. Ich ſelbſt 
glaube, daß auf die Dauer kein Regime, das nicht im Volke verankert, vom 
Volke getragen und vom Volke gewünſcht wird, Beſtand haben kann.“ 


Worauf Schuſchnigg am 29. Mai in der Sitzung des „Bundestags“ 

(der übrigens am 30. November 1934 erſtmalig zuſammengetreten war) 

gekränkt die ebenſo unwahre wie lächerliche Erwiderung von ſich gab: 

„Der Auffaſſung, daß das Regime in Hſterreich nicht vom Volk getragen 

ſei, muß entgegengehalten werden, daß dieſe Auffaſſung als ſachlich un⸗ 
zutreffend größtes Befremden zu erregen geeignet iſt.“ 

Wie wenig das Regime Schuſchnigg „vom Volke getragen“ wurde, 
das hatte dies Regime von Anbeginn hinreichend durch ſeine Knebe⸗ 
lungsmaßnahmen gegen die oppoſitionelle Mehrheit des Volkes be⸗ 
wieſen. Dieſe Maßnahmen folgten einander am laufenden Band. Es 
ſeien nur folgende Beifpiele angeführt: 

Ein Bundesverfaſſungsgeſetz vom 1. Auguſt 1934 veranlaßt die (be⸗ 
reits erwähnte) Vermögensbeſchlagnahmung gegen Perſonen, 
gegen die ein gerichtliches Verfahren aus politiſchen Gründen ein⸗ 
geleitet wurde. 

Am 7. Auguft 193% ergeht ein Bundesgeſetz, das die Entlaſſung 
von Hochſchullehrern ermöglicht — angeblich „aus Erſparungs⸗ 
gründen“, in Wirklichkeit, um mißliebige Profeſſoren herauszuwerfen, 
Ha die am 16. Geptember beginnenden Entlaſſungen eindeutig be: 

eiſen. 
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Am 6. September 1934 folgt ein Bundesgeſetz mit neuen Zwangs⸗ 
maßnahmen gegen die Studentenſchaft. Mit Verweiſung von den 
Hochſchulen Oſterreichs werden Verſtöße gegen das Betätigungsverbot 
für eine „illegale“ Partei geahndet. Die Beſtrafung wird dabei dem 
akademiſchen Senat abgenommen und einem „Kommiſſär für die 
Aufrechterhaltung der Diſziplin unter den Studierenden an 
den Hochſchulen“ anvertraut (nachdem bereits am 26. Juli ein ſcharfer 
Erlaß des Unterrichtsminiſters zur Verfolgung nationalſozialiſtiſch ein- 
geſtellter Studenten aufgefordert hat). 

Weken Durch Bundesgeſetz vom 17. Auguſt 1934 wird auch für die Privat- 
Privatwirtſchaft wirtſchaft ein „Generalſtaatskommiſſär für außerordentliche 
Maßnahmen zur Bekämpfung ſtaats- und regierungsfeind- 
licher Beſtrebungen“ eingeſetzt, und zwar der ſattſam bekannte Herr 
Fey. Das Geſetz enthält im § 9 eine bemerkenswerte Definition deffen, 
was als „ſtaatsgefährlich“ anzuſehen ſei: 
„Staatsgefährlich im Sinne dieſes Bundesgeſetzes find Perſonen, die ge- 
fliſſentlich ſtaats⸗ oder regierungsfeindliche Beſtrebungen fördern oder 
andere zu ſtaats⸗ oder regierungsfeindlichen Handlungen verleiten oder zu 
verleiten ſuchen, insbeſondere Perſonen, die ſich zu einer politiſchen 
Partei bekennen, der die Betätigung in Sſterreich unterſagt wurde, oder 
von denen auf Grund nachgewieſener Handlungen oder Unterlaffungen mit 
Grund angenommen werden kann, daß ſie den Beſtrebungen einer ſolchen 
Partei Vorſchub leiſten; Dienſtgeber überdies dann, wenn ſie einen 
Dienſtnehmer ungeachtet der Auflöſung des Dienſtverhältniſſes (8 3) 
weiterbeſchäftigen.“ 
Daß eine ſolche Definition jeglicher willkürlichen Auslegung freien 
Raum läßt, bedarf keiner weiteren Darlegung. Und die Folgen des 
Geſetzes find auch dementſprechend: Zahlloſe Entlaffungen von Ar- 
beitern und Angeſtellten, Ausſchließung mißliebiger Firmen von öffent- 
lichen Lieferungen, Einſetzung von „Regierungskommiſſären“ für die 
Wirtſchaft — zuſammengefaßt: Brotentzug für die nationale Bevölke⸗ 
rung Sſterreichs. (Daß in die im Zuge des „ſtändiſchen Aufbaus“ 
entſtehenden berufsſtändiſchen Intereſſenvertretungen nur „regierungs⸗ 
treue“ Elemente aufgenommen werden, bedarf kaum beſonderer Er— 
wähnung.) 

Ein Verfaſſungsgeſetz vom 31. Auguſt 1934 befiehlt die Entwaff⸗ 
nung aller nicht regierungstreu geſinnten Perſonen in Hfterreich und 
läßt alle bisher gewährten Bewilligungen erlöſchen, ſoweit ſie an 
Perſonen erteilt find, die fith an einem der Umſturzverſuche vom 
Februar oder Juli beteiligten oder einer Partei angehört haben, der die 
Betätigung in Öfterreich verboten ift. 

Ein Geſetz vom 24. September 1934 entzieht nationalſozialiſtiſch 
eingeſtellten Schuldnern jeglichen Vollſtreckungsſchutz, um ſie wirt⸗ 
ſchaftlich zu erdroſſeln! 
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‚Und diefe gefamte willkürliche und einfeitige Geſetzgebung erhält 
durch ein Bundesverfaſſungsgeſetz vom gleichen Tage eine „ſichernde“ 
Verankerung: Polizeiſtrafen werden von der Zuſtändigkeit des 
Bundesgerichtshofes ausgeſchloſſen. All die willkürlich ver— 
hängten und rechtlich unhaltbaren Strafen gegen Nationalſozialiſten 
werden damit jeglicher Berufung und Nachprüfung entzogen. 
(An dieſer Stelle ſei noch auf die beſonders ungeheuerliche Tatſache 
hingewieſen, daß jemand wegen der gleichen „Straftat“ ſowohl im 
ordentlichen wie im Polizeigerichtsverfahren verurteilt werden durfte 
und dann nacheinander beide Strafen abzuſitzen hatte. Und waren 
dann endlich beide Strafen verbüßt, ſo folgte gewöhnlich der Zwangs⸗ 
aufenthalt im „Anhaltelager“.) 

Am 31. Oktober 1934 wird für alle Zeitungen und Zeitſchriften die 
Konzeſſionspflicht eingeführt, um mißliebige Organe für alle Zu⸗ 
kunft auszuſchalten. 

Eine Preſſeverordnung vom 3. Februar 1935 verhängt ſchwere 
Kerkerſtrafen für jegliche Weitergabe einer illegalen Druckſchrift. 

Am 31. Mai 1935 ergeht ein Bundesgeſetz „zum Schutze des An⸗ 
ſehens Oſterreichs“, das weitere Verbote von Druckſchriften enthält. 

Uſw. uſw. 

Es iſt im Rahmen dieſes Bandes unmöglich, die Flut von Verboten 
und Repreſſalien vollzählig aufzuführen, die über die unglückliche 
öſterreichiſche Bevölkerung ausgegoſſen wurde — zum Schutze eines 
Syſtems, das illegal war, das von der überwiegenden Volksmehrheit 
von Anbeginn leidenſchaftlich abgelehnt wurde — und das im übrigen 
völlig unfähig war, dieſer Bevölkerung in ihrem Exiſtenzkampf zu 
helfen. Die wirtſchaftliche Not war nach wie vor groß, die Arbeits- 
loſigkeit beherrſchte das Feld. Und als ſichtbarſtes Zeichen des Volks⸗ 
todes: der Geburtenrückgang erreichte ein bisher niemals und 
nirgendwo erlebtes Ausmaß. So ſahen die Tätigkeitsergebniſſe dieſes 
ychriſtlichen“ Regimes aus, das fich beſonders darum bemühte, eine 
„Dollfuß⸗Legende“ entſtehen zu laſſen und überall zum Andenken des 
„Wärtyrerkanzlers“ Dollfuß⸗Kapellen errichtete. Und für die „Dollfuß⸗ 
Kirche“ ließ man fih aus dem Kölner Reliquienfchrein ein Fingerglied 
des heiligen Engelbert ſchenken. Gehaßt von der ihres Deutſchtums be⸗ 
wußten Bevölkerung, gelobt von den Juden, die Preſſe und Wirtſchaft 
in der Hand hatten — fo führte diefe „chriſtliche“ und „vaterländiſche“ 
Regierung ihr unheilvolles Werk fort. Eines gelang ihr nicht: das 
deutſche Bewußtſein der Sſterreicher auszurotten oder gar ihre Sym⸗ 
pathien zu gewinnen. 

Was half es, daß man am 30. Oktober 1934 eine „Oſterreichiſche 
Sport- und Turnfront“ mit einem Regierungskommiſſar an der 
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Spitze errichtet hatte, der für die „vaterländiſche“ Ausrichtung der öſter⸗ 
reichiſchen Turner verantwortlich war. Der Geiſt der verbotenen natio- 
nalen Turnvereine war nicht auszurotten — auch nicht dadurch, daß der 
„Oberſte Führer“ dieſer „Front“, Vizekanzler Starhemberg, ſpäter 
jeglichen ſportlichen Verkehr mit Vereinen des Reiches verbot. 

Auch die ſtarke politiſche Förderung der katholiſchen Kirche 

— als Beiſpiel ſei ein offener Brief des Wiener evangeliſchen Super⸗ 
intendenten vom 10. Januar 1935 an den Anterrichtsminiſter angeführt, in 
dem feſtgeſtellt wurde: ` 

„Hier ließ man zahlloſe Erklärungen von Staatsbürgern, die aus der 
katholiſchen Kirche austreten wollten, um ſich der evangeliſchen an⸗ 
zuſchließen, einfach unerledigt und machte ſo die Ausführung eines geſetz⸗ 
lich berechtigten Entſchluſſes unmöglich; hier bezeichnete man ſolche Er⸗ 
klärungen kurzerhand als politiſche Demonſtration und belohnte ſie 
mit Arreſtſtrafen; hier gab man Beamten, die eine gemiſchte Ehe ein⸗ 
gehen wollten, den vertraulichen Rat, für katholiſche Eheſchließungen und 
Kindererziehung zu ſorgen, da das Gegenteil, auch wenn es dringend ge⸗ 
wünſcht wurde, böſe Folgen haben könnte ...“ 

konnte das Syſtem nicht beliebter machen, ſondern lediglich die Kirche 
in Mißkredit bringen. Für die „chriſtliche“ Toleranz dieſes Syſtems 
noch folgendes Beiſpiel: Als am Allerheiligentag 1935 Volksgenoſſen 
an den Gräbern der vom Schuſchnigg-Regime erwürgten National- 
ſozialiſten weilten, wurden ſie verhaftet, und das Regierungsorgan 
„Neichspoſt“ geiferte (2. November): 

„Nationalſozialiſtiſche Unbelehrbare hatten heute die geradezu beifpiel- 
loſe Verworfenheit, dieſen Tag, der der Würde des Todes geweiht iſt, 
zu mißbrauchen, um ſich zum Beiſpiel am Grabe des Kanzlermörders 
Planetta mit Kranzniederlegungen, vielſagenden Schleifenwindungen und 
anderem bemerkbar zu machen. Die Polizei ſchritt ein und wird dieſen 
Mörderliebhabern Gelegenheit geben, über ihre Beziehungen zu 
den juſtifizierten Verbrechern nähere Auskunft zu geben.“ 

Das Syſtem Schuſchnigg— Starhemberg aber mordete weiter. Seine 
Exekutivorgane ſetzten den Vernichtungsfeldzug fort. 

Erinnert ſei an den SA.⸗Obertruppführer Raufl, der am 23. Juni 1935 
in Spitz a. d. Donau von einem Sturmſchärler ermordet wurde und bei 
deſſen Beerdigung die Polizei den Friedhof mit Maſchinengewehren um⸗ 
ſtellte, an den SA.⸗Mann Foiſner, der am 23. Mai 1936 in Waxenberg 
von Gendarmen erſchoſſen wurde, und an viele andere. 

Immer ſtärkere Sympathien hingegen entwickelte es für die von den 
Legitimiſten angeſtrebte „Habsburger Reſtauration“. Bereits am 
21. Januar 1935 äußerte ſich Starhemberg ſehr poſitiv über den 
Legitimismus — und ſteigerte dann ſein monarchiſtiſches Bekenntnis 
immer mehr, bis er ſchließlich gegen Jahresende ſogar eine Delegation 
zu Zita und Otto nach Steenockerzeel entſandte (darunter den ober— 
öſterreichiſchen Sicherheitsdirektor Graf Revertera), um die Familie 
Habsburg über die öſterreichiſche Entwicklung beruhigend zu in⸗ 
formieren. Zita von Parma⸗Bourbon war ſchon wieder ſehr rührig für 
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den angeſtrebten Thron ihres Sohnes Otto, und ihre Beauftragten in 
Oſterreich entwickelten eine auffällige Betriebſamkeit, insbeſondere der 
halbjüdiſche Legitimiſtenführer Baron Wiesner. Die legitimiſtiſche 
Zentralorganiſation nannte ſich „Eiſerner Ring“, und ihr Ehren⸗ 
präſident Max von Hohenberg (der Sohn des 1911 in Serajewo er- 
mordeten Thronfolgers Franz Ferdinand) wurde eifrig als „Regent“ 
propagiert (als „Abergangslöſung“ bis zur Beſteigung des Kaifer- 
throns durch Otto). Die Bemühungen zur Aufhebung der „Habsburger⸗ 
geſetze“ von 1919 zeitigten den erſten bedeutſamen legitimiſtiſchen Er- 
folg: Am 3. Juli 1935 beſchloß der Miniſterrat die Aufhebung der 
Habsburgergeſetze, womit die Landesverweiſung aufgehoben und 
die Bundesregierung ermächtigt wurde, das beträchtliche Habsburger 
Vermögen (das inzwiſchen Staatseigentum geworden war) der Familie 
Habsburg wieder zu übereignen. Die tatſächliche Rückgabe ift dann freiz 
lich erſt am 11. Dezember 1937 beſchloſſen worden, und zwar in Höhe 
von 40 Willionen Schilling (26500 Hektar, d. h. alſo etwa 3 v. H. ganz 
Oſterreichs). Nach der Heimkehr Sſterreichs ins Reich ſtellte fih 
übrigens bei der Anterſuchung der verſchiedenen Korruptionsaffären 
des Schufhnigg- Regimes heraus, daß Otto von Habsburg daneben 
bereits ſeit dem 1. Juli 1935 monatlich 20000 Schilling von Schuſchnigg 
erhielt — und zwar aus dem „Spendenfonds“, von dem die Bevölke⸗ 
rung annahm, er diene wohltätigen Zwecken. 

Im übrigen riefen die legitimiſtiſche Propaganda und die Aufhebung 
der Habsburgergeſetze bei Oſterreichs Nachbarn wie Jugoſlawien und 
Rumänien weniger Freude als Proteſte hervor, ſo daß ſich die Bundes⸗ 
regierung bewogen ſah, dieſe Propaganda wieder etwas ſchwächer zu 
halten, um nicht durch Wahl eines falſchen Augenblicks das ſchwarz⸗ 
gelbe Projekt zu gefährden. Man trat alſo wieder etwas kürzer und 
überließ das Feld legitimiſtiſcher „Taten“ wieder mehr Herrn Wiesner, 
der ſeine Zeit damit nützte, Ehrenbürgerernennungen für Otto zu 
ſammeln — ein reichlich einfacher Sport, denn dieſe Ernennungen 
wurden von den Bürgermeiſtern vorgenommen, die wiederum von der 
Regierung ernannt worden waren! Wenn auf dieſem „amtlichen“ Wege 
Otto bereits im Sommer 1935 in über 700 öſterreichiſchen Gemeinden 
„Ehrenbürger“ war, gegen Jahresende ſogar in 1000, ſo hatte die Be⸗ 
völkerung der betreffenden Orte damit herzlich wenig zu tun. Der legi⸗ 
timiſtiſche Verſuch, dieſe Vorgänge als eine Art „Volkszuſtimmung“ 
zu propagieren, war angeſichts dieſer Sachlage ebenſo lächerlich wie 
verlogen. (Bei der Bundesregierung konnte dieſer Umſtand freilich 
kaum auffallen, denn ihre Methoden waren charakterlich die gleichen.) — 

Inzwiſchen geriet das außenpolitiſche Konzept der Regierung 
Schuſchnigg immer mehr ins Wanken: Wie bereits angedeutet, war die 
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„Streſa-Front“ nur von kurzer Lebensdauer. Mit dem im Laufe des 
Jahres 1935 ſich entwickelnden Abeſſinienkonflikt Italiens und der 
damit verbundenen wachſenden Spannung Italiens zu England und 
auch zu Frankreich zerbrach Streſa. Gleichzeitig entwickelte ſich eine 
deutſch-italieniſche Annäherung, die in der Entſendung des neuen 
italieniſchen Botſchafters Attolico nach Berlin (15. Auguſt) ihren 


ten. ſichtbaren Ausdruck fand. And als dann der italieniſch-abeſſiniſche 


Abeſſinien⸗ 
konflitt und die 
Sanktionen 


Konflikt ausbrach und die engliſche Diplomatie den Völkerbund in 
einen „Sanktionskrieg“ gegen Italien trieb, befand fid Schuſchnigg 
in einer ihm außerordentlich peinlichen Lage. Seine großen Freunde 
England und Frankreich forderten die Durchführung wirtſchaftlicher 
Sanktionen gegen Italien. Entſprach er jedoch dieſem Anſinnen, fo- 
verlor er die Freundſchaft des benachbarten Italien und damit des 
großen „Beſchützers“ im Sinne der „Nömiſchen Protokolle“, In dieſer 
Zwangslage entſchied ſich Schuſchnigg für Italien und ließ am 9. Ok⸗ 
tober 1935 durch den öſterreichiſchen Völkerbundsdelegierten vor der 
Genfer Verſammlung eine Erklärung dahin abgeben, daß Oſterreich 
ſich an den Sanktionen nicht beteiligen könne. Dieſe Erklärung wurde 
eingeleitet mit den völkerbundsgläubigen Sätzen: 


„Indem ich Ihnen gewiſſe Erwägungen zur Kenntnis bringe, die von der 
beſonders heiklen Lage hervorgerufen wurden, in die Öfterreich durch 
die Mitteilungen des Präſidenten verſetzt wurde, habe ich im Auftrage 
meiner Regierung zunächſt die feſte und treue Verbundenheit Öfter- 
reichs mit den Grundſätzen des Völkerbundes zu beſtätigen“ 


beleuchtete dann jedoch ſowohl die wirtſchaftlichen wie politiſch bindungs⸗ 
mäßigen Gründe, derentwegen Öfterreich ſich den Sanktionen nicht an⸗ 
ſchließen könne, und kam zu dem Schluß: 


„Auf Grund dieſer Erwägungen ſieht fih die öſterreichiſche Regierung 
im Augenblick nicht in der Lage, ſich den Folgerungen anzuſchließen, zu 
denen andere Bundesmitglieder bereits gelangt ſind.“ 


Englands Verärgerung über dieſe öſterreichiſche Ablehnung war groß, 
und die Bemühungen Wiens, die eigene Haltung auch den Weſtmächten 
akzeptabel erſcheinen zu laſſen, nicht ſehr erfolgreich. Immerhin waren 
die Wiener Argumentationen nicht unintereſſant, die den Weſtmächten 
beweiſen wollten, daß die öſterreichiſche Haltung auch in deren Inter— 
effe gelegen habe. Wenn 3. B. die „Öfterreichifche Zeitung am Abend“ 
ſchrieb (11. November): 


Wenn Sſterreich dem Beſchirmer feiner Freiheit und Unabhängigkeit (ge⸗ 
meint ift Italien, d. Verf.) in den Rüden gefallen wäre, dann wäre vielleicht 
ein Hindernis der Verſtändigung zwiſchen Deutſchland und 
Italien in Wegfall gekommen ... Wären die Gräben zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Italien zugeſchüttet worden, dann ſtände England heute möa- 
licherweiſe einer gemeinſamen Offenſive aller kolonial nicht 
ſaturierten Staaten gegenüber, dann beſtände für England die Ge⸗ 
fahr, daß das Kolonialproblem in breiteſter Front aufgerollt wird“, 
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jo wurde damit unverhohlen zum Ausdruck gebracht, daß die öſter⸗ 
reichiſche Politik nach wie vor ihre Aufgabe darin zu ſehen habe, Streit⸗ 
punkt zwiſchen Deutſchland und Stalien zu bleiben und fo beide zu 
trennen, womit ja auch der antideutſchen Politik der Weſtmächte ein 
wertvoller Dienſt erwieſen werde. Erniedrigender kann der Verrat am 
eigenen Volkstum kaum formuliert werden. 


Das Regime Schuſchnigg erreichte übrigens weder mit dieſen Argu⸗ 
mentationen die volle Zuſtimmung der weſtlichen Demokratien — noch 
auch mit ſeiner Handlungsweiſe die Aufrechterhaltung deutſch⸗italieni⸗ 
ſcher Meinungsverſchiedenheiten. Deutſchlands Haltung in dem für 
Italiens Exiſtenz ſo bedeutungsvollen Kampf um Abeſſinien wurde in 
Rom richtig gewertet, die ideelle und auch politiſch intereſſenmäßige 
Abereinſtimmung beider Staaten klar erkannt. Die Achſe Berlin — 
Rom war im Werden! An dieſer Tatſache konnte das Schuſchnigg⸗ 
Regime zu ſeinem Leidweſen bald nicht mehr vorbeigehen. — 


Die Spannungen innerhalb des Kabinetts Schuſchnigg 
dauerten im übrigen an. Wenn z. B. Starhemberg im Sommer 1935 
einmal dazu übergegangen war, die „Vaterländiſche Front“ in der 
Weiſe zu „reinigen“, daß er alle nach dem 1. Februar 1934 in die BF. 
eingetretenen Mitglieder ausſchied (und damit vornehmlich die An⸗ 
gehörigen der auf Schuſchnigg eingeſtellten Verbände wie „Ojt= 
märkiſche Sturmſcharen“, „Freiheitsbund“ und „Chriſtlich⸗ſozialer 
Turnerbund“), ſo zeigte dieſe Maßnahme deutlich die „freundlichen“ 
Gefühle des Vizekanzlers für ſeinen Bundeskanzler. Die endgültige 
Auseinanderſetzung ſollte jedoch noch einige Monate auf ſich warten 
laſſen. Eine am 17. Oktober 1935 vorgenommene weitere „Regierungs- 
umbildung' beſtand im weſentlichen darin, daß Starhemberg ſich mit 
Erfolg ſeiner Gegner innerhalb des HW. entledigte. Insbeſondere 
wurde nunmehr Fey, deſſen unklare Rolle beim Juliaufſtand (ſiehe 
17. Abſchnitt) unvergeſſen geblieben iſt, endgültig ausgebootet. 
Starhemberg ging hier aufs Ganze: Um einer Aktion der von Fey ge⸗ 
führten Wiener Heimwehr zuvorzukommen, ließ er 4000 Mann nieder- 
öſterreichiſcher HW. nach Wien kommen. Außerdem wurden die polizei⸗ 
lichen Sicherungen verſtärkt. Ein Aufruf Feys nach feiner Abſetzung 
wurde beſchlagnahmt. Und im November legte Fey auch ſein Amt als 
Landesführer der Wiener HW. nieder, das Starhemberg ſelbſt über⸗ 
nahm. 

Die Regierungsumbildung ſchied außerdem den Sozialminiſter Neu⸗ 
ſtädter-Stürmer und den Land wirtſchaftsminiſter Neither aus. Als 
neuer Mann trat insbeſondere der ſtellvertretende Landeshauptmann und 
H W.⸗Führer Baar von Baarenfels ins Kabinett ein, der Innen⸗ und 
Sicherheitsminiſter und gleichzeitig „Generalkommiſſär für die Privat⸗ 
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wirtſchaft“ wurde und ſeine Haltung bereits wenige Wochen ſpäter in einer 
Anſprache an die Polizei durch die recht deutlichen Worte charakteriſierte: 

„Wer gar nicht lange in den Geſetzen und Paragraphen nachſucht, was 
er tun darf und was nicht, ſondern aus gut öſterreichiſchem Eifer für die 
Sache raſch eingreift, den werde ich, auch wenn er da und dort ein paar 
Schritte zu weit gehen ſollte, abſolut decken.“ 

(Gleichzeitig mit der Regierungsumbildung wurde die „Wehrfront“ der 
Zuſammenſchluß der Wehrverbände] in einen einheitlichen Wehrverband 
„Freiwillige Miliz — Hſterreichiſcher Heimatſchutz“ umgewandelt.) 

So febr Starhemberg mit die ſer Entwicklung (Regierungsumbildung) 
durchaus einverſtanden ſein konnte, um ſo weniger war er es mit den 
Anfang 1936 beginnenden Bemühungen Schuſchniggs um einen Aus⸗ 
gleich mit den Marxiſten. Hatte man bereits 1935 durch Schaffung 
einer Organiſation „Soziale Arbeitsgemeinſchaft“ in der BF. die 
Marxiſten zum Eintritt bewegen wollen und begonnen, Begnadigungen 
auszuſprechen, ſo ging Schuſchnigg im Januar 1936 dazu über, auch 
die Führer der Marxiſten zu begnadigen und aus den Gefängniſſen 
zu entlaſſen — und darüber hinaus Verhandlungen mit ihnen auf⸗ 
zunehmen. 

(Wie wenig erfolgreich dieſe Bemühungen waren, zeigte die Tatſache, daß 
die Tage vom 15. bis zum 18. Februar den erſten marxiſtiſchen Lohn⸗ 
ſtreik ſeit dem Februaraufſtand 1934 brachten: den Streik im Kirch⸗ 
berger Steinkohlenbergbau.) ; 

Der Gegenſatz Ghufhnigg— Starhemberg beſtand weiter, und ge⸗ 
rade die krampfhafte Ableugnung irgendwelcher Spannungen beim 
erſten Bundesappell der BF. (Wien, 17. Januar 1936) bewies die 
Tatſache ſolcher Spannungen. Die oben angeſchnittene Frage des 
„Ausgleichs mit den Marxiſten“ ſtellte hierbei freilich nur einen kleinen 
Teil der beſtehenden Gegenſätze dar. Gerade mit letzteren Verſuchen 
ſöhnte ſich Starhemberg ſchließlich noch aus, zumal ſie ja eine Art not⸗ 
wendiger innenpolitiſcher Begleitmuſik darſtellten zu dem neuen außen- 
politiſchen Weg, den das Regime Schuſchnigg — Starhemberg in der 
gleichen Zeit einzuſchlagen verſuchte: 

Wan wendet ſich nach London, Paris und Prag, nachdem die 
deutſch⸗italieniſche Annäherung den Wiener Wachthabern unheimlich 
wird. Man bemüht ſich, Habsburg den Donauſtaaten annehmbar er- 
ſcheinen zu laſſen und eine Löſung der Donaufragen ohne Italien zu 
verſuchen. Am 16. Januar 1936 begibt ſich Schuſchnigg nach Prag, 
am 28. Januar geht Starhemberg auf die Reife nach London und 
Paris. f 

Der „Seitenſprung“ ift freilich von kurzer Dauer: Am 19. Februar 
weiſt der italieniſche Staatsſekretär Suvich den öſterreichiſchen Außen⸗ 
miniſter Berger-Waldenegg (bei einer Begegnung in Florenz) auf 
die „Römiſchen Protokolle“ (ſiehe 15. Abſchnitt) hin; am 9. März er⸗ 
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ſcheint Starhemberg beim Duce — als Vorreiter Schuſchniggs nach 
Rom zitiert, der am 20. März folgt, um an der vom Duce ein: 
berufenen Dreierbeſprechung (Italien —Sſterreich Ungarn) teil- 
zunehmen, die bis zum 23. März andauert. Das Ergebnis find Zuſatz⸗ 
protokolle zu den bereits im 15. Abſchnitt behandelten „Römiſchen 
Protokollen“. Danach ſchließen ſich die drei Staaten zu einer Gruppe 
zuſammen und ſchaffen ein ſtaͤndiges Organ gegenfeitiger Konſultation 
(beſtehend aus den drei Außenminiſtern). Die Staaten dieſer Gruppe 
ſollen einen „konkreten Organismus“ bilden, und es iſt unzuläſſig, mit 
einem außenſtehenden Staat Fragen des Donauraums ohne Witwiſſen 
und Zuſtimmung der beiden anderen Partner zu behandeln. Das iſt 
eindeutig. Schuſchniggs Verſuch einer weſtlich orientierten Donau⸗ 
politik ift geſcheitert. — 

Im übrigen war Starhembergs Anſehen in Italien durch ſeine 
Pariſer und Londoner Politik erheblich geſunken, was ſeiner Poſition 
in Wien nicht gerade dienlich war. Am 11. April ſtartete Schuſchnigg 
einen gut getarnten Angriff gegen Starhemberg, indem er als Führer 
der „Oſtmärkiſchen Sturmſcharen“ deren Entmilitariſierung anordnete 
(es gab ja jetzt die „Miliz“ als einheitlichen Wehrverband) und damit 
Starhembergs Heimatſchutz in die peinliche Situation brachte, nun auch 
ſeinerſeits zu der ſo aufgeworfenen Frage der Wehrverbände Stellung 
zu nehmen. Starhemberg ſetzte ſich zur Wehr und verſtieg ſich am 
26. April in einer Verſammlung ſogar zu den Worten: „Nur über 
meine Leiche geht der Weg zur Abrüſtung des Heimatſchutzes!“ Nach 
reichlich zwei Wochen war er bereits eine, wenn auch nur politiſche, 
„Leiche“. 

Seine Poſition ſowohl innerhalb wie außerhalb des Heimatſchutzes 
war ſchon reichlich geſchwächt. Und als im Februar 1936 der ſogenannte 
„Phönix-Skandal“ ruchbar wurde, geriet fie vollends ins Wanken. 
Der Zuſammenbruch der „Phönix“-Verſicherung, verbunden mit Selbſt⸗ 
morden ihres jüdiſchen Generaldirektors Berliner und des Leiters der 
ſtaatlichen Aufſicht, Dr. Ochsner, offenbarte einen jüdiſchen Rorrup- 
tionsſumpf erheblichſten Ausmaßes, gleichzeitig aber auch die Mithilfe 
maßgeblicher Negierungsſtellen bei dieſen Machenſchaften. Alles, was 
antinationalſozialiſtiſch im damaligen Öfterreich war, Legitimiſten, BF. 
und H W., amtliche Stellen und Regierungspreſſe, war von jüdiſchem 
Gelde beſtochen worden. Und insbeſondere auch Starhemberg war 
aufs engſte in dieſe unſauberen Manipulationen verſtrickt, die über 
30000 kleine Sparer geſchädigt hatten. Die Veruntreuung belief ſich auf 
250 Willionen Schilling. Daß dic nationalſozialiſtiſche Propaganda 
dieſe Gelegenheit wahrnahm, die Bevölkerung über die Unmöglichkeit 
des derzeitigen Zuſtandes aufzuklären, war ſelbſtverſtändlich. Jnter- 
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eſſant ift in dieſem Zuſammenhang, daß der von dem Chriſtlich⸗ſozialen 
Kunſchak geleitete „Freiheitsbund“ ſtark antiſemitiſche Kundgebungen 
in Gang brachte. Er war nämlich inzwiſchen ſtärkſtens mit „illegaler“ 
SA. durchſetzt worden und brachte es in dieſen Tagen fogar zu hand⸗ 
greiflichen Auseinanderſetzungen mit der HW.! 

Starben pe: Am 14, Mai 1936 war Starhembergs politiſche Laufbahn beendet. 
An dieſem Tage bedachte Schuſchnigg öſterreich mit einer abermaligen 
Regierungsumbildung: Starhemberg war nicht mehr Vize— 
kanzler und ebenſowenig noch Führer der BF. Nur „Sport- und Turn⸗ 
front“ und „Mutterſchutzwerk“ waren ihm geblieben. Schuſchnigg war 
der Sieger im Streit und nunmehriger Alleinherrſcher. Zum Bize- 
kanzler machte er Baar von Baarenfels. a 

Unter anderen ſchied auch der Außenminiſter Berger-Waldenegg aus, 
deſſen Miniſterium Schuſchnigg ſelbſt mit übernahm. An neuen Männern 
fei insbeſondere der Bundeskulturrat Guido Zernatto genannt, der zum 
Staatsſekretär im Bundeskanzleramt ernannt wurde und bald eine wenig 
erfreuliche Rolle ſpielen ſollte. 

Der da und dort aufflackernde Widerſtand der Heimwehr, der fih in 
einigen Demonſtrationen und Refolutionen äußerte, wurde im Keime 
erjtict, zumal fih die HW. dank Starhembergs ohnedies in Auflöſung 
befand; manche Kreiſe vollzogen jetzt die Trennung und gingen ins 
nationalſozialiſtiſche Lager über. : 

„Vaters Und am 20. Mai ſtabiliſierte Schuſchnigg ſeine „Alleinherrſchaft“ 

Staatspartei durch ein neues Geſetz betreffs die BF.: Die Vaterländiſche Front 
wird zur alleinigen Staatspartei erklärt, deren Führer — „Front- 
führer“ genannt — von nun an immer der jeweilige Bundeskanzler 
iſt. (Als ſeinen Stellvertreter ſetzt „Frontführer“ Schuſchnigg ſeinen 
Vizekanzler ein.) Die Vaterländiſche Front wird gleichzeitig zum allei— 
nigen politiſchen Verband öffentlichen Nechts erklärt. Ihre wehrfähigen 
Mitglieder werden zur „Frontmiliz“ zuſammengefaßt, die auf Befehl 
des Frontführers zur Unterſtützung der Exekutive herangezogen werden 
kann. (Führer der Frontmiliz wird Vizekanzler Baar von Baarenfels.) 
Gleichzeitig wird die Bezeichnung „Vaterländiſche Front“ geſetzlich ge⸗ 
ſchützt. vom Wort und Begriff „vaterländiſch“ ergreift die Regierung 
ausdrücklich alleinigen Beſitz. „Vaterländiſch“ ift nur der, der regie— 
rungstreu iſt. Alle anderen aber ſind Staatsfeinde, und was das 
bedeutet, erläutert am 30. Mai 1936 der Wiener Vizebürgermeiſter 
Lahr anläßlich eines Appels der BF.: 


„Staatsfeindlichkeit ſchließt in der weiteren Folge vom Leben aus. 
Der Vorwurf der Staatsfeindlichkeit ift ſchon ein Todesurteil.“ 
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19. Abſchnitt: 


Das ſabotierte Juliabkommen 


Italiens Sieg in Abeſſinien und damit gleichzeitig ſein Sieg über die 
engliſch⸗franzöſiſche Wirtſchaftsoffenſive (Völkerbundsſanktionen), ins⸗ 
beſondere aber die als Folge der Erfahrungen des Abeſſinienkonflikts 
ſich immer klarer abzeichnende zukünftige „Achſe Berlin Rom“ gaben 
der außenpolitiſchen Situation Europas ein völlig neues Geſicht. Die 
„Streſa-Front“ war, wie ſchon gejagt, verſchwunden. Und Schuſchnigg 
jab fih als Vertragspartner der „Römifchen Protokolle“ und der 
Zuſatzprotokolle vom März 1936 (ſiehe 18. Abſchnitt) genötigt, nun auch 
ſeinerſeits dem Reich gegenüber einzulenken, was um ſo leichter war, 
als das Reich, ebenſo langmütig wie großzügig, einer aufrichtigen Ver⸗ 
ſtändigung durchaus geneigt war. Für Schuſchnigg ergab ſich die, ihn 
freilich bitter dünkende, Tatſache, daß die reichsfeindliche Konjunktur 
inſofern vorbei war, als es nicht mehr möglich war, die öſterreichiſche 
„Unabhängigkeit“ ganz Europa als Vollwerk gegen das böſe Deutſch⸗ 
land zu empfehlen. Oder wenn es noch möglich war, ſo nur gegen 
Italien, und das wollte die Wiener Politik natürlich nicht riskieren. 
Schuſchnigg warf daher ſein deutſchfeindliches außenpolitiſches Voka⸗ 
bular über Bord, betonte den deutſchen Charakter des öſterreichiſchen 
Staates und ſchloß mit dem Reich das ſogenannte „Juliabkommen“. 

Die großzügige Haltung des Reiches hatte ſich ſchon im Vorjahre in 
den aufrichtigen Bemühungen des deutſchen Geſandten von Papen 
gezeigt, die Beziehungen zu Öfterreich zu beſſern. So war am 27. Auguſt 
1935 ein deutſch-öſterreichiſches Preſſeabkommen (Bd. 1935, 
S. 179) zuſtande gekommen, das die gegenſeitigen Preſſefehden beenden 
ſollte. (Freilich wurde dieſe Abmachung in der Folgezeit von Wien 
immer wieder verletzt, und die jüdiſche Preſſe Wiens hetzte, ungehemmt 
von der Bundesregierung, nach wie vor gegen das Deutſchland Adolf 
Hitlers.) 

Das nach wochenlangen Verhandlungen nunmehr am 11. Juli 1936 
zuſtande gekommene „Juliabkommen“ zwiſchen dem Deutſchen 
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Reich und Öfterreich war in die Form eines amtlichen Kom⸗ 
muniques gekleidet, das folgenden Wortlaut hatte: 


„In der Überzeugung, der europäiſchen Geſamtentwicklung zur Aufrecht⸗ 
erhaltung des Friedens eine wertvolle Förderung zuteil werden zu laſſen, 
wie in dem Glauben, damit am beſten den vielgeſtaltigen wechſelſeitigen 
Intereſſen der beiden deutſchen Staaten zu dienen, haben die Regie= 
rungen des Deutſchen Reiches und des Bundesſtaates Oſterreich beſchloſſen, 
ihre Beziehungen wieder normal und freundſchaftlich zu ge— 
ſtalten. 

Aus dieſem Anlaß wird erklärt: d 

1. Im Sinne der Feititellungen des Führers und Reichskanzlers vom 
21. Mai 1935 anerkennt die deutſche Reichsregierung die volle Souveräni⸗ 
tät des Bundesſtaates Hſterreich. 

2. Jede der beiden Regierungen betrachtet die in dem anderen Lande 
beſtehende innerpolitiſche Geſtaltung, einſchließlich der Frage des öſter⸗ 
reichiſchen Nationalſozialismus, als eine innere Angelegenheit des anderen 
Landes, auf die ſie weder unmittelbar noch mittelbar Einwirkung nehmen 
wird. 

3. Die öſterreichiſche Bundesregierung wird ihre Politik im allgemeinen 
wie insbeſondere gegenüber dem Deutſchen Reiche ſtets auf jener grundſätz⸗ 
lichen Linie halten, die der Tatſache, daß Öfterreich ſich als deutſcher 
Staat bekennt, entſpricht. Hierdurch werden die Nömerprotokolle ex 1934 
und deren Zufäße ex 1936 ſowie die Stellung Sſterreichs zu Italien und 
Ungarn als den Partnern dieſer Protokolle nicht berührt. 

In der Erwägung, daß die von beiden Seiten gewünſchte Entſpannung 
ſich nur verwirklichen laſſen wird, wenn dazu gewiſſe Vorbedingungen 
ſeitens der Regierungen beider Länder erſtellt werden, wird die Reichs⸗ 
regierung ſowohl wie die öſterreichiſche Bundesregierung in einer Reihe von 
Einzelmaßnahmen die hierzu notwendigen Vorausſetzungen ſchaffen.“ 


Die im Schlußabſatz erwähnten „Einzelmaßnahmen“ bezogen ſich natür⸗ 
lich in erſter Linie darauf, daß die nationalſozialiſtiſche Oppoſition Hfter- 
reichs endlich menſchenwürdig behandelt und zur Witgeſtaltung heran⸗ 
gezogen werden ſollte. Hierzu gehörte u. a. eine Amneſtie und die in 
Geric dem „Gedächtnisprotokoll“ (über die gemäß den Verhandlungen ge⸗ 
machten Zuſagen) gegebene Verſicherung, 
„Vertreter der bisherigen ſogenannten nationalen Oppoſition 
zur Mitwirkung an der politiſchen Verantwortung heranzuziehen“ 

Dieſe Vertreter ſollten nach dem Wortlaut des Protokolls „mit der 
Aufgabe betraut ſein, für die innere Befriedung der nationalen Oppoſition 
und ihre Beteiligung an der politiſchen Willensbildung in Hiter- 
reich zu jorgen“, 

Nur unter ſolchen Vorausſetzungen konnte natürlich das Reich gemäß 
Ziffer 2 die Frage des öſterreichiſchen Nationalſozialismus als inner- 
öſterreichiſche Angelegenheit betrachten. 

Außenpolitiſch beſonders weſentlich war das in Ziffer 3 enthaltene 
Bekenntnis Oſterreichs als deutſcher Staat, womit endlich die Zeit 
vorbei war, da das Wiener Regime eine offenſichtlich antideutſche 
Außenpolitik treiben konnte. 

Eine gleichzeitige Regierungsumbildung unterſtrich die Be⸗ 
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deutung des Abkommens: Staatsſekretär des von Schuſchnigg ſelbſt 
innegehabten Außenminiſteriums wurde Dr. Guido Schmidt. Be- 
ſonders wichtig aber war die Ernennung des national eingeſtellten, ver- 
dienſtvollen Generals Dr. Glaiſe-Horſtenau zum Bundesminiſter 
ohne Geſchäftsbereich — ſozuſagen als Treuhänder für die Erfüllung 
dieſes Abkommens. 

Die Verhandlungen über die Durchführung dieſes Abkommens, das 
der italieniſche Regierungschef Muſſolini „einen bemerkenswerten 
Schritt auf dem Wege des Wiederaufbaues Europas und der Donau⸗ 
länder“ nannte, dauerten bis Mitte Auguſt 1936. Nachdem die Bundes⸗ 
regierung noch im Juli einige reichsdeutſche Zeitungen wieder erlaubte 
und das Verbot des Zeigens deutſcher Hoheitszeichen (Parteiabzeichen, 
Autowimpel uſw.) für Reichsdeutſche aufhob, erließ fie am 22. Auguſt 
eine Amneſtie für wegen politiſcher Vergehen Verurteilte, die etwa 
10000 Fälle erfaßte, unter denen ſich vorwiegend Nationalſozialiſten 
befanden. 

Die ſeit dem Verbot nach München verlegte Landesleitung Öfter- 
reich der NSDAP. erließ im Juli einen Aufruf (veröffentlicht am 
23. Juli 1936 im „Völkiſchen Beobachter“) folgenden Inhalts: 


„Wir Nationalſozialiſten Hfterreich8 haben den Führer verſtanden. Wir 
werden in unerhörter Disziplin uns einfügen in die Linie, die er geſchaffen 
hat, und dabei gerne unſere Wünſche zurückſtellen gegenüber den Intereſſen 
des ganzen deutſchen Volkes. Wir wollen darüber hinaus dem großen 
Friedenswerk des Führers ein Hüter ſein. Wir werden den Vertrag, den er 
ſchloß, Punkt um Punkt genaueſtens befolgen, werden aber ebenſolches vom 
Gegner verlangen. Ehrlicher Friede und gerechte Verſtändigung kann nie 
diktiert werden, kann immer nur durch Redt und Freiheit garantiert und 
bewieſen werden. Soll der Friede dauerhaft ſein, ſo muß er der Tatſache 
des Beſtehens einer geſchloſſenen, unzerreißbaren national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung und Geſinnungsgemeinſchaft in Öfter- 
reich Rechnung tragen. Jede Täuſchung darüber oder Fortſetzung der 
Verfolgungen würde nur erneut Unfrieden und eine zu jedem Kampf ent⸗ 
ſchloſſene Abwehr hervorrufen. Wir ſtehen zu unſeren Forderungen, und 
Friede oder Kampf wird von der Ehrlichkeit der öſterreichiſchen Regierung 
abhängen.“ 


So ſtellten fih die öſterreichiſchen Nationalſozialiſten diszipliniert auf 
den Boden des Juliabkommens 
(zahlreiche Anhänger traten auch der VF. bei, die bald in ihrer Mehrheit 
von Nationalſozialiſten durchſetzt war, ohne daß letztere an die von einer 
kleinen „regierungstreuen“ Minderheit innegehabten Führungspoſten 
herangelaſſen wurden) 
— entſchloſſen, die aus dieſem Abkommen ſich ergebenden Verpflich⸗ 
tungen ehrlich zu erfüllen und von der Regierung ein gleiches zu er⸗ 
warten. 
Wie weiter unten noch genauer auszuführen ſein wird, hat dieſe Er⸗ 
wartung leider getrogen. Schuſchnigg hat das Abkommen nicht mit 
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ehrlichem Willen geſchloſſen, wenn er auch bereit war, die Vorteile 

der Abmachung in vollem Umfang in Anſpruch zu nehmen — wie z. B. 

oterala die baldigſt eingeleiteten deutſch-öſterreichiſchen Wirtſchafts— 
verhandlunen derhandlungen (begonnen am 27. Juli 1936), die bereits am 12. Auguſt 
zur Paraphierung von Vereinbarungen betreffend den Waren-, 

Reife= und kleinen Grenzverkehr führten (Bd. 1936, S. 160 — 161). 

Im Verfolg dieſer Vereinbarungen erging im Reich am 24. Auguſt das 

„Geſetz über den Reifeverfehr mit Oſterreich“, das die im Jahre 1933 

Tausender. verhängte „Tauſendmarkſperre“ (ſiehe 15. Abſchnitt) aufhob und 
ete damit den Fremdenverkehr wieder nach Sſterreich lenkte. Auch die 
außenpolitiſchen Vorteile, die das Juliabkommen für Öfterreich mit ſich 

brachte, waren erheblich: Am 25. September 1936 hob die Genfer 
Völkerbundsverſammlung die ſeit dem „Lauſanner Protokoll“ 

nen (ſiehe 14. Abſchnitt) über Öfterreich verhängte Finanzkontrolle end- 


Völk ue lich auf, insbeſondere nachdem bereits im Auguft der in Wien ftatio- 


kontrolle 
nierte finanzielle Kontrolleur des Völkerbundes, der Holländer Roft 
van Tonningen, um ſeine Abberufung gebeten hatte (Bd. 1936, 
S. 161), weil 
„das deutſch⸗öſterreichiſche Abereinkommen alle Vorausſetzungen dazu bietet, 
um eine weitgehende Geſundung der Wirtſchaftsverhältniſſe Hiterreichg 
ſicherzuſtellen“, 
und da infolgedeſſen x 
„mit dem Zuſtandekommen dieſer Übereinkunft auch der letzte Grund 
zur Finanzkontrolle in Öfterreich entfällt!“ 


ZE Äer Mit Recht konnte der italieniſche Außenminiſter Graf Ciano am 
25. Oktober 1936 bei der Behandlung der deutſch-italieniſchen Zu⸗ 
ſammenarbeit (anläßlich eines Preſſeempfangs in München — ſiehe 
Bd. 1936, S. 303) feſtſtellen: 

m.. Was die Lage im Donauraum betrifft, jo kann ich jagen, daß die 
von uns vorgenommene Prüfung der Lage, die wir im Lichte der römiſchen 
Protokolle und des deutſch-öſterreichiſchen Abkommens vom 11. Juli 
vorgenommen haben, uns erlaubt, zu unſerer gegenſeitigen Befriedigung 
die praktiſchen und poſitiven Vorteile zugunſten Öfterreiche feſtzuſtellen, die 
die Politik der beiden Länder ſchon gezeitigt hat. Die beiden Regierungen 
werden die den Donauraum betreffenden Probleme in einem Geiſte der 
freundſchaftlichen Zuſammenarbeit behandeln.“ 

Dreiertonferen: Und am 11. November weilte Ciano in Wien, wo eine weitere 
„Dreierkonferenz“ (Italien, Öfterreich, Ungarn) durchgeführt wurde mit 
dem Ziel, die Zuſammenarbeit dieſer Staaten der „Römiſchen Proto- 
kolle“ mit dem Reich zu fördern. 

Dre Sum Der neue öſterreichiſche Außenminiſter Dr. Guido Schmidt kam für 
in Berlin die Zeit vom 19. bis zum 21. November nach Berlin (Bd. 1936, S. 310 
bis 311), wo er auch vom Führer empfangen wurde. Seine ver— 
ſchiedenen Beſprechungen, über die das amtliche Kommuniqué u. a. 


ausführte: 
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„Es wurde vereinbart, daß der Ausbau der Handelsbeziehungen 
zwiſchen dem Deutſchen Reich und Hfterreich alsbald in Angriff genommen 
werden ſoll, um den Umfang des gegenſeitigen Handelsverkehrs beträchtlich 
zu erweitern, ſchließlich, daß die diesbezüglichen Verhandlungen am 7. De- 
zember d. J. in Wien beginnen werden. Ebenſo wurde die Frage der 
Finanzierung des Winterſportverkehrs nach Hfterreih von Mitte 
Dezember 1936 ab bereits jetzt in zufriedenſtellender Weiſe bereinigt. 

Ferner wurden alle anderen Möglichkeiten der Fortentwicklung der 
zwiſchenſtaatlichen Beziehungen gründlich durchgeſprochen und hierbei feſt⸗ 
geſtellt, daß ſich bei Wahrung der Grundſätze des Abkommens vom 11. Juli 
d. J. auf weitem Gebiete die Möglichkeit erſprießlicher Zuſammenarbeit 
ergibt. Beide Regierungen find darüber einig, daß der mit dem Abkommen 
beſchrittene Weg in Anbetracht und im Dienſte des gemeinſamen Volkstums 
den Intereſſen der beiden deutſchen Staaten förderlich iſt und einen wich⸗ 
tigen Beitrag zur Erhaltung des Friedens zu leiſten vermag.“ 

bewieſen erneut das verſtändnisvolle Entgegenkommen der Reihs- 
regierung. Den gleichen Beweis erbrachten die am 7. Dezember erneut 
aufgenommenen deutſch⸗öſterreichiſchen Wirtſchaftsverhand— 
lungen (betreffs einen weiteren Ausbau der Beziehungen), die am 
27. Januar 1937 mit einem Wirtſchaftsabkommen erfolgreich ab- 
geſchloſſen werden konnten. d 

Die Bundesregierung nahm diefe Vorteile gern in Anſpruch, ohne 
freilich ihrerſeits nun auch die anderen Teile des Juliabkommens in 
ehrlicher Weiſe zu erfüllen. Sie verſuchte, aus dem Punkt 2 lediglich die 
Berechtigung abzuleiten, nach Gutdünken gegen die nationalſozialiſtiſche 
Oppoſition vorgehen zu dürfen, die im Schlußabſatz des Kommuniques 
vorgeſehenen „Einzelmaßnahmen“ jedoch zu vergeſſen, darunter die im 
Gedächtnisprotokoll niedergelegte Verpflichtung, die Oppoſition an der 
Verantwortung und politiſchen Willensbildung teilhaben zu laſſen. Die 
unaufrichtige Haltung Schuſchniggs kam bereits am Tage des Ab⸗ 
kommens ſelbſt, am 11. Juli 1936, zum Ausdruck, als er am gleichen 
Abend eine Rundfunkanſprache hielt, die zu erkennen gab, daß alles 
beim alten bleiben ſolle. Ja, man bemühte ſich ſogar, die öſterreichiſchen 
Nationalfozialiften in ihrem politiſchen Streben als im Gegenſatz zu 
Adolf Hitler ſtehend anzugreifen! 

And als ſymptomatiſch konnte es empfunden werden, daß die Bundes⸗ 
regierung ausgerechnet am gleichen 11. Juli ihr neues zuſammenfaſſen⸗ 
des „Staatsſchutzgeſetz“ veröffentlichte, das ſich überwiegend gegen 
die nationalſozialiſtiſche Arbeit richten mußte. 

Die Bemühungen, das Abkommen gegen die öſterreichiſchen 
Nationalſozialiſten zu mißbrauchen, kamen bereits zwei Wochen ſpäter 
beſonders deutlich zum Ausdruck, als man am 25. Juli den zweiten 
Jahrestag des Volksaufſtands 1934 beſonders oſtentativ feierte und 
Dollfuß' und der „gefallenen Helden“ gedachte, womit lediglich die 
Toten der Regierungdtruppen gemeint waren. Der neue Generalſekretär 
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der VF., Zernatto, ſagte es bei einer Rede an dieſem Tage beſonders 
deutlich: 

„Der Geiſt des Vertrages vom 11. Juli ſtempelt die, die heute noch immer 
nicht Ruhe geben können, zu dem, was fie find: zu hoffnungsloſen De- 
ſperados und Intriganten.. 7 

Und während man auf deutſcher Seite aufrichtige Bereitſchaft zur voll⸗ 
inhaltlichen Erfüllung des Abkommens bewies, herrſchte in den Regie⸗ 
rungskreiſen eine durchaus andere Auffaſſung über die eingegangenen 
Verpflichtungen. Soweit man überhaupt erfüllte, tat man es nur unter 
einem gewiſſen Zwang und war insgeheim recht zufrieden, wenn die 
unteren Verwaltungsorgane die anbefohlene Amneſtie und die Ent- 
haftungen nur recht zögernd durchführten. Von der der nationalfozia= 
liſtiſchen Oppoſition zugeſagten politiſchen Mitarbeit gar war überhaupt 
nicht mehr die Rede. Statt deffen wurden Reden (wie die obige von 
Zernatto) gehalten. 

Daß die Nationalſozialiſten Sſterreichs über diefe offenſichtliche 
Sabotage des Juliabkommens empört waren und dieſer gerechten Em— 
pörung in Kundgebungen Ausdruck gaben, war nur zu begreiflich. Zum 
erſten Male äußerten ſich dieſe Empfindungen in vernehmlichſter Weiſe 
am 29. Juli 1936 anläßlich des Olympia-Fackellaufs (Bd. 1936, 
S. 186). Bei der Feier anläßlich des Durchzuges der Fackel durch Wien 
kam es zu gewaltigen nationalſozialiſtiſchen Demonſtrationen — und 
im Anſchluß daran zu zahlreichen Verhaftungen. Die Amneſtie wurde 
teilweiſe angehalten, und der Krieg im Innern ging weiter. Außerdem 
führte Zernatto eine Gegenaktion in Form einer „vaterländiſchen“ 
Kundgebung am darauffolgenden Tage (30. Juli) durch, in deren Ver⸗ 
lauf er eine Hetzrede gegen die Nationalſozialiſten vom Stapel ließ und 
u. a., durchaus im alten Stil, ankündigte: 

„Noch immer machen ſich in Betrieben und manchmal da und dort auch 
in Ämtern Elemente geltend, die wir als Staatsfeinde bezeichnen müſſen. 
Wir werden darangehen, diefe Unternehmungen zu ſäubern. ..“ 

Damals war das Juliabkommen noch nicht ganz drei Wochen alt! Für 
die Einbeziehung der Oppoſition in die politiſche Willensbildung ge- 
ſchah nichts! Der Terror wütete weiter! Von der Ausſchreibung von 
Wahlen gar war überhaupt nicht die Rede. Man beteuerte im Gegen⸗ 
teil, daß man nicht daran denke, innenpolitiſche Konſequenzen im Geiſte 
des Juliabkommens zu ziehen. Und wenn 3. B. am 23. Auguſt der 
Wiener Vizebürgermeiſter Dr. Winter im „Chriſtlichen Stände— 
ſtaat“ (einer damals als führend bekannten Wochenſchrift im Geiſte 
der actio catholica, der „Katholiſchen Aktion“) unangefochten ſchreiben 
konnte: 


„In dieſer entſcheidenden Frage ſind ſich die katholiſche Sozialphiloſophie, 
der Faſchismus und ſelbſt der Bolſchewismus einig: der Zweck des Zwanges 
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ift die Freiheit. In dieſer Abereinſtimmung offenbart ſich die gemeinſame 
abendländiſche Abſtam mung der drei genannten Staatsideen. 

Die Herausarbeitung dieſer vier Kulturkreiſe im Bereiche des 
abendländiſchen Geiſtes, des kirchlich-katholiſchen, des weſt⸗ 
europäiſch⸗demokratiſchen, des ſozialiſtiſch bis kommuniſtiſchen 
und des faſchiſtiſch⸗ autoritären, findet ihren tiefſten Sinn in der Tat⸗ 
ſache, daß ſich alle vier gemeinſam von einem fünften Kulturkreis markant 
abheben, der längſt ſchon unter der Oberfläche Europas exiſtierte, aber erſt 
im deutſchen Nationalſozialismus mit allen ſeinen Konſequenzen zum 
Ausdruck gekommen iſt. 

Wer das Abendland retten will, der muß die Gemeinſamkeit des 
abendländiſchen Geiſtes in ſeiner vielfältigen Ausprägung herausarbeiten, 
das gemeinſame Andersgeartetſein im Gegenſatz zum deutſchen National- 
ſozialismus erkennen und die vorhandenen Brücken, die von jeder der vier 
europäiſchen Lebensformen zum Nationalſozialismus hinüberführen, ent⸗ 
ſchloſſen abbrechen. 

Die ernſte Frage iſt an Katholiken, Demokraten, Faſchiſten und 
Sozialiſten geſtellt, was ſie lieber wollen, ihre unverſehrte Doktrin, bezahlt 
auch mit dem eigenen Untergang, oder aber die poſitive Kooperation 
gegen den einzigen Feind. 

Mögen ſie ſich rechtzeitig in einer neuen Front zuſammenfinden!“ 

ſo war dies nicht nur ein geradezu grauenhaftes Beiſpiel ideologiſcher 
Verworrenheit, ſondern gleichzeitig ein Beweis dafür, daß man es auch 
mit dem Punkt 3 des Juliabkommens, dem Bekenntnis als „deutſcher 
Staat“, nicht ſehr genau nahm. Die Forderung nach einer antideutſchen 
Wahnſinnsfront, wie ſie obiger Artikel eines führenden Syſtem⸗ 
vertreters enthält, zeigte hinreichend, wie man innerlich zu den Dingen 
ſtand. Schuſchnigg ſelbſt ging in ſeiner Sabotage des Juliabkommens 
freilich etwas weniger laut vor. Aber auch er ließ eindeutig erkennen, 
daß der Staatskurs nach wie vor die Linie der Vaterländiſchen Front 
ſei. Von einer politiſchen Gleichberechtigung der Nationalſozialiſten war 
nicht mehr die Rede, und es kam ſehr bald dazu, daß ſoeben entlaſſene 
politiſche Gefangene von neuem feſtgenommen wurden. Der nur recht 
kurzfriſtig unterbrochene antinationalſozialiſtiſche Terror wurde fort— 
geſetzt. 

Gleichzeitig bemühte man ſich, die Vaterländiſche Front weiter aus⸗ 
zubauen und gründete durch Bundesgeſetz vom 29. Auguſt 1936 das 
„Ölterreihifhe Jungpvolk“ als einheitliche Jugendorganiſation der 
BF. Die klerikalen Jugendvereinigungen beſtanden freilich weiter. Aber 
neben fie ſetzte man nun — übrigens zur geringen Freude der Geiſtlich⸗ 
keit — diefe ſchlechte Nachahmung der HJ. Wie man überhaupt bemüht 
war, nationalſozialiſtiſche Formen, Einrichtungen, Symbole uſw. ab⸗ 
zugucken und, auf „vaterländiſch“ zurechtfriſiert, nachzuahmen. So hatte 
man gegenüber dem Hakenkreuz das „Krukenkreuz“ erfunden ſo machte 
man die Sonnwendfeiern unter der Amtlich vorgeſchriebenen Bezeich⸗ 
nung „Johannis- und Sonnwendfeier“ nach und gab jogar Redner⸗ 
material für ſolche Feiern heraus, in dem es z. B. hieß: 
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„Wachtfeuer ſind unſere Signale, die hinableuchten in die Täler, die 
von den Höhen herab verkünden, daß Öfterreich wach und bereit fet zur 
Abwehr gegen ſeine Feinde im Dunkel und in den Niederungen.“ 

Oder: - 

„And allen denen, die noch im Dunkel irren, die zaudern und bang find, 
denen zeigen unſere Feuer, ganz SÖfterreich umſchließend, allerorts auf⸗ 
flammend, die Macht und Größe Hſterreichs und feiner Hüter und 
Beſchützer!“ 

e k der „Macht und Größe“ dieſer „Hüter“ und „Beſchützer“ war es 
in den Betrieben freilich nicht allzu weit her. Allerdings gelang es dem Schuſchnigg⸗ 
Regime, bei den am 1. Oktober 1936 beginnenden „Vertrauensmänner— 
wahlen“ in den Betrieben 
— am gleichen Tage trat übrigens die allgemeine Bundesdienſtpflicht 
gemäß dem Gefeß vom 1. April 1936 (ſiehe 18. Abſchnitt) in Kraft —, 
die von der BF. genehmigten Kandidaten wählen zu laſſen, und 
Schuſchnigg fühlte ſich berechtigt, daraus den Schluß zu ziehen (in 
feinem Buche „Dreimal Öfterreih“‘, S. 327): 
„Auch hier beweiſt ſomit die tatſächliche Entwicklung, daß die Bemühungen 
der illegalen Propaganda ohne Erfolg geblieben ſind.“ 
Aber dieſer fromme Selbſtbetrug durfte kaum über die wirkliche Sach— 
lage hinwegtäuſchen. 
in der arena Inzwiſchen paſſierte dem ſchon geſtürzten Starhemberg (ſiehe 
18. Abſchnitt) ein weiteres Mißgeſchick: Der Wiener Heimatſchutz 
revoltierte gegen ihn am 14. September 1936, indem er aus eigener 
Machtvollkommenheit Fey wieder als Landesführer einſetzte. Worauf 
Starhemberg am 2. Oktober Fey aus der HW. ausſchloß und in einem 
gegen Fey gerichteten Befehl die bemerkenswerten Worte ausſprach: 


„In lebendiger Erinnerung ſteht außerdem das bis heute nicht auf- 
geklärte Verhalten des Majors Fey gelegentlich der Ereigniſſe vom 
25. Juli 1934 am Ballhausplatz und bei der Ermordung des Bundes- 
kanzlers Dr. Dollfuß.“ 


"aigle ber Den Krach im Heimatſchutz benützte Schuſchnigg nun febr eilig für 

deimwebr ſeine Zwecke: Am 9. Oktober wurden ſämtliche Wehrverbände (außer— 

halb der „Frontmiliz“) aufgelöſt, insbeſondere der Heimatſchutz. 

Das war das unrühmliche Ende der „Heimwehr“. Ihr Anfang war 

heroiſcher geweſen. Die Unzulänglichkeit ihrer Führung und ing- 

beſondere die Charakterloſigkeit eines Starhemberg haben ihr dieſes 

Schickſal bereitet. 

A Eine neue Negierungsumbildung befeitigte am 3. November den 
umbildung letzten HW.⸗Einfluß. e 

Bundesminiſter Baar von Baarenfels u. a. ſchieden aus dem 

Kabinett aus. Vizekanzler wurde an ſeiner Stelle der verdiente Feld⸗ 

marſchalleutnant Hülgerth, der Führer der Kärntner Freiheitskämpfe 

(ſiehe 3. Abſchnitt). Glaiſe von Horſtenau wurde Innenminiſter. Und 

Neuſtädter⸗Stür mer kehrte ins Kabinett zurück, als Sicherheitsminiſter. 
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Eine gewiſſe Stärkung des nationalen Einfluſſes im Kabinett war un⸗ 
verkennbar. Aber wenn Bundeskanzler Schuſchnigg auch nach außen Saufäniges 
hin mitunter laut den „deutſchen Kurs“ vertreten und 3. B. am 17. Ok⸗ 
tober erklärt hatte: 

„Wir wollen Hfterreich als ſouveränen Staat, jenes Hſterreich, das ſich 
jetzt laut und deutlich als deutſcher Staat bekennt, was ich in alle Zu⸗ 
kunft auch nicht ändern will“, 

ſo waren die Vorſtellungen, die er ſich von dieſem „deutſchen Staat“ 
machte, aus einem Satz zu erkennen, den er zwei Tage ſpäter (am 19. Ok⸗ 
tober beim zweiten Bundesappell der BF.) ſagte: 

„Ich ſehe ſtets nur ein Ziel vor Augen: die beſtmögliche Durchführung 
der Dollfuß⸗Verfaſſung!“ 

Das war der wirkliche Weg Schuſchniggs, der klerikale Weg wider 
alle Intereſſen des Geſamtdeutſchtums. Schuſchnigg hat nie im Ernſt 
die Abſicht gehabt, das Juliabkommen aufrichtig zu erfüllen. Er hat 
ſeine Vorteile empfangen, in allem anderen aber das Abkommen ſabo⸗ 
tiert, wo er nur konnte. Er hat das illegale Gewaltregime und den 
Kampf gegen die Nationalſozialiſten fortgeſetzt, während er die lächer⸗ 
liche legitimiſtiſche Minderheit von Habsburganhängern ſtreichelte 
und gewähren ließ — und bei der „Kaiſergeburtstagsfeier“ am 19. No- 
vember 1936 (dem Geburtstag des „Kronprätendenten“ Otto von Habs⸗ 
burg), veranſtaltet vom „Eiſernen Ring“, ließ ſich Bundeskanzler 
Schuſchnigg offiziell vertreten. 

Das mit ſo vielen Hoffnungen begrüßte Juliabkommen ſcheiterte an 
der Unaufrichtigfeit des SchuſchniggP⸗Regimes. 


16 Das Großdeutſche Reich (Oſterreich) 
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20. Abſchnitt: 


Der Verſuch des Volkspolitiſchen Referats | 


Als das Jahr 1937 anbricht und ein knappes halbes Jahr ſeit dem 
Abſchluß des Juliabkommens (11. Juli 1936 — ſiehe 19. Abſchnitt) 
vergangen iſt, iſt es leider klar, daß die Erfüllung dieſes Abkommens 
an der Sabotage Schuſchniggs geſcheitert und daß das Ziel auf dieſem 
Wege nicht zu erreichen ift. Die Zahl der neuverhafteten National- 
ſozialiſten geht bereits wieder in die Tauſende. Der Polizeiterror iſt 
wieder in voller Entfaltung, und die Poſition der nationalen Männer 
in der Regierung wie Glaiſe-Horſtenau und Neuſtädter-Stürmer 
iſt außerordentlich ſchwierig. Alle antinationalſozialiſtiſchen und reichs⸗ 
feindlichen Kräfte vereinigen ſich in der Sabotage des Juliabkommens. 
Neben Schuſchnigg und ſeinem Anhang, insbeſondere den führenden 
Kreiſen der „Vaterländiſchen Front“, handelt es ſich vornehmlich um 
zwei Gruppen: Es ſind dies auf der einen Seite die Legitimiſten 
(der „Eiſerne Ring“), die noch immer die Errichtung eines habsburgi⸗ 
ſchen Kaiſerreiches anſtreben — mit Otto von Habsburg als Kaiſer. 
Ihre Tätigkeit wird von Schuſchnigg nicht nur geſtützt und in Form 
eines „Traditionsreferats“ in der VF. verankert, ſondern noch be- 
ſonders gefördert, zumal man ſich auf die unbedingte Feindſchaft der 
Legitimiſten gegenüber jeglicher großdeutſchen Regung mit Sicherheit 
verlaſſen kann. 

Auf der anderen Seite handelt es ſich um die Marxiſten, die an⸗ 
geſichts des Schuſchniggſchen Verſuches, ſich nach Paris und Prag zu 
orientieren (ſiehe 18. Abſchnitt), neue Hoffnung geſchöpft haben, bis 
das außenpolitiſche Eingreifen Italiens und der Abſchluß des Juli— 
abkommens mit dem Reich dieſe Blütenträume jäh geſtört hat. Sie 
werden nunmehr wieder aktiver, insbeſondere die in jener Zeit ſich 
immer ſtärker bemerkbar machenden Kommuniſten, und äußern ſich 
vorwiegend in Propaganda-⸗ und Sammelaktionen für Rotfpanien 
(damals tobte der ſpaniſche Bürgerkrieg) und in Terrorakten gegen 
Nationalſozialiſten. Die „illegale“ SA. jet fich entſchloſſen zur Wehr. 
Das Schuſchnigg-Negime jedoch ſieht diefe Auseinanderſetzungen nicht 
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ungern und begrüßt es insgeheim, einen weiteren Verbündeten gegen 
den verhaßten Nationalſozialismus zu haben (wenn es ſich auch gleich- 
zeitig bemüht, die gegen die Regierung gerichteten kommuniſtiſchen 
Eigenbeſtrebungen durch Verhaftungen und Verurteilungen abzuwehren). 

Intellektuelle Führung und finanzielle Unterſtützung des geſamten 
antinationalſozialiſtiſchen Kampfes — gleichviel ob es fih um Kom⸗ 
muniſten, Legitimiſten oder „Vaterländiſche“ handelt — ſtellt ins⸗ 
beſondere das Judentum in Wien, Prag uſw. — 

Der Kampf gegen die nationalſozialiſtiſche Oppoſition und die Sabo⸗ 
tage des deutſch⸗öſterreichiſchen Juliabkommens nahmen ſomit um die 
Jahreswende 1936/1937 derartige Formen an, daß es dem im Kabinett 
vertretenen nationalen Kräften dringend erforderlich ſchien, die Dinge 
nicht mehr ſo weitertreiben zu laſſen und den Verſuch zu machen, die 
Situation im Sinne des Juliabkommens zu retten: In einem Neujahrs⸗ 
interview bezeichnete Bundesminiſter Neuſtädter-Stür mer die 
Heranziehung der nationalen Oppoſition zur Mitarbeit und Wit⸗ 
geſtaltung am Staat als die Aufgabe des kommenden Jahres und 
leitete damit einen weiteren Befriedungsverſuch ein: Im Ein⸗ 
vernehmen mit Neuſtädter⸗Stürmer ſtellte die „illegale“ NSDAP. 
einen „Siebenerausſchuß“ zuſammen (Anfang Februar), der die 
weiteren Verhandlungen führen ſollte und ſich aus Nationalſozialiſten 
bzw. Angehörigen weiterer Gruppen der nationalen Oppoſition (wie 
Großdeutſche uſw.) zuſammenſetzte: 

Berghammer, 

Dr. Hampel, 

v. In der Maur, 

Dr. Jury, 

Dr. Mannlicher, 

Prof. Dr. Menghin, 

Dr. Tavs. 
Der Ausſchuß nahm ſeine Arbeit auf, brachte ſogar (am 12. Februar) 
eine Unterredung zwiſchen dem nationalſozialiſtiſchen Landesleiter 
Hauptmann Leopold und Schuſchnigg zuſtande, kam jedoch dann 
nicht mehr recht weiter. 

Hatte Schuſchnigg zunächſt durch fein Verhalten die Annahme ge: 
rechtfertigt, er werde ſich dem hier begonnenen Verſuch gegenüber poſitiv 
einſtellen, ſo wurde dieſer Irrtum bald „bereinigt“: 


Die Haltung 
des Judentums 


Neujahrs- 
interview 
Neuſtädter⸗ 
Stürmers 


Der Siebener⸗ 
ausſchuß 


Als der Siebenerausſchuß dem Bundeskanzler die Gründung eines Lohi 


»Deutſch⸗Sozialen Volksbundes“ vorſchlug, der die nationale 
Oppoſition zunächſt erfaſſen und damit ihre Eingliederung in das 
Staatsleben vorbereiten ſollte (gleichzeitig ſollte er die kulturelle Zu⸗ 
lammenarbeit Öfterreih8 mit dem Reich fördern), lehnte Schuſchnigg 
dieſe Vereinsgründung ab, da fie die „Öffentlichkeit beunruhigen“ 


16˙ 


orſchlag 
eines „Deutſch⸗ 
Sozialen 
Volksbundes“ 
von Schuſchnigg 
abgelehnt 


244. Das Großdeutſche Reidh / Hfterreich 1918—1938 
könne. Das war das Ergebnis der wütenden Hetze, die ſeitens der 
klerikal⸗legitimiſtiſchen Kreiſe („Katholiſche Aktion“, „Eiſerner Ning“ 
uſw.) gegen das Projekt entfeſſelt worden war. So ſah die „beunruhigte 
Offentlichkeit“ aus, der zuliebe Schuſchnigg die geplante Vereins⸗ 
gründung nicht gutheißen konnte. Schuſchniggs diesbezügliche Auße⸗ 
rungen waren in feiner Rede zum Bundesappell der VF. am 14. Fe- 
bruar 1937 (die freilich im übrigen die „Pflege und Vertiefung der 
Beziehungen zum Reich“ zuſagte — ſiehe Bd. 1937, S. 58—59) ent- 
halten. Er erklärte, daß er „diefe oder ähnliche Vereinsgründungen“ 
nicht für „zweckmäßig“ halte, ſagte dann jedoch: 


nn „Wir werden in allernächſter Zeit durch Schaffung entſprechender Re- 
Neferats“ in ferate bei den leitenden Führungsſtellen der Front das unſrige dazu tun, 
der BF. um die Befriedungsarbeit im Lande auch nach der ehemals nationalſoziali⸗ 


ſtiſchen Seite weiter zu fördern“, 
— und kündigte damit, wenn auch freilich in etwas unverbindlicher 
Form, die Schaffung des ſpäteren „Volkspolitiſchen Referats“ in 
der Vaterländiſchen Front an. 

Neurath-Belud In Erwiderung des Beſuches Dr. Guido Schmidts in Berlin 
(im November 1936 — ſiehe 19. Abſchnitt) traf Reichsaußenminiſter 
Freiherr von Neurath am 22. Februar 1937 in Wien ein, wo er bis 
zum 24. Februar weilte (ſiehe Bd. 1937, S. 59—60). Dies war feit ſechs 
Jahren der erſte Staatsbeſuch eines Reichsminiſters in der Bundes- 
hauptſtadt Wien, deren Bevölkerung dem Außenminiſter des Reiches 
einen geradezu triumphalen Empfang bereitete und dadurch ihrer Stim— 
mung begeiſtert Luft machte — was die Legitimiſten, Klerikalen und 
Juden in helle Wut verſetzte. Während die Volksmaſſen den Beſuch 
des deutſchen Winiſters mit zahlreichen ſtürmiſchen Freudenfund- 
gebungen feierten und die „Heil-Hitler!“-Rufe durch Wiens Straßen 
brauften, ſteigerte die jüdiſch⸗klerikal⸗legitimiſtiſche Preſſe ihre anti- 
nationalſozialiſtiſche und antideutſche Hetze. Sie provozierte in der Folge⸗ 
zeit ſogar Tumulte, zumal auch gerade das Anlaufen des deutſchen 
Fridericus⸗Films in Öfterreich hierzu ein willkommener Anlaß ſchien 

eu (Bd. 1937, S. 62 — 63). Und es entbehrt nicht einer gewiſſen Ironie, 


öſterreichiſcher 
ae wenn gerade in dieſen Tagen (25. Februar bis 3. März) als eines der 
Angelegenheiten Ergebniſſe des Neurath-Beſuches Vertreter des Reiches und Öfterreich8 
als deutſch-öſterreichiſcher Ausſchuß für kulturelle Angelegen— 
heiten in Wien tagten, um eine Angleichung beider Staaten auf allen 
Gebieten des Kulturlebens herbeizuführen, insbeſondere auch auf dem 
ee des Preſſeweſens! — Der jüdiſch geleitete Preſſefeldzug nahm der- 
hroteſt artige Formen an, daß Botſchafter von Papen fih am 18. März 1937 
genötigt ſah, bei der Bundesregierung hiergegen Proteſt einzulegen! 
Schuſchnigg jedoch verhielt ſich durchaus ablehnend und behauptete 
gar, die reichsdeutſche Preſſe trage durch ihre „Einmiſchung in inner⸗ 
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öſterreichiſche Verhältniſſe“ die Schuld an dieſen unerfreulichen Preſſe⸗ 
feldzügen. Und man konnte es wohl als deutliche Antwort Schuſch— 
niggs anſehen, wenn er zwei Tage ſpäter (20. März) den national ein⸗ 
geſtellten Sicherheitsminiſter Neuſtädter-Stürmer ſeines Amtes 
enthob. Dieſem Regierungskurs, der die ganze Unaufrichtigkeit der 
Beteuerungen Schuſchniggs gegenüber dem Juliabkommen offenbarte, 
vermochte freilich kein nationaler Mann mehr zu folgen. Und in der 
Folge legten auch zahlreiche Amtswalter der BF. ihre Ämter 
nieder. (Das Winiſterium für das Sicherheitsweſen übernahm nun 
Schuſchnigg ſelbſt und ſetzte den Wiener Polizeipräſidenten Dr. Skubl 
als Staatsſekretär ein.) — P 

So bringt das Frühjahr 1937 an Stelle einer „Befriedung“ eine 
weſentliche Verſchärfung der inneren Spannungen. Und indes die wirt⸗ 
ſchaftliche Not immer mehr anſteigt — die Arbeitsloſenzahl Sſter⸗ 
reichs überſchreitet in jener Zeit eine halbe Million —, ſieht die Re- 
gierung in der Bekämpfung des Nationalſozialismus ihre vornehmſte 
Aufgabe. Von der kleinlichen Schikane bis zum brutalen Terror werden 
alle Regiſter „chriſtlicher“ Anterdrückungsmethoden gezogen. 


Nur ein Beiſpiel von vielen: Am 8. April 1937 wird der penſionierte 
Bundesbahnbeamte Bruckner ſeiner Penſion für verluſtig erklärt, nach⸗ 
dem er bereits vorher zu einer Geldſtrafe in Höhe von 250 Schilling ver⸗ 
urteilt worden war. Grund: Er hatte am 1. November des vorigen Jahres 
mit ſeiner Frau zuſammen das Grab der Eltern Adolf Hitlers aufgeſucht 
und dort einen Kranz niedergelegt! So geſchehen im Zeichen des Juli⸗ 
abkommens. 


Am 19. April 1937 weilt Innenminiſter Dr. Glaiſe-Horſtenau in 


Berlin zu einer eingehenden Beſprechung beim Führer — und am & 


darauffolgenden Tage (am 20. April, dem Geburtstag des Führers) 
ebenſo der verdienſtvolle greiſe Weltkriegsheerführer Hfterreih8 Alfred 
Krauß — und wird aus diefem Anlaß das Objekt einer geradezu ſcham⸗ 
loſen Wiener Preſſehetze: Man wirft dem General nicht mehr und 
nicht weniger als „Landesverrat“ vor! 

Und während die nationalſozialiſtiſche Bevölkerung Oſterreichs den 
Führer geburtstag — freilich „verbotener“weiſe — in unwandelbarer 
deutſcher Treue feiert, überall im Lande Öfterreich die Hakenkreuzfahnen 
flattern und von den Bergen die Hakenkreuzfeuer der unſichtbaren SA. 
flammen, ſetzt das Schuſchnigg⸗Regime gegen diefe ſpontanen Auße⸗ 
rungen des Volkswillens die Polizei ein und läßt Hunderte von Ver⸗ 
Haftungen vornehmen. — 

Auch Schuſchniggs Außenpolitik ließ trotz Ziffer 3 des Juli- 

kommens und Römiſcher Protokolle durchaus zu wünſchen übrig. 
Daß die Unterſtützung legitimiſtiſcher Beſtrebungen im Sinne der Er- 
richtung einer Habsburger Monarchie keine Politik als „deutſcher 


Neuſtädter⸗ 
Stürmers 
Amtsenthebung 


Verſchärfung 
der inneren 
Spannungen 


Glaiſe⸗Horſtenau 
und General 


rau 
in Berlin 


Führer⸗ 
geburtstag 


Schuſchnigg⸗ 
Außenpolltik 


Schuſchnigg 
in Venedig 


Verbot 

des deutſch⸗ 
öſterreichiſchen 
Frontkämpfer⸗ 
treffens 


Errichtung des 
Volkspolitiſchen 
Referats in der 

DE. 


246 Das Großdeutſche Reich / Sſterreich 1918—1938 


Staat“ fein konnte, wollte der Herr Bundeskanzler durchaus nicht be⸗ 
greifen. Und als der führende italieniſche Journaliſt Gayda am 
25. Februar 1937 im „Giornale d'Italia“ feſtſtellte: . 
„Ein für allemal ift auszuſprechen, daß Italien die Frage der Neſtaura⸗ 
tion als unzeitgemäß und gefährlich anſieht“, 
war man in Wien über dieſen deutlichen Hinweis auf Oſterreichs außen- 
politiſche Verpflichtungen recht beſtürzt. Schuſchnigg ſpielte wieder mit 
dem Gedanken einer Annäherung an die Linie Paris — Prag, und An⸗ 
fang April weilten Sarraut und andere franzöſiſche Politiker in Wien. 
Aber auch dieſe Kombinationen hatten nur eine ſehr kurze Lebensdauer. 
Am 22. April machte der Duce dem Bundeskanzler die Situation ein⸗ 
deutig klar (in Venedig). Zwiſchen den Zeilen des Kommuniqus ift zu - 
leſen, daß der Duce die abfolute Einheit klarſtellte, die die „Römiſchen 
Protokolle“ (Rom — Wien — Budapeſt) nunmehr mit dem „Juli⸗ 
abkommen“ (Berlin — Wien) und der „Achſe Berlin — Rom“ bildeten. 
Es ſtand feſt, daß Italien die Achſe Berlin — Rom nicht durch Schuſch— 
niggs Sabotage des Juliabkommens beeinträchtigt ſehen wollte und von 
der Bundesregierung eine beſſere Pflege ihrer Beziehungen zu Berlin 
erwartete. Aus dieſen Ermahnungen mußten ſich für Schuſchnigg 
außenpolitiſche und zu ſeinem beſonderen Leidweſen letzten Endes auch 
innenpolitiſche Folgerungen (nämlich in Vichtung des von ihm längſt 
zugeſagten „Volkspolitiſchen Referats“) ergeben. 

Aber mit letzterem ließ er ſich immer noch Zeit. Er betätigte ſeine 
reichsfeindliche Haltung im Gegenteil einige Wochen ſpäter (11. Juni) 
noch einmal beſonders deutlich, nämlich durch ein Verbot des für den 
1. Juli geplanten deutſch⸗öſterreichiſchen Frontkämpfertreffens 
„Schulter an Schulter“ in Wels. 

Schließlich kann ſich aber Bundeskanzler Schuſchnigg ſeiner gegebenen 
Zuſage nicht mehr entziehen: Das „Volkspolitiſche Referat“ in der 
Vaterländiſchen Front wird endlich errichtet, und zwar unter Leitung 
des ehemaligen Innsbrucker Vizebürgermeiſters Dr. Pembaur und 
unter Beteiligung des nationalſozialiſtiſchen Rechtsanwalts Dr. Seyß⸗ 
Inquart, die nun ihre Tätigkeit als „Befriedungskommiſſare“ 
aufnehmen follen. Am 12. Juni 1937 wird Pembaur zum General- 
ſekretär der B., Zernatto, beſtellt, anſchließend zu Schuſchnigg; 
am 17. Juni endlich wird das Referat ins Leben gerufen. Eine Preſſe— 
bekanntmachung teilt mit: 

„Im Sinn der Ankündigung bei dem Bundesappell der Vaterländiſchen 
Front am 14. Feber d. J. hat der Bundeskanzler und Frontführer die 
Schaffung eines volkspolitiſchen Referats im Generalſekretariat der 
Vaterländiſchen Front angeordnet und mit der Führung dieſer Stelle Herrn 
Dr. jur. et phil. Walther Pembaur betraut. Zugleich hat der Frontführer 


den zum Staatsrat ernannten Dr. Seyß-Inquart beauftragt, die Frage 
der Heranziehung bisher abſeits ſtehender Kreiſe zur Mitarbeit 
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an der politiſchen Willensbildung in der Vaterländiſchen Front im 
Einvernehmen mit dem Generalſekretär der BF. zu prüfen und geeignete 
Vorſchläge zu machen. Durch dieſe Verfügung hat der Frontführer die Vor⸗ 
ausſetzung für die einheitliche Durchführung ſeiner am 14. Feber ange⸗ 
kündigten Maßnahmen geſchaffen.“ 

Somit war zum Arger der klerikalen und legitimiſtiſchen Kreiſe zu⸗ 
nächſt einmal eine Stelle geſchaffen worden, die die Wünſche der 
Nationalſozialiſten vertreten konnte. Für Pembaur und Seyß-Inquart 
begann eine mühevolle Arbeit, zumal die „Vaterländiſchen“ in dem 
Referat (ſofern ſie es nicht ſofort in Bauſch und Bogen verdammten 
wie etwa der extrem klerikale Wiener Bürgermeiſter Dr. Schmitz) eine 
Einrichtung erblickten, die keineswegs die „nationale Oppoſition“ in 
ihrer Geſamtheit vertreten, ſondern trennen ſollte, nämlich in „loyale“ 
(zur Aufnahme in die BF.) und „unbelehrbare“, die dann durch Kerker⸗ 
ſtrafen und andere terroriſtiſche Maßnahmen zur „Unterwerfung“ ge⸗ 
zwungen werden ſollten. Für die beiden „Befriedungskommiſſare“, die 
ihre Aufgabe natürlich weſentlich anders ſahen, eine recht undankbare 


Situation! In einem „Oſterreichiſch-deutſchen Volksbund“, der d 


programmatiſch ähnlich wie der von Schuſchnigg kürzlich abgelehnte 
„Deutſch⸗Soziale Volksbund“ ausgerichtet wurde und zu deffen Bor- 
ſtandsmitgliedern die Univerſitätsprofeſſoren von Srbik, Menghin 
und Nadler gehörten, verſuchten ſie die nationale Oppoſition zu 
ſammeln. In einer Vollverſammlung des Bundes (25. Juni), dem zahl⸗ 
reiche nationale Verbände wie der „Deutſche Schulverein Südmark“ 
u. a. angeſchloſſen waren, ſtellte Dr. Seyß-Inquart feſt, daß es kein 
„Sonderdeutſchtum“ gibt, ſondern nur ein deutſches Volk. Er ſchloß 
mit den aufrechten Worten: 

„Wir kämpfen einen guten Kampf. Gehen wir frohen Mutes und er⸗ 


hobenen Hauptes der Zukunft entgegen, denn wir kämpfen für das Wahre 
und Rechte, für unfer deutſches Volk und Vaterland.“ 


Die Beziehungen zwiſchen dem Reich und Hiterreich erfuhren in 
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dieſem Sommer zunächſt eine leichte Beſſerung, z. B. durch die auf Frei 


Grund von Beſprechungen in der Zeit vom 6. bis zum 10. Juli 1937 
zuſtande gekommenen deutſch⸗öſterreichiſchen Preſſeverein— 
barungen (Bd. 1937, S. 165). Auch durfte das (oben ſchon erwähnte) 
zunächſt verbotene deutſch-öſterreichiſche Frontkämpfertreffen 
„Schulter an Schulter“ in Wels nun am 17. und 18. Juli durchgeführt 
werden (Bd. 1937, S. 165). Zu 25000 deutſchen und öſterreichiſchen alten 
Frontſoldaten ſprachen hier Innenminiſter Glaiſe-Horſtenau und der 
deutſche Botſchafter von Papen. 
Die bei dieſer Gelegenheit gezeigte Begeiſterung der Welſer Bevölkerung 
erweckte freilich das höchſte Mißfallen der amtlichen Stellen, die mit 


Drohungen und Verboten antworteten und als ſchwerſte „Sühne“ die Er⸗ 
richtung eines Dollfuß⸗Denkmals in Wels in Ausſicht ſtellten! 
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Es war wie eine Antwort auf dieſes Treffen, als zum Deu tſchen 
Sängerfeſt in Breslau (28. Juli bis 1. Auguſt) 10000 öſterreichiſche 
Sänger zum Beſuch im Reich weilten und beim Feſtzug am Führer 
vorbeimarſchieren durften. Glaiſe-Horſtenau, Pembaur und Genk- 
Inquart hatten dieſe Teilnahme beim Bundeskanzler durchgeſetzt. 
(Auch hier ſetzte ſofort nach der Rückkehr der Teilnehmer die antideutſche 
Preſſehetze in Wien ein.) — 

In dieſen Tagen ſchuf ſich Schuſchnigg eine beſondere Leibgarde: Am 
Jahrestage der nationalſozialiſtiſchen Erhebung 1934, am 25. Juli, 
wurde mitgeteilt, daß der Bundeskanzler aus beſonders zuverläſſig er⸗ 
ſcheinenden Teilen der „Schutzkorps“ der BT. „Sturmkorps“ (SK.) 
gebildet hat, die ſtändig bewaffnet und in Kaſernen untergebracht. 
werden ſollen, um jederzeit einſatzbereit zu ſein. Wie man das Juli⸗ 
abkommen „erfüllte“, zeigte auch folgendes Beiſpiel: Man hatte Adolf 
Hitlers Buch „Mein Kampf“ wieder zum Verkauf zulaſſen müſſen. 
Aber: Als am 11. Auguſt das Buch wieder im Schaufenſter erſchien, 
ſtürmten Angehörige der VF. die betreffende Buchhandlung in Graz 
und entfernten auch in anderen Städten mit Gewalt das Buch aus den 
Auslagen. 

Insbeſondere aber ein „Ordnungsſchutzgeſetz“ vom 20. Auguſt 
zeigte mit aller wünſchenswerten Deutlichkeit die wirkliche Geſinnung 
des Schuſchnigg-Regimes: Die geſamte Verbotsmaſchinerie gegen den 
Nationalſozialismus blieb aufrechterhalten. 

Das Schufhnigg- Regime begriff immer noch nicht, daß feine Poſition 
allmählich unhaltbar wurde. Während Schuſchnigg im September durch 
eine Zuſammenkunft mit dem tſchechiſchen Außenminiſter Hodza ſeine 
„außenpolitiſche Linie“ wieder einmal in zweifelhaftem Lichte erſcheinen 
ließ, überraſchte er innenpolitiſch durch die Ankündigung: „Ab 1. Nv- 
vember ift die Aufnahme in die Front geſperrt!“ Dies ſagte er am 
19. September 1937 bei der Einweihung eines Dollfuß-Denkmals in 
Innsbruck, indes von den Bergen die Hakenkreuzfeuer lohten und dem 
Volkswillen ſymboliſchen Ausdruck verliehen. Wit dieſer angedrohten 
Witgliederſperre erreichte er freilich (angeſichts der Folgen, die ſich aus 
der Nichtmitgliedſchaft für den einzelnen ergeben konnten) den Beitritt 
mehrerer Hunderttauſend zur BF. vor Ablauf des genannten Termins. 
Aber war für ihn damit etwas erreicht, wenn Nationalſozialiſten ſtatt 
außerhalb der BF. eben nun innerhalb dieſer „Front“ organiſiert 
waren? 

Und wenn am 23. Oktober dem General Krauß ein Vortrag über 
das „Wunder von Karfreit“ (anläßlich der 20-Jahrfeier des Sieges von 
Flitſch⸗Tolmein) verboten wurde, — wenn am 6. November der welt⸗ 
bekannte Skifahrer Lantſchner zu einer mehrmonatigen Kerkerſtrafe 
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verurteilt wurde, — wenn allerorten „Maßnahmen“ gegen Geſinnung 
eingeſetzt wurden, dann iſt das einzig Erſtaunliche an ſolchen Ereig⸗ 
niſſen, daß ein Mann wie Schuſchnigg glauben konnte, ſich mit ſolchen 
Mitteln über Waſſer zu halten. 


„Wir ſind unter der Bedingung der Beendigung der Diskriminierung, 
der Anerkennung rechtlicher und politiſcher Gleichberechtigung zur auf⸗ 
bauenden Mitarbeit durchaus bereit. Wir müſſen aber die Berant- 
wortung für alle Maßnahmen, an denen wir nicht mitwirken und die 
daher alſo für die innere Befriedung ſich als nicht zielführend erweiſen 
werden, dem „Frontführer“ und dieſem allein überlaſſen.“ 


— ſo ſtellte der Landesleiter der NSDAP. für Niederöſterreich, 
Leopold, ſehr berechtigt feſt. 
Schuſchnigg entſchloß ſich allerdings am 17. Oktober 1937, die längſt 
vorgeſehenen Landesreferenten des „Volkspolitiſchen Referat“ 
— endlich — zu berufen: 
Oberöſterreich: Breitenthaler, 
Niederöſterreich: Straſſer, 
Wien: Prof. Wiltſchinsky (erft etwas ſpäter berufen), 
Salzburg: Dr. Reitter, 
Steiermark: Prof. Dadieu, 
Kärnten: Prof. Perkonig, 
Tirol: Prof. von Klebelsberg, 
Burgenland: Dr. von Pildner, 
Vorarlberg: Luger (erſt etwas ſpäter berufen). 
Und am A. November traten diefe Landesreferenten erſtmalig zu einer 
Sitzung zuſammen; der Generalſekretär der BF., Zernatto, hielt eine 
Rede und gab „Richtlinien“ — die freilich fo unbefriedigend waren, 
daß der Tiroler Landesreferent bereits vier Tage ſpäter ſein Amt wieder 
niederlegte 
und am 5. Januar 1938 durch Hauptmann a. D. Linert erſetzt wurde. 
Trotz aller Anfeindungen und merkwürdigen „Zielſetzungen“ (wie ſie 
von der BF, gegeben wurden) kämpften die volkspolitiſchen Referenten 
an ihrem „Frontabſchnitt“ mit für eine deutſche Zukunft Sſterreichs 
und bemühten ſich, die nationalſozialiſtiſche Arbeit vor dem ſtaatlichen 
Terror zu ſchützen. Und am 15. Dezember erklärte Seyß-Inquart vor 
dem Oſterreichiſch⸗Deutſchen Volksbund in Wien (Bd. 1937, S. 330): 
„Es gibt keine wahre Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit Sfterreichg, 
die nicht in die Schickſalsgemeinſchaft des deutſchen Volkes ein- 
gebaut ift, kein Hfterreich, das nicht vom ganzen deutſchen Volk mit⸗ 
getragen wird.“ 
Schuſchnigg aber erklärte im Gegenſatz hierzu in einem dem engliſchen 
„Daily Telegraph“ gegebenen Interview (5. Januar 1938): 


„Ein unüberbrückbarer Abgrund trennt Öfterreih vom 
Nationalſozialismus“, 


und gab ſomit auch ſeinerſeits um die Jahreswende 1937/1938 klar 
zu erkennen, daß das Juliabkommen als geſcheitert anzuſehen ſei. 
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21. Abſchnitt: 


Wortbruch und Sturz des Regimes 


Zuſanpnenbruc) So zeigte der Jahresbeginn 1938 das Regime Schuſchnigg wieder in 
der „ſtaatlichen om d Zar E? $ 
Disziplin“ haßerfülltem Kampfe gegen den Nationalfozialiamus. Aber dieſes 
Regime konnte ſeine innere Hohlheit und Schwäche kaum noch ver— 
bergen. Zu tief waren die Ideen des nationalſozialiſtiſchen Aufbruchs 
bereits in allen Schichten der Bevölkerung verankert, teilweiſe bereits 
auch in Amtern, ſtaatlichen Organiſationen und „vaterländiſchen“ Ber- 
bänden. Aberall waren Anhänger der Bewegung eingedrungen, ohne 
daß das volksfeindliche Regime noch den Aberblick über diefe Entwid- 
lung behalten konnte, ſtützte es fich doch auf eine immer mehr zuſammen⸗ 
ſchrumpfende kleine Minderheit. Die ſtaatliche Difziplin (im Sinne des 
Schuſchnigg-Staates) ging fo allmählich einer zunächſt nach außen nicht 
erkennbaren Auflöſung entgegen. Mit brutalem Terror kam man dieſer 
Entwicklung nicht mehr bei. Aber Schuſchnigg blieb unbelehrbar. Ber- 
National- geblich forderten die volkspolitiſchen Referenten Dr. Dadieu (Salz- 
een burg) und Dr. Reitter (Steiermark) in nationalſozialiſtiſch recht deut- 
lichen Neujahrsaufſätzen die endliche Einhaltung des Juliabkommens 
(ſiehe 19. Abſchnitt). Sie erregten damit lediglich die Empörung der 
Herren Schuſchnigg und Zernatto. Ein wenige Tage ſpäter gegen 
27 Nationalſozialiſten in Salzburg durchgeführter Maſſenprozeß, 
der mit ſchweren Kerkerurteilen endete, zeigte wieder einmal deut- 
lich das wahre Geſicht dieſes Syſtems. 
e Und am 11. Januar 1938 eröffneten die von der Regierung ge: 
` um" förderten Habsburg-Legitimiſten ihren „Verſammlungsſturm“ 
mit etwa einem halben Hundert Verſammlungen in ganz Oſterreich. 
Vorwiegend ſollten hier die Sozialdemokraten zum gemeinſamen Kampf 
gegen Nationalſozialismus, Reich und Juliabkommen gewonnen 
werden. So ſtand dieſe Verſammlungswelle im Zeichen einer gemein- 
ſamen Front von Legitimiſten, Klerikalen, Marxiſten und Juden gegen 
Deutſchland. 
Drelerfanferenn In der gleichen Zeit (10. bis 12. Januar 1938) kam es in Budapeſt 


in Budapeſt 
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zu einer erneuten „Dreierkonferenz“ (Italien —Oſterreich Ungarn), 
bei der Italien die Schuſchnigg⸗Regierung nochmals ſozuſagen zur 
Ordnung rief — zunächſt außenpolitiſch, 
— ſterreich verſprach hier z. B.: Austritt aus dem Völkerbund, Aner⸗ 
kennung Nationalſpaniens, Antikominternpolitik — 
dann aber auch innenpolitiſch im Sinne eines Friedensſchluſſes mit 
dem Nationalſozialismus. Insbeſondere wurde auch ein Beſuch des 
Bundeskanzlers beim Führer des Deutſchen Reiches als wünſchens⸗ 
wert angeſehen. 

Schuſchnigg ſagte alles mögliche zu. Aber abgeſehen von feiner Un- 
aufrichtigkeit, iſt auch die Tatſache zu berückſichtigen, daß ſich die radikal 
klerikalen und legitimiſtiſchen Kreiſe gar nicht mehr an Anordnungen 
hielten, die ihnen unbequem waren. Freilich ließ ſie der Bundeskanzler 
dann auch gewähren. Die Entwicklung ſteuerte einem gefährlichen Ab⸗ 
grund zu. Beſondere Angriffe konzentrierten fich gegen das Volks⸗ 
politiſche Referat in der BF. (ebe 20. Abſchnitt), denen ſich am 
26. Januar der Generalſekretär der VF., Zernatto, ſichtbar anſchloß. 
Es konnte nur als eindeutige Sabotage dieſes Referats angeſehen 
werden, wenn Zernatto an dieſem Tage (bei einer „vaterländiſchen“ 
Verſammlung in Salzburg) erklärte: 

„Die Tätigkeit der volkspolitiſchen Referenten richtet ſich gegen die 
nationale Oppoſition und wirbt für die Witarbeit auch nationaler Kräfte 
im Rahmen der Front. Das Bekenntnis zum Nationalſozialismus läßt fith 
naturgemäß mit dem Bekenntnis zur Vaterländiſchen Front nicht ver⸗ 
einbaren. Darüber kann kein Zweifel beſtehen.“ 
Dieſe Lesart, die eine völlige Verdrehung der Aufgaben und Ziele der 
volkspolitiſchen Referenten darſtellte (im Sinne des bereits erwähnten 
Regierungsprojektes einer Spaltung der nationalen Oppoſition in 
„loyale“ und „unbelehrbare“ Gruppen), löſte in der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Bevölkerung einen Sturm der Entrüſtung aus, zumal am gleichen 
Tage die Verhaftung des Witglieds des „Siebenerausſchuſſes“ (ſiehe 
20. Abſchnitt) Dr. Tavs bekannt wurde. Aberall flammten am 30. Ja⸗ 
tuar auf den Bergen die Hakenkreuzfeuer der unſichtbaren SA. in die 
Höhe als Zeichen des einhelligen Proteſtes. Im ganzen Lande ſtellte 
ſich das Volk gegen die Sabotage des Juliabkommens. Polizei, Schutz⸗ 
korps und ſonſtige Syſtemgarden veranſtalteten wütende Gegenaktionen 
und provozierten Zuſammenſtöße und Verhaftungen; noch einmal 
füllten ſich die „Anhaltelager“ des „chriſtlichen“ Schuſchnigg-Regimes, 
das ſich am 10. Februar noch einmal auf einem von der VF. in der 
diener Hofburg veranftalteten „Frontball“ zerſtreute. Dieſe merf- 
würdige Veranſtaltung, zu der Schuſchnigg in der Uniform des 
„Sturmkorps“ (und von einer „Führer“ ſtandarte begleitet) erſchien, 
war der Totentanz eines abgewirtſchafteten und verräteriſchen Syſtems. 


Hetze gegen das 
Volkspolltiſche 
Neferat 


Der 30. Januar 
1938 


„Frontball“ 


252 Das Großdeutſche Reich / Öfterreich 1918—1938 


Die innerpolitiſche Situation wurde immer bedrohlicher, die Agita- 
tion des Barons Wiesner und ſeines legitimiſtiſchen Anhangs für 
die Rückkehr Ottos von Habsburg in feine „Erblande“ ſtändig lauter, 
die Erinnerung bei der Bundesregierung an den am 11. Juli 1936 
feierlich verſprochenen deutſchbewußten Kurs immer ſchwächer, die 
Sachlage für das Anſehen des Reiches immer unerträglicher. 


beim Fü: Adolf Hitler entſchloß fih in dieſer Situation zu einem letzten Ber- 

in Berchtesgaden ſuch, ein Abereinkommen mit der öſterreichiſchen Regierung herzuſtellen 

und führte eine Unterredung mit dem Bundeskanzler Schuſchnigg am 

12. Februar 1938 in Berchtesgaden herbei. Aber dieſe denkwürdige 

Beſprechung auf dem Oberſalzberg erklärte der Führer (in feiner 
Reichstagsrede vom 18. März): 


„. .. Deutſchland tft nun wieder eine Weltmacht geworden. Welche Macht 
der Welt aber würde es auf die Dauer ruhig hinnehmen, wenn vor ihren 
Toren eine Willionenmaſſe von Angehörigen des eigenen 
Staatsvolkes auf das bitterſte mißhandelt wird? Es gibt hier 
Augenblicke, in denen es einer ſelbſtbewußten Nation unmöglich iſt, noch 
länger zuzuſehen! : 

Ich habe mich daher auch aus dieſen Gründen entſchloſſen, die Ihnen 
bekannte Unterredung in Berchtesgaden mit dem damaligen Bundes- 
kanzler Schuſchnigg herbeizuführen. Ich habe dieſem Manne im tiefſten 
Ernſt auseinandergeſetzt, daß ein Negime, dem jede Legalität fehlt und das 
im Grunde genommen allein mittels der Gewalt regiert, auf die Dauer in 
immer größere Konflikte zu dem feinen Tendenzen diametral gegenüber⸗ 
ſtehenden Volkswillen geraten wird. Ich bemühte mich, ihm klarzumachen, 
daß dieſe Entwicklung auf der einen Seite zu einer immer ſchärferen Ab⸗ 
lehnung und auf der anderen damit zu einer immer ſtärkeren Ber- 
gewaltigung führen müßte. Daß aber gerade in Anſehung der wieder- 
erſtandenen großen Macht des Deutſchen Reiches auf die Dauer revolu⸗ 
tionäre Erhebungen dann unmöglich ausbleiben würden. 

Die Folge könnte unter dieſen Umſtänden immer nur eine weitere 
Steigerung des Terrors ſein. Endlich aber müßte dann ein Zuſtand ein⸗ 
treten, der es für eine Großmacht von nationalem Ehrgefühl un— 
möglich machen würde, noch länger geduldig zuzuſehen oder ſich gar als 
desintereſſiert zu erklären. Ich habe Herrn Schuſchnigg keinen Zweifel dar- 
über gelaſſen, daß es keinen deutſch geborenen Sfterreicher von nationalem 
Anſtand und Ehrgefühl gibt, der nicht im tiefſten Herzen den Zuſammen⸗ 
ſchluß mit dem deutſchen Volk herbeiſehnen und anſtreben wird. Ich bat 
ihn, Deutſch⸗Oſterreich, dem Deutſchen Reich und fih ſelbſt eine Situation 
zu erſparen, die früher oder ſpäter zu den ernſteſten Auseinanderſetzungen 
führen müßte. Ich ſchlug ihm in dieſem Sinne einen Weg vor, der zu einer 
allmählichen inneren Entſpannung und infolge davon zu einer langſamen 
Ausſöhnung nicht nur zwiſchen den Menſchen in Hſterreich ſelbſt, ſondern 
auch zwiſchen den beiden deutſchen Staaten führen könnte! 

Ich machte aber Herrn Schuſchnigg darauf aufmerkſam, daß es der 
letzte Verſuch ſein würde, der von meiner Seite aus in Betracht käme, 
und daß ich entſchloſſen fei, im Falle des Mißlingens dieſes Verſuches die 
Rechte des deutſchen Volkes in meiner Heimat mit jenen Mitteln wahr- 
zunehmen, die auf dieſer Erde ſeit jeher dann allein noch übriggeblieben 
ſind, wenn ſich die menſchliche Einſicht dem Gebote der normalen Gerechtig⸗ 
keit verſchließt; denn demokratiſchen Formalitäten zuliebe iſt noch kein an= 
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ſtändiges Volk geſtorben. Im übrigen denkt man daran ja am wenigſten 
in jenen Demokratien, in denen am meiſten davon geredet wird. 

Ich habe am 20. Februar vor Ihnen, meine Abgeordneten, Männer des 
Deutſchen Reichstags, dem damaligen Bundeskanzler Schuſchnigg die Hand 
gereicht...“ 


In der Tat hat Adolf Hitler im Anſchluß an die Berchtesgadener Zu⸗ 
ſammenkunft in feiner Reichstagsrede vom 20. Februar in großmütigſter 
Weiſe Herrn Schuſchnigg die Hand geboten und ausgeführt: 


5, . Ich bin glücklich, Ihnen, meine Abgeordneten, mitteilen zu können, 
daß in den letzten Tagen eine weitere Verſtändigung mit dem Lande erzielt 
wurde, das uns aus vielerlei Gründen beſonders naheſteht. Es iſt nicht 
nur das gleiche Volk, ſondern vor allem: es iſt eine lange gleiche Geſchichte 
und eine gemeinſame Kultur, die das Reich und Deutſch⸗HOſterreich 
verbinden. 

Die Schwierigkeiten, die ſich im Vollzuge des Abkommens vom 11. Juli 
ergeben hatten, zwangen dazu, einen Verſuch zu unternehmen, Wißver⸗ 
ſtändniſſe und Hinderniſſe für eine endgültige Ausſöhnung beiſeite zu 
räumen. 

Denn es war klar, daß cine an ji unerträglich gewordene Lage eines 
Tages gewollt oder ungewollt die Vorausſetzungen für eine ſehr ſchwere 
Kataſtrophe hätte entwickeln können. Es liegt dann meiſt nicht mehr in der 
Macht der Menſchen, einem Schickſal Einhalt zu gebieten, das durch Nach⸗ 
läffigfett oder Unklugheit erſt einmal ins Rollen gekommen iſt! 

Ich bin glücklich, feſtſtellen zu können, daß dieſe Erkenntniſſe auch den 
Auffaſſungen des öſterreichiſchen Bundeskanzlers, den ich um einen 
Beſuch bat, entſprachen. Der Gedanke und die Abſicht waren dabei, eine 
Entſpannung unſerer Beziehungen dadurch herbeizuführen, daß dem nach 
ſeiner Auffaſſung und Weltanſchauung nationalſozialiſtiſch denkenden Teil 
des deutſch⸗öſterreichiſchen Volkes im Rahmen der fonft gültigen Geſetze 
die gleichen Rechte gegeben werden, wie ſie auch den anderen Staatsbürgern 
zuſtehen. 

In Verbindung damit ſollte eine große Befriedungsaktion eintreten 
durch eine Generalamneſtie und eine beſſere Verſtändigung der beiden 
Staaten durch ein nunmehr engeres freundſchaftliches Verhältnis auf den 
verſchiedenen Gebieten einer politiſchen, perſonellen und ſachlich wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammenarbeit. Dies alles iſt eine Ergänzung im Rahmen des Ab- 
kommens vom 11. Juli. 

Ich möchte an dieſer Stelle vor dem deutſchen Volke dem öſterreichiſchen 
Bundeskanzler meinen aufrichtigen Dank ausſprechen für das große Ver⸗ 
ſtändnis und die warmherzige Bereitwilligkeit, mit der er meine Einladung 
annahm und ſich bemühte, gemeinſam mit mir einen Weg zu finden, der 
ebenſoſehr im Intereſſe der beiden Länder wie im Intereſſe des geſamten 
deutſchen Volkes liegt, jenes geſamten deutſchen Volkes, deſſen 
15 SN wir alle ſind, ganz gleich, wo die Wiege unſerer Heimat 
tand...“ 


Die Begeifterung der Deutſchen diesſeits und jenſeits der Grenzen war 
groß und ehrlich — und man konnte hoffen, daß dies endlich der Beginn 
ner neuen Ara ſein werde, die den öſterreichiſchen Nationalſozialiſten 
ei retheit und Geſtaltungsmöglichkeit bieten werde. 

Die unmittelbare Folge dieſes 12 Februar war, wenn auch nach 

volligen inneren Kämpfen im „baterländiſchen“ Lager, eine Regies 
ungsumbildung am 16. Februar, deren wichtigſtes Merkmal die 
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Übernahme des Innen- und Sicherheits miniſteriums durch 
Dr. Seyß-Inquart darſtellte, der noch am gleichen Tage in ſeiner 
Begrüßungsanſprache folgende entſcheidenden Worte an die Polizei 
richtete: 

„Eine deutſche Exekution hat nie verſagt und wird nie verjagen. Ich 
erwarte, daß Sie in dieſen Traditionen des deutſchen Volkes und des öſter⸗ 
reichiſchen Vaterlandes Ihren Dienſt vollziehen werden. Für eine andere 
Auffaſſung der Dienſtpflichten, insbeſondere für eine Berückſichtigung der 
politiſchen Einſtellung werde ich in der Exekution nie Verſtändnis haben. 
Zur Beſtimmung der politiſchen Haltung in Sachen der verfaſſungsmäßig 
dazu berufenen Organe räume ich zur Zeit niemand in Oſterreich das Recht 
ein, genauer und ſorgſamer auf die Wahrung der nationalen Intereſſen 
bedacht zu ſein, als ich es bin.“ 

Dr. Guido Schmidt wurde Außenminiſter (bisher nur Staatsſekretär); 
Glaiſe-Horſtenau gehörte dem Kabinett als Winiſter ohne Porte⸗ 
feuille an; in gleicher Weiſe wurde freilich der offenbar unvermeidliche 
Herr Zernatto ins Kabinett gebracht. 

Seyß⸗Inquarts Stellung erfuhr noch eine beſondere Unter— 
ſtreichung durch die Tatſache, daß er gleichzeitig die Leitung des Volks- 
politiſchen Referats in der Vaterländiſchen Front übernahm; ſtell⸗ 
vertretender Leiter wurde am 26. Februar Dr. Jury. 

Die Regierungsumbildung (und ebenſo die weiter unten behandelten 
Maßnahmen der folgenden Tage) ging natürlich nicht ohne heftigſten 
Widerſtand der extrem klerikalen und legitimiſtiſchen Kreiſe vor ſich. 
And wie erſt ſpäter bekannt wurde, trug ſich auch Herr Schuſchnigg da— 
mals ſchon mit dem Gedanken, ſein Wort abermals zu brechen: 


Bereits am gleichen 16. Februar teilte er dem Vertreter der „New Vork 
Times“ die geheime Abſicht einer „Volksabſtimmung“ mit. Und bereits in 
jener Zeit richtete er vertrauliche Anfragen nach Frankreich und England 
wegen einer eventuellen Waffenhilfe. 

Um fo größer aber war der Jubel der überwiegenden Mehrheit der 
öſterreichiſchen Bevölkerung, die nun endlich den „Deutſchen Frieden“ 
herbeigeführt glaubte. 

Die Regierungsmaßnahmenzur weiteren Durchführung der Berchtes- 
gadener Vereinbarungen folgen nun ſchnell aufeinander: Als erſtes 
ergeht am 17. Februar 1938 eine Amneſtie für politiſche Straf— 
taten, die vor dem 15. Februar 1938 begangen worden find. In Durch⸗ 
führung dieſer Amneſtie werden an die 3000 National ſozialiſten 
aus den Kerkern entlaſſen, die von ihren Kameraden und An⸗ 
gehörigen jubelnd begrüßt werden. (Auch der ehemalige Bundesminiſter 
Dr. Rintelen wurde damals begnadigt.) Gleichzeitig werden die aus 
politiſchen Gründen angeordneten Entziehungen von Penſionen, Anter⸗ 
ſtützungen uſw. ſowie die zahlreichen Maßregelungen von Schülern 
zurückgenommen. 
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Am darauffolgenden Tage (18. Februar) erfolgt die amtliche Gleich⸗ 
ſtellung der Nationalſozialiſten mit anderen „Gruppen“. Eine hierüber 
veröffentlichte Verlautbarung ſtellt feft, daß auf Grund der Berchtes⸗ 
gadener Abreden vom 12. Februar „nunmehr der öſterreichiſche 
Nationalſozialiſt die Möglichkeit legaler Betätigung 
im Rahmen der Vaterländiſchen Front und aller übrigen öſterreichiſchen 
Einrichtungen haben“ werde! 

Der Führer (der am 17. Februar den neuen Bundesminiſter 
Dr. Seyß-Inquart empfangen hat) ruft zum 20. Februar den 
Deutſchen Reichstag zuſammen und behandelt in ſeiner großen Rede 
das bedeutſame Ereignis der Berchtesgadener Zuſammenkunft in über⸗ 
aus großzügiger und verſöhnlicher Form. 

Die Rede Adolf Hitlers, deren Schilderung der Berchtesgadener 
Ereigniſſe bereits weiter oben wiedergegeben wurde, ſtellte die Un- 
zertrennlichkeit des geſamtdeutſchen Schickſals feſt und führte (im Hin⸗ 
blick auf die Öfterreicher ebenſo wie auf die Sudetendeutſchen) aus: 


5 Allein zwei der an unſeren Grenzen liegenden Staaten umſchließen 
eine Maſſe von über zehn Millionen Deutſchen. Sie waren bis 1866 
mit dem deutſchen Geſamtvolk noch in einem ſtaatsrechtlichen Bund ver⸗ 
einigt. Sie kämpften bis 1918 im Großen Krieg Schulter an Schulter mit 
dem deutſchen Soldaten des Reiches. Sie ſind gegen ihren eigenen Willen 
durch die Friedensverträge an einer Vereinigung mit dem Reiche ver⸗ 
hindert worden. Dies iſt an ſich ſchmerzlich genug. Aber eines aber darf in 
unſeren Augen kein Zweifel beſtehen: Die ſtaatsrechtliche Trennung vom 
Reich kann nicht zu einer volkspolitiſchen Rechtlosmachung führen...“ 


Und ſpäter — in feiner Xeichstagsrede vom 18. März 1938 — er- 
klärte Adolf Hitler zum gleichen Thema: 


„ .. So war zum Beiſpiel die Bildung des neuen öſterreichiſchen 
Rumpfitaates eine Maßnahme, die die nackte Vergewaltigung des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechtes von 6½ Millionen Menſchen deutſcher Volkszugehörig⸗ 
keit bedingte. Dieſe Vergewaltigung wurde mit zyniſcher Offenheit zu⸗ 
gegeben; denn den bekannten Erfindern des Selbſtbeſtimmungsrechtes, der 
Unabhängigkeit und der Freiheit der Völker ſowohl als den überall inter⸗ 
eſſierten frommen Weltgouvernanten, die ſonſt ſo ſehr um die Gerechtig⸗ 
keit auf dieſer Erde beſorgt zu ſein vorgeben, bedeutete es einſt gar nichts, 
den freien Willen von 6½ Millionen Menſchen einfach durch die ſo⸗ 
genannten Friedensdiktate abzuwürgen und dieſe damit durch Gewalt zu 
zwingen, jich dem Raube ihres Selbſtbeſtimmungsrechtes zu fügen und ihre 
en Trennung von dem großen gemeinſamen Mutterland zu er⸗ 

ulden. 

Ja: als man fih damals in Öfterreich trotzdem entſchloß, Abſtimmungen 
für den Anſchluß vorzunehmen — und, dies möchte ich beſonders den Herren 
Demokraten in London und Paris in das Gedächtnis zurückrufen, in einer 
Zeit, da weder in Deutſchland noch in Öfterreich ein Nationalſozialismus 
exiſtierte — und diefe Abſtimmungen nun über 95% aller Stimmen für die 
Bereinigung ergaben, da wurde von den Apoſteln des neuen Völkerrechts 
einfach mit Hilfe der Macht der brutalen Gewalt auch dieſe friedliche De⸗ 
monſtration des wahren Willens der unglücklichen, von ihrem Volk ge⸗ 
trennten Menſchen kurzerhand verboten. 
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Dabei war das Tragiſche, daß dieſer Staat Hiterreich von vornherein ein 
vollkommen lebensunfähiges Gebilde darſtellte! Die wirtſchaftliche 
Not war dementſprechend grauenhaft, die jährliche Sterblichkeitsquote ſtieg 
erſchreckend. Allein in einer Stadt wie Wien ſind im letzten Jahr auf 
10000 Geburten 24000 Todesfälle gekommen 

Daß ſich ſpäter auch die inneren Handlanger fanden, die bereit waren, 
durch ihre perſönliche Unterſtützung einer ſolchen von außen aufgezogenen 
ſcheinbar unabhängigen Souveränität fich ſelbſt die Stellung von Regie- 
renden auf Koſten ihrer unglücklichen Völker zu ſichern, nimmt den, der 
einen Einblick in die ſo oft feſtſtellbare moraliſche und geiſtige Unzuläng⸗ 
lichkeit der Menſchen beſitzt, nicht wunder. Ebenſowenig darf es wunder⸗ 
nehmen, daß ſich in der Maſſe der dadurch betroffenen nationaldenkenden 
Wenſchen allmählich eine empörende Verbitterung zu verbreiten begann, 
und daß eine fanatiſche Entſchloſſenheit entſtand, eine ſolche naturwidrige 
und empörende Wißhandlung eines Tages zu beſeitigen und an die 
Stelle einer demokratiſch-lügenhaft verbrämten Volks vergewaltigung die 
heiligeren Rechte des ewigen volklichen Lebens zu ſetzen. 

Sowie aber dieſe unterdrückten Menſchen das ihnen aufgezwungene Los 
zu ändern verſuchen, muß zwangsläufig auch eine weitere Steigerung des 
Terrors gegen ſie ausgelöſt werden. Denn nur durch ihn allein ſind ſolche 
natürlichſten Gefühle und Hoffnungen niederzuhalten. Dies führt dann zu 
jener ſich gegenſeitig fortgeſetzt ſteigernden Wechſelwirkung zwiſchen 
Auflehnung und Unterdrückung. Wer aber geſchichtlich nur etwas 
Erfahrung hat, kann keinen Zweifel darüber haben, daß, auf die Dauer ge⸗ 
ſehen, die Beharrlichkeit der Kräfte der völkiſchen Erhaltung im allgemeinen 
ſtärker ſind als die Wirkſamkeit jeder Unterdrückung.“ 


Die Reichstagsrede des Führers wurde auch über den öſterreichiſchen 
Rundfunk übertragen — gemeſſen an der bisherigen Praxis ein un⸗ 
geheuerliches Ereignis. Zum erſten Male hatte auch das Volk Sſter— 
reichs an den Lautſprechern den Führer hören können. Tagelanger, un⸗ 
beſchreiblicher Jubel erfüllte das ganze Land. Das Hakenkreuz regierte 
die Stunde; Aufmärſche, Fackelzüge, Volkskundgebungen fanden ſtatt, 
bei denen man ſogar Abordnungen des Heeres und der Polizei ſehen 
konnte. 

(Da die Marxiſten durch Überfälle dieſe Freudenkundgebungen zu ſtören 
ſuchten und zu Gegendemonſtrationen anläßlich der am 24. Februar zu er⸗ 
wartenden Antwortrede des Bundeskanzlers aufriefen, erließ Miniſter 
Dr. Seyß-Inquart am 21. Februar ein vierwöchiges Kundgebungs⸗ 
verbot.) 

Und wie antwortete nun Bundeskanzler Schuſchnigg auf die große 
Führerrede vom 20. Februar 1938? Am 24. Februar trat er vor den 
Bundestag in Wien und hielt eine — auch über alle reichsdeutſchen 
Sender übertragene — Rede, die den beſchämenden Beweis dafür er⸗ 
brachte, daß dieſer Mann auch jetzt noch nicht begriffen hatte, worum 
es ging. Gewiß, ſeine Feſtſtellung „Und nun ſoll Friede ſein!“ und die 
vielen „deutſchbewußten“ Verbrämungen bemühten ſich, in manche 
Stellen der Rede eine „freundliche“ Note zu bringen. Auf der anderen 
Seite aber ſtellte er immer wieder Dollfuß beſonders groß heraus und 
beteuerte die Unveränderlichkeit der „Maiverfaſſung“ und der auf ihrer 
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Grundlage geſchaffenen Zuſtände. In langatmigen Ausführungen ſuchte 
er einen wirtſchaftlichen Aufſchwung (1) Oſterreichs unter feinem Regime 
zu beweiſen (um damit in reichlich komiſche Konkurrenz zum Hitler⸗ 
Deutſchland zu treten). Seine Rede für den „unabhängigen, deutſchen 
und chriſtlichen Staat“ konnte ſomit nur erhebliches Befremden aus⸗ 
löſen. Und wenn er ſich in Phraſen erging wie etwa: 

„Wer aber von Sozialismus oder Nationalismus ſpricht, und wer auf 
den Altar ſeines Denkens den nationalen Sozialismus zu ſtellen ge⸗ 
wohnt iſt, nehme zur Erwägung, nicht Nationalismus oder Sozialismus, 
für uns iſt Patriotismus die Parole.“ 

— oder wenn er erflärte: 

„Wir wijfen genau, daß wir bis zu jener Grenze gingen, hinter der ganz 

klar und eindeutig ein „Bis hierher und nicht weiter' ſteht!“ 
ſo bewies ſchon dies zur Genüge nicht nur die illoyale Kleinheit jenes 
Mannes, ſondern auch feine Unaufrichtigfeit und rechtsverdrehende 
Unzuverläſſigkeit gegenüber einem gegebenen Wort. Und auch am 
Schluß konnte er nicht darauf verzichten, nochmals Engelbert Dollfuß 
zu glorifizieren und in der ihm angeborenen Heuchelei zu erklären: 

„Dann bin ich zutiefſt im Herzen davon überzeugt, daß das Andenken 
Engelbert Dollfuß' und aller Märtyrer dieſes Landes die ſchwachen 
Kräfte derer, die heute die Verantwortung tragen, beſchützen. Und dann, 
wenn Sie es hören wollen, vertraue ich auf den Herrgott, der unſer Land 
nicht verlaſſen wird. Dieſes Vertrauen ſetzt aber voraus das Wiſſen, daß 
der Herrgott nur denen hilft, die ſelbſt bis zum äußerſten zum Einſatz aller 
1255 Kräfte und zur Zuſammenhaltung ihres ganzen Willens entſchloſſen 
ind. 

And weil wir entſchloſſen ſind, darum ſteht der Sieg außer Zweifel. 

Bis in den Tod 

Rot-⸗Weiß⸗Rot! 

Oſterreich!“ 
l Die Empörung im deutſchen Volke Öfterreih war groß, und 
AL Graz jtellten die Nationalſozialiſten die Lautſprecher ab und hißten 
die Hakenkreuzflagge auf dem Rathaus. Maſſendemonſtrationen zeigten, 
daß man nicht mehr gewillt war, derartige Provokationen deutſchen 
Volksbewußtſeins hinzunehmen. Die Preſſe der Juden und Klerikalen 
freilich ſtimmte dem Bundeskanzler begeiſtert zu und machte Schuſch⸗ 
niggs „Bis hierher und nicht weiter!“ zum Feldgeſchrei, d. h. zur 
Schlagzeile. Das Volk aber lehnte dieſe Rede reſtlos ab, und die 
in Sſterreichs Städten ſich erhebenden nationalſozialiſtiſchen Kund⸗ 
gebungen, die viele Zehntauſende vereinigten, zeigten die wirkliche 
Stimmung des Landes. Und Adolf Hitler ſtellte ſpäter (in ſeiner 
Reichstagsrede vom 18. März — nachdem er daran erinnerte, daß er 
am 20. Februar Schuſchnigg die Hand gereicht hat) mit Recht feſt: 

„ . Er (Schuſchnigg) hat fehe.ı in feiner erſten Antwort diefe meine 


Hand zurückgeſtoßen. Die eingegangenen Verpflichtungen aber begann er 
in eben dem Maße nur noch zögernd zu erfüllen, in dem von gewiſſen 
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anderen Staaten erſichtlich eine ablehnende Haltung propagiert wurde. 
Darüber hinaus aber ſind wir ſchon jetzt in der Lage feſtzuſtellen, daß ein 
Teil der gegen Deutſchland anſtürmenden Lügenkampagne durch das Preſſe⸗ 
büro Herrn Schuſchniggs ſelbſt inſpiriert worden war. 
Es konnte keinen Zweifel mehr geben, daß Herr Schuſchnigg, der keinerlei 
legale Grundlage ſeiner Exiſtenz beſaß und im übrigen, geſtützt auf den 
Terror einer verſchwindenden Minderheit, Deutfch-Öjterreich vergewaltigte, 
entſchloſſen war, dieſes Abkommen zu brechen...“ 
Juden und Klerikale, Legitimiſten und Freimaurer waren mit dieſer 
„glücklichen Wendung“ der Dinge freilich ſehr zufrieden. Und ihre 
e Preſſe fab in der Schuſchnigg-Rede einen geeigneten Anlaß zu wüſten 
Prefiehebe Beſchimpfungen gegen den Nationalſozialismus. Miniſter Dr. Seyß— 
Inquart drohte ihr daher (durch ein Bundesgeſetz vom 26. Februar) 
ſtrenge Strafen an für den Fall einer weiteren Vergiftung der Be⸗ 
Zu Dr. Juw ziehungen zum Reich wie des inneren Friedens. Sein Stellvertreter 
ſozlalſten im Volkspolitiſchen Referat, der verdiente Nationalſozialiſt Dr. Jury, 
forderte in einer Rundfunkanſprache am 1. März 1938 alle National- 
ſozialiſten zur Mitarbeit auf. Er ſtellte feſt: 
„Aus der Unſicherheit der Illegalität treten wir in das volle Licht geſetz⸗ 
lichen Wirkens“ 
und gab die Parole: 


„Wir werden das große Reich der Deutſchen, das alle feine Söhne 
verbindet, im Herzen hegen und verkünden. Wir werden mit unſerer Leiſtung 

für unſere Geſinnung werben!“ 3 
ſegungen in Da8 Schuſchnigg-⸗Syſtem aber befindet fih bereits wieder in 
offenem Kriegszuſtand mit den Nationalſozialiſten. Als für den 27. Fe⸗ 
bruar in Graz (wo fih in dieſen Tagen 90 v. H. der Beamten durch 
Unterſchriftenſammlung zum Nationalſozialismus bekannt haben) die 
S A.⸗Brigade D Steiermark aufmarſchieren will, wird dieſer Auf- 
marſch vom Bundeskanzler verboten; Bundesheer und Schutz— 
korps werden ſchwerbewaffnet nach Graz beordert, und nur der hervor— 
ragenden Diſziplin der Nationalſozialiſten iſt es zu danken, daß blutige 
Zuſammenſtöße vermieden werden können, zumal in dieſen Tagen 
innerpolitiſche Hochſpannung herrſcht und die marxiſtiſchen Überfälle 
auf Nationalſozialiſten ſich häufen. (Indes die Legitimiſten die Stim⸗ 
mung „ſondieren“ für den Fall, daß in allernächſter Zeit Otto von Habs⸗ 
burg — auch ohne Regierungsgenehmigung als Privatmann — in 

Oſterreich eintreffen würde.) 

F Die Spannung in Graz erfordert dringend die Anweſenheit Seyß— 
Inquarts, der am 1. März, begeiſtert begrüßt, dort eintrifft, um die 
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. Der Landeshauptmann, der am 
25. Februar den Bürgermeiſter wegen des Hiſſens der Hakenkreuzfahne 
auf dem Nathaus abgeſetzt hat, wird abberufen. 

Indeſſen beginnt der extrem klerikale Wiener Bürgermeiſter Schmitz, 
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einer der wütendſten Feinde des Nationalſozialismus und jeglicher 
Verſtändigung mit dem Reich, die Kommuniſten (als „Betriebs⸗ 
milizen“) zu bewaffnen. Die Zahl der Überfälle auf Nationalſozia⸗ 
liſten ſteigt weiter an. — 

Schuſchnigg ließ dieſer gefährlichen Entwicklung zum Bürgerkrieg 
in verantwortungsloſeſter Weiſe freien Lauf. Er nahm ſogar erneute 
Verhandlungen mit den Marriften auf. Denn Schuſchnigg war bereits 
zum Bruch des von ihm am 12. Februar gegebenen Wortes entſchloſſen. 
Entgegen ſolchen verräteriſchen Abſichten Schuſchniggs bemühten ſich 
aufrechte Männer im Bundeskabinett, die Berchtesgadener Berein- 
barung durchzuſetzen. Es ſei an die Rede des Winiſters Glaife- 
Horſtenau am 7. März in Stuttgart erinnert und insbeſondere an die 
Worte des Winiſters Dr. Seyß-Inquart vom 5. März vor 500 
nationalſozialiſtiſchen Vertrauensmännern in Linz: 


„... Adolf Hitler, der Führer und Reichskanzler, ift ein Sohn dieſes 
oberöſterreichiſchen Landes. Volksnot und Grenzlandnot hat der Führer des 
Deutſchen Reiches in ſeinen öſterreichiſchen Lehrjahren kennen⸗ und mit 
leidengelernt. Dieſes Wiſſen hat ſeinen weiteren Weg und die Befreiung 
des Deutſchen Reiches und Volkes aus der Schmach und dem Zwang der ſo⸗ 
genannten Friedensverträge mitbeſtimmt. Dieſe Befreiung der deutſchen 
Nation nach der erſchütterndſten Niederlage ihrer Geſchichte hat auch für 
Hſterreich die außenpolitiſche und militäriſche Freiheit miterringen geholfen. 
Dafür danken wir Hfterreicher dem Führer und Reichskanzler!“ 


Am 9. März 1938 aber wird Schuſchniggs Verrat offenbar: 
Der unglaubliche Entſchluß, durch eine betrügeriſche Volksabſtim— 
mung im letzten Augenblick das in Berchtesgaden gegebene Wort 
gegenſtandslos zu machen, ift bereits am 8. März in einer geheimen 
Führerſitzung der VF. mitgeteilt worden. Am Tage darauf gibt ihn 
Schuſchnigg 

— ohne übrigens das Kabinett zu beteiligen (ein weiterer Verfaſſungsbruch 
in der ſtattlichen Anzahl ähnlicher Nechtsbrüche) — 
der ebenſo überraſchten wie empörten Öffentlichkeit bekannt. „Am 
nächſten Sonntag, am 13. März dieſes Jahres, machen wir Volks- 
befragen!“ — mit dieſen Worten kündigt Schufchnigg in einem Amts⸗ 
walterappell der Vaterländiſchen Front in Innsbruck ſeine Abſicht an, 
in drei Tagen (!) eine „Volksabſtimmung“ durchzuführen. „Für ein 
freies und deutſches, unabhängiges und ſoziales, chriſtliches und einiges 
Oſterreich“ ſoll abgeſtimmt werden 
— Io Debt es auch als Wahlparole in dem am gleichen Tage ergangenen 
Aufruf Schuſchniggs (auf die ſonſt ſo beliebten Worte „berufsſtändiſch“ und 
„autoritär“ hat man wohlweislich verzichtet, um die ſchöne Einheitsfront 
mit den Marxiſten nicht zu durchlöchern). 
Sjt diefe Häufung von Attributen eine ungeſchickte Verſchleierung der 
bäßlichen Abſichten, ſo ſind andere Stellen aus Schuſchniggs Rede 
urchaus „ungetarnt“, z. B. wenn er ſagt: 
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„ Ich will aus meinem Herzen keine Mördergrube machen. Die 
Drohungen und Einſchüchterungsverſuche, die da und dort geübt werden 
unter dem Deckmantel des nationalen Gedankens und angeblich geſtützt auf 
das Abkommen, ſind nicht zu tolerieren!“ ` 


Gegen Ende erklärt der Bundeskanzler und „Frontführer“: 

„Damit komme ich zum Schluß: Laßt Euch durch nichts irre machen. 
Landsleute und Hſterreicher! Ich rufe Euch auf, nach den Weiſungen, die 
Euch der Landeshauptmann geben wird, erinnert Euch an das Mahnwort, 
das wir früher auch in ruhigen Zeiten oft im Lande zitiert haben, wenn 
einmal von 1809 geſprochen wurde: Mander, 's iſcht Zeit!“ 3 

War es ſchon eine heuchleriſche Niedertracht ſondergleichen, den alten 
Kampfruf Andreas Hofers (mit den Worten „Wander, 's iſcht Zeit“ 
hatte er ſeine Tiroler gegen die franzöſiſchen Unterdrücker aufgerufen!) 
zum Kampf gegen das Reich zu mißbrauchen, war ſchon die Abſicht, 
durch eine völlig unvorbereitete Abſtimmung den Wortbruch gegen die 
ae Berchtesgadener Vereinbarung zu begehen, ein ungeheuerlicher Verrat 
— ĵo zeigten die „Durchführungsbeſtimmungen“ zur Wahl, die Winiſter 
Zernatto gleichzeitig erließ, einwandfrei die Betrugsabſicht: 

Die Abſtimmungskommiſſionen werden aus Witgliedern (und zwar 
möglichſt Amtswaltern) der „Vaterländiſchen Front“ gebildet. Um 
den Abſtimmungsvorgang nicht zu „ſtören“, dürfen ſich keine anderen 
Perſonen in den Abſtimmungslokalen aufhalten. Als Abſtimmungsaus⸗ 
weiſe gelten Ausweiſe der verſchiedenſten Art (Mitgliedskarten der Vater⸗ 
ländiſchen Front oder des Bauernbundes, Gewerbebücher, Gewerkſchafts⸗ 
bücher, Erkennungskarten, Heimatſcheine, Meldezettel uſw.), ſo daß — da 
Wahlliſten nicht aufgeſtellt wurden (und in der kurzen Friſt ja auch gar 
nicht aufgeſtellt werden konnten) — betrügeriſcher mehrmaliger Stimm⸗ 
abgabe Tür und Tor geöffnet war, zumal die ſo eindeutig zuſammen⸗ 
geſetzten Abſtimmungskommiſſionen ſogar Wähler ohne jedes Dokument 
zulaſſen dürfen, die ihnen „perſönlich bekannt“ find. Darüber hinaus werden 
an amtlichen Wahlzetteln nur ſolche mit einem „Ja“ vorgeſehen; wer mit 
„Nein“ ſtimmen will, muß fih hierfür einen Zettel in genau vorgeſchrie⸗ 
bener Größe mitbringen!“ 

Um aber ganz „ſicher“ zu gehen, war noch eine Beſtimmung erfunden 
worden, die als 7. Punkt in einer Rundfunkverlautbarung der „Vater⸗ 
ländiſchen Front“ mitgeteilt wurde: 

„Iſt die Wahl geheim oder öffentlich? 

Das bleibt mir ſelbſt überlaſſen. Ich kann als aufrechter Sſterreicher 
vor allen Leuten zeigen, daß ich den Ja⸗Stimmzettel in die Urne werfe. 
Ich kann aber auch den Stimmzettel zuſammenfalten oder ihn in ein mit⸗ 
gebrachtes Briefkuvert einſchließen!“ 

— Womit alfo jeder „geheim“ Wählende bereits als „Nein-Sager“ 
„entlarvt“ werden konnte! 

Eine ſolch betrügeriſche Wahl ohne jegliche Liften, ohne jegliche Vor⸗ 
bereitung mußte als ein — in Kulturſtaaten einzig daſtehender — 
plumper Schwindel angeſehen werden. In der Tat beſtand dann auch 
die einzige „Vorbereitung“ darin, daß man bereits vorher Flugblätter 
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druckte, die ein „Wahlergebnis“ mit 97% Ja-Stimmen befannt- 
gaben. Dieſe in der Stille bereits gedruckten und geſtapelten (und, wie 
ſich ſpäter herausſtellte, von der Wiener Judenſchaft bezahlten) Flug⸗ 
blätter wurden wenige Tage ſpäter von der nationalſozialiſtiſchen Er⸗ 
hebung vorgefunden. Sie bewieſen endgültig — wenn es überhaupt noch 
eines Beweiſes bedurft hätte — die Betrugsabſicht des Herrn Schuſch⸗ 
nigg. Berückſichtigt man noch die Tatſache, daß dieſer Herr bereits am 
16. Februar (vier Tage nach Berchtesgaden!) dem Wiener Korre— 
ſpondenten Gedye („New Vork Times“) unter dem Siegel der Ver⸗ 
ſchwiegenheit die Abſicht dieſer „Volksabſtimmung“ mitteilte, dann 
liegt das Charakterbild dieſes „Bundeskanzlers“ klar zutage. 

Als die ungeheuerliche Nachricht von Schuſchniggs Innsbrucker 
Wortbruch im Reich eintraf, machte man ihm am nächſten Tage ſofort 
unmißverſtändlich klar, daß das Reich eine ſolche Maßnahme zur 
weiteren Unterdrückung unſerer deutſchbewußten Volksgenoſſen nicht 


dulden könne. Adolf Hitler führte hierüber aus (Reichstagsrede vom 2 


18. Marz): 


„e Am Dienstag, dem 8. März, kamen die erſten Behauptungen über 
eine beabſichtigte Volksbefragung. Sie erſchienen ſo phantaſtiſch und un⸗ 
glaubwürdig, daß ſie nur als Gerüchte gewertet wurden. Am Mittwoch⸗ 
abend erhielten wir dann durch eine wahrhaft erſtaunliche Rede die Kennt⸗ 
nis von einem Attentat nicht nur gegen die zwiſchen uns ausgemachten 
Vereinbarungen, ſondern vor allem gegen die Mehrheit des öſterreichiſchen 
Volkes. In einem Lande, in dem ſeit vielen Jahren überhaupt keine Wahl 
ſtattgefunden hatte, in dem es weder eine Wahlkartei noch Liſten gab, wurde 
eine Wahl feſtgeſetzt, die nach knapp drei Tagen ſtattfinden ſollte! Die 
Wahlfrage war fo geſtellt, daß eine Ablehnung nach den damals in Gitter. 
reich geltenden Geſetzen ſtrafbar ſchien. Wählerliſten gab es keine, eine Cin- 
ſichtnahme in folde Liften war daher von vornherein unmöglich, Neklama⸗ 
tionen ausgeſchloſſen, die Geheimhaltung weder gewährleiſtet noch ge⸗ 
wünſcht, der Nein⸗Stimmende von vornherein gebrandmarkt, dem Ja⸗ 
Stimmenden ſämtliche Vorausſetzungen zur Wahlfälſchung gegeben, mit 
anderen Worten: Herr Schuſchnigg, der genau wußte, daß hinter 
ihm nur die Minderzahl der Bevölkerung ſtand, verſuchte durch 
einen beiſpielloſen Wahlbetrug ſich die moraliſche Nechtferti⸗ 
gung zu verſchaffen für den offenen Bruch der von ihm ein- 
gegangenen Verpflichtungen. Er wollte das Mandat für eine weitere 
und noch brutalere Unterdrückung der überwältigenden Mehrheit des 
deutſch⸗öſterreichiſchen Volkes. 

Dieſer Wortbruch und dieſe Maßnahme konnten in ihren Folgen nur 
zum Aufruhr führen. Nur ein wahnwitzig Verblendeter mochte glauben, 
damit wirklich die gewaltige Mehrheit des Volkes einfach mundtot machen 
zu können, um fo fein illegales Regime auch noch rechtlich vor der Welt 
zu fundieren. Dieſer Aufruhr aber, an deſſen Ausbruch nicht gezweifelt 
werden konnte und der ſich auch ſofort ankündigte, hätte zu einem neuen 
und dieſes Mal furchtbaren Blutvergießen geführt. Denn wenn 
erſt einmal aus einem ſolchen dauernden Unrecht die Gluten der Leiden⸗ 
ſchaften aufzuflammen beginnen, können ſie nach aller Erfahrung nur mit 
Blut gelöſcht werden. Das zeigen genügend geſchichtliche Beiſpiele. 

Ich war nun entſchloſſen, der weiteren Vergewaltigung meiner Heimat 
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ein Ende zu ſetzen! Ich habe daher ſofort jene notwendigen Maß⸗ 
nahmen veranlaßt, die geeignet erſchienen, Öfterreih das Schickſal 
Spaniens zu erſparen. 

Das Ultimatum, über das die Welt plötzlich zu klagen anfing, beſtand 
aus nichts anderem als aus der harten Verſicherung, daß Deutſchland 
eine weitere Unterdrückung deutſch⸗öſterreichiſcher Volksgenoſſen nicht 
mehr dulden wird und ſomit in der Warnung davor, einen Weg einzu⸗ 
ſchlagen, der zwangsläufig zum Blutvergießen hätte führen müſſen ..“ 


Die Empörung in der deutſchen Bevölkerung war ungeheuer. Die 
gegen die Nationalſozialiſten in Laſtautos propagandiſtiſch eingeſetzten 
„baterländifchen Formationen“, die marxiſtiſchen Horden, die als 
„Betriebsmilizen“ bewaffnet den Straßenterror wieder in Kraft ſetzen 
wollten und den blutigen Bürgerkrieg heraufbeſchworen, vermochten es 
nicht, gegen die ſich immer mehr durchſetzenden Nationalſozialiſten die 
Straßen zu halten. Immer ſtärker wurde das nationalſozialiſtiſche Aber⸗ 
gewicht im Straßenbild der Bundeshauptſtadt Wien, die erfüllt war 
von nationalſozialiſtiſchen Kampfparolen. Und überall in Sſterreich 
trat jetzt die nationalſozialiſtiſche Aktion in Erſcheinung. Die SA. 
marſchierte, und das Volk marſchierte mit. 


„Der illegal arbeitende Apparat der Bewegung leiſtete Außerordent⸗ 
liches. Die wehrhaften Männer bis hinein in die entlegenſten Gebirgsdörfer 
wurden alarmiert und mobiliſiert. Es kam darauf an, die Bewegung 
geſchloſſen für die Befreiung des Landes einzuſetzen. Das iſt uns ge⸗ 
lungen!“ : 


(So fagte Dr. Seyß-Inquart hierüber ſpäter.) „Wir ſtimmen nicht ab“ 
— unter dieſem Ruf marſchierten Hunderttauſende im Lande. Überall 
wehte die Hakenkreuzfahne. Es kam zwar noch zu blutigen Überfällen 
der Warxiſten und Schutzkorps; die Polizei jedoch ging kaum noch 
9 

Indes Schuſchnigg am 11. März den Reſerviſtenjahrgang 1915 
des Bundesheeres einberuft, um ſich vor dem Volkszorn zu 
ſchützen, veröffentlicht Dr. Jury am gleichen Tage (in einem Artikel in 
den „Wiener Neueſten Nachrichten“) den klaren nationalſozialiſti— 
ſchen Standpunkt: 


„. .. Aus dieſen drei Gründen: Wegen der verfaſſungswidrigen 
Tendenz der Befragungsparole, wegen der Friede und Arbeit ge— 
fährdenden Ungeſetzlichkeit der Befragungsform und wegen des Mangels 
an Gleichberechtigung in der Durchführung der „Volksbefragung“ 
müſſen wir öſterreichiſchen Nationalſozialiſten die Beteiligung an dieſer in 
der öſterreichiſchen Verfaſſung nicht vorgeſehenen und daher als reine 
Privatinitiative anzuſehenden und in ihrem Ergebnis unkontrollierbaren 
„Volksbefragung! ablehnen 

Aber vollzogene Tatſachen kann nicht abgeſtimmt werden. Friede und 
Arbeit find geſichert, wenn es nicht jenen ſtaats⸗ und volksfeindlichen Ele⸗ 
menten gelingt, die heute ſchon durch Terrorakte und durch ſyſtematiſche 
Bewaffnung friedlicher öſterreichiſcher Arbeiter Unruhe in die Bevölkerung 
tragen, durch ein Abgehen von den Berchtesgadener Abmachungen 
die Früchte unſerer Friedensarbeit zu zerjtören. 
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Eine politiſch gefärbte und die Grundſätze der öſterreichiſchen Verfaſſung 
verlaſſende „Volksbefragung“, die überdies in dieſer Form verfaſſungs⸗ 
mäßig nicht vorgeſehen, geſchweige denn in den Geſetzen vorbereitet iſt, be⸗ 
ſchwört dieſe Gefahren innerer Unruhen und außenpolitiſcher 
Wegänderungen herauf. Aus dieſen zwei Grundſätzen lehnen wir 
öſterreichiſchen Nationalſozialiſten es daher ab, an einer geſetz⸗ 
lich nicht fundierten und einen verfaſſungswidrigen Zuſtand heraufbeſchwö⸗ 
renden Aktion teilzunehmen.“ 


Die darauf (am 11. März) von Dr. Schuſchnigg verlangte Abberufung 
Dr. Jurys als ſtellvertretender Leiter des Volkspolitiſchen Referats 
wird von Dr. Seyß-Inquart abgelehnt! 

Statt deffen fordern er und Bundesminiſter Glaiſe-Horſtenau von 


Seyß-Inquart 
und 


Schuſchnigg die ſofortige Abſetzung der betrügeriſchen, Volksbefragung“, Slate. 


um in letzter Stunde ein fürchterliches Blutbad zu verhindern. 
Aber die nun folgenden Stunden berichtete Glaiſe-Horſtenau (am 
19. April für den VB.) ſpäter: 


„Wir berieten über die Lage und begaben uns um 10 Uhr vormittags 
zum Bundeskanzler. Wir forderten die Abſage der von ihm ge- 
planten Volksbefragung und dafür eine Volksabſtimmung, die ſechs 
Wochen ſpäter mit einer entſprechenden, dem Volk wirklich Gelegenheit zu 
einer Entſcheidung gebenden Parole unter ſtrengſter Geheimhaltung und 
Regelung vorzunehmen wäre. Der Kanzler empfing uns in ziemlich ge⸗ 
reizter Stimmung, noch keineswegs des Ernſtes der Lage bewußt. Dr. Seyß⸗ 
In quart, der die Abſichten Schuſchniggs auch erſt verſpätet erfahren hatte, 
wies nachdrücklichſt auf die drohenden innerpolitiſchen Gefahren 
hin. Bürgermeiſter Schmitz hatte die Sozialiſten und Kommuniſten in den 
Betrieben bewaffnet, das Aufflammen der Werbetätigkeit für die vom Re- 
gierungschef geplante Abſtimmung werde in den Nachmittagsſtunden un⸗ 
widerruflich die Nationalſozialiſten, die ſich den gegen ſie und Deutſchland 
gerichteten Akt nicht gefallen laſſen könnten, auf die Straße rufen, und 
der Bürgerkrieg werde da ſein. Ich hob die unerhörten außenpolitiſchen 
Gefahren hervor, die eine ſolche Entwicklung mit ſich bringen müßte. Wie 
im Juli 1914 werde Oſterreich der Ausgangspunkt eines Weltkrieges 
werden — nur mit dem Unterfchied, daß es fih damals um den Beſtand 
eines großen, ehrwürdigen, erhaltenswürdigen Reiches gehandelt habe, eine 
Zielſetzung, die mit der jetzigen ſchon wahrlich nicht zu vergleichen ſei. 

Der Bundeskanzler blieb unbelehrbar; zumal die Erregung, die 
ſein Verhalten im Zuſammenhang mit Berchtesgaden in Verlin hervor⸗ 
rufen mußte, verſtand er nicht oder wollte er nicht verſtehen. Er erklärte 
ſich auf die Vorhaltung Seyß⸗Inquarts, daß die Regierung in der natio⸗ 
nalen Öffentlichfeit jedes Anſehen verloren habe, lediglich bereit, zweierlei 
Stimmzettel zuzulaſſen, einen ‚für Oſterreich mit Schuſchnigg“ und 
einen ‚für Öfterreih ohne Schuſchnigg“. Mit dieſen Zugeſtändniſſen waren 
wir ſelbſtverſtändlich nicht zufriedenzuſtellen. Wir gingen nach eineinhalb⸗ 
ſtündigen Verhandlungen, ohne eine Entſcheidung erreicht zu haben. 

Mittags ſahen Dr. Seyß, Major Klausner und ich aus einem Büro 
‚Am Hofe‘ auf den Platz hinab. Der Himmel war grau. Ein Sturmwind 
wirbelte die den Boden bedeckenden Propagandazettel der Vaterländiſchen 
Front empor. Laſtautos ſauſten vorüber, angefüllt mit Leuten, die ihre 
Arme mit geballten Fäuſten empor hoben und Hoch Schuſchnigg“, wohl auch 
Hoch Moskau“ ſchrien. Der Werbefeldzug des Bürgermeiſters Schmitz hatte 
begonnen. Was ich ſah, erinnerte mich lebhaft an Bilder aus dem No⸗ 
vember 1918. Furchtbare, niederſchmetternde Kriegsſtimmung lag 
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in der Luft. Nicht ohne Grund, wie ſich ſpäter erweiſen ſollte, erörterten die 
drei Beobachter die Möglichkeit, jeden Augenblick verhaftet zu werden, mit 
allen Konſequenzen, die ſich daraus ergeben konnten. Seyß und ich faßten 
einen Brief an den Bundeskanzler ab, in welchem wir nochmals auf unſere 
vormittäglichen Forderungen zurückkamen, ihre Erfüllung bis 2 Uhr nach⸗ 
mittags forderten, widrigenfalls wir genötigt ſeien, dem Bundespräſidenten 
unſere Portefeuilles zur Verfügung zu ſtellen. Schuſchnigg hatte dieſen 
Brief um 1 Uhr in der Hand. Eine Stunde ſpäter empfingen uns auf dem 
Vallhausplatz zwei Minijter, die im Auftrage des Kanzlers doch noch eine 
Kompromißlöſung mit uns verabreden ſollten. Eine ſolche kam für uns 
nicht in Frage. Unverrichteter Dinge zogen die beiden Miniſter ab, und 
wenige Winuten ſpäter erſchien Schuſchnigg im Säulenſaal des Kaunitz⸗ 
palaſtes, um uns mitzuteilen, daß er dem Drucke weiche und die geplante 
Volksabſtimmung abſage. Seine Stellung war natürlich unhaltbar 
geworden. Nach einer Unterredung, die er eine halbe Stunde ſpäter unter 
vier Augen mit Dr. Seyß-Inquart gehabt hatte, trat Schuſchnigg zurück. 
Dr. Seyß-Inquart, der fih die ganzen Stunden über als unübertreff⸗ 
licher Meiſter der Situation bewährt hatte, übernahm die Regierungs- 
bildung.“ 


Nach ſtundenlanger Weigerung weicht Schuſchnigg endlich dem 
Druck eines empörten Volkes. Und um 19.25 Uhr wird in Wien amtlich 
bekanntgegeben: 


„Der Bundeskanzler und Frontführer hat jih nach Berichterftattung an 
den Herrn Bundespräſidenten entſchloſſen, die für den 13. März angeſetzte 
Volksbefragung zu verſchieben.“ 


Am 19.50 Uhr hält Schuſchnigg im Wiener Sender eine Anſprache, in 
der er ſeinen Rücktritt vom Amt des Bundeskanzlers bekanntgibt — 
unter dem Stichwort: „Ich weiche der Gewalt!“ Seine auch diesmal 
verlogenen Ausführungen lauten: 


„Der heutige Tag hat uns vor eine ſchwere und entſcheidende Situation 
geſtellt. Ich bin beauftragt, dem öſterreichiſchen Volk über die Ereigniſſe des 
Tages zu berichten. Die Deutſche Reichsregierung hat dem Herrn Bundes- 
präſidenten ein befriſtetes Ultimatum geſtellt, einen von ihr vorgeſchlage⸗ 
nen Kandidaten zum Bundeskanzler zu ernennen und die Regierung nach 
den Vorſchlägen der Deutſchen Reichsregierung zu beſtellen, widrigenfalls 
der Ein marſch deutſcher Truppen in Hſterreich für diefe Stunde in 
Ausſicht genommen werde. 

Ich ſtelle feſt vor der Welt, daß Nachrichten, die davon wiſſen wollten, 
daß in Oſterreich Arbeiterunruhen ausgebrochen und Ströme von Blut ge- 
floſſen ſeien, daß die Regierung nicht Herr der Lage wäre, daß ſie nicht 
hätte Ordnung ſchaffen können, von A bis Z erfunden find. 

Der Herr Bundespräſident beauftragt mich, dem öſterreichiſchen Volk mit⸗ 
zuteilen, daß wir der Gewalt weichen. 

ir haben, weil wir um keinen Preis auch in dieſer ernſten Stunde 
deutſches Blut zu vergießen geſonnen ſind, unſerer Wehrmacht den Auftrag 
gegeben, für den Fall, daß der Einmarſch durchgeführt wird, ohne Wider- 
ſtand ſich zurückzuziehen und die Entſcheidung in den nächſten Stunden ab⸗ 
zuwarten. Der Herr Bundespräſident hat General Schilhawſki mit der Füh⸗ 
rung der Wehrmacht betraut. Durch ihn werden die weiteren Weiſungen 
an die Wehrmacht gehen. 

So verabſchiede ich mich in dieſer Stunde vor dem öſterreichiſchen Volk 
Ge einem deutſchen Wort und einem Herzenswunſch: „Gott ſchütze Hfter- 
reich!“ 
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Es war von Herrn Schuſchnigg nicht zu erwarten, daß er endlich bei 
dieſer letzten Anſprache die Wahrheit ſagte, und ſo mußte ſeitens des 
Reiches hierzu feſtgeſtellt werden: 


„Herr Schuſchnigg behauptete unter anderem, daß die Deutſche Reichs- 
regierung vom öſterreichiſchen Bundespräſidenten in einem befriſteten 
Ultimatum die Bildung einer neuen Bundesregierung verlangt 
hätte. Dieſe Behauptung Schuſchniggs iſt unwahr. Nicht die Reichsregie⸗ 
rung ſtellte ihm ein ſolches Altimatum, ſondern öſterreichiſche Stellen, 
und öſterreichiſche Miniſter waren es, die angeſichts der ſich immer 
mehr zuſpitzenden Lage in Oſterreich und der auf eine Kataſtrophe zufteuern- 
den Politik des Bundeskanzlers Schuſchnigg dem Bundespräſidenten der⸗ 
artige Forderungen unterbreiteten. 

Herr Schuſchnigg behauptete weiter, die Deutſche Reichsregierung habe 
vom Bundespräſidenten in ultimativer Form verlangt, die Regierung 
nach den Vorſchlägen der Deutſchen Reichsregierung zu wählen“ Auch das 
entſpricht nicht den Tatſachen, vielmehr haben öſterreichiſche Regie- 
rungskreiſe in voller Erkenntnis der Lage in Hfterreich dem Bundes⸗ 
präſidenten ſolche Forderungen geſtellt. 

Drittens hat der geweſene öſterreichiſche Bundeskanzler behauptet, daß 
es erfunden fei, wenn erklärt würde, in Hſterreich feien Unruhen aus⸗ 
gebrochen und die Regierung fei nicht Herr der Lage. Hunderte von Be- 
richten, die in aller Welt aus Hſterreich vorliegen, beweiſen, daß bereits 
unzählige Zuſammenſtöße erfolgt waren, daß an zahlreichen Orten 
marxiſtiſche Anruhen ſtattgefunden hatten, kommuniſtiſche Haufen zum 
Beiſpiel ſich in Wiener Neuſtadt bewaffneten und eine Unzahl von 
Aberfällen ſich ereignet hatten, als Schuſchnigg dieſe unwahren Be⸗ 
hauptungen verlas.“ — 


Ein wortbrüchiges Terrorregime war geſtürzt, Hakenkreuzfahnen 
wehten über ganz Sſterreich, das nationalſozialiſtiſche Volk hatte 
geſiegt! — 

Dr. Seyß⸗Inquart übernahm im gleichen Augenblick die Regierungs⸗ 
geſchäfte. 
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22. Abſchnitt— 


Heimkehr ins Reich 


wubi Seyß-Inquart, Innen- und Sicherheitsminiſter, war im Amt ge- 


anſprache 


ER blieben und ſomit am Abend dieſes denkwürdigen 11. März 1938 im 
Beſitze der geſamten Regierungsbefugniſſe. Um 19.50 Uhr hatte der 
„der Gewalt gewichene“ Bundeskanzler Schuſchnigg ſeine verlogene 
„Abſchiedsrede“ über den Rundfunk geſprochen (ſiehe 21. Abſchnitt). 
Um 19.55 Uhr aber trat Dr. Seyß-Inquart ans Mikrophon und teilte 
dem Volk Sſterreichs durch den Ather mit: 


„Männer und Frauen in Öfterreicht Deutſche Volksgenoſſen! Im Hin⸗ 
blick auf die Ereigniſſe des heutigen Tages und unter beſonderer Berück— 
ſichtigung der Ereigniſſe, denen wir jetzt entgegenſehen, ſtelle ich feſt, daß ich 
mich als Innen- und Sicherheitsminiſter nach wie vor im Amt 
befinde und mich verantwortlich fühle für die Aufrechterhaltung der Ruhe 
und Ordnung in dieſem Land. Ich fordere alle auf, dieſe Ruhe und Ordnung 
zu bewahren. Es gilt, die nächſten Stunden und Tage in einer beſonderen 
Diſziplin durchzuſtehen. Wenn heute Kundgebungen kommen ſollten, dürfen 
fie nie den Charakter exzeſſiver Demonſtrationen annehmen, Insbeſondere 
fordere ich die Ordnungs- und Sicherheitsformationen der 
Nationalſozialiſten auf, dafür zu ſorgen, daß überall Ruhe und Ord— 
nung bewahrt wird, und in dieſem Sinne auf die eigenen Geſinnungs⸗ 
genoſſen einzuwirken. Ich rechne damit, daß ſie die Aufgabe der Exekutive 
reſtlos unterſtützen und der Exekutive zur Verfügung ſtehen werden. Ich 
erinnere insbeſondere auch daran, daß irgendein Widerſtand gegen das 
allfällig einrückende deutſche Heer unter keinen Umftänden in Frage 
kommt, auch nicht ſeitens der Exekutive, ſondern die wichtigſte Pflicht die 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung in dieſem Lande iſt. Harret aus! 
Tretet alle zuſammen und helft, daß wir einer glücklichen Zukunft ent⸗ 
gegengehen!“ 


Ganz Öfterreich war in Bewegung. Die Straßen Wiens wurden Zeugen 
unvergeßlicher Freudenkundgebungen. Am Bundeskanzleramt, am Rat- 

haus und am Hauſe der in alle Winde zerſtreuten „Vaterländiſchen 

eg ein Front“ wehte die Hakenkreuzfahne. Angeſichts der marxiſtiſchen Um= 
Ee ſturzverſuche, die ein ſinn⸗ und ergebnisloſes Blutbad heraufbeſchwören 
konnten, hatte Dr. Seyß-Inquart am gleichen Abend jenes denkwürdige 
Telegramm an Adolf Hitler, den Führer des Reiches, gerichtet, in 


— 
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deſſen Auswirkung Öfterreich vor ſchwerſten Erſchütterungen bewahrt 
geblieben ift, und bat um die Entfendung von Truppen: 


„Die proviſoriſche öſterreichiſche Regierung, die nach der Demiſſion der 
Regierung Schuſchnigg ihre Aufgabe darin ſieht, die Ruhe und Ordnung in 
Oſterreich wiederherzuſtellen, richtet an die deutſche Negierung die dringende 
Bitte, ſie in ihrer Aufgabe zu unterſtützen und ihr zu helfen, Blutver⸗ 
gießen zu verhindern. Zu dieſem Zweck bittet ſie die deutſche Regierung 
um baldmöglichſte Entſendung deutſcher Truppen.“ 


Um 23.14 Uhr ſah ſich Bundespräſident Miklas — freilich zunächſt 
heftig widerſtrebend — genötigt, der eingetretenen Situation Rechnung 
zu tragen und Dr. Seyß-Inquart zum Bundeskanzler zu ernennen. 


(Am 13. März legte dann Wiklas fein Amt auf Erſuchen des neuen 
Bundeskanzlers nieder, auf den ſomit auch die Befugniſſe des Bundes⸗ 
präſidenten übergingen.) 


Dr. Seyß-Inquart bildete ſofort eine neue Regierung, die zwei⸗ 
undzwanzigſte und letzte Regierung Oſterreichs. Die noch in der gleichen 
Nacht der begeiſterten Volksmenge am Wiener Ballhausplatz bekannt⸗ 
gegebene Bundesregierung wies folgende Minifterlifte auf: 


Bundeskanzler Dr. Seyß-Inquart (gleichzeitig Bundesminiſter für 
Landesverteidigung); Vizekanzler Dr. Glaiſe⸗Horſtenau; Auswärtiges: 
Dr. Wolff; Juſtiz: Dr. Hueber; Unterricht: Prof. Dr. Menghinz; ſoziale 
Verwaltung: Staatsrat Dr. Jury; Land- und Forſtwirtſchaft: Rein⸗ 
thaller; Handel und Verkehr: Staatsrat Dr. Fiſchbök; Finanzen: 
Dr. Neumeyer; ferner dem Bundeskanzler beigegeben für das Sicher⸗ 
heitsweſen Dr. Kaltenbrunner (Führer der öſterreichiſchen 44) und An⸗ 
gelegenheiten der politiſchen Willensbildung Major Klausner (Landes⸗ 
leiter der NGDAP. Hſterreichs). 
Und um 1 Uhr nachts verkündete Pg. Klausner, der Landesleiter der 
öſterreichiſchen Nationalſozialiſten, durch den Rundfunk: 


„In tiefer Bewegung verkünde ich in dieſer feierlichen Stunde: Oſter⸗ 
reich ift frei geworden! Hſterreich ift nationalſozialiſtiſch! Durch 
das Vertrauen des ganzen Volkes emporgetragen iſt eine neue Regierung 
gebildet worden, die nach den Grundſätzen unſerer herrlichen national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung ihre ganze Kraft für das Glück und den Frieden 
dieſes Landes einſetzen wird. Arbeit und Brot für alle Volksgenoſſen zu 
ſchaffen, wird ihre erſte Aufgabe ſein. 

Wieder iſt eine nationalſozialiſtiſche Erhebung in unvergleich⸗ 
licher Disziplin verlaufen. Wenn es noch eines Beweiſes bedurft hätte, daß 
uns die Macht auch in dieſem Staate gebührt, ſo war es dieſe einzig⸗ 
artige Erhebung und Machtergreifung. Niemand wurde etwas zuleide 
getan. Dafür danke ich und dankt das ganze deutſche Volk in Hſterreich 
vor allem den Kameraden der SA. und $4. 

In dieſer Stunde gedenken wir in tiefer Dankbarkeit und Liebe unſeres 
Führers Adolf Hitler. 

Nun wehen die Hakenkreuzfahnen ſiegreich über ſeiner Heimat. In Ehr⸗ 
furcht und Dankbarkeit gedenken wir der Toten der Bewegung, die im 
Kampfe um Hfterreich fielen. Ihr Opfer fand nun höchſte Erfüllung. An 
Euch, deutſche Volksgenoſſen und Volksgenoſſinnen, aber ergeht mein Ruf: 
An die Arbeit! 

Unjer Ziel ift erreicht: Ein Volk, ein Reich, ein Führer! 

Heil unſerem Führer! Heil Hitler!“ 
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Das Reich aber folgt dem Rufe feiner alten Oſtmark: In den frühen 
Morgenſtunden des 12. März marſchieren deutſche Truppen in 
Öfterreih ein. Sie kommen nicht als Eroberer, ſondern als die 
Garanten für die Vollſtreckung des öſterreichiſchen Volkswillens, ins 
Reich heimzukehren. Aberall werden die deutſchen Soldaten begeiſtert 
begrüßt. Es fällt kein Schuß; die Soldaten des öſterreichiſchen Bundes⸗ 
heeres ſchmücken ihre Gewehre und Fahrzeuge mit Blumen; ein Meer 
von Hakenkreuzfahnen flattert über Oſterreich. Donnernd kreiſen die 
Geſchwader der deutſchen Luftwaffe über Stadt und Land. — Und 
zwiſchen den einrückenden Truppen auf der einen, dem Bundesheer 
und den Behörden auf der anderen Seite entwickelt ſich ſchnell eine 
reibungsloſe Zuſammenarbeit. 

Am 12 Uhr mittags verlieſt Reichspropagandaminiſter Dr. Goebbels 
über alle Sender des Reiches und Öfterreich8 (und über zahlreiche aug- 
ländiſche Sender) eine Proklamation des Führers, in der es zum 
Schluß (nach einer Darſtellung des von Schuſchnigg geplanten Wahl⸗ 
betruges) heißt: 


„. .. Wenn dies die Methoden find, um einem Regime den Charakter 
der Legalität zu geben, dann waren wir Nationalſozialiſten im Deutſchen 
Reich 15 Jahre lang nur Narren geweſen! Durch hundert Wahlkämpfe ſind 
wir gegangen und haben uns mühſelig die Zuſtimmung des deutſchen 
Volkes erobert. 8 

Als mich der verewigte Herr Reichspräſident endlich zur Regierung 
berief, war ich der Führer der weitaus ſtärkſten Partei im Reiche. Ich 
habe ſeitdem immer wieder verſucht, mir die Legalität meines Das 
ſeins und meines Handelns vom deutſchen Volk beftätigen zu 
laſſen, und ſie wurde mir beſtätigt. Wenn dies aber die richtigen Methoden 
find, die Herr Schuſchnigg anwenden wollte, dann war auch die Ab- 
ſtimmung im Saargebiet einſt nur eine Schikane eines Volkes, dem man 
die Heimkehr in das Reich erſchweren wollte. 

Wir ſind hier aber einer anderen Meinung! Ich glaube, wir dürfen alle 
ſtolz darauf ſein, daß wir gerade auch anläßlich dieſer Abſtimmung im 
Saargebiet in jo unanfechtbarer Weiſe vom deutſchen Volk das er: 
trauen erhalten haben. 

Gegen dieſen einzig daſtehenden Verſuch eines Wahl⸗ 
betruges hat ſich endlich das deutſche Volk in Sſterreich ſelbſt er- 
hoben. 

Wenn aber dieſes Mal das Regime es nun wieder beabſichtigte, mit 
brachialen Mitteln die Proteſtbewegung einfach niederzuſchlagen, dann 
konnte das Ergebnis nur ein neuer Bürgerkrieg ſein. 

Das Deutſche Reih duldet es aber nicht, daß in dieſem Gebiet von 
jetzt an noch Deutſche verfolgt werden wegen ihrer Zugehörigkeit zu unſerer 
Nation oder ihrem Bekenntnis zu beſtimmten Auffaſſungen. Es will Ruhe 
und Ordnung! 

Ich habe mich daher entſchloſſen, den Millionen Deutſchen in 
Hſterreich nunmehr die Hilfe des Reiches zur Verfügung zu 
ſtellen. 

Seit heute morgen marſchieren über alle Grenzen Deutſch— 
Öfterreichs die Soldaten der deutſchen Wehrmacht! 

Panzertruppen, Infanteriediviſionen und die / Verbände auf der Erde 
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und die deutſche Luftwaffe im blauen Himmel werden — ſelbſt gerufen von 
der neuen nationalſozialiſtiſchen Regierung in Wien — der Garant dafür 
ſein, daß dem öſterreichiſchen Volk nunmehr endlich in kürzeſter Zeit die 
Möglichkeit geboten wird, durch eine wirkliche Volksabſtimmung ſeine 
Zukunft und damit ſein Schickſal ſelbſt zu geſtalten. Hinter dieſen Verbänden 
aber ſteht der Wille und die Entſchloſſenheit der ganzen deutſchen 
Nation! 

Ich ſelbſt als Führer und Kanzler des deutſchen Volkes werde glücklich 
ſein, nunmehr wieder als Deutſcher und freier Bürger jenes Land 
betreten zu können, das auch meine Heimat en, 

Die Welt aber foll fih überzeugen, daß das deutſche Volk in Oſterreich 
in dieſen Tagen Stunden ſeligſter Freude und Ergriffenheit erlebt. 

Es ſieht in den zu Hilfe gekommenen Brüdern die Netter aus tiefiter 


Not! 
Es lebe das nationalſozialiſtiſche Deutſche Reich! e S 
Es lebe das nationalſozialiſtiſche Deutſch⸗Oſterreich! 
Berlin, den 12. März 1938. gez. Adolf Hitler.“ 


Die Begeiſterung Hſterreichs, der alten Oſtmark des Reiches, beim 
Einmarſch der deutſchen Truppen kennt keine Grenzen. Ein Sturm der 
Freude und des Jubels brauſt durch das Land. Höhepunkt und Krönung 
des gewaltigen Geſchehens aber iſt die Triumphfahrt, die Adolf Hitler 
ſelbſt am 12. März (um 15.50 Uhr bei Braunau am Inn, ſeinem 
Geburtsort, die Grenze überſchreitend) in ſeine öſterreichiſche Heimat 
antritt — und als er am Abend des 12. März vom Balkon des Rat- 
hauſes in Linz verkündet: 


„. Wenn die Vorſehung mich einſt aus dieſer Stadt heraus zur Füh⸗ 
rung des Reiches berief, dann muß ſie mir damit einen Auftrag erteilt 
haben, und es kann nur ein Auftrag geweſen ſein, meine teure Heimat 
dem Deutſchen Reich wiederzugeben! Ih habe an dieſen Auftrag 
geglaubt, habe für ihn gelebt und gekämpft, und ich glaube, ich habe ihn 
jetzt erfüllt! Ihr alle feid Zeugen und Bürgen dafür!...“ 


Am 13. März 1938 erläßt die Bundesregierung ein Bundes⸗ 
verfaſſungsgeſetz, deſſen erſter Artikel lautet: „OYſterreich ift ein Land 
des Deutſchen Reiches!“ Und am gleichen Tage wird ein entſprechen⸗ 
des Reichsgeſetz verkündet, das dieſen Beſchluß verwirklicht, das „Ge⸗ 
ſetz über die Wiedervereinigung Öfterreih3 mit dem Deutſchen 
Reich“: 

„Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit 
verkündet wird: 

Artikel I 

Das von der Hſterreichiſchen Bundesregierung beſchloſſene Bundesver⸗ 
faſſungsgeſetz über die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutſchen 
Reich vom 13. März 1938 wird hiermit Seutſches Reichsgeſetz; es hat fol- 
genden Wortlaut: 

‚Auf Grund des Artikels III Abſ. 2 des Bundesverfaſſungsgeſetzes über 
außerordentliche Maßnahmen im Bereich der Verfaſſung, B. G. Blatt I 
Nr. 255, 1934, hat die Bundesregierung beſchloſſen: 

Artikel I: Sſterreich ijt ein Land des Deutſchen Reiches. 

Artikel II: Sonntag, den 10. April 1938, findet eine freie und geheime 
Volksabſtimmung der über zwanzig Jahre alten deutſchen Männer und 


Adolf Hitlers 
Triumphfahrt 


Bundes⸗ 
verfaſſungs⸗ 
geſetz 


über die 
Wieder⸗ 
vereinigung 
Oſterreichs 


mit dem 
Deutſchen Reich 


Reichsgeſetz 
b 


Engliſch⸗ 
franzöſiſche 
„Verwahrung“ 


Die Bewährung 
der Achſe 
Berlin —- Rom 


270 Das Großdeutſche Reich / Öfterreich 1918—1938 


Frauen Hſterreichs über die Wiedervereinigung mit dem Deutſchen Reih 
ſtatt. 
Artikel III: Bei der Volksabſtimmung entſcheidet die Mehrheit der ab⸗ 
gegebenen Stimmen. e 
Artikel IV: Die zur Durchführung und Ergänzung des Artikels II dieſes 
Bundesverfaſſungsgeſetzes erforderlichen Vorſchriften werden durch Ber- 
ordnung getroffen. 
Artikel V: Dieſes Bundesverfaſſungsgeſetz tritt am Tage feiner Kund⸗ 
machung in Kraft. 
Mit der Vollziehung dieſes Bundesverfaſſungsgeſetzes ift die Bundes- 
regierung betraut. 
Wien, den 13. März 1938.“ 
Artikel II 
Das derzeit in Hjterreich geltende Recht bleibt bis auf weiteres in Kraft. 
Die Einführung des Reichsrechts in Oſterreich erfolgt durch den Führer und 
Reichskanzler oder den von ihm hierzu ermächtigten Neichsminiſter. 
Artikel III 
Der Neichsminiſter des Innern wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
den beteiligten Reichsminiſtern die zur Durchführung und Ergänzung dieſes 
Geſetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 
Artikel IV 
Das Geſetz tritt am Tage feiner Verkündung in Kraft.““ 


Gegenüber der elementaren Kraft dieſes hiſtoriſchen Ereigniſſes 
wirkten die diplomatiſchen Schritte der engliſchen und franzöſiſchen Re⸗ 
gierung (fie legten am 12. März „Verwahrung“ ein, die von der Reichs⸗ 
regierung abgelehnt wurde) und das Wutgeheul der internationalen 
jüdiſchen Preſſe wenig belangvoll. 

Dagegen war die Haltung des faſchiſtiſchen Italien von weſentlicher 
Bedeutung. Trotz der verzweifelten Verſuche der ehemaligen Freunde 
von Streſa (ſiehe 18. Abſchnitt) lehnte der Große Rat des Faſchis— 
mus in einer Entſchließung vom 13. März die von Großdeutſchlands 
Feinden erſehnte Aktion in der Anſchlußfrage Hfterreich8 ab: 


„. . . Der Große Nat betont beſonders, daß die italieniſche Regierung die 
Volksabſtimmung, die von dem Kanzler Schuſchnigg ſo plötzlich anberaumt 
wurde, nicht nur nicht angeraten hat, ſondern des Inhalts und der Form 
dieſer Abſtimmung wegen ausdrücklich von ihr abgeraten hat, und zwar 
ſofort, nachdem ſie davon Kenntnis erhielt. 

Der Große Rat betrachtet das, was fih in Hjterreich ereignet hat, als 
das Ergebnis eines bereits beſtehenden tatſächlichen Zuſtandes und 
als den Ausdruck der Gefühle und des Willens des öſterreichi⸗ 
ſchen Volkes, die in unzweideutiger Weiſe durch die machtvollen öffent⸗ 
lichen Kundgebungen bekräftigt wurden, mit denen die Ereigniſſe begrüßt 
worden ſind. 

Der Große Rat nimmt mit tiefſtem Intereſſe Kenntnis von einem 
Briefe, den der Führer unter dem Datum des 11. März an den Duce 
gerichtet hat und der die Ereigniſſe in Hiterreich in Verbindung mit den 
deutſch⸗italieniſchen Beziehungen behandelt. Der Brief wird ſpäter ver⸗ 
öffentlicht werden. 

Der Große Nat nimmt ferner von der Ablehnung Kenntnis, die die 
faſchiſtiſche Regierung der franzöſiſchen Aufforderung zu einer gemein⸗ 
ſamen Aktion entgegengeſetzt hat, die nur dazu gedient haben würde, da 
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ſie weder eine Grundlage noch ein Ziel gehabt hätte, die internationale 
Lage ſchwieriger zu geſtalten. Er billigt das von der faſchiſtiſchen Regierung 
gegenüber den öſterreichiſchen Ereigniſſen eingeſchlagene Verhalten, das 
von einer realiſtiſchen Bewertung der Lage im Zuſammenhang mit den 
italieniſchen nationalen Intereſſen inſpiriert war.“ 


Und in ſeiner Kammerrede vom 16. März, in der er auch die intereſſante 
Tatſache mitteilte: 


„Am 7. März um 12 Uhr fragte mich — das erſtemal wieder nach vielen 
Monaten — eine Vertrauensperſon Schuſchniggs um meine Meinung 
über die Volksabſtimmuung und die Art und Weiſe, in der ſie aus⸗ 
geführt werden ſollte. Ich antwortete in der unzweideutigſten Weiſe, daß es 
lih hier um einen Mißgriff handle., Dieſes Werkzeug“ ſagte ich, ‚wird 
in Ihren Händen explodieren.“ Es würde aber einen ſchlechten Ge⸗ 
ſchmack beweiſen, wenn ich mich dieſer allzu leichten Vorausſage rühmen 
würde“ 


— ſtellte Benito Muſſolini, der Duce des faſchiſtiſchen Italiens, feſt: 


„Als das öſterreichiſche Drama in den letzten Tagen beim fünften Akt 
angelangt war, hielten die Feinde des Faſchismus Ausſchau, ob nicht der 
Moment gekommen ſei, die beiden totalitären Staaten gegeneinander aus⸗ 
zuſpielen und ihre Einigkeit durch einen Zuſammenſtoß zu zerſtören, der 
unter anderem — ich ſage dies zur Belehrung der Berufspazifiſten — die 
Einleitung eines neuen Weltkrieges bedeutet hätte. Dieſe Rechnung der 
Demokratien, der Logen und der Dritten Internationale ging fehl. Dieſe 
Hoffnung war einfach kindiſch und zudem beleidigend, weil ſie an unſerem 
Charakter und an unſerer politiſchen Klugheit Zweifel aufkommen ließ. 

Aber, warum ſollen wir es nicht ſagen: auch Millionen Deutſche waren 
in Erwartung; denn jetzt war die Stunde gekommen, wo ſich das, was man 
als Bewährung der Achſe bezeichnen kann, erweiſen konnte. Heute 
wiſſen die Deutſchen, daß die Achſe nicht nur ein wirkſames diplomatiſches 
Inſtrument für normale Umſtände iſt, daß ſie ſich vielmehr vor allem in 
diefer außergewöhnlichen Stunde der deutſchen Welt und Europa als feſt 
begründet erwieſen hat.“ 


In der Tat: Die Achſe Berlin— Rom hatte damit ihre entſcheidende 
Belaſtungsprobe beſtanden. Adolf Hitler ſandte noch von Linz aus 
(am 12. März) dem Duce ein Telegramm, das nur den einen Satz ent⸗ 
hielt: „Muſſolini, ich werde Ihnen dieſes nie vergeſſen!“ 
And in einem Interview für den „Popolo d'talia“ erklärte der 
Führer weiter: 
„Wir ſind bereit, Euch unſere Freundſchaft und Dankbarkeit zu zeigen, 
wenn Italien fie eines Tages benötigen ſollte.“ 
ei Um 15. März warteten über eine Million Volksgenoſſen auf dem 
Heldenplatz, um den Führer in Wien zu begrüßen. Und Adolf Hitler 
ſprach zu ihnen: 
„Deutſche! Männer und Frauen! 

In wenigen Tagen hat ſich innerhalb der deutſchen Volksgemeinſchaft 
ine Amwälzung vollzogen, die wir heute wohl in ihrem Umfange ſehen, 
deren Bedeutung aber erſt ſpätere Geſchlechter ganz ermeſſen werden. 

Es ift in den letzten Jahren von den Machthabern des nunmehr be⸗ 


ſeiligten Regimes oft von der beſonderen ‚Million‘ geſprochen worden, die 
in ihren Augen dieſes Land zu erfüllen hätte. Ein Führer der Legitimiſten 
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hat fie in einer Denkſchrift genau umriſſen. Nach ihr war es die Aufgabe 
dieſer ſogenannten Selbſtändigkeit des Landes Öfterreih, die in den 
Friedensverträgen fundiert und von der Gnade des Auslandes abhängig 
war, die Bildung eines wahrhaft großen Deutſchen Neiches zu verhindern 
und damit den Weg in die Zukunft des deutſchen Volkes zu verriegeln. 

Ich proklamiere nunmehr für dieſes Land ſeine neue Miſſion. Sie 
entſpricht dem Gebot, das einſt die deutſchen Siedler aus allen Gauen des 
Altreiches hierher berufen hat. Die älteſte Oſtmark des deutſchen 
Volkes ſoll von jetzt ab das jüngſte Bollwerk der deutſchen 
Nation und damit des Deutſchen Reiches fein. Jahrhundertelang 
haben ſich in den unruhevollen Zeiten der Vergangenheit die Stürme des 
Oſtens an den Grenzen der alten Mark gebrochen. Jahrhundertelang für 
alle Zukunft ſoll ſie nunmehr ein eiſerner Garant ſein für die Sicherheit 
und Freiheit des Deutſchen Reiches, und damit ein Unterpfand für das 
Glück und für den Frieden unſeres großen Volkes. Und ich weiß: die alte 
Oſtmark des Deutſchen Reiches wird ihrer neuen Aufgabe genau ſo gerecht 
werden, wie ſie die alte einſt gelöſt und gemeiſtert hat. 

Ich ſpreche im Namen der Willionen Menſchen dieſes wunderſchönen 
deutſchen Landes, im Namen der Steierer, der Nieder⸗ und Oberöſterreicher, 
der Kärntner, der Salzburger, der Tiroler und vor allem im Namen der 
Stadt Wien, wenn ich es den in dieſem Augenblick zuhörenden 68 Wil- 
lionen übrigen deutſchen Volksgenoſſen in unſerem weiten Reich verſichere: 
Dies Land iſt deutſch, es hat ſeine Wiſſion begriffen, es wird dieſe er⸗ 
füllen, und es ſoll an Treue zur großen deutſchen Volksgemeinſchaft von 
niemandem jemals überboten werden. 

Unſere Aufgabe aber wird es nun ſein, durch Arbeit, Fleiß und gemein⸗ 
ſames Einſtehen und Zuſammenſtehen die großen ſozialen, kulturellen und 
wirtſchaftlichen Aufgaben zu löſen, vor allem aber Öfterreich immer mehr 
zu einer Trutzburg nationalſozialiſtiſcher Geſinnung und nationalſoziali⸗ 
ſtiſcher Willenskraft zu entwickeln und auszubauen. 

Ich kann dieſen Appell an Sie aber nicht ſchließen, ohne nun der Männer 
zu gedenken, die es mir mit ermöglicht haben, die große Wende in ſo kurzer 
Zeit mit Gottes Hilfe herbeizuführen. Ich danke den nationalſozialiſtiſchen 
Mitgliedern der Regierung, an ihrer Spitze dem neuen Reichsſtatthalter 
Seiß⸗Inquart. Ich danke den zahlloſen Parteifunktionären, ich danke 
aber vor allem den ungezählten namenloſen Idealiſten, den Kämpfern 
unſerer Formationen, die in den langen Jahren der Verfolgung bewieſen 
haben, daß der Deutſche, unter Druck geſetzt, nur noch härter wird. Dieſe 
Jahre der Leidenszeit haben mich in meiner Überzeugung vom Werte 
des deutſch⸗öſterreichiſchen Menſchen im Rahmen unſerer großen 
Volksgemeinſchaft nur beſtärkt. Die wunderbare Ordnung und PDifziplin 
dieſes gewaltigen Geſchehens iſt aber auch ein Beweis für die Kraft der 
dieſe Menſchen beſeelenden Idee. 

Ich kann ſomit in dieſer Stunde dem deutſchen Volk die größte 
Vollzugsmeldung meines Lebens abſtatten. Als Führer und 
Kanzler der deutſchen Nation und des Reiches melde ich vor der 
Geſchichte nunmehr den Eintritt meiner Heimat in das Deutſche 
Reich. 

Deutſchland und ſein neues Glied, die Nationalſozialiſtiſche Partei und 
die Wehrmacht unſeres Reiches 


Sieg Heil!“ 
Die größte Vollzugsmeldung der Geſchichte war erfolgt! 


Mit dem bereits mitgeteilten „Geſetz über die Wiedervereinigung 
öſterreichs mit dem Deutſchen Reich“ vom 13. März 1938 war durch 
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Adolf Hitler die Sehnſucht von Jahrhunderten deutſcher Geſchichte 
erfüllt worden: das Großdeutſche Reich unter einheitlicher Führung. 
Wit dem Artikel! dieſes „Wiedervereinigungsgeſetzes“ ift Öfterreich 
Beſtandteil des Reiches geworden. Es hat damit aufgehört, ein 
ſelbſtändiger Staat, Subjekt zwiſchenſtaatlicher Vereinbarungen und 
Witglied des Völkerbundes zu ſein. Die öſterreichiſchen Staats⸗ 
angehörigen ſind nunmehr deutſche Staatsangehörige geworden. 

Die notwendigen Folgerungen wurden ſofort gezogen, und jeder Tag 
brachte nunmehr entſcheidende Maßnahmen. Noch am gleichen Tage 
verfügte der Führer und Oberſte Befehlshaber der Wehrmacht 
die Eingliederung und Vereinigung desöſterreichiſchen 
Bundesheeres: 


„1. Die öſterreichiſche Bundesregierung hat ſoeben durch Geſetz die 
Wiedervereinigung Hfterreich8 mit dem Deutſchen Reich beſchloſſen. Die 
Deutſche Neichsregierung hat durch ein Geſetz vom heutigen Tage dieſen 
Beſchluß anerkannt. 

2. Ich verfüge auf Grund deſſen: Das öſterreichiſche Bundesheer 
tritt als Beſtandteil der deutſchen Wehrmacht mit dem heutigen Tage 
unter meinen Befehl. 

3. Mit der Befehlsführung der nunmehrigen deutſchen Wehrmacht 
innerhalb der öſterreichiſchen Landesgrenzen beauftrage ich den General 
der Infanterie von Bock, Oberbefehlshaber der VIII. Armee. 

4. Sämtliche Angehörige des bisherigen öſterreichiſchen Bundesheeres 
ſind auf mich als ihren Oberſten Befehlshaber unverzüglich zu 
vereidigen. General der Infanterie von Bock trifft ſofort die notwendigen 
Anordnungen. gez. Adolf Hitler.“ 


Als ſichtbares Zeichen der neuen Einheit kamen in den darauffolgenden 
Tagen öſterreichiſche Truppenteile zu Beſuchen ins Altreich (und bereits 
am 14. März zogen unter dem brauſenden Jubel der Bevölkerung 
Tiroler Landesſchützen in Noſenheim ein). 

Am 16. März vereidigte der Reichsführer 44 und Chef der Deut- 
ſchen Polizei, Pg. Himmler, auf dem Heldenplatz in Wien die öſter⸗ 
reichiſche Polizei, die nun ein Teil der geſamtdeutſchen Polizei⸗ 
organiſation geworden war, auf den Führer. ] 

Der 17. März brachte die Übernahme des bisherigen öſterreichi— 
ſchen Generalſtabes in den deutſchen Generalſtab, ferner 


die „Verordnung über den Übergang der Öfterreihifhen Bundes- 
bahnen auf das Reich“, 

die „Verordnung zur Übernahme der Sſterreichiſchen National- 
bank durch die Reichsbank“ 


und die bedeutſame „Verordnung über die Einführung der Reichs— 
markwährung im Lande Öfterreich“, deren § 1 lautete: 


„Geſetzliches Zahlungsmittel im Lande Öfterreich ift neben dem Schilling 
die Reichsmark. Eine Reichsmark ift gleich einem Schilling fünfzig 
Groſchen.“ 

(Eine Durchführungsverordnung vom 23. April erklärte dann die 
Reichsmark zur alleinigen Währung.) — 
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Noch am 13. März entſandte der Führer den Gauleiter der Saar 
pfalz, Pg. Bürckel — der ſchon bei der ſiegreichen Volksabſtimmung 
und Befreiung des Saarlandes (Bd. 1935, 1. Abſchnitt) die verantwort⸗ 
liche Führung gehabt hatte — nach Öfterreich. Seine Verfügung lautete: 

„1. Ich erteile Gauleiter Bürckel, Saarpfalz, den Auftrag, die 
NSDAP. in Öfterreih zu reorganiſieren. 

2. Gauleiter Bürckel iſt in dieſer Eigenſchaft als Kommiſſariſcher Leiter 
der NSDAP. von Hfterreih mit der Vorbereitung der Volks- 
abſtimmung betraut. 

3. Ich habe Gauleiter Bürckel mit der Vollmacht ausgeſtattet, alle Maß⸗ 
nahmen zu ergreifen oder anzuordnen, die zur verantwortlichen Erfüllung 
des erteilten Auftrages erforderlich ſind. 

Linz, den 13. März 1938. 

gez. Adolf Hitler.“ 

Die NSDAP. und ihre Formationen erſtanden in voller Stärke 
vor der Öffentlichfeit. SA. und 44 formierten fih zu gewaltigen Ber- 
bänden. — Und am 16. März erſchien der „Völkiſche Beobachter“ zum 
erſten Male in Wien („Wiener Ausgabe“). — 

Unverzügliche Maßnahmen mußten gegen die jüdiſche oder ſonſtwie 
geartete Kapitalflucht ergriffen werden. Im Sinne einer unverzüglich 
ergangenen amtlichen Bekanntmachung: 

„Es wird ausdrücklich darauf aufmerkſam gemacht, daß es ſtreng ver⸗ 
boten iſt, Geld oder Geldeswert, Deviſen oder Effekten mit Poſtpaketen 
zu verſchicken, und daß die Poſtämter im Sinne der geltenden Deviſen⸗ 
verordnung beauftragt find, ſtrenge Unterſuchungen vorzunehmen. Über- 
tretungen dieſes Verbots werden aufs ſchwerſte geahndet.“ 

— beſchloß die Bundesregierung am 14. März ein Geſetz gegen 
Kapitalflucht, zu deſſen Durchführung der Bundesminiſter der 
Finanzen eine Verordnung erließ, in der die näheren Einzelbeſtim⸗ 
mungen enthalten waren. Denn ſofort nach der nationalſozialiſtiſchen 
Machtergreifung ſtrömten die Juden in Scharen den Grenzen zu — 
und ebenſo machten es manche „führenden Köpfe“ der Ara Schuſchnigg. 
So trafen bereits in der Nacht zum 12. März in Preßburg ein: Herr 
Zernatto, der Generalſekretär der „Vaterländiſchen Front“ (die 
übrigens noch am 13. März aufgelöſt wurde), der Winiſter Stof- 
finger und der üble Wiſchling Graf Coudenhove-Kalergi, der 
„Schöpfer“ der „Paneuropa-Bewegung“. — Die Mehrzahl der führen⸗ 
den Männer des Schuſchnigg⸗Regimes jedoch wurde in Schutzhaft 
genommen, unter ihnen Schuſchnigg ſelbſt; ſein Schutz wurde dem 
verdienten öſterreichiſchen General des Weltkrieges, General der In⸗ 
fanterie Alfred Krauß, übertragen, der vom Schuſchnigg-Regime fo 
ſchmählich behandelt worden war. — 

Am 15. März ernannte der Führer den Bundeskanzler Dr. Seyß⸗ 
Inquart zum Reichsſtatthalter in Öfterreich 6, Erlaß des Führers 
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und Reichskanzlers über die Ernennung des Reichsſtatthalters in 
Oſterreich“) und zum Z4-Gruppenführer. 

Gleichzeitig erging der „Erlaß des Führers und Reichskanzlers über 
die Oſterreichiſche Landesregierung“: 


„8 1 
Die öſterreichiſche Bundesregierung führt die Bezeichnung „Sſterreichiſche 
Landesregierung‘. 
Ich beauftrage den Neichsſtatthalter in Oſterreich mit der Führung der 
Oſterreichiſchen Landesregierung. Er hat feinen Sitz in Wien, 


82 
Der Reichsſtatthalter wird ermächtigt, die Geſchäftsverteilung der 
Landesregierung mit Zuſtimmung des Reichsminiſters des Innern zu 
regeln...“ 


Der 15. März brachte außerdem den „Erlaß des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers über die Vereidigung der Beamten des Landes Öfter- 
reich“ und den „Erſten Erlaß des Führers und Reichskanzlers über 
die Einführung deutſcher Reichsgeſetze in Sſterreich“. 

Und am 18. März trat der Deutſche Reichstag zuſammen, erſtmalig 
unter Beteiligung der Witglieder der öſterreichiſchen Regierung. Adolf 
Hitler ſprach zu den Abgeordneten über die Ereigniſſe, die in dramati⸗ 
ſcher Steigerung zum 13. März, zum Großdeutſchen Reich geführt 
hatten. Die Rede (von der weſentliche Teile bereits im 21. Abſchnitt 
wiedergegeben wurden), ſchloß mit folgenden entſcheidenden Sätzen: 


„Deutſchland wünſcht nur den Frieden. Es will anderen Völkern kein 
Leid zufügen. Es will aber auch ſelbſt unter keinen Umſtänden ein 
Leid erdulden und vor allem: es iſt bereit, für ſeine Ehre und für 
ſeine Exiſtenz jederzeit bis zum letzten einzutreten. Möge man 
niemals glauben, daß es ſich hier nur um eine Phraſe handelt, und möge 
man vor allem begreifen, daß ein großes Volk von Ehrgefühl auf die Dauer 
nicht einer fortgeſetzten Unterdrückung großer Willionenmaſſen von An⸗ 
gehörigen ſeines eigenen Blutes untätig zuſehen kann! 

Ich glaube, daß in dieſen großen geſchichtlichen Stunden, da dank der 
Kraft der nationalſozialiſtiſchen Idee und der aus ihr neu erſtandenen 
Stärke des Reiches ein ewiger Traum der deutſchen Menſchen verwirklicht 
wurde, nicht ein einzelner Teil unſeres Volkes berufen ſein kann, durch 
ſeine Zuſtimmung das gewaltige Ereignis der endlichen Gründung eines 
wahrhaft großen deutſchen Volksreiches zu beſtätigen: Am 10. April werden 
Millionen Deutſch⸗Oſterreicher vor der Geſchichte ihr Bekenntnis ablegen 
zur großen deutſchen Volks⸗ und Schickſalsgemeinſchaft. Sie ſollen ſchon 
auf dieſem erſten Wege im neuen Deutſchen Reich nicht mehr vera 
einſamt ſein. Ganz Deutſchland wird ſie von jetzt ab begleiten. 
Denn vom 13. März dieſes Jahres an iſt ihr Weg gleich dem Wege aller 
anderen Männer und Frauen unſeres Volkes. Es ſoll daher am 10. April 
zum erſtenmal in der Geſchichte die ganze deutſche Nation, ſoweit ſie 
ſich im heutigen großen Volksreich befindet, antreten und ihr feierliches 
Bekenntnis ablegen. Nicht 6½ Millionen werden befragt, ſondern 751 

Und zweitens: Ich löſe damit den Reichstag des alten Deutſchen 
Reiches auf und verfüge die Wahl der neuen Vertretung Groß— 
deutſchlands. Ich beſtimme als Termin ebenfalls den 10. April. 


Die Reichstags 
Hung 

vom 18. März 
1938 
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Nahezu 50 Millionen Wahlberechtigte unſeres Volkes rufe ich damit 
auf, indem ich ſie bitte, mir jenen Reichstag zu ſchenken, mit dem es mir 
unter der gnädigen Hilfe unſeres Herrgotts möglich ſein wird, die neuen 
großen Aufgaben zu löſen. Das deutſche Volk ſoll in dieſen Tagen noch 
einmal überprüfen, was ich mit meinen Mitarbeitern in den fünf Jahren 
jeit der erſten Wahl des Reichstages im März 1933 geleiſtet habe. Es wird 
ein geſchichtlich einmaliges Ergebnis feſtſtellen müſſen. 

Ich erwarte von meinem Volk, daß es die Einſicht und die Kraft zu 
einem ebenſo würdigen, einmaligen Entſchluß findet! 

So wie ich 1933 das deutſche Volk bat, in Anbetracht der ungeheuren vor 
uns liegenden Arbeit mir vier Jahre Zeit zur Löſung der großen Auf⸗ 
gaben zu geben, ſo muß ich es nun zum zweiten Male bitten: 

Deutſches Volk, gib mir noch einmal vier Jahre, damit ich den 
äußerlich nunmehr vollendeten Zuſammenſchluß zum Segen 
Aller auch innerlich verwirklichen kann. 

Nach Ablauf dieſer Friſt ſoll dann das neue Deutſche Volksreich zu 
einer unlösbaren Einheit verwachſen ſein, feſtgefügt im Willen ſeines 
Volkes, politiſch geführt durch die Nationalſozialiſtiſche Partei, beſchirmt 
von ſeiner jungen nationalſozialiſtiſchen Wehrmacht und reich in der Blüte 
ſeines wirtſchaftlichen Lebens. 

Wenn wir dieſe Erfüllung kühnſter Träume vieler Generationen heute 
vor uns ſehen, dann empfinden wir das Gefühl grenzenloſeſter Dankbar⸗ 
keit gegenüber all jenen, die durch ihre Arbeit und vor allem durch ihre 
Opfer mitgeholfen haben, dieſes höchſte Ziel zu erreichen. Jeder deutſche 
Stamm und jede deutſche Landſchaft, ſie haben ihren ſchmerzlichen Beitrag 
geleiſtet zum Gelingen dieſes Werkes. Als letzte Opfer der deutſchen Eini⸗ 
gung aber ſollen in dieſem Augenblick vor uns auferſtehen jene zahl⸗ 
reichen Kämpfer, die in der nunmehr zum Reih zurückgekehrten alten 
Oſtmark die gläubigen Herolde der heute errungenen deutſchen Einheit 
waren und als Blutzeugen und Märtyrer mit dem letzten Hauch ihrer 
Stimme noch das ausſprachen, was von jetzt an uns Allen mehr denn je 
heilig ſein ſoll: Ein Volk, ein Reich! 


Deutſchland! Sieg Heil! 
Verordnung In der gleichen Sitzung gab der Keichstagspräſident, Pg. Hermann 


des Führers 


SA . 05 Göring, die „Verordnung des Führers und Reichskanzlers über 
über eine eine Volksabſtimmung ſowie über Auflöſung und Neuwahl des 
ee Reichstags“ (18. März) bekannt: 
ena des „1. In der Abſicht, dem deutſchen Volke Gelegenheit zu geben, ſich in 
Reichstags feiner Geſamtheit zu dem durch die Wiedervereinigung Hſterreichs mit dem 


Deutſchen Reich geſchaffenen Großdeutſchen Volksreich zu bekennen, ordne 
ich an, daß neben der Volksabſtimmung im Lande Hſterreich auch im übrigen 
Reichsgebiet eine Volksabſtimmung über die am 13. März 1938 voll⸗ 
zogene Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutſchen Reich ſtattfindet. 
Gleichzeitig löſe ich den Reichstag mit Ablauf des 9. April auf, um 
den deutſchen Volksgenoſſen in Hfterreich eine Vertretung im 
Großdeutſchen Reichstag zu eröffnen. 

2. Volksabſtimmung und Reichstagswahl des Großdeutſchen Volksreiches 
finden am Sonntag, den 10. April 1938 ſtatt.“ 


Endlich wurde Sſterreichs Volk das — ihm in vielen Jahren des 
Terrors und der Meinungsknebelung verweigerte — Recht wieder- 
gegeben, ſich zu bekennen. 
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23. Abſchnitt: 


Der Tag des Großdeutſchen Reiches 


Die Vorbereitungen für diefe Volksabſtimmung wurden ſofort aufs zue Wolter gen 
genommen. Die Abſtimmung ſollte jedem öſterreichiſchen Volksgenoſſen »bſimmung 
die Möglichkeit geben, in voller Freiheit ſeines Entſchluſſes eine klare 
Antwort auf eine klare Frage zu geben. Und es war notwendig, in 
dieſem Land, das ſeit vielen Jahren keine Wahlen mehr erlebt hatte, 
erſt die Unterlagen herbeizuſchaffen. à 

Für Herrn Schuſchnigg war dies allerdings weniger erforderlich ge- 
weſen, denn der von ihm beabſichtigte Wahlbetrug wäre freilich in 
drei Tagen (ohne Unterlagen) „leichter“ zu bewerkſtelligen geweſen als 
in vier Wochen gründlicher und offener Arbeit. Auf den 13. März hatte 
der wortbrüchige Schuſchnigg ſeine „Volksbefragung“ legen wollen. 
Dieſer Tag aber war zum Geburtstag des Großdeutſchen 
Reiches geworden. Und das Bundesverfaſſungsgeſetz vom gleichen 
Tage (das in den Artikel I des „Geſetzes über die Wiedervereinigung 
Oſterreichs mit dem Deutſchen Reich“ — ſiehe voriger Abſchnitt — 
aufgenommen worden war) beſtimmte in feinem Artikel II für den 
10. April eine „freie und geheime Volksabſtimmung der über 
20 Fahre alten deutſchen Männer und Frauen Sſterreichs über die 
Wiedervereinigung Sſterreichs mit dem Deutſchen Reich“. Die 
erſte Anordnung für die Durchführung der Volksabſtimmung gab der 
Reichsſtatthalter am 15. März: 


Stimmberechtigt ſind alle bis ſpäteſtens 10. April 1918 geborenen 
Männer und Frauen, die die öſterreichiſche Bundesbürgerſchaft beſitzen 
oder auf Grund der Ausbürgerungsverordnung von 1933 ausgebürgert 
wurden (Nationalſozialiſten!) und nicht vom Stimmrecht ausgeſchloſſen 
oder ausgenommen ſind. Ausgenommen vom Stimmrecht ſind Juden. Die 
Stimmliſten ſind auf Grund des Einwohnerverzeichniſſes anzulegen. Sie 
werden vom 27. bis zum 31. März zur öffentlichen Einſicht ausgelegt. 


Der Stimmzettel für die Volksabſtimmung wurde ſofort feſtgelegt: 
„Bekennſt Du Dich zu unſerem Führer Adolf Hitler und da— 
mit zu der am 13. März 1938 vollzogenen Wiedervereinigung 
Öfterreih8 mit dem Deutſchen Reich?“ 


Soziale 
Maßnahmen 
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Gauleiter Bürckel begann am 16. März die Vorbereitungen zur Ab⸗ 
ſtimmung mit einem Aufruf „An alle Öfterreicher!“, in dem er feſt⸗ 
ſtellte: „Die Frage, die der Führer am 10. April Euch ſtellt, ift keine 
andere als die: Biſt Du ein Deutſcher?“ — 


Die wirtſchaftliche Not in Öfterreich machte es nun vor allem not= 
wendig, ſofort helfend einzugreifen. Den einmarſchierenden deutſchen 
Truppen war die NGB. auf dem Fuße gefolgt, um zunächſt dem 
ſchlimmſten Elend zu ſteuern. Am 17. März ſtellte der Reichsſchatz⸗ 
meiſter der NSDAP., Pg. Schwarz, dem Gauleiter Bürckel aus 
Parteimitteln eine Willion Reichsmark als „Adolf-Hitler-Dank“ 
für bedürftige Parteigenoſſen und andere Volksgenoſſen zur Ber- 
fügung. Und die NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ ſetzte ſo⸗ 
fort die ihr gegebenen Möglichkeiten ein, um den Arbeitskameraden der 
Oſtmark das Altreich zu zeigen und die menſchliche Verbindung der 
jetzt einem Reich angehörenden Deutſchen herzuſtellen. In einem Auf⸗ 
ruf des Reichgleiter8 Pg. Dr. Ley (18. März) hieß es: 


„Die Werktätigen des Reiches grüßen die Brüder der befreiten Oſtmark 
und nehmen ſie mit offenen Armen in die große Front der Arbeit auf. 

Um dieſen Gruß zur lebendigen Tat werden zu laſſen, ladet die NS.⸗ 
Gemeinſchaft Kraft durch Freude‘ 10000 Arbeiter und Arbeiterinnen 
ein, die Segnungen des nationalſozialiſtiſchen Deutſchlands kennenzulernen. 
Folgendes Programm wurde feſtgelegt und findet bereits ab 21. März 
ſeine Verwirklichung: 

21. bis 29. März von Wien nach Berlin 2000 deutſch⸗öſterreichiſche 
Volksgenoſſen. 

21. bis 29. März von Bruck a. d. Mur nach Wünchen 1000 deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Volksgenoſſen. 

21. bis 29. März von Graz nach München 1000 deutſch⸗öſterreichiſche 
Volksgenoſſen. 

22. bis 30. März von Wien nach Nürnberg 1000 deutſch⸗öſterreichiſche 
Volksgenoſſen. 

22. bis 30. März von Linz nach Frankfurt a. M. 1000 deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Volksgenoſſen. 

22. bis 31. März von Attnang nach Hamburg 1000 deutſch⸗öſterreichiſche 
Volksgenoſſen. 

23. bis 31. März von Wien nach Leipzig 1000 deutſch⸗öſterreichiſche 
Volksgenoſſen. 

23. bis 31. März von Klagenfurt nach Stuttgart 1000 deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Volksgenoſſen. 

23. März bis 1. April von Innsbruck nach Düſſeldorf 1000 deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Volksgenoſſen. 

Dieſe 10000 ODeutſch⸗Oſterreicher, einfache, ſchlichte Menſchen, follen fih 
überzeugen, ob der Nationalſozialismus von leeren Verſprechungen lebt, 
oder ob ſeit der Machtübernahme nicht Schritt für Schritt ein glück⸗ 
licheres und ſchöneres Deutſchland Tat wurde...“ 


Beſonders hervorzuheben iſt die Tatſache, daß es ſich bei dieſen 
Tauſenden zu einem großen Teile um bisher marxiſtiſch eingeſtellte 
Volksgenoſſen handelte, die ſich nun endlich aus eigener Anſchauung 
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von der ſozialen Leiſtung des nationalſozialiſtiſchen Deutſchlands über⸗ 
zeugen konnten. Am 24. März nahmen erſtmalig 1000 öſterreichiſche 
Arbeiter an einer Seefahrt auf dem neuen Kd F.-Dampfer „Wilhelm 
Guſtloff“ teil. Und am 25. März kamen 20000 öſterreichiſche Kinder 
zu einem mehrwöchigen Erholungsaufenthalt ins Altreich. — 

Vor allem aber war es erforderlich, die grauenhafte Arbeitsloſig—⸗ 
keit zu beſeitigen. Bereits am 15. März 1938 wurde eine Sonder- 
aktion für Arbeitsbeſchaffung in Angriff genommen, die ſchon in 
den erſten Tagen Tauſende von Neueinſtellungen erreichte. Vor allem 
aber wirkte fich der Vierjahresplan mit unerhörter Wucht in den 
wirtſchaftlichen Maßnahmen für die Oſtmark aus. Bereits am 17. März 
hatte der Beauftragte für den Vierjahresplan, Pg. Hermann Göring, 
an den Reichsſtatthalter Pg. Dr. Seyß-Inquart telegraphiert: 

„Die Wiedervereinigung Öfterreihg mit dem Reiche hat einen weiteren 
gewaltigen wirtſchaftlichen Aufſtieg zur Folge. Der Vierjahresplan, 
nunmehr auch auf Öfterreich ausgedehnt, wird jetzt auf noch breiterer 
Grundlage erfolgreich durchgeführt werden. Ich bitte Sie und Ihre Wit⸗ 
arbeiter, mich in dieſer Arbeit mit vollem Einſatz zu unterſtützen, um die 
reichen Schätze ihrer engeren Heimat zu heben, auszunutzen und alle Kräfte 
zu entfalten für das Wohl unſeres großen Vaterlandes und inſonderheit 


für das Aufblühen des ins Reich zurückgekehrten Hſterreich. 
Hermann Göring, Generalfeldmarſchall.“ 


Am 19. März folgten die „Verordnung zur Einführung des Vier- 
jahresplans im Lande Gſterreich“: 

„Der Reichswirtſchaftsminiſter wird ermächtigt, innerhalb feines Ge- 
ſchäftsbereichs auf dem Gebiete der Rohſtoff⸗ und Deviſenwirtſchaft alle 
Maßnahmen zu treffen, die zur Vorbereitung des Vierjahresplans im 
Lande Öfterreich erforderlich find“ 


— und folgende Maßnahmen zum Schutze der öſterreichiſchen 
Wirtſchaft: 
„Verordnung über die Errichtung der Deviſenſtelle in Wien.“ 
„Verordnung über die Einführung von Vorſchriften auf dem Gebiete des 
Warenverkehrs im Lande Sſterreich.“ 
„Verordnung über die Errichtung der Verbindungsſtelle der Aber⸗ 
wachungsſtellen in Wien.“ 
„Verordnung über Beſchränkung der Errichtung von gewerb— 
lichen Unternehmungen und Betrieben im Lande Hfterreich“ (am 
14. April erſetzt durch das „Geſetz zum Schutz der öſterreichiſchen 
Wirtſchaft“). 
Und am 26. März verkündete Hermann Göring in einer Volkskund⸗ 
gebung in Wien folgendes Aufbauprogramm für die Oſtmark: 


„ Ich gebe nun eine Reihe von Maßnahmen bekannt, die dieſes Wirt⸗ 
ſchaftsprogramm in Kürze erfüllen ſoll. 

1. Ihr kennt alle das große Entgegenkommen, durch das das Reich ge- 
holfen hat, die ſchwere Umſtellung nicht allein zu tragen, ſondern mit auf 
die Schultern des ſtarken Reiches zu nehmen. Es handelt ſich um den Um- 
rechnungskurs des Schillings in jener Höhe, die es ermöglicht, mit 
der Reichsmark zu arbeiten und zu wirtſchaften. 
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2. Sofortige Auszahlung jener ſechzig Millionen Clearing⸗ 
ſpitze, die bisher die öſterreichiſche Wirtſchaft ſo gebremſt hat und die 
nunmehr in voller Höhe und unverzüglich an die Fabrikanten für ihre 
Lieferungen ausbezahlt wird und ihnen die Möglichkeit geben ſoll, dieſes 
Kapital bereits wieder in Arbeit umzuſetzen. 

3. Die Aufhebung der Zölle, die am heutigen Tage erfolgt. Dadurch 
wird es der öſterreichiſchen Wirtſchaft möglich, mit ihren Waren an den 
deutſchen Konſumenten und an reichsdeutſche Käufer unverzüglich und ohne 
weitere Behinderung heranzutreten. 

4, Weitere Maßnahmen, die ich geſtern auf der Dampferfahrt von Linz 
aus mit den öſterreichiſchen Wirtſchaftlern und Wirtſchaftsſtellen beſprochen 
und deren unverzügliche Inangriffnahme ich angeordnet habe: Die un⸗ 
mittelbare Aufrüſtung, Bau von Kaſernen und Flugplätzen, Bau 
von Flugzeugen und Flugzeugfabriken; die Wiener-Neuftädter 
Flugzeugfabrik wird ſofort in Betrieb genommen. Geſamter Ausbau 
der Rüftungsinduftrie für jene Rüſtungszweige, die wir für die öfter- 
reichiſche Aufrüſtung benötigen, allein ein entſcheidendes und wichtiges 
Programm, das die ſofortige Einſtellung von weiteren tauſend Arbeitern 
ſchon am Beginn der nächſten Woche zur Folge hat. 

5, Die mittelbare Aufrüſtung. Das bedeutet die Erſchließung ſämt⸗ 
licher Produktionsreſerven auf vielen Gebieten und Erſtellung neuer 
Produktionswerkſtätten. 

6. Entſcheidende Bedeutung bekommt die Waſſerkraft in Hiterreich, 
die Energiewirtſchaft. Ich habe befohlen, daß ſofort und unverzüglich 
an die Errichtung eines gewaltigen Kraftwerkes in den Hohen Tauern 
und eines Kraftwerkes, das bereits projektiert und unvermittelt in Angriff 
zu nehmen iſt, bei Grein an der Donau ſowie verſchiedener kleinerer 
Einzelprojekte herangegangen wird. Im Zuſammenhang damit erfolgt die 
Donauregulierung. 

7. Ebenfalls von größter Bedeutung iſt die Hebung der öſterreichiſchen 
Bodenſchätze. Auch hier Sofortmaßnahmen, ſofort weiterer Ausbau und 
Steigerung der Produktion der Alpinen Montanwerke bis zum dop⸗ 
pelten Ausmaß und ſofortige Einſtellung von weiteren fünfhundert Ar⸗ 
beitern und ſpäter von weiteren tauſend Arbeitern. Die ſofortige Unter- 
ſuchung der Möglichkeit der Erſchließung weiterer anderer 
Eiſenerzvorkommen durch die RNeichswerke Hermann Göring. Die 
großen Hüttenwerke, die bisher in Franken geplant waren, werden nuns 
mehr in Linz errichtet werden und das modernſte Werk darſtellen, das 
bisher erbaut wurde. Das bedeutet wiederum für viele Tauſende von Ara 
beitern für den Bau und nachher für viele weitere Tauſende von Arbeitern 
Arbeit in dieſem Werk. Die Planung dieſes Werkes muß bis Ende April 
bereits vollzogen ſein, und Anfang Mai wird zu bauen begonnen. Ferner: 
Erweiterung der Auswertung der bisherigen Kupfervorkommen in Tirol 
und Kärnten ſowie der ſonſtigen Vorkommen von Blei, Kupfer, Magne⸗ 
ſit, Mangan uſw. in äußerſtem Ausmaß bei ſyſtematiſcher Steigerung. 
Darüber hinaus weitere Erforſchung des öſterreichiſchen Bodens und 
Unterſuchung, wie weit die Bodenſchätze abbaufähig ſind. 

8. Die Erdölgewinnung im Wiener Becken ift zu ſteigern, Bohr- 
türme find aus dem Reich heranzuführen, um eine Neubohrung und ſomit 
auch hier Arbeit zu ſchaffen. 

9. Ausbau der chemiſchen Induſtrie auf Grund der hieſigen Kohle, 
die ein großes Schwelvermögen hat und dadurch eine beträchtliche Ver⸗ 
flüſſigung der Kohle zu Benzin und Leichtöl gewährleiſtet. 

10. Eine Zellſtoffabrik auf der Hartholzgrundlage iſt ſofort in Bau 
zu nehmen. 
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11. Die beſſere Ausnutzung des Holzes durch eine beſſere Organi- 
ſation, durch eine gewiſſenhafte Abholzung in den Alpen ſowie durch 
den Aus bau des Holzwegeſyſtems. 

12. unverzüglich hat die Planung der Neichsautobahnen begonnen. 
Der Bau wird in den nächſten Wochen in Angriff genommen, nämlich der 
Reichsautobahnbau bei Salzburg, auf der Strecke München — Salzburg und 
Salzburg Linz Wien mit einer weiteren Bahn von Paſſau nach Linz. 
Darüber hinaus eine Autobahn Wien — Graz —Nadſtadt Salzburg. Sofort 
werden in Angriff genommen eintauſendeinhundert Kilometer Auto⸗ 
bahnen. Daneben aber wird das geſamte ſonſtige Straßennetz einer Neu⸗ 
regelung unterzogen. 

13. Anverzüglich erſtellt werden zwei neue Donaubrücken, eine große 
Donaubrücke bei Linz, der Standort der zweiten Brücke ſteht noch nicht feft. 
Darüber hinaus ſind noch zwei weitere Donaubrücken projektiert. 

14. Neubau von Eiſenbahnlinien, Ausbau bisheriger Schmalſpur⸗ 
bahnen zu Vollſpurbahnen. 

15. Wenn die Arbeiten, die ich jetzt nenne, auch nicht immer in öſterreich 
liegen, fo kommen fie wirtſchaftlich doch Iſterreich zugute, nämlich der be⸗ 
ſchleunigte Bau des Rhein⸗Main⸗Sonau⸗Kanals. 

16. Die Planung und ſpätere Durchführung eines Donaugroßhafens 
in Wien. 

17. Auf landwirtſchaftlichem Gebiet u. a. eine entſcheidende und 
durchgreifende Wildbachregulierung, die Kultivierung und Be⸗ 
fruchtung der Hochtäler und Hochmoore, Drainagearbeiten, eine Aus⸗ 
geſtaltung und Förderung der Almwirtſchaft uſw., vor allem aber die 
Einführung des verbilligten Kunſtdüngers für die geſamte Landwirt⸗ 
ſchaft, Kredite für den Ausbau der Höfe, Scheunen, Ställe und Silos, 
Neuregelung und Verbeſſerung des geſamten landwirtſchaftlichen Kredit⸗ 
weſens, Hebung des Bauernſtandes wie im Reich, ausgehend von der Er- 
kenntnis, daß der Bauernſtand der Urſtand der Nation iſt. Wenn wir ſo 
jetzt den Bauern wieder eine neue Zukunft geſchaffen, ſo möchte ich bei 
dieſer Gelegenheit den Bauer auch an ſeine Pflichten erinnern, daß er nun⸗ 
mehr auch ſo ſchafft und arbeitet, daß die Scheunen gefüllt werden und 
das Brot der Nation ſichergeſtellt wird. 


Im Zuſammenhang damit werden noch einige andere Maßnahmen ge⸗ 
troffen. Sie ſind in einer Verordnung zuſammengefaßt, die ich heute 
unterzeichnet habe, um die eben aufgeführten Pläne ſofort in Angriff 
nehmen zu können“ 


Bei der im letzten Abſatz genannten Verordnung handelte es ſich um die N 


„Verordnung zur wirtſchaftlichen Wiederbelebung Sſter— ee 


reichs“ vom 23. März: Oſterreichs 
„8 1 
Arbeitsbeſchaffung. 


Der Reichsminiſter der Finanzen wird ermächtigt, Neichsmittel zur 
Förderung der nationalen Arbeit im Land Sſterreich zur Verfügung zu 
ſtellen. Die Mittel werden als Darlehen oder als Zuſchüſſe gegeben. 

Es ſollen insbeſondere die folgenden Arbeiten im Land Oſterreich ge⸗ 
fördert werden: 

1. der Bau von Reichsautobahnen; 

2. der Bau und die Inſtandſetzung ſonſtiger Kraftfahrſtraßen; 

3. der Ausbau beſtehender und der Bau neuer Anlagen zur Ausnutzung 
der Waſſerkraft; 

4. der Bergbau und die Erdölgewinnung; 
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5. Arbeiten auf dem Gebiet der Landeskultur (Bodenverbeſſerungen, 
Vorflutregelungen, Drainungen uſw.); 

6. Arbeiten zur Hebung der landwirtſchaftlichen Erzeugung (An⸗ 
legung von Futterſilos, Einſäuerungsbehältern, Dungſtätten uſw.); 

Errichtung von Molkereianlagen; 

„Inſtandſetzungs⸗ und Ergänzungsarbeiten an öffentlichen und an 
privaten Baulichkeiten, die Teilung von Wohnungen und der 
Umbau ſonſtiger Räume zu Kleinwohnungen. 


82 

Abſchreibungsfreiheit für Gegenſtände des betrieblichen Anlagever⸗ 
mögens, Aufwendungen für die Anſchaffung oder Herſtellung von Ma⸗ 
ſchinen, Geraͤten und ähnlichen Gegenſtänden des gewerblichen oder landa 
wirtſchaftlichen Anlagevermögens können mit Wirkung für die Beſteuerung 
auf eine kürzere Zeit als die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer verteilt 
werden, wenn die beiden folgenden Vorausſetzungen gegeben ſind: 
1. Der neue Gegenſtand muß im Land Sſterreich erzeugt (hergeſtellt) ſein. 
2. Der Steuerpflichtige muß den neuen Gegenſtand nach dem 31. März 1938 

und vor dem 1. Januar 1939 angeſchafft oder hergeſtellt haben. 


83 
Förderung ber Eheſchließungen und Ausgleich der Familienlaſten. 
Der Reichsminiſter der Finanzen wird ermächtigt, aus dem „Sonder⸗ 
vermögen des Reiches für Eheſtandsdarlehen und Kinderbeihilfen“ Ehe- 
ſtandsdarlehen und Kinderbeihilfen auch an Volksgenoſſen im Land 
Oſterreich zu gewähren. e 
H 


Durchführung. 

Zur Durchführung des § 1 Abſatz 2 trifft der Beauftragte für den Vier⸗ 
jahresplan im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen Be⸗ 
ſtimmungen darüber, welche Arbeiten gefördert werden ſollen und in 
welchem Ausmaß die Förderung geſchehen ſoll. 

Der Veichsminiſter der Finanzen erläßt die Rechts- und Verwaltungs» 
vorſchriften, die zur Durchführung der 88 2 und 3 erforderlich find.“ 

And drei Tage ſpäter (26. März) folgte die „Verordnung über die 
Einführung ſozialrechtlicher Vorſchriften im Lande öfter- 
reich“, die im Sinne der im Altreich gewonnenen Erkenntniſſe die 
Arbeitsbedingungen für die bevorſtehende Arbeit geſtaltete (Ründi- 
gungsſchutz, Reichstreuhänder der Arbeit, Nentenverſicherung, Lohn⸗ 
zahlung an Feiertagen uſw.). — Sodann folgte am 27. März die 
„Zweite Verordnung zur Einführung des Vierjahresplans 


D N 


s im Lande Hſterreich“: 


„Zur Verhütung volkswirtſchaftlicher Schäden und ungerechtfertigter 
Preisſteigerungen iſt das Geſetz zur Durchführung des Vierjahresplans 
— Beſtellung eines Reichskommiſſars für die Preisbildung — vom 
29. Oktober 1936 (RGBl. I S. 927) ſinngemäß anzuwenden. 

Der Reichskommiſſar für die Preisbildung ift ermächtigt, die zur Durch⸗ 
Te Geſetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften 
zu erlaſſen.“ 


— und am 29. Wärz die „Verordnung über das Verbot von 
Preiserhöhungen im Lande Sſterreich“. — 
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Die völlig darniederliegende öſterreichiſche Volkswirtſchaft erwachte 3 


zu geſundem Leben. Reichswirtſchaftsminiſter Pg. Funk führte in einer 
Kundgebung vor der öſterreichiſchen Wirtſchaft (A. April) über die vor⸗ 
gefundene Situation u. a. folgendes aus: 


... Die jahrelange ſchwere Depreſſion war hervorgerufen durch die 
Friedensdiktate, die die öſterreichiſche Wirtſchaft in einem unzureichenden 
Lebensraum ohne ein natürliches Abſatzland und ohne das erforderliche 
wirtſchaftliche Hinterland hineinpreßten. Die Diktatſtaaten gaben Hfter- 
reich Auslandsanleihen zu Wucherzinſen (Internationale Bundesanleihe 
79.9.1), deren Verzinſung und Tilgung nur durch eine ſcharfe Deflations⸗ 
politik möglich war. Eine ſolche Wirtſchaftspolitik bedingt ſtark gedrückte 
Preiſe und Löhne, um den Export forcieren zu können, gleichzeitig un⸗ 
erträglichen Steuerdruck und ungeſunde Lebens bedingungen. 

Unter dieſen Auspreſſungsmethoden wurde die Lebenshaltung des öſter⸗ 
reichiſchen Volkes dauernd verſchlechtert. Die Preiſe ſtiegen in der Zeit 
beſſerer Konjunktur mehr als die Löhne, was ſich insbeſondere in dem ſtark 
abſinkenden Verbrauch von Lebensmitteln zeigte. 

Eine andere Folge dieſer verhängnisvollen Wirtſchaftspolitik war die 
ſtändig ſteigende Zahl der Arbeitsloſen. Die ſichtbare Arbeitsloſigkeit 
drückt ſich in der Zahl von 370000 Erwerbsloſen zu Ende des Jahres 1937 
aus, wozu noch etwa 300000 unſichtbare Arbeitsloſe kommen. Jeder zehnte 
öſterreichiſche Staatsbürger war alſo erwerbslos, und wenn man die 
Familienangehörigen dazu zählt, war etwa ein Fünftel der Geſamt⸗ 
bevölkerung ohne ausreichende Verſorgung. 

Von den geſamten Erwerbsperſonen (3,2 Millionen) waren mehr als ein 
Fünftel arbeitslos. Der unerträgliche Steuerdruck führte zu einer ſtändig 
wachſenden Verſchuldung der Unternehmer, insbeſondere der kleinen 
Gewerbetreibenden und der Bauern. Die Steuern mußten bei dieſen viel⸗ 
fach zwangsweiſe eingezogen werden. 

Durch den Anſchluß an das Reich tritt nun eine völlig neue Situation 
ein. Dieſe bedingt eine Umfehr und Abkehr von dem bisherigen Kurs 
und von den bisherigen Grundſätzen und Methoden. Es müſſen jetzt auch 
in der öſterreichiſchen Wirtſchaft die Wege beſchritten werden, die die 
deutſche Wirtſchaft in den verfloſſenen fünf Jahren unter national⸗ 
ſozialiſtiſcher Führung zu einem gewaltigen Aufſchwung emporgeführt 
und die Lebensgrundlagen des deutſchen Volkes geſichert haben. 

Der erſte, und zwar der bedeutungsvollſte Schritt geſchah auf dem Ge⸗ 
biete der Währung. 

Bei der Feſtſetzung des Amrechnungskurſes ſelbſt war zu berückſichtigen, 
daß beim Kurs auf der alten Baſis, alſo etwa eine Reichsmark — zwei 
Schillinge, das öſterreichiſche Lohn⸗ und Preisniveau ganz bedeutend unter 
dem deutſchen gelegen hätte. Es wären bei dieſem Verhältnis die Lohn⸗, 
Gehalts- und Rentenempfänger ſowie auch die Sparer geſchädigt worden, 
wenn man nicht ſofort eine entſprechende Aufwertung der Einkommen und 
der Preiſe, der Sparguthaben, der Renten und Verſicherungsanſprüche uſw. 
vorgenommen hätte. In dieſem Fall wären jedoch eine unerträgliche Unruhe 
und Ungeregeltheit in das öſterreichiſche Wirtſchaftsleben getragen worden. 
Gerade in einer politiſch ſo bewegten Zeit und bei der allgemeinen Hoch⸗ 
ſtimmung des öſterreichiſchen Volkes, wie dieſe durch die Vereinigung mit 
dem nationalſozialiſtiſchen Deutſchland hervorgerufen worden war, wären 
8 Erſchütterungen der geſchilderten Art nicht zu verantworten 
geweſen. 

Deshalb entſchloß ſich der Führer zu einem außerordentlich weitgehen⸗ 
den Entgegenkommen in der Währungsfrage und ſetzte den Umrech⸗ 
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nungskurs von Mark zu Schilling auf 2:3 feft, was eine Aufwertung des 
Schillings um mehr als 33 v. H. bedeutet. Auf dieje Weiſe rückte das Werts 
niveau der öſterreichiſchen Wirtſchaft ſofort in das hohe Wertniveau 
der deutſchen hochkonjunkturellen Wirtſchaft heran... 

Hilfe für die 


ame Insbeſondere wurde der darniederliegenden Landwirt] chaft ſofort 
Landwirtschaft in großzügiger Weiſe geholfen. Am 1. April wurde mitgeteilt: 


1. Die für das alte Reichsgebiet im Jahre 1937 durchgeführte Preis- 
ſenkungsaktion für Stickſtoff- und Kalidüngemittel iſt auf das 
Land Hfterreich ausgedehnt worden. Da diefe Preisſenkung durch eine gleich⸗ 
zeitig von der Deutſchen Reichsbahn im alten Reichsgebiet durchgeführte 
Frachtverbilligung für nach Hfterreich gehende Düngemittel unterſtützt wird, 
ergibt ſich insgeſamt gegenüber den bisherigen Preiſen für Kalidüngemittel 
in Oſterreich eine Ermäßigung um durchſchnittlich rund 45 v. H. Dieſe Preis⸗ 
ſenkung wird fich auf 55 v. 5. erhöhen, ſobald die im alten Reichsgebiet 
durchgeführte Frachtſenkung erwartungsgemäß auch auf die öſterreichiſchen 
Bahnen ausgedehnt worden iſt. Die Preisſenkung für deutſche Stickſtoff⸗ 
düngemittel ſelbſt beträgt, nachdem die öſterreichiſche Landesregierung den 
bisherigen, zum Teil recht hohen Einfuhrzoll aufgehoben hat, durchſchnitt⸗ 
lich etwa 32 v. H. 

2. Zur Sicherung der Düngemittelverſorgung notleidender 
landwirtſchaftlicher Betriebe, die ſonſt keinen Kredit zum Ankauf von 
Düngemitteln erhalten würden, werden 1200000 Schilling Reichskredite 
über die öſterreichiſchen Genoſſenſchaften zur Verfügung geſtellt. 

3. Für den Bau von Futtereinſäuerungsbehältern werden 
Reichsbeihilfen in Höhe von rund 75 v. H. der Baukoſten bei einem Beihilfe- 
höchſtſatz von 12 RM. je Kubikmeter gewährt. 

4. Zur Förderung des Flachs⸗ und Hanfbaues werden nach denſelben 
Grundſätzen wie im alten Reih Anbauprämien für Flachs⸗ und 
Hanfſtroh in Höhe von 1 RM. je Doppelzentner gewährt. 

5. Für das Jahr 1938 ſtellt das Reich erſtmalig einen Betrag von 
9500000 Schilling zur Verfügung, um die Errichtung von Ställen für 
Rinder und von Senn⸗ und Hirtenhütten auf etwa 1000 bedeutendes 
ren Almen zu erleichtern. Mit Hilfe dieſer Mittel ſollen auch Auffahrts⸗ 
und Auftriebswege, ſowie Waſſerverſorgungsanlagen auf den 
Almen hergeſtellt werden. Die Durchführung des geſamten Programms ſoll 
in etwa fünf Jahren erfolgen. Das Reich gewährt die Hälfte der Koſten 
als Beihilfe. Die andere Hälfte der Koſten ſoll von den Intereſſenten durch 
Gemeinſchaftsarbeit aufgebracht werden. 

6. Für die Beſitzbefeſtigung landwirtſchaftlicher Betriebe in 
Hſterreich hat das Reich einen Betrag bis zu 16 Millionen Schilling für 
das Jahr 1938 als Beihilfe zur Verfügung geſtellt, die zuſammen mit den 
im Haushalt des Landes Hfterreich vorgeſehenen Mitteln zum Einſatz ge⸗ 
langen ſollen. Es handelt ſich hier um Maßnahmen zur Inſtandſetzung bzw. 
Neuerrichtung von Gebäuden, zur Ergänzung des lebenden und toten 
Inventars, die Förderung des Baues von Anſchlußwegen der Höfe an 
das Verkehrsnetz, die Bereinigung von Verpflichtungen bei Wald und 
Weiden uſw. 

7. Um tüchtigen Erwerbern von heruntergewirtſchafteten Höfen die 
ſchleunige Wiederinſtandſetzung der Betriebe zu ermöglichen, hat 
das Reich einen Betrag bis zu 7 Willionen Schilling für das Jahr 1938 
zur Verfügung geſtellt, die zuſammen mit den im öſterreichiſchen Haushalt 
vorgeſehenen Mitteln auch ſolche Perſonen in die Lage verſetzen ſollen, 
landwirtſchaftliche Betriebe zu erwerben, die über das erforderliche Eigen⸗ 
kapital nicht verfügen. 
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8. 21 Willionen Schilling hat das Reich für Maßnahmen auf dem Ge⸗ 
biet der Landeskultur, und zwar für landwirtſchaftliche Fluß⸗ und Bach⸗ 
regulierungen, für Wildbachverbauungen, Be⸗ und Entwäſſerungsanlagen 
ſowie landwirtſchaftliche Waſſerverſorgungsanlagen im Lande Sſterreich 
bereitgeſtellt. 

9. Das Reich hat fih ferner bereit erklärt, unverzüglich Maßnahmen zur 
Entſchuldung der öjterreihifhen Landwirtſchaft vorzubereiten. 
Die Einzelbeſprechungen werden unverzüglich durchgeführt. Das Verfahren 
ſoll möglichſt einfach und ſchnell wirkend ſein. Für die Zwiſchenzeit hat die 
öſterreichiſche Regierung mit Zuſtimmung der Reichsregierung alle Zwangs⸗ 
verſteigerungen landwirtſchaftlicher Grundſtücke bis zum 30. Juni 1938 auf⸗ 
geſchoben. 

10. Am die Abſatznot der öſterreichiſchen Landwirtſchaft zu be⸗ 
heben, hat ferner das Reich vorerſt 200 Waggon Apfel und 60000 Hektoliter 
Wein ſowie gewiſſe, im Rahmen der geſamtdeutſchen Ernährungswirtſchaft 
allerdings nicht ins Gewicht fallende Mengen an Schlachtrindern, Nuk- 
ochſen, Käſe, Butter und Pferden erworben. 

Insgeſamt ſtellt demnach das Reich für den Wiederaufbau der öſter⸗ 
reichiſchen Landwirtſchaft zunächſt 54 700000 Schilling größtenteils in 
Form von Beihilfen zur Verfügung. Dabei ſind die Beihilfen für den Bau 
von Gärfutterbehältern, die Mittel für die Förderung des Flachs⸗ und 
Hanfanbaues ſowie vor allem die wirtſchaftliche Entlaſtung nicht gerechnet, 
die die Preisſenkungsaktion für Düngemittel und die Verbeſſerung der 
Abſatzverhältniſſe mit ſich bringen (VB., 2. April 1938). 

Immer enger wuchs die Oſtmark mit dem Altreich zum Grok- 
deutſchen Reich zuſammen. Schritt für Schritt wurde auch das 
Recht des Deutſchen Reiches eingeführt. Bereits der März brachte 
hierüber 3. B. folgende Erlaſſe und Verordnungen: 

15. 3. Erſter Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Einführung 
deutſcher Neichsgeſetze in Hfterreich (betr. Reichsflaggengeſetz, 
Geſetz gegen die Neubildung von Parteien, Reichsitatt- 
haltergeſetz, Verordnung zur Durchführung des Vierjahres⸗ 
plans, Geſetz über die Meldepflicht der deutſchen Staats⸗ 
angehörigen im Ausland). 

17. 3. Zweiter Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Ein⸗ 
führung deutſcher Neichsgeſetze in Hiterreih (betr. Geſetz über 
den Neuaufbau des Reiches, Erſte Verordnung über das 
Hoheitszeichen des Reiches, Erlaß über die Reichsſiegel, 
Abſchnitt XIII und § 177 des Deutſchen Beamtengeſetzes). 

24. 3. Verordnung über die Einführung des Reichsautobahnrechts. 

26. 3. Verordnung über die Einführung ſozialrechtlicher Vorſchriften 
(betr. Kündigungsſchutz, Lohnzahlungen an Feiertagen uſw.). 

30. 3. Verordnung über die Einführung von Vorſchriften auf dem Gebiet 
der Förderung der Eheſchließungen und der Gewährung von 
Kinderbeihilfen an kinderreiche Familien. 

Am 23. März 1938 aber wurde der Wahlkampf eröffnet. Bis zum 
„Tage des Großdeutſchen Reiches“, dem Tage der Volksabſtim⸗ 
mung (10. April), ſprachen die führenden Nationalſozialiſten in zahl⸗ 
reichen Kundgebungen der Oſtmark, jo 3. B. Pg. Hermann Göring 
(deſſen Rede vom 26. März bereits weiter oben bei der Behandlung 
des Wirtſchaftsaufbaus in der Oſtmark zitiert wurde) und Pg. Rudolf 


Heß, der am 7. April in Wien den Nationalſozialiſten Oſterreichs zurief: 


Einführung 
deutſcher 
Reichsgeſetze 


Der Wahlkampf 


Rudolf Heß 
in Wien 
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„ . . Meine Parteigenoſſen und Parteigenoſſinnen! Das wird die 
nationalſozialiſtiſche Geſchichtsſchreibung nie vergeſſen: Weil ihr um eures 
Glaubens willen alle Leiden auf euch genommen und nicht kapituliert 
habt, weil ihr am entſcheidenden Tage marſchiert ſeid, konnte der Führer 
zu eurem Schutze Deutſchlands Macht einſetzen und damit dem Volkswillen 
endgültig zum Siege verhelfen! 

Dank eurer Leiden konnte der Führer Deutſch-Oſterreich erlöſen! ...“ 


und ſeine begeiſtert aufgenommene Rede mit den Sätzen ſchloß: 


„. . . Wit beſonderem Stolz — und ich muß das noch einmal wieder- 
holen — ſchauen wir auf die Tauſende von deutſchen Frauen und Mäd⸗ 
chen in Hſterreich, die trotz aller Gefahren und trotz aller ſchon gebrachten 
Opfer in einer fanatiſchen Hingabe und in einer leidenſchaftlichen Treue 
ohnegleichen ihren Männern kameradſchaftlich zur Seite ſtanden und ihren 
Dienſt in der illegalen Bewegung verſahen. Solange deutſche Zungen vom 


Kampf um Großdeutſchlands Einheit ſprechen werden, werden ſie ſprechen 


müſſen vom heldiſchen Einſatz der Frauen Deutſch⸗Sſterreichs 
für Adolf Hitler. 

Ich will diejenigen nicht vergeſſen, die, getreu einem Befehl des 
Führers, jenſeits der Grenze ihrer engeren Heimat ausharrten, ſo 
ſehr es ſie drängte, zurückzukehren und teilzunehmen am illegalen Kampfe — 
alle die durch Jahre getrennt blieben von den Ihren, von Haus und Hof. 

Auch die Diſziplin meiner reichsdeutſchen Parteigenoſſen in 
Hſterreich will ich erwähnen, die fih befehlsgemäß fernhielten von der 
illegalen Tätigkeit, ſo ſchwer es ihnen ankam, angeſichts der Verfolgung 
ihrer Genoſſen des politiſchen Glaubens. 

Allen, derer ich hier gedacht habe, iſt das große Glück vergönnt, mit 
eigenen Augen das Wunder der großdeutſchen Einheit zu erleben. 

Hunderte unſerer Kameraden haben ihr Leben geben müſſen, 
ohne die Erfüllung ihres heißeſten Sehnens zu ſchauen. Hunderte 
unſerer Kameraden deckt öſterreichiſche Heimaterde, für die ſie fielen. Unter 
ihnen ſind jene dreizehn gemordeten Opfer einer blutigen Vergewaltigung 
des deutſchen Menſchen in Oſterreich, die als Märtyrer unſeres Glaubens an 
Großdeutſchland ihr Leben ausgehaucht haben. Die Gefallenen und die Ge⸗ 
mordeten, die ſich ſelbſt zum Opfer brachten, auf daß Großdeutſchland werde, 
ſie ſind uns Helden der Freiheit unſerer Nation. Sie werden uns 
immer wieder mahnen, daß der Tod für eine große Idee nicht umſonſt iſt. 
Sie haben freiwillig, ohne Befehl, nur ihrem eigenen Gewiſſen folgend, ihr 
ganzes Sein für die Nation hingegeben. Würdig der Größe ihrer Hal— 
tung iſt die Frucht ihres Handelns. 

Alle, die ſich einſetzten im Leben, alle, die ſich einſetzten im Tode, haben 
es getan im Vertrauen auf den Wann, der ihnen die Verkörperung ihres 
Hoffens auf ein ſchöneres großes Heimatland war — im Vertrauen auf den 
größten Sohn ihres Volkes, im Vertrauen auf Adolf Hitler. Und er 
hat ihr Vertrauen nicht getäuſcht! Sein Handeln im Namen ihres Volkes 
hat all ihrem Leiden und all ihren Opfern den höchſten Sinn gegeben. 

Weltgeſchichte hat ſich in dieſen Tagen um Hfterreih und um das 
größere Deutſchland abgeſpielt. Weltgeſchichte, von einer Bedeutung, deren 
Ausmaß wir heute noch gar nicht ganz ermeſſen können. Eine Hoffnung, ein 
Traum, ein Ideal — getragen von Generationen der Deutſchen durch die 
Jahrhunderte — ift Wirklichkeit geworden: Großdeutſchland ijt ge⸗ 
ſchichtliche Tatſache. Großdeutſchland lebt, weil der Wille Adolf 
Hitlers ihm das Leben gab. Großdeutſchland lebt, weil die Partei Adolf 
Hitlers, weil die NSDAP. in Oſterreich durchhielt und fo den Willen 
des Führers zu vollſtrecken vermochte — den Willen des Führers, der eines 
ganzen Volkes Wille war. 


— O „% 
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Dies wird in wenigen Tagen dieſes Volk beweiſen. Hier in Deutſchöſter⸗ 
reich und im ganzen großen Deutſchland und draußen fern der Heimat 
werden Millionen ihr „Ja“ dem Führer geben. Sie geben es gleich einer 
heiligen Handlung. Sie laſſen ihres Volkes Stimme ſprechen und wiſſen, 
daß es Gottes Stimme iſt. Was durch Jahrhunderte zerriſſen war, das 
ſchmiedet nun gemeinſam ſeine Zukunft. 

Und wenn Jahrtauſende durch deutſche Lande gingen, wird man noch 
ehrfurchtsvoll des Tages gedenken, da deutſches Blut doch endlich 
ſich vereint in der Erfüllung ſeiner alten Sehnſucht. Ich weiß, ihr ſpürt 
den Flügelſchlag gewaltigen Schickſals und werdet würdig ſein 
der Größe des Geſchehens!“ 


Die große Formation derer, die nach den Worten des Pg. Heß „getreu 
einem Befehl des Führers jenſeits der Grenze ihrer engeren Heimat 
ausharrten“, die „Oſterreichiſche Legion“ der verfolgten und ver⸗ 
triebenen Nationalſozialiſten, war am 2. April in Wien einmarſchiert 
und hatte ſo die ſymboliſche Krönung ihres Kampfes erlebt. — 

Vor allem aber ſprach der Führer ſelbſt 

am 3. April in Graz,; 

am 4. April in Klagenfurt, 
am 5. April in Innsbruck, 
am 6. April in Salzburg, 
am 8. April in Linz, 

am 9. April in Wien. 


In den vorherigen Tagen hatte er in den großen Städten des Alt- 
reiches geſprochen. Aus feiner Königsberger Rede (vom 25. März) 
feien folgende Sätze über die Heimkehr Sſterreichs wiedergegeben: 


„Ich habe im Laufe meines politiſchen Kampfes von meinem Volke ſehr 
viel Liebe bekommen. Als ich aber in dieſen Tagen die ehemalige Reichs⸗ 
grenze überſchritt, da ſchlug mir ein Strom von Liebe entgegen, wie ich 
ihn niemals größer empfunden habe. 

Nicht als Tyrannen ſind wir gekommen, ſondern als Befreier. Ein 
ganzes Volk jubelte auf. Es hat damit zugleich aber auch die Gewalt der 
Idee belegt und bewieſen. Denn zweierlei dürfen wir nie vergeſſen: 

Erſtens: Niemals wäre das geſchehen ohne die nationalſozialiſtiſche 
Idee. Sie hat dieſe Menſchen erobert und in ihren Bann geſchlagen. Sie 
hat Deutſchland groß gemacht und damit dieſen Menſchen das große Ideal 
gezeigt, dem ſie nun dienen. Es war wunderbar, in dieſen Tagen zu ſehen, 
wie ſich gleich einem Phönix unſere Bewegung wieder erhoben hat, die man 
ſchon längſt totgeglaubt hatte, wie ſie in wenigen Stunden einen ganzen 
Staat beſetzte, wie alle diefe abgehärmten Geſichter der Nationalſozialiſten 
nun glücklich ſtrahlten, die öffentliche Gewalt in ihre Hände nahmen, und 
wie ſie die Repräſentanten dieſes Staates geworden ſind innerhalb weniger 
Stunden. Das hat die Kraft der Idee zuwege gebracht. 

Und zweitens: Ich glaube, die Kraft dieſer Idee hat auch unſere Diviſionen 
und Regimenter auf ihrem Einmarſch beflügelt. Sie hat ihnen allen gezeigt, 
was es heißt, Träger eines großen Bekenntniſſes zu ſein. 

Nicht die brutale Gewalt, ſondern unſer Hakenkreuz hat hier geſiegt. Als 
dieſe Soldaten einzogen, da erlebte ich wieder ein Lied meiner Jugend. Ich 
habe es ſo oft gläubigen Herzens einſt gefungen, dieſes ſtolze Kampflied: 


Einmarſch 

der 
Oſterreichiſchen 
Legion 


Führerreden 
in der Oſtmark 
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„Das Volk ſteht auf, der Sturm bricht los“ Und es war in der Tat 
der Aufſtand eines Volkes und das Losbrechen des Sturmes. 

Unter dieſem gewaltigſten Eindruck habe ich mich denn auch entſchloſſen, 
nicht erſt bis zum 10. April zu warten, ſondern ſofort die Einigung 
herbeizuführen.“ 

— und zur Abſtimmung: 

„Das Volk in Hfterreich foll die Gelegenheit haben, aufzuſtehen, und ich 
will ſehen, ob es nicht den Sohn ſeiner eigenen Heimat und den 
Führer der deutſchen Nation wählt. And es ſoll damit zugleich ein 
Bekenntnis ablegen für ewig. Denn das ſchwören wir Nationalſozialiſten 
uns heute ſo wie in der Vergangenheit: Was wir einmal beſitzen, geben 
wir niemals mehr her! 

Wo unſer Banner in die Erde gerammt wird, da ſteht ein lebender 
Wall deutſcher Menſchen davor! Warum ich nun aber auch in Deutſchland 
ſelbſt abſtimmen laffe? Meine Volksgenoſſen und ⸗genoſſinnen! Innerhalb 
weniger Tage iſt uns ein Wunder gelungen. 

Es könnte nur zu leicht ſein, daß manche Deutſchen die Größe und die 
Bedeutung dieſes Aktes nicht ganz erfaſſen. Wir haben in wenigen 
Tagen mehr gewonnen, als früher nach ſiegreichen Kriegen heimgebracht 
werden konnte: 84000 Quadratkilometer und 6,8 Millionen Menſchen. Es 
ift ein gewaltiger Zuwachs für unſer Reich. Deutſchland ift heute räumlich 
größer als 1911. Es hat um faſt ſieben Millionen Einwohner mehr.“ 

— womit der Führer allen Volksgenoſſen des Altreiches vor Augen 
führte, welche geſamtdeutſche Bedeutung dieſe Heimkehr hatte. Und aus 
ſeiner Feſtſtellung: 

„Ich bin einſt im Glauben an das deutſche Volk ausgezogen und habe 
dieſen unermeßlichen Kampf begonnen. Im Glauben an mich ſind erſt 
Tauſende und dann Hunderttauſende und endlich Millionen mir nach⸗ 
gefolgt. Im Glauben an Deutſchland und an dieſe Idee haben Millionen 
unſerer Volksgenoſſen in der neuen Oſtmark des Südens unſeres Reiches 
die Fahnen hochgehalten und find dem Reih und dem deutſchen Boll- 
tum treu geblieben. 

Ich habe nun heute den Glauben zu dieſem 10. April. Ich bin über⸗ 
zeugt, an dieſem Tag wird zum erſtenmal in der Geſchichte wirklich 
ganz Deutſchland marſchieren. 

Sie werden marſchieren, nicht nur in den Alpentälern von Kärnten 
und Tirol, Steiermark oder Bayern, nicht nur an der Donau, ſondern 
genau fo am Rhein und in den Marfchen von Schleswig⸗Holſtein; fie 
werden marſchieren in den Großſtädten und in den Dörfern und vor allem 
auch hier in dieſer Provinz. 

Und ich werde an dieſem Tage der Führer der größten Armee der 
Weltgeſchichte ſein. Denn, wenn ich an dieſem 10. April meinen Stimm⸗ 
zettel in die Urne gebe, dann weiß ich: Hinter mir kommen fünfzig 
Millionen nach, und ſie alle kennen nur meine Parole: Ein Volk 
und ein Reih — Deutſchland!“ 


— ergibt ſich gleichzeitig die ſtolze Tatſache: Die Oſtmark des Reiches, 
die in Jahrhunderten ſtets heldenhaft für das Geſamtdeutſchtum ge- 
fochten hat und deren nationalſozialiſtiſche Kämpfer in den letzten 
Jahren den größten Blutzoll für das Werden des nationalſozialiſtiſchen 
Großdeutſchlands entrichtet haben, bewirkt ſo mit ihrer Heimkehr die Er⸗ 
richtung des Großdeutſchen Reiches. Der 10. April 1938, der „Tag des 
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Großdeutſchen Reiches“, wird zum geſchloſſenen Bekenntnis: Ganz 
Oſterreich bekennt fih zum Reich aller Deutſchen: 


SIE ⁵ 4453772 
Nein⸗Stimmen „ ‚ a a u 11929 
Zahl der ungültigen Stimmen e RT A 5776 
Geſamtzahl der abgegebenen Stimmen . „„ e E e, eg Kee? 
Geſamtzahl der Stimmberechtigten . A484 475 
(Hundertſatz der Ja-Stimmen gegenüber der Zahl der ab⸗ 
gegebenen gültigen Stimmen 99,73 
Hundertſatz der ner Stimmen gegenüber den Stimm- 
berechtigten $ 99,71) 


Noch in der Nacht meldet Gauleiter Bürdel 28 N am 23. April 
vom Führer zum „Reichskommiſſar für die Wiedervereinigung Öfter- 
reichs mit dem Deutſchen Reich“ beſtellt wird) das Ergebnis der Ub- 
ſtimmung dem Führer und ſchließt mit den Worten: 


.Sie, mein Führer, haben allen Deutſchen das Vaterland erobert; 
vor allem haben Sie jenen wieder ein Vaterland geſchenkt, die keines mehr 
beſaßen, und von denen ich in dieſer Feierſtunde ſagen möchte: 

Mein Führer, dieſe braven Arbeiter — in den armen Stadtvierteln von 
Wien und ſonſt im Land — haben Ihnen heute den treueſten Dank aus⸗ 
geſprochen. Ich möchte im Namen aller Oſterreicher, mein Führer — Sie 
wiſſen nicht, wie glücklich dieſes Volk heute iſt —, aus übervollem Herzen, 
mein Führer, zurufen: Du biſt der deutſcheſte aller Sſterreicher! 
Sei Du nun ihr Schirmherr, denn ſie lieben Dich über alles, weil Du ihnen 
Dein großes Vaterland geſchenkt haſt.“ 


und Adolf Hitler anwortet: 


„Ich habe von meiner Heimat viel erhofft. Die Ergebniſſe dieſer Ub- 
ſtimmung aber übertreffen nun doch, wie im ganzen übrigen Reich, alle 
meine Erwartungen. Ich bin ſo glücklich über die damit endlich be⸗ 
wieſene wahre innere Geſinnung Deutſch-Sſterreichs und über 
das mir geſchenkte Vertrauen. Denn dieſe nunmehr vom ganzen 
deutſchen Volk vollzogene geſchichtliche Beſtätigung der Vereinigung 
Öfterreich3 mit dem Reich bedeutet zugleich die höchſte Rechtferti— 
gung meines ganzen Handelns. Für mich iſt dieſe Stunde damit 
die ſtolzeſte meines Lebens. Ich kann nicht anders, als dem ganzen 
deutſchen Volke und vor allem meiner eigenen teueren Heimat aus 
meinem tiefſten Herzen danken.“ 


19 Das Großdeutſche Reich (Oſterreich) 


Der „Tag des 
Großdeutſchen 
Reiches“ 
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Zeittafel 


1918 


17. Januar 
Marxiſtiſcher Maſſenſtreik in Öfterreich (bis 21. Januar). 36. 


18. Januar 
Wilſons „14 Punkte“. 36. 


22. Januar 
Die Deutſch-böhmiſche Vereinigung fordert die Errichtung einer 
ſelbſtändigen Provinz Deutſchböhmen. 37. 


11. Februar 
Wilſon⸗Botſchaft über das „Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Völker“. 37. N 
Gründung der „Tſchechiſchen ſtaatsrechtlichen Demokratie“. 37. 


24. Februar 
Denkſchrift Steed in London über die Vernichtung Öfterreich- 
Ungarns. 35. 
2. April 
Rede Graf Czernins über ſtattgefundene Friedensbeſpre⸗ 
chungen. 35. 
3. April 
Clémenceaus Antwort. 35. 
7. April 
Czernins Erwiderung. 35. 
9. April 
Clémenceau veröffentlicht den erſten Sixtus-Brief. 35. 
„Kongreß der unterdrückten Nationen Sſterreich-Ungarns“ in 
Rom zuſammengetreten. 38. À 


11. April 
Entſchließung des Kongreſſes zur Bildung von National- 
ſtaaten. 38. 
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1. Mai 
Slowakiſche Kundgebung. Verhaftung des Slowakenführers 
Schrobar. 38. 
5. Mai 
Parteitag der „Deutſchen Arbeiterpartei für Öfterreich“‘ in Wien. 
Umwandlung des Namens in „Deutſche Nationalſozia⸗ 
liſtiſche Arbeiterpartei“. 7A. 
30. Mai 
Vertrag von Pittsburg (Tſchechen und Slowaken). 38. 
17. Juni 
Die Brotration wird in Öfterreich abermals um die Hälfte herab- 
geſetzt. 40. 
30. Juni 
Frankreich erkennt den „tſchecho-ſlowakiſchen Nationalrat“ in 
Paris an (Anerkennung der „Tſchecho-⸗Slowakei“ als per: 
bündete Einheit ſeitens der Entente). 38. 
13. Juli t 
Gründung des „Tſchechoſlowakiſchen Nationalausſchuſſes“ in 
Prag. 38. 
23. Juli 
Außenminiſter Graf Burian ſchlägt dem Kaiſer vor, der Vier⸗ 
bund ſolle zu unverbindlichen Friedensbeſprechungen auf⸗ 
fordern. 40. 
27. Juli 
Vertrag von Homeſtead (Tſchechen und Karpato⸗ Ukrainer). 38. 
9. Auguſt 
England erkennt den „tſchecho⸗ſlowakiſchen Nationalrat“ in 
Paris an. 38. 
14. Auguſt 
Beſprechungen in Spa zwiſchen den Wonarchen, Staats⸗ 
männern und Generalen Öjterreih8 und Deutſchlands (bis 
15. Auguſt). 40. 


3. September 
Die USA. erkennen den „tichecho=flowafifchen Nationalrat“ in 
Paris an. 38. 
England ſchließt mit den Tſchechen ein Abkommen über finan⸗ 
zielle Unterſtützung und die Einrichtung von Gejandt- 
ſchaften. 41. 
14. September 
Kaiſer Karls Note „An Alle!“. 40. 
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26. September 
„Tſchecho-ſlowakiſcher Nationalrat“ in Paris in eine „vorläufige 
Regierung“ umgebildet. 11. 


27. September 
Kaiſer Karl empfängt den Polenführer. 41. 


3. Oktober 
Waffenſtillſtands- und Friedensangebot Deutſchlands 
und Sſterreichs an Wilſon auf der Grundlage der 
„14 Punkte“. 42. 
Italien erkennt den „tſchecho⸗ſlowakiſchen Nationalrat“ in Paris 
an. 38. 
6. Oktober 
„Nationalrat der Slowenen, Kroaten und Serben“ in 
Ugram. 41. 
Deutſche Volksräte aus allen Teilen der Donaumonarchie 
fordern das Selbſtbeſtimmungsrecht der Deutſchen. 42. 
7. Oktober 
Proklamation eines unabhängigen Polens unter Einſchluß des 
öſterreichiſchen Polens. 41. 
14. Oktober 
Tſchechiſcher Putſchverſuch in Piſek. 41. 
„Tſchecho⸗ſlowakiſche Regierung“ in Paris. 41. 


16. Oktober 
Kaiſer Karls Manifeſt zur Föderaliſierung der Mon⸗ 
archie. 42. 
Ungarn bricht mit dem Dualismus. 44. 
17. Oktober 
Kaiſer Karls Armee- und Flottenbefehl. 43. 
18. Oktober 


Wilſons ablehnende Antwort auf das Friedensangebot (vom 
3. Oktober). A. 

Die Nationalſozialiſten Knirſch und Jung fordern für die 
Sudetendeutſchen das Selbſtbeſtimmungsrecht und den 
bundesſtaatlichen Anſchluß an das Reich. 74. 


19. Oktober . 
Proklamation der Unabhängigkeit der „tſchecho⸗ſlowakiſchen 
Nation“. Habsburgs Statthalter in Prag weicht der Gewalt 
der Straße. 45. 
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21. 


24. 


26. 


2i. 


28. 


29, 


30. 


3. 


Oktober 
Zuſammentritt der Proviſoriſchen Nationalverſammlung 
Deutſchöſterreichs. 18. 


Oktober 
Rücktritt des Außenminiſters Burian. 45. 


Oktober 
„Ungariſcher Nationalrat“ in Budapeſt. 44. 
Kaiſer Karls Telegramm an Kaiſer Wilhelm (Separatfrieden 
binnen 24 Stunden). 5. 


Oktober 
Kabinett Lammaſch. 15. 
Öfterreih nimmt Wilſons Bedingungen (vom 18. 10.) an 
(Separatfrieden). 45. 
Oktober 
Zuſammenbruch der öſterreichiſchen Front bei Vittorio 
Veneto. 46. g 
Übergabe der Verwaltung Weſtgaliziens an ein polniſches 
Liquidierungskomitee. 46. 
Oktober 
Kroatiſcher Landtag zu Agram beſchließt Loslöſung von Sſter⸗ 
reich⸗Ungarn. 46. 
Proklamation der Länder Deutſchböhmen und Sudetenland als 
Beſtandteile Deutſch-Oſterreichs. 51. 
Oktober 
Übergabe der k. und k. Flotte an den ſüdſlawiſchen National- 
rat. 46. 
Revolution in Budapeſt. 46. 
Zweite Sitzung der Proviſoriſchen Nationalverſammlung 
Deutſch⸗Oſterreichs. 49. 
Oktober 
Beauftragung Graf Karolyis mit der Regierungsbildung in 
Budapeſt. 46. 
Graf Tiſza ermordet. 46. 
Deutſchöſterreichiſcher Staatsrat gebildet: Erſte Re— 
gierung Renner. 50. 
Das k. und k. Kabinett Lammaſch übergibt dem Staatsrat die 
Verwaltung der deutſchen Gebiete Oſterreichs. 50. 


November 


Bildung roter Soldatenkomitees. 49. 
„Weſtukrainiſche Republik“. 46. 
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2. November 
Rücktritt des letzten k. und k. Außenminiſters Graf e 17. 
Einmarſch der Serben in Laibach. 58. 


3. November 
Waffenſtillſtand von Padua. 46, 50. 
Einmarſch italieniſcher Truppen in Trieſt und Trient. al, 
Soldatenratswahlen. 49. 


5. November 
Einmarſch deutſcher Truppen in Tirol. 51. 
Die Eſchechen beſetzen die ſudetendeutſchen Gebiete. 51. 
Regierung Renner erläßt den Demobilmachungsbefehl. 52. 


8. November 
Die deutſchen Truppen müſſen Tirol wieder räumen. DI: 
9. November 
Novemberrevolte im Reich. Wiener Grüße an die neue 
Republik. 52. 
Der ſerbiſche Minifterpräfident Paſic erkennt den ſüd ſlawi⸗ 
ſchen Nationalrat an. 58. 
11. November 
Kaiſer Karls Thronverzicht. Die als „liquidierende“ Be⸗ 
hörde noch im Amt gebliebene k. und k. Regierung Lammaſch 
tritt ab. 47, 52. 
Deutſch⸗öſterreichiſcher Staatsrat verfügt Einführung der 
demokratiſchen Regierungsform. 33. 
12. November 
Geſetz über Staats- und Regierungsform (Deutſchöſterreich 
Beſtandteil der deutſchen Republik). 53. 
„Staatserklärung über Umfang, Grenzen und Beziehungen des 
Staatsgebietes Deutſchöſterreich“. 54. 
13. November 
Kaiſer Karls Thronverzicht für Ungarn. A7. 
14. November 
Gründungsvertrag des Königreichs der Serben, Kroaten 
und Slowenen. (Seine Truppen dringen in Kärnten ein, 
womit der monatelange Abwehrkampf der Kärntner be- 
ginnt.) 59. 
15. November 
An die Stelle der „liquidierenden“ k. und k. Regierung (ſiehe 
11. Nov.) tritt ein Komitee der Geſandten der Nachfolge⸗ 
ſtaaten. 52. 
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17. Nopember 
Gründung des Hſterreichiſch-Deutſchen Arbeitsausſchuſſes in 
Berlin. 54. 


Einmarſch der Italiener in Fiume. 59. 
30. November 
Oſterreichiſche Mitteilung des Geſetzes vom 12. November 1918 
an die Reichsregierung. 54. 
5. Dezember 
Gegenüber dem jugoſlawiſchen Einmarſch fordert die Kärntner 
Landesverſammlung eine Volksabſtimmung und beſchließt 
weitere bewaffnete Abwehr. 59. 
18. Dezember 
Neues Wehrgeſetz. 57. 
25. Dezember 
Oſterreichiſche Note (an die Entente) fordert den Anſchluß. 54. 


1919 


5. Januar 
Gründung der „Deutſchen Arbeiterpartei“ in München. 75. 
16. Februar 
Wahlen zur verfaſſunggebenden Wationalverfamm- 
lung. 55. 
21. Februar 
Weimarer Nationalverſammlung erklärt ſich für den Anſchluß 
Deutſchöſterreichs. 55. 


22. Februar 
Kommuniſtiſcher Aufſtand in Graz. 58. 
A. März 
Zuſammentritt der konſtituierenden Nationalverſammlung in 
Wien. 55. 
12. März 


Die Nationalverſammlung beſtätigt das Geſetz vom 12. No⸗ 
vember 1918 — Grundgeſetz: Deutſchöſterreich iſt ein 
Beſtandteil der Deutſchen Republik. 55. 

13. März 

Noch weitergehender Beſchluß der Landesverſammlung Steier⸗ 

marks. 55. 
15. März 
Zweite Regierung Renner. 56. 
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17. April 
Kommuniſtiſcher Aufſtand in Wien — Sturm auf das Parla⸗ 
ment. 58. 
24, April 
Hfterreich entſendet fünf Vertreter zu den Beratungen des 
deutſchen Verfaſſungsausſchuſſes. 56. 
29. April 
Unter Bruch der Demarkationslinie nehmen die Jugoſlawen er⸗ 
neut ihren Vormarſch in Kärntner Gebiet auf. 59. 
11. Mai 
Abſtimmung in Vorarlberg über Anſchluß an die Schweiz oder 
Württemberg. 56. - 
14. Mai 
Beginn der „Friedensverhandlungen“ in St. Germain. 61. 
28. Mai 
Erneuter jugoſlawiſcher Einmarſch in Kärnten. 60. 
29. Mai 
Alliierte Note an die öſterreichiſche Friedensdelegation ſtreicht 
das Wort „Deutſch“ aus „Deutſchöſterreich“. 61. 
2. Juni 
Der öſterreichiſchen Delegation in St. Germain wird das 
„Friedensdokument“ ausgehändigt (Erſter Entwurf). 61 
6. Juni 
Die Jugoſlawen beſetzen Klagenfurt. 60. 
10. Juni 
Oſterreichiſche Antwortnote auf den erſten Entwurf von St. (Ger: 
main (2. Juni 1919). 62. 
15. Juni 
Sudetendeutſche Note an die Friedenskonferenz in St. Germain 
fordert vergeblich das Selbſtbeſtimmungsrecht. 62. 
Vom tſchechiſchen Staat angeordnete Gemeindewahlen in 
Sudetendeutſchland. 62. 
Neuerlicher kommuniſtiſcher Aufſtand in Wien. 65. 
28. Juni 
Diktat von Verſailles (Art. 80 verbietet den Anſchluß). 63 
30. Juni 
Reichskongreß der Arbeiterräte in Wien (bis 2. Juli). 65. 
10. Juli 
Regierung Renner ſchlägt „Kantonalſyſtem“ für die Tſchecho⸗ 
Slowakei vor. 63. 
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20. 


22 


26. 


31. 


11. 


10. 


16. 


be 


2]; 


I. 


Juli 
Zweiter Entwurf des Diktats von St. Germain. 63. 
Juli 
Note des Oberſten Rates der Alliierten an Jugoſlawien fordert 
die Räumung Klagenfurts. 60. 
Juli 
Proteſt der Nationalverſammlung gegen den zweiten Entwurf 
von St. Germain (20. Juli 1919). 63. 
Juli 
Die Jugoſlawen räumen Klagenfurt — Abſchluß des Kärntner 
Freiheitskampfes. 60. 
Auguſt 
Weimarer Reichsverfaſſung (Art. 61, Abſ. 2 ſieht den Anſchluß 
vor). 56. 
September 
Dritter Entwurf des Diktats von St. Germain (endgültige 
Faſſung) mit Artikel 88: Anſchlußverbot. 64. 
September 
Annahme des Diktates von St. Germain durch die 
Nationalverſammlung. 65. 
September 
Unterzeichnung durch Staatskanzler Renner. 65. 
September 
Adolf Hitler tritt der „Deutſchen Arbeiterpartei“ in München 
bei. 75. 
Oktober 
Dritte Regierung Renner. 66. 
Oktober 
Die Nationalverſammlung hebt das Grundgeſetz vom 
12. März 1919 auf, das Hfterreich zu einem Beſtandteil des 
Reiches erklärt hatte. 66. 
Dezember 
Gründung der „Zwiſchenſtaatlichen nationalſozialiſtiſchen 
Kanzlei des deutſchen Sprachgebiets“ in Wien. 68, 75. 
Dezember 


Staatskanzler Renner teilt dem Reparationsausſchuß mit, daß 
Oſterreich zu Neujahr ohne Brot ſein werde. 67. 
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1920 
15. Januar 
Die ungarifche Friedensdelegation erhält in Trianon den Ent- 
wurf des Diktats. 67. $ 
24, Februar 
Adolf Hitler verkündet in Münden die 25 Theſen des 
Parteiprogramms. 75. 
21. Mai 
Note der Veparationskommiſſion (Ausgabe von Schatzſcheinen, 
für die Öfterreich haftet). 79. 
31. Mai 
Tagung des Veichsarbeiterrats in Wien (bis 3. Juni). Radikale 
marxiſtiſche Forderungen. 80. 
2. Juni 
Staatskanzler Renner bittet den Finanzausſchuß der Kammer, 
die „notwendigen Opfer“ rechtzeitig zu bringen, um die 
„Souveränität“ Oſterreichs zu retten. 79. 
A. Juni 
Anterzeichnung des Friedensdiktats von Trianon durch 
Ungarn. 67. 
10. Juni ; 
Parlamentskrach zwiſchen Sozialdemokraten und Chriſtlich⸗ 
Sozialen wegen des Wehrgeſetzes. 80. 
11. Juni 
Rücktritt der dritten Regierung Renner. 81. 
20. Juni 
Gründung der „Deutſchen Arbeitsgemeinſchaft der deutſch⸗ 
freiheitlichen Gruppen“ (Vorläufer der im Auguſt 1920 ge⸗ 
gründeten „Großdeutſchen Volkspartei“). 80. 
6. Juli 
Vierte Regierung: Kabinett Mayr. 81. 
9. Juli 
Großdeutſche Angriffe gegen die Chriſtlich⸗Sozialen in der An⸗ 
ſchlußfrage. 81. 
13. Juli 
Die Reparationskommiſſion trifft in Wien ein. 82. 
16. Juli i 
Das Diktat von St. Germain tritt in Kraft. 82. 
7. Auguſt 
Gemeinſamer Parteitag der nationalſozialiſtiſchen Parteien 
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ES 


10. 


15. 


Oſterreichs, des Sudetenlands und des Reichs in Salzburg 
(bis 8. Auguft). Die „Deutſche Arbeiterpartei“ in München 
nimmt den Namen „Nationalſozialiſtiſche Deutſche 
Arbeiterpartei“ (NSDAP.) an. 75. 


September 
Deutſch⸗öſterreichiſches Wirtſchaftsabkommen. 82. 
September 
Der Parteitag der Großdeutſchen Volkspartei in Salzburg 
fordert die Volksabſtimmung über den Anſchluß an das 
Reich. 80. 
September 


Adolf Hitler ſpricht in Öfterreich bis 11. Oktober (in Wien, 
Innsbruck, Salzburg, St. Pölten). 75. 


Oktober 
Bundesverfaſſungsgeſetz. Die Nationalverſammlung be⸗ 
ſchließt, daß binnen 6 Monaten über den Anſchluß eine Volks⸗ 
abſtimmung durchgeführt werden foll. 82 — 84. 
Oktober 
Abſtimmung im Klagenfurter Becken — Sieg des Deutſch⸗ 
tums. 85. 
Oktober 
Ungarn ratifiziert das Diktat von Trianon. 85. 
Oktober 
Neuerlicher jugoſlawiſcher Einmarſch in Kärnten. 85. 
Oktober 
Erſte Nationalratswahlen („Ruck nach rechts“ — mar⸗ 
xiſtiſche Niederlage). 84. 
November 
Öfterreih8 Antrag auf Aufnahme in den Völkerbund. 85. 
November 
Fünfte Regierung: Zweites Kabinett Mayr. 86. 
Dezember 
Marxiſtiſche Straßenkämpfe in Wien. 86. 
Dezember 
Dr. Hainiſch Bundespräſident. 86. 
Dezember 


Oſterreichs Aufnahme in den Völkerbund. 85. 
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1921 
18. Januar 
Glückwünſche des Nationalrats zur 50jährigen Reichs⸗ 
gründungsfeier. 86. 


19. Januar 
Tirol beſchließt Volksabſtimmung über den Anſchluß an das 
Reich. 87. 
24. Januar 
Pariſer Konferenz (bis 29. Januar) betr. Kredithilfe für öfter- 
reich. 87. 
1. Februar 


Die Bundesregierung lehnt den Tiroler Antrag (Volksabſtim⸗ 
mung) ab. 87. 
3. Februar 
Die Alpenländer beſtehen auf der Abſtimmung. 87. 
10. Februar 
Der Nationalrat beſchließt die Durchführung der Volksabſtim⸗ 
mung über den Anſchluß. 88. 


4, März 
Großdeutſche Angriffe gegen die Regierung in der Anſchluß⸗ 
frage. 88. 
11. März 
Salzburg beſchließt Volksabſtimmung am 24. April. 88. 
18. Marz 
Tirol ſetzt Volksabſtimmung auf den 24. April an. 88. 
7. April 
Steiermark beſchließt Volksabſtimmung am 20. Mai. 88. 
14. April 
Franzöſiſcher Proteſt in Wien wegen der geplanten Abſtim⸗ 
mungen. 88. 
15. April 
Der Nationalrat wendet ſich gegen die franzöſiſche Demarche. 88. 
17. April 
Demonſtrationen vor der franzöſiſchen Geſandtſchaft in Wien. 89. 
24, April 
Volksabſtimmung in Tirol für den Anſchluß an das 
Reich. 89. £ 
27. April 


Oberöſterreich beſchließt Volksabſtimmung. 89. 
Salzburg ſetzt die Abſtimmung auf den 29. Mai feſt. 89. 
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12% 


14. 


16. 


21. 


23. 


24, 


25. 


3. 


1 


18, 
20. 
23. 
26. 


29. 


Mai 
Der Nationalrat verabſchiedet das Geſetz über die Volks⸗ 
befragung (ohne Abſtimmungstermin). 89. 
Mai 
Bundeskanzler Mayr bittet in Salzburg um Abſetzung der Ab⸗ 
ſtimmung. 90. 
Mai 
Salzburg beſteht auf der Abſtimmung am 29. Wai. 90. 
Mai 
Franzöſiſche und rumäniſche Vorſtellungen in Wien. 90. 
Mai e 
Bundeskanzler Mayr weiſt Salzburg an: Abſtimmung rein 
private Veranſtaltung. 90. 
Mai 
Steiermark verſchiebt den Abſtimmungstermin auf Bitten des 
Bundeskanzlers. 90. 
Mai 
Italieniſche Vorſtellungen in Wien. 90. 


. Mai 


Erneute Intervention des Bundeskanzlers in Salzburg. 90. 


. Mai 


Bundeskanzler Mayr vor dem auswärtigen Ausſchuß des 
Nationalrats: gegen die Abſtimmungen. 90. 


. Mai 


Volksabſtimmung in Salzburg für den Anſchluß an das 
Reich. 91. 
Mai 
Steiermark ſetzt Abſtimmung auf den 3. Juli feſt. 91. 


Juni 


Sturz der zweiten Regierung Mayr. 91. 
Juni 

Rücktritt der ſteiriſchen Landesregierung. 91. 
Juni 

Sechſte Regierung: Erſtes Kabinett Schober. 91. 
Juni 

Steiriſcher Landtag verzichtet auf Volksabſtimmung. 91. 
Juni 

Diktat von Trianon tritt in Kraft. 93. 
Juli 

Adolf Hitler übernimmt die Führung der NSDAP. im 

Reich. 75. 
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29. Auguſt 
Öfterreichifche Gendarmerie ſtößt bei der Beſetzung des Burgen- 
landes auf bewaffneten ungariſchen Widerſtand und muß 
ſich zurückziehen. 94. 
11. Oktober 
Beſprechungen in Venedig betr. das Burgenland (bis 13. Ok⸗ 
tober). 94. 
13. Oktober 
Protokoll von Venedig (betr. Burgenland). 94. 
14. November 
Oſterreich beſetzt das Burgenland (bis 3. Dezember). 94. 
1. Dezember 
Lebensmittel⸗Unruhen in Wien. 95. 
14. Dezember 
Abſtimmung in Ödenburg und Umgebung zugunſten 
Ungarns. 94. 
16. Dezember 
Vertrag von Lana (Tſchechenkredit). 95. 


1922 
1. Januar 
Ungarn beſetzt Ödenburg und Umgebung. 94. 
16. Januar 


Der großdeutſche Innenminiſter Dr. Waber legt wegen des Ver⸗ 
trages von Lana ſein Amt nieder. 95. 
26. Januar 
Der Nationalrat nimmt den Vertrag von Lana an. 95. 
Rücktritt des erſten Kabinetts Schober. 96. 
27. Januar 
Siebente Regierung: Zweites Kabinett Schober. 96. 
1. April 
Exkaiſer Karl f. 93. 
24. Mai 
Rücktritt des zweiten Kabinetts Schober (völlige Finanz⸗ 
zerrüttung Oſterreichs; Inflation größten Ausmaßes). 97. 
31. Mai 
Achte und Neunte Regierung: Erſtes und zweites 
Kabinett Seipel. 98. 
12. Juni 
Weitere Steigerung des Brotpreiſes um ein Drittel. 100. 
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Juni 
Bekanntgabe der Verhandlungen Seipels mit dem Aus⸗ 
land. 100. 
. Auguft 
Bundeskanzler Seipel tritt feine Reife nach Verona an, wo er 
der italieniſchen Regierung eine Zoll- und Währungsunion 
vorſchlägt. 101. 
September 
Bundeskanzler Seipel tritt ſeine Reiſe nach Genf an. 102. 
September 
Seipels Rede vor dem Völkerbundsrat in Genf. 102. 
Oktober 
Unterzeichnung der Genfer Protokolle. 102. 
Oktober 
Die Genfer Protokolle vor dem Nationalrat. 104. 
November 
Stillegung der Notenpreſſe. 105. 
November 


Annahme der Genfer Protokolle im Nationalrat — Geſetz betr. 
die Regierungsvollmachten. 105. 
November 
„Wiederaufbaugeſetz“. 105. 
„Reform- und Finanzprogramm“ gemäß den Genfer Proto- 
kollen. 105. 


1923 
Auguſt 
Parteitag der „Deutſchen Nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei 
Oſterreichs“ in Salzburg. 75. 
Umwandlung der Ordnertruppe in den „Vaterländiſchen Schutz— 
bund“. Spaltung der Partei. 75. 
Oktober 
Wahlen zum zweiten Nationalrat (die Chriſtlich⸗Sozialen 
behaupten ſich). 107. 
Dezember 
Streik der Zoll⸗ und Poſtbeamten. 111. 


1924 
Juni 
Attentat des Sozialdemokraten Jaworek auf Bundeskanzler 
Seipel. 107. 
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12. Juli 
Zuſatzabkommen zum deutſch⸗öſterreichiſchen Wirtſchafts⸗ 
abkommen vom 1. September 1920. 106. 
4, November 
Ultimative Gehaltsforderungen der Bundesbahnangeſtellten an 
die Regierung. 107. 
7. Nopember 
Streik der Bundesbahnangeſtellten. 107. 
Rücktritt der Regierung Seipel. 107. 
20. November 
Zehnte und elfte Regierung: Erſtes und zweites 
Kabinett Ramek. 108. 


1925 
27. Februar 
Neugründung der NSDAP. durch Adolf Hitler in 
München. 76. 


2. März 
Einführung der Schilling- Währung. 108. 
1926 
15. Januar 


Der großdeutſche Abgeordnete Dinghofer fordert im National- 
rat die Zollunion mit dem Reich. 109. 
4. Mai 
Gründung des „Nationalſozialiſtiſchen Deuts 
Iden Arbeitervereins Gitlerbewegung)“ in Wien — 
Unterjtellung unter Adolf Hitler. 76. 
6. Juni 
Großdeutſcher Parteitag in Innsbruck (Anſchlußforderung). 109. 
3. Oktober 
Seipel auf dem erſten Paneuropa-Kongreß in Wien. 113. 
15. Oktober 
Rücktritt der Regierung Ramek wegen eines neuerlichen Bundes⸗ 
bahnenſtreiks. 113. 
20. Oktober 
Zwölfte Regierung: Drittes Kabinett Seipel. 114. 


1927 
30. Januar . 
Blutige Zuſammenſtöße zwifchen dem „Republifanifchen Schuß- 
bund“ und der „Frontkämpfer⸗Vereinigung“ in Schatten- 
dorf. 114, 116. 
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17. 


April 
Wahlen zum dritten Nationalrat bürgerliche Einheits⸗ 
liſte). 114, 121. 
Mai 
Dreizehnte Regierung: Viertes Kabinett Seipel. 115. 
Mai 
Zolltarifnovelle (Zollerhöhungen). 115. 
Juli 
„Schattendorfer Prozeß“ wegen der Vorgänge vom 30. 1. 
1927 (bis 14. Juli). 116. 
Juli 
Freiſpruch im „Schattendorfer Prozeß“. 116. 
Juli 
Blutige Straßenſchlachten in Wien — Brand des Juſtiz⸗ 
palaſtes. 116. 
Juli 
Niederwerfung des auſtromarxiſtiſchen Aufſtandes. 116. 
Juli [ 
Die SB. bläſt den Verkehrsſtreik ab. 117. 
Juli 
Beiſetzung der Opfer der Straßenkämpfe. 118. 
Juli 
Auseinanderſetzung im Nationalrat wegen der Vorgänge des 
15. Juli. 117. 


. Auguft 


Neues Schulgeſetz. 114, 115. 


1928 


Januar 


Beendigung der interalliierten Wilitärkontrolle in Öfterreich (in 
Wien verbleibt nur ein „Liquidationsorgan“, das im Juni 
ebenfalls zurückgezogen wird). 127. 

Februar 

Sozialdemokratiſche Anfrage im Nationalrat wegen der anti⸗ 

marxiſtiſchen Entpolitiſierung der Gendarmerie. 123. 
Juni 

Bundeskanzler Seipel gegen eine Einbeziehung Sſterreichs in 

das Wirtſchaftsgebiet der Kleinen Entente. 127. 
Juni 

Briand berichtet dem Völkerbund, Sſterreichs Abrüſtung fei nicht 

in allen Punkten befriedigend. 127. 
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20. Juni 
Bukareſter Konferenz der Kleinen Entente (bis 22. Juni). 
Einbeziehung Sſterreichs in das wirtſchaftliche un Der 
Kleinen Entente. 127. 
27. Juni 
Seipels Antwort: Keine Löſung der mitteleuropäiſchen Frage 
ohne Deutſchland. 128. 
1. Oktober 
Neue Gaueinteilung in der NSDAP.: Landesverband Hfter- 
reich mit 6 Gauen. 122. 
3. Oktober 
Sozialdemokratiſche Anfrage im Nationalrat wegen der „inneren 
Abrüſtung“. 124. 
7. Oktober 
Kraftprobe der Regierung: Gleichzeitige Aufmärſche der 
Heimatwehren und des Republikaniſchen Schutz— 
bundes in Wiener Neuſtadt. 123. 
12. November 
Bundeskanzler Seipel deutet in einer Rede die Notwendigkeit 
einer Verfaſſungsreform an. 125. < 
Bundespräſident Hainiſch für die Anlehnung Öfterreih8 an ein 
größeres Wirtſchaftsgebiet (das Deutſche Reich). 128. 
25. November 
Seipel eröffnet die neue Univerſität Salzburg mit eindeutig 
katholiſcher Tendenz. (Ablehnung durch SPS., Landbund und 
Großdeutſche.) 125. 
5. Dezember 
Bundespräſident Wilhelm Wiklas gewählt. 126. 
9. Dezember 
Rede Seipels auf dem Chriſtlich-ſozialen Parteitag in Wien 
(Kritik an den Koalitionsgenoſſen). 126. 


1929 

18. Januar 

Bundeskanzler Seipel kündigt eine Verfaſſungsreform an. 125. 
3. April 

Seipels Rücktritt. 126. 
5. Mai . 

Vierzehnte Regierung: Kabinett Streeruwitz. 128. 
14. Juni 

Wohnbauförderungs- und Wietenſchutzgeſetz. 129. 
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18. Juli 
Kleinrentnergeſetz. 129. 
18. Auguſt 
Die „Schlacht von St. Lorenzen“ zwiſchen Heimatwehr und 
Schutzbund. 130. 
25. September 
Rücktritt des Bundeskanzlers von Streeruwitz (kurz nach ſeiner 
Rückkehr aus Genf). 131. 
26. September 
Fünfzehnte Regierung: Drittes Kabinett Schober. 131. 
29. September í 
Vier Heimatwehraufmärſche um das „rote Wien“. 131. 
6. Oktober 
Regierungsverhandlungen zur Stützung der Bodenkredit— 
anſtalt. 134. 
18. Oktober 
Bundeskanzler Schober legt dem Nationalrat einen neuen Ver⸗ 
faſſungsentwurf vor. 132. 
22. Oktober 
Beratung des Entwurfs im Nationalrat. 132. 
A. November 4 
Der engliſche Außenminiſter Henderſon warnt die öſterreichiſche 
Regierung vor außerparlamentariſchen Methoden. 133. 
Dezember 
Die neue Verfaſſung („Zweite Bundesverfaſſungs⸗ 
novelle“) vom Nationalrat angenommen. 132. 
11. Dezember 
Die neue Bundesverfaſſung in Kraft. 132. 


~q 


1930 
8. Januar 
Prälat Seipel übernimmt wieder Vorſitz der Chriſtlich-ſozialen 
Partei. 138. 
27. Januar 
Prälat Seipel ſpricht in Wien zur Heimwehr. 138. 
2. Februar 
Großer Heimwehraufmarſch in Wien. 138. 
6. Februar 


Italieniſch-öſterreichiſcher Freundſchafts- und Schieds- 
vertrag. 139. 
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23. 


Februar 
Eröffnung der „Zollwaffenſtillſtandskonferenz“ in Genf. 139. 
April 
Deutſch⸗öſterreichiſcher Handelsvertrag. 139. 
April 
Bundeskanzler Schober in Paris und London (bis 30. April), 
um die Bedenken der Weſtmächte (wegen Schobers Politik 
mit Deutſchland und Italien) zu beheben. 139. 
Mai 
Gautag der Heimwehr in Korneuburg — Steidles Programm 
(„Eid von Korneuburg). 140. 
Mai e 
Heimwehrforderung an die Regierung auf Entwaffnung de 
Republikaniſchen Schutzbundes. 141. 
Mai 
Bundeskanzler Schober legt dem Nationalrat ein „Entwaff- 
nungsgeſetz“ vor (ohne Einſchaltung der Heimwehr). 141. 


Juni 


Bundeskanzler Schober weiſt den Stabsführer der Heimwehr, 
Major Pabſt, aus. 141. 


Juni à 


Der Nationalrat nimmt das „Entwaffnungsgeſetz“ an. 141. 


Juli 


Bundeskanzler Schobers Antwort auf Briands „Paneuropa““⸗ 
Plan (Vorſchlag „regionaler Zollunionen“). 139. 


. Auguft 


SAU -Mann Adalbert Schwarz ermordet, der erſte Blutzeuge 
der GA, Hfterreih3. 142, 


September 


Fürſt Rüdiger von Starhemberg übernimmt die Führung der 
Heimwehr (an Stelle von Dr. Steidle). 141. 


September 


Rücktritt des dritten Kabinetts Schober. 142. 


September 


Sechzehnte Regierung: Kabinett Vaugoin (mit Starhem- 
berg als Innenminiſter). 142. 


Oktober 


Bundespräſident Wiklas löſt den Nationalrat auf. 143, 


November 


Starhemberg holt Major Pabſt zurück. 143, 
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November 

Wahlen zum vierten Nationalrat. 143. 
November 

Rücktritt der Regierung Vaugoin. 144, 


Dezember 


Siebzehnte Regierung: Kabinett Ender. 144, 
Dezember 
Antrag auf Einſetzung eines Ausſchuſſes (im Nationalrat) zur 
Vorbereitung einer deutſch-öſterreichiſchen Zoll— 


union. 144. $ 
1931 
. März 
Beſprechungen des Reichsaußenminiſters Curtius mit Außen⸗ 
miniſter Schober in Wien betr. die geplante deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Zollunion (bis 5. März). 148. 
März ` 
Mitteleuropäifhe Wirtſchaftskonferenz in Wien (bis 19. März). 
148. 
März 
Unterzeichnung des deutſch⸗öſterreichiſchen Zoll— 
unionsvertrags. 148. 
Wärz 


Veröffentlichung der deutſch-öſterreichiſchen Zollunion — So- 
fortiger Einſpruch der „Alliierten“. 149 — 150. 
April 
Franzöſiſcher Antrag beim Völkerbund gegen die deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Zollunion. 150. 
Mai 
Behandlung der deutſch⸗öſterreichiſchen Zollunion vor dem 
Völkerbundsrat GBeſchluß, ein Gutachten des Haager 
Schiedsgerichtshofs einzuholen) — Kurz darauf Zu- 
ſammenbruch der Wiener Kreditanſtalt, deſſen Folgen 
die Zollunion zu Fall bringen. 150. 
Juni 
Frankreich ſtellt für die Anleihe an Oſterreich (zur Rettung der 
Kreditanſtalt) Kreditbedingungen, die eine Aufgabe ſeiner 
wirtſchaftlichen wie politiſchen Selbſtändigkeit bedeuten 
würden. 151. 
Das Kabinett Ender tritt daraufhin zurück. 152. 
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20. Juni 
Achtzehnte Regierung: Erſtes Kabinett Bureſch. 152. 
15. Juli 
Deutſcher Studententag in Graz (abfolute nationalſozialiſtiſche 
Wehrheit; Wahl eines nationalſozialiſtiſchen Vorſitzenden). 
146. 
7. Auguft 
Die Bundesregierung bittet den Völkerbund erneut um Hilfe. 
182 
3. September 
Das Reich und Öfterreich ziehen vor dem Völkerbundsrat Die 
Zollunion zurück. 152. 


5. September 
Haager Schiedsſpruch gegen die deutſch-öſterreichiſche 
Zollunion. 153. 
13. September 
Pfriemer-Putſch (Aufſtandsverſuch des ſteiriſchen Heimat⸗ 
ſchutzes). 153. 


1932 
27. Januar 
Negierungsrücktritt nach Angriffen der Heimwehr und der 
Chriſtlich-Sozialen. 154. 
29. Januar 
Neunzehnte Regierung: Zweites Kabinett Bureſch 
(Ausbootung Schobers). 154. 
6. April 
Viermächtekonferenz in London (betr. Tardieus Plan einer 
Donaukonföderation mit Öfterreich) bis 8. April. 155, 
24. April 
Landtagswahlen in Wien, Salzburg und Niederöſterreich 
(nationalſozialiſtiſcher Wahlſieg). 145, 156. 
6. Mai 
Rücktritt der Regierung Bureſch, da fie dem Wunſch der Parla- 
mentsmehrheit, Neuwahlen auszuſchreiben, nicht nachkommen 
will. 156. 
9. Mai . 
Oſterreichiſche Anleihebitte an den Völkerbund. 158, 
20. Mai 
Zwanzigſte N Kabinett Dollfuß. 157. 
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21. Mai 
Der Völkerbund überträgt das Studium der öſterreichiſchen An⸗ 
leihebitte einem „gemiſchten Ausſchuß“. 158. 
15. Juli 
Lauſanner Protokoll. 159. 
20. Juli 
Das Lauſanner Protokoll vor dem Nationalrat. 160. 
2. Auguſt 

Großdeutſcher Mißtrauensantrag im Nationalrat gegen die 
Regierung (wegen Lauſanne) nur mit Stimmengleichheit 
(81:81) abgelehnt. 161. 

Ignaz Seipel +. 162. 

17. Auguſt 

Annahme des Lauſanner Protokolls im Nationalrat (81:80). 

161. 
19. Auguſt 

Einſpruch des Bundesrats gegen das Lauſanner Protokoll 
(27:22). 161. 3 

Johannes Schober f. 162. 

20. Auguſt 
120 Anſchlußkundgebungen der NSDAP. 162. 
23. Auguſt 
Neuerliche Verhandlung im Nationalrat: Annahme des Lau- 
ſanner Protokolls (82:80). 161. 
9. September 
Gautage der NSDAP. in ganz Sſterreich (bis 2. Oktober). 165. 
29. September 

Gautag der NSDAP. in Wien (bis 2. Oktober). Marxiſtiſche 

Angriffe. 165. 
16. Oktober 

Blutige Auseinanderſetzungen der Nationalſozialiſten mit Mar⸗ 
riften (in Simmering) und Heimwehr (im Wiener Stadt⸗ 
zentrum). 165. 

17. Oktober 

Auseinanderſetzung an den Wiener Hochſchulen. Mehrtägige 
Schließung. 165. 

Fey zum Staatsſekretär für das Sicherheitsweſen ernannt. 
Verbot aller Aufmärſche und Verſammlungen unter freiem 
Himmel. 165. 

21. Oktober 
Verſchiebung der Neuwahlen. 165. 
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1933 
. Januar 
Schuſchnigg bei Schleicher in Berlin. 166. 
. Januar 
Nationalſozialiſtiſche Machtübernahme im Reich. 167. 
Januar 
Die Bundesregierung hintertreibt die Rundfunkübertragung 
der Anſprache Adolf Hitlers. 167. i 
. Februar 
Engliſch⸗franzöſiſche Note wegen der „Hirtenberger Waffen⸗ 
affäre“. 166. 3 
. März 
Diktatur Dollfuß durch Verfaſſungsbruch („Selbſtaus— 
ſchaltung des Parlaments“). 167. 
. März 
Preſſezenſur eingeführt. 169. 
. März 
Regierungdaufruf. 169. 
Wobiliſierung von 6 Reſerviſtenjahrgängen. 169. 
Der „Steiriſche Heimatſchutz“ wird zum „Deutſchöſterreichiſchen 
Heimatſchutz“. 170. 
März 
Der niederöſterreichiſche Landtag fordert vergeblich die Rü- 
gängigmachung der illegalen Regierungsmaßnahmen. 170, 
März 
Die Regierung verhindert den Zuſammentritt des Nationalrats 
durch Entſendung von Polizei. 170. 
März 
Der Bundesrat gegen den Verfaſſungsbruch der Regierung. 171. 
Verbot des Nepublikaniſchen Schutzbundes in Tirol. 171. 
März 
Verbot des Republikaniſchen Schutzbundes in ganz Sſterreich. 
171. 
. April e 
Gründung des Öfterreihifchen Arbeitsdienſtes. 172. 
April 
Dollfuß' erſter Beſuch in Rom. 180. 
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April 
„Großdeutſche Front“ (NSDAP. und „Deutſchöſter- 
reichiſcher Heimatſchutz“). 170. 
April 
Nationalſozialiſtiſche Anſchlußkundgebungen am Führer⸗ 
geburtstag. 172. 
Aufſtellung von „Aſſiſtenzkörpern“ (Hilfspolizei). 172. 


April 
Nationalſozialiſtiſcher Wahlſieg in Innsbruck 
(NSS AP. ſtärkſte Partei). 172. 
April 
Dr. Pfriemer tritt der NSDAP. bei. 171. 
April 
Nationalſozialiſtiſche Wahlſiege bei Gemeindewahlen Nieder- 
öſterreichs. 173. 
Mai 
Uniformverbot. 173. 
Mai 
Beſchlagnahme des „Völkiſchen Beobachters“. 173. 
„Deutſche Studentenſchaft“ in Innsbruck aufgelöſt. 174. 
Wai 
Regierungsumbildung. 174. 
Neues Diſziplinarrecht. 174. 
Wai 
Verbot von Landtags- und Gemeindewahlen. 173. 
. Mai 
„Unerwünſchter“ Beſuch des Reichsjuſtizkommiſſars Dr. Frank 
und des Staatsminiſters Kerrl in Wien. 174. 
. Mai 
Türkenbefreiungsfeier. Dollfuß⸗Rede. 175. 
Verhandlungen Dollfuß — Habicht (bis 21. Mai). 175. 
Wai 
Die Großdeutſche Partei ſchließt ſich der von der NSDAP. ge- 
führten „Großdeutſchen Front“ an. 171. 
Mai 
Polizeiattacke in der Wiener Univerſität. 175. 
Mai 


Schwere Zuſammenſtöße in Klagenfurt anläßlich der Aus⸗ 
weiſung des Gauinſpekteurs der NSDAP. 175. 
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19. Mai 
Redeverbot für Gauleiter Frauenfeld. 175. 
20. Mai 
Aufruf zur Bildung der „Vaterländiſchen Front“ (B.). 
175. 
21. Mai 
Ergebnisloſer Abbruch der Verhandlungen Dollfuß Habicht. 
175 
22. Mai 
Rücktritt des Bundesminiſters Dr. Rintelen. 175. 
23. Mai 
Beſeitigung des Verfaſſungsgerichtshofes. 176. 
26. Mai 
Verbot der Kommuniſtiſchen Partei. 178. 
27. Mai 


Pg. Habicht Preſſeattache der Deutſchen Geſandtſchaft in Wien. 
N 


29. Mai 
Das Reich erläßt die „Tauſendmarkſperre“. 176. 
2. Juni 
Zweiter Beſuch Dollfuß' in Rom. 180. 
6. Juni 
Lauſanner Schlußverhandlungen. 179. 
11. Juni 
Attentat auf Dr. Steidle. 177. 
13. Juni 
Einſetzung von „Sicherheitsdirektoren“. 177. 
Verhaftung und Ausweiſung Habichts. 177. 
14. Juni 
Gegenmaßnahmen der Reichsregierung. 177. 
17. Juni 
Zuſammenſtoß zwiſchen Nationalſozialiſten und Hilfspolizei in 
Krems. 177. 
19. Juni 
Verbot der NSDAP. 177. 


22. Juni 
Annullierung der nationalſozialiſtiſchen Mandate. 179. 
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Juli 
Dritte Wehrgeſetznovelle. 181. 
Schaffung des „Schutzkorps“. 181. 
Verordnung gegen nationalſozialiſtiſche Gewerbetreibende. 181. 
. Augujt 
Engliſch⸗franzöſiſcher Proteſt in Berlin wegen angeblicher Ein- 
miſchung des Reiches in inneröſterreichiſche Angelegenheiten. 
180. 
Gründung der „Nationalſtändiſchen Front“. 183. 
Auguſt 
Verordnung zur Ausbürgerung nationalſozialiſtiſcher Flücht⸗ 
linge. 181. 
Vermögensbeſchlagnahme verbotener Parteien. 181. 
Verordnung zur Erſchwerung des Kirchenaustritts. 196. 
Auguſt 


Dollfuß beim Duce in Riccione. 180. 
Oſterreichiſche Note an die Großmächte wegen Genehmigung der 
Hilfspolizei. 180. 
Auguſt 
Flucht des Gauleiters Hofer. 182. 
Auguſt 
Starhemberg in Rom. 180. 
Verbot der „Deutſchen Studentenſchaft“. 182. 


September 


Frankreich genehmigt der Bundesregierung die Aufſtellung des 
„Wilitäraſſiſtenzkorps“. 181. 


September 


Verordnung betr. vorläufige Beſtimmungen über die bewaffnete 
Wacht. 181. 


September 


Starhemberg fordert den „faſchiſtiſchen totalen Staat“. 183. 


. September 
Siegreicher nationalſozialiſtiſcher Streik im Wolfsegger 
Bergrevier (bis 23. September). 182. 
September 
Erſter Generalappell der „Vaterländiſchen Front“. 183. 
September 


Rede des Vizekanzlers Winkler gegen den „Auſtrofaſchis⸗ 
mus“. 183. 
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21. September 
Weitere Regierungsumbildung: Landesverteidigungs⸗, Sicher⸗ 
heits⸗ und Außenminiſterium in der Hand Dollfuß'; Vize⸗ 
kanzler Fey. 184. f 
Tagesbefehl Starhembergs gegen die „Vaterländiſche Front“ 
(VF.). 184. 
23. September 
Treueerklärung Starhembergs für Dollfuß. 184. 
Verordnung betr. die Errichtung von „Anhaltelagern“. 185. 
28. September 
Eintritt der Heimwehr in die BF. — Auflöſung des im 
blocks“, 184, 
1. Oktober 
Einſetzung von „Sachwaltern“ für die Studentenſchaft. 182. 
3. Oktober 
Attentat Dertil auf Dollfuß. 185. 
10. Oktober 
Neue Diſziplinarvorſchriften für die Studentenſchaft 182. 
13. Oktober 
Starhemberg Dollfuß' Vertreter in der Führung der VF. 185. 
14. Oktober 
Parteitag der SPH. in Wien. 185. 
4, November 
„Bundesamt für Propaganda“ (Bundeskommiſſär Dr. Steidle). 
186. 
10. November 
Einführung des ſtandrechtlichen Verfahrens. 186. 
24. November 
Heimwehrmord an dem Keichswehrſoldaten Schuhmacher. 187. 


4, Dezember 
Verhaftung des Gauleiters Frauenfeld. 187. 


7. Dezember 

Verbot des Buches Adolf Hitlers „Mein Kampf“. 187. 

23. Dezember 
Weihnachtshirtenbrief der Biſchöfe für die Regierung Dollfuß, 

gegen den Nationalſozialismus. 197. 

31. Dezember 
Rundfunkanſprache Dollfuß'. 187. 
Nationalſozialiſtiſche Papierbölleraktion. 187. 
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1934 
1. Januar 
Der Führer regt Unterredung Dollfuß — Habicht an. 187. 
8. Januar 


Dollfuß lehnt Unterredung mit Habicht ab. 188. 
Freiwilliges Schutzkorps aufgeboten. 188. 
Auflöſung von Arbeitsdienſtlagern. 188. 


11. Januar 
Fey erneut „Sicherheitsdiktator“. 188. 


13. Januar e 
Dr. Fleiſch „Bundeskommiſſär für Perſonalangelegenheiten“. 
188. 


17. Januar 
Beſchwerde der Bundesregierung in Berlin (gleichzeitig 
Kenntnisgabe an Genf). 189. 


18. Januar ; 
Dollfuß wendet fih in einer verſöhnlichen Rede an die Sozial⸗ 
demokraten. 191. 
19. Januar 
Der italieniſche Staatsſekretär Suvich in Wien (bis 20. Januar). 
194, 


26. Januar 
Verordnung gegen nationalſozialiſtiſch eingeſtellte Beamte. 188. 


28. Januar 
Forderungen der SPÖ. 191. 
Starhemberg gegen Verhandlungen mit der SPÖ. 192. 
30. Januar 
Reichstagsrede Adolf Hitlers (Zurückweiſung der Be— 
ſchwerde vom 17. Januar). 189. 
Heimwehraftion in Innsbruck. 192. 


1. Februar 
Antwortnote der Reichsregierung auf die Beſchwerde vom 
17. Januar. 189. 
4. Februar 
Innsbrucker Rede Starhembergs gegen die Chriſtlich⸗Sozialen. 
192. 
6. Februar 
Heimwehrmobiliſierung. 192. 
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7. Februar 
Dollfuß in Budapeſt (bis 9. Februar). 192. 


10. Februar 
Verhandlungen Dollfuß —Heimwehr. 192. 


11. Februar 
Polizeimaßnahmen gegen die SPÖ. in Wien und den Bundes⸗ 
ländern. 192. 
12. Februar 
Auſtromarxiſtiſcher Aufſtand (bis 15. Februar). 191, 193. 
Verbot der SPÖ. 193. 
Bundesminiſter Schmitz „Bundeskommiſſär für Wien“. 193. 


16. Februar 
Mandate der SPÖ. erlöſchen. 193. 
17. Februar 
Dreimächteerklärung. 191. 
19. Februar 
Nationalſozialiſtiſches „Waffenſtillſtandsangebot“ — Ableh⸗ 
nung Dollfuß'. 194. 
2. März 
„Gewerkſchaftsbund der öſterreichiſchen Arbeiter und Anz 
geſtellten“. 193. 
A. März 
Dollfuß kündigt eine neue Verfaſſung an. 195. 
9. März 
Verordnung zur friſtloſen Entlaſſung nationalſozialiſtiſch ein- 
geſtellter Arbeitnehmer. 195. 
14. März 
Dreierkonferenz in Rom (bis 17. März). 194. 
17. März 
„Römiſche Protokolle“. 194. 
26. März 
Einführung einer Sicherheitsſteuer. 195. 
31. März 3 
Einſtweilige Stadtordnung der Bundeshauptſtadt Wien. 196. 
6. April 
Schmitz Bürgermeiſter der Bundeshauptſtadt Wien. 196. 
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24. April 
Verordnung über die Verfaſſung des Bundesſtaats 
Oſterreich. 199. 
Verordnung über die Abänderung der Geſchäftsordnung des 
Nationalrats. 198. 


30. April 
Letzte Sitzung des Nationalrats mit weniger als der Hälfte der 
Abgeordneten. „Annahme“ ſämtlicher Regierungsvorlagen. 
198. 
Ermächtigungsgeſetz: Bundesgeſetz über „außerordent— 
liche Maßnahmen im Bereich der Verfaſſung“. 199. 
1. Mai 
„Verfaſſung 1934“. 199. 
Konkordat. 197. 
„Vaterländiſche Front“ Körperſchaft öffentlichen 
Rechts. 201. 
Regierungsumbildung: Vizekanzler Starhemberg. 202. 
„Freiwilliges Schutzkorps“ der von Starhemberg geführten 
„Wehrfront“ angegliedert. 202. 


26. Mai 
Standrecht auf das Werfen von Papierböllern ausgedehnt. 204. 
1. Juni 
Starhemberg in Budapeſt. 204. 
11. Juni 
Aufſtellung der „Ortswehren“. 204. 
12. Juni 
Fey in Budapeſt. 204. 
14. Juni 
Dollfuß in Budapeſt. 204. 
15. Juni 
Maßnahmen gegen nationalſozialiſtiſch eingeſtellte Mittel⸗ 
ſchüler. 205. 
19. Juni 


Verfaſſungsübergangsgeſetz. — Aufhebung der Unabhängigkeit 
der Richter. 201, 204. 
Strafrechtsänderungsgeſetz (Wiedereinführung der Todes— 
ſtrafe auch im ordentlichen Verfahren). 204. 
A. Juli 
Erlaß betr. die Einführung der reinen Konfeſſionsſchule. 205. 
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10. Juli 
Todesſtrafe auch auf den bloßen Beſitz von Sprengmitteln aus⸗ 
gedehnt. 204, 


11. Juli 
Regierungsumbildung: Bundeskanzler Dollfuß gleichzeitig 
Außen⸗, Landesverteidigungs⸗, Sicherheits- und Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſter. 205. 
Abberufung des öſterreichiſchen Geſandten in Berlin. 205. 


12. Juli 
Schaffung von „Werksgemeinſchaften“ in den Betrieben. 205. 
Wieterſchutzbeſtimmungen für Nationalſozialiſten außer Kraft 
geſetzt. 205. 2 
17. Juli 
Schutz des eigenen Obdachs wird Nationalſozialiſten entzogen. 
205. 
Erſtes Standgerichtsurteil gegen Nationalſozialiſten. 
206. : 


21. Zuli 
Schutzkorpsmord an dem Vationalſozialiſten Petſchnig. 206. 


24. Juli 
Erſte ſtandrechtliche Hinrichtung eines Nationalſozia— 
liſten (Willibald Egger). 206. 
25. Juli 
Nationalſozialiſtiſcher Volksaufſtand in Öfterreich (bis 
2. Auguſt). 206. 
Dollfuß t. 208. 
Sperrung der deutſchen Reichsgrenzen. — Abberufung des 
deutſchen Geſandten Rieth in Wien. 209. 


26. Juli 

Italieniſche Mobilmachung. 209. 

Beauftragung von Papens mit der Wahrnehmung des Wiener 
Geſandtſchaftspoſtens. 209. 

Abberufung des Landesinſpekteurs Habicht. 209. 

Einſetzung des Wilitärgerichtshofes gegen die Juliaufſtändiſchen. 
214, 

Erlaß des Unterrichtsminiſters betr. die Verfolgung national- 
ſozialiſtiſch eingeſtellter Studenten. 224. 


28. Juli 
Beiſetzung Dollfuß'. 214. 


Zeittafel 321 


30. Zuli 


Einundzwanzigſte Regierung: Kabinett Schuſchnigg. 
213: 

Vizekanzler Starhemberg Bundesführer der Vaterländiſchen 
Front (Schuſchnigg ſein Stellvertreter). 214. 


31. Juli 
Holzweber und Planetta in Wien hingerichtet. 214. 
1. Auguſt 
Wurnig in Innsbruck hingerichtet. 211. 
Bundesverfaſſungsgeſetz (betr. Maßnahmen gegen National⸗ 
ſozialiſten). 223. J 
3. Auguſt 
Der öſterreichiſche Gefandte Tauſchitz wieder in Berlin. 209. 
7. Auguft 
Feike in Wien hingerichtet. 214. 
Bundesgeſetz betr. die Entlaſſung von Hochſchullehrern. 223. 
8. Auguſt g 
Starhembergs Gedenkrede für Dollfuß. 214. 
11. Auguſt 
Starhemberg in Rom. 219. 
13. Auguſt 
Hackel, Leeb, Maitzen und Wohlrab in Wien hingerichtet. 
214. 
16. Auguft 
von Papen überreicht dem Bundespräſidenten fein Beglaubi⸗ 
gungsſchreiben. 209. 
17. Auguſt 
Einſetzung eines „Generalſtaatskommiſſärs für außerordentliche 
Maßnahmen zur Bekämpfung ſtaats⸗ und regierungsfeind⸗ 
licher Beſtrebungen in der Privatwirtſchaft“. 224. 
18. Auguſt 
Domes in Wien hingerichtet. 214. 
20. Auguſt 
Saureis und Unterberger in Iſchl hingerichtet. 214. 
21. Auguſt 
Schuſchnigg in Florenz (Unterredung mit dem Duce). 219. 
22. Auguſt 


Erlbacher in Leoben hingerichtet. 215. 
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29. Auguſt 
Ebner in Leoben hingerichtet. 215. 
31. Auguſt 
Entwaffnung aller nicht „regierungstreuen“ Personen, 224. 
6. September 
Einſetzung eines „Kommiſſärs für die Aufrechterhaltung der 
Diſziplin unter den Studierenden an den Hochſchulen“. 224. 


16. September 
National eingeſtellte Hochſchullehrer werden entlaſſen. 223. 


24. September 
Nationalſozialiſtiſchen Schuldnern wird der Vollſtreckungsſchutz 
entzogen. 224. 
Polizeiſtrafen von der Zuſtändigkeit des Bundesgerichtshofs 
ausgeſchloſſen. 225. 


27. September 
Erneute engliſch-franzöſiſch-italieniſche Deklaration für die öfter- 
reichiſche „Unabhängigkeit“. 219. 
Selbſtauflöſung der Chriſtlich-ſozialen Partei. 202. 
30. Oktober 
Errichtung der „Oſterreichiſchen Sport- und Turnfront“. 225. 


31. Oktober 
Konzeſſionspflicht für Zeitungen und Zeitſchriften eingeführt. 
225. 
30. November 
Erſtmaliger Zuſammentritt des Bundestages. 223. 


1935 
7. Januar 
Italieniſch⸗franzöſiſche „Nichteinmiſchungs“ erklärung betr. 
Oſterreich („Römiſches Protokoll“). 220. 


2. Februar 
Italieniſch⸗öſterreichiſches Kulturabkommen. 220. 


3. Februar 

Verordnung gegen Weitergabe illegaler Druckſchriften. 225. 
16. Februar 

Italieniſch⸗ungariſches Kulturabkommen. 220. 


4, März 
Oſterreichiſch-ungariſches Kulturabkommen. 220. 
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14. 


16. 


11. 


13. 


25. 


ak 


24. 


29. 


W. 


2 


März 
Dr. Rintelen zu lebenslänglichem ſchweren Kerker verurteilt. 208. 
März 
Adolf Hitler führt im Reich die allgemeine Wehrpflicht 
ein. 221. 


. April 


Miniſterrat beſchließt Aufrüſtung Sſterreichs. 221. 
April 
Eröffnung der Konferenz in Streſa (England, Frankreich, 
Italien). 222. 
April 
Streſa-Erklärung betr. die öfterreihijche „Unabhängig= 
Gau WE 
April 
Starhemberg unterbreitet dem Duce ein öſterreichiſches Auf⸗ 
rüſtungsprogramm. 221. 
Mai 
RNeichstagsrede Adolf Hitlers (Antwort an Streſa). 223. 
Mai 
Eingliederung des Bundesheeres in die Vaterländiſche Front. 
22 
Mai 
Schuſchniggs Erwiderung (vor dem Bundestag) auf die 
Führerrede vom 21. Mai. 223. 


D 


Mai 


Bundesgeſetz „zum Schutze des Anſehens Oſterreichs“. 225. 


Juli 


Aufhebung der Habsburgergeſetze. 227. 


. Auguſt 


Deutſch⸗öſterreichiſches Preſſeabkommen. 233. 


Oktober 


Nichtbeteiligung Oſterreichs an den Völkerbundsſanktionen 
gegen Italien. 228. 
Oktober 
Regierungsumbildung: Fey ausgebootet. 229. 
„Wehrfront“ in „Freiwillige Miliz — Hſterreichiſcher Heimat⸗ 
ſchutz“ umgewandelt. 230. 
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1936 
16. Januar 
Schuſchniggs Reife nach Prag. 230. 
17. Januar 
Erſter Bundesappell der Vaterländiſchen Front. 230. 


28. Januar 
Starhembergs Reife nach London und Paris. 230. 


15. Februar 
Erſter marxiſtiſcher Lohnſtreik ſeit dem Februaraufſtand 1934 
(im Kirchberger Steinkohlenbergbau). 230. 
9. März 
Starhemberg in Rom. 230. 
20. März 
Dreierbeſprechung in Rom (talien —Sſterreich Ungarn) bis 
23. März. 231. 
11. April 
Entmilitarifierung der „Oſtmärkiſchen Sturmſcharen“. 231. 


14. Mai 8 
Regierungsumbildung: Starhembergs Sturz, Vizekanzler 
Baar von Baarenfels. 232. 
20. Mai 
„Vaterländiſche Front“ Staatspartei — Schuſchnigg 
„Frontführer“ — Aufſtellung der „Frontmiliz“. 232. 


11. guli 
Deutſch⸗öſterreichiſches Verſtändigungsabkommen: 
„Juliabkommen“. 233. 
Regierungsumbildung: (Glaiſe-Horſtenau im Kabinett). 23%. 
Staatsſchutzgeſetz. 237. 
23. Juli 
Aufruf der Landesleitung Öjterreich der NSDAP. 235. 
25. Juli 
Dollfuß-Feiern zum Jahrestag des Juliaufſtandes 1934. 237. 
27. Juli 
Beginn deutſch⸗öſterreichiſcher Wirtſchaftsverhandlungen. 236. 
29. Juli 
Nationalſozialiſtiſche Demonſtrationen anläßlich des Olympia⸗ 
Fackellaufs. 238. 
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30. Juli 


„Vaterländiſche“ Kundgebung als Gegenaktion. 238. 


12. Auguſt 


22. 


Vorläufiger Abſchluß der deutſch⸗öſterreichiſchen Wirtſchafts⸗ 
verhandlungen: Vereinbarungen betr. den Waren-, Reife- 
und kleinen Grenzverkehr. 236. 
Auguſt 
Amneſtie für politiſche Vergehen in etwa 10000 Fällen — 
Entlaſſung zahlreicher Nationalſozialiſten aus den Gefäng⸗ 


niſſen. 235. 3 
24. Auguft 
Das Reich erläßt das „Geſetz über den Reiſeverkehr mit Hiter- 
reich“ und hebt die Tauſendmarkſperre auf. 236. 
29. Auguſt 
Gründung des „Sſterreichiſchen Jungvolks“ in der VF. 239. 
14. September e 
Wiener Heimatſchutz ſetzt Fey wieder als Landesführer ein. 240, 
25. September 
Finanzkontrolle des Völkerbunds aufgehoben. 236. 
1. Oktober 
Allgemeine Bundesdienſtpflicht in Kraft. 240. 
Beginn der Vertrauensmännerwahlen in den Betrieben. 240. 
2. Oktober 
Starhemberg ſchließt Fey aus dem Heimatſchutz aus. 240. 
9. Oktober 
Auflöſung ſämtlicher Wehrverbände linsbeſondere auch 
des geimatſchutzes) neben der allein beſtehen bleibenden 
„Frontmiliz“. 240. 
19. Oktober 
Zweiter Bundesappell der VF. 241. 
3. November 
Regierungsumbildung: (Beſeitigung des letzten Heim- 
wehreinfluſſes). 240. 
11. November 


Weitere Dreierkonferenz (Italien — Sſterreich — Ungarn) in 
Wien. 236. 
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19. November 
Der öſterreichiſche Außenminiſter Dr. Guido Schmidt in Berlin 
(bis 21. November). 236. 
„Kaiſersgeburtstagsfeier“ des „Eifernen Rings“. 241. 


7. Dezember 
Deutſch⸗öſterreichiſche Wirtſchaftsbeſprechungen erneut aufs 
genommen. 237. 


1937 
1. Januar 
Neujahrsinterview des Sicherheitsminiſters Neuſtädter⸗ 
Stürmer betr. die Einbeziehung der nationalen Oppo— 
ſition — darauf Gründung des „Siebenerausſchuſſes“, 
der die Errichtung eines „Deutſch-Sozialen Volks— 
bundes“ vorſchlägt. 243. 


27. Januar 
Erfolgreicher Abſchluß der deutſch-öſterreichiſchen Wirtſchafts⸗ 
beſprechungen. 237. 


14. Februar 
Schuſchnigg⸗Rede zum Bundesappell der VF.: „Deutſch⸗ 
Sozialer Volksbund“ abgelehnt, „Volkspolitiſches Refe— 
rat“ in der BF. in Ausſicht geſtellt. 244. 


22. Februar 
Reichsaußenminiſter von Neurath in Wien (bis 24. Februar). 
244. 
25. Februar 
Tagung des deutſch⸗öſterreichiſchen Ausſchuſſes für kulturelle 
Angelegenheiten (in Wien bis 3. März). 244, 
18. März 
Botſchafter von Papen proteſtiert gegen die deutſchfeindliche 
Preſſehetze. 244, 
20. Marz 
Schuſchnigg enthebt den Sicherheitsminiſter Neuſtädter⸗ 
Stürmer ſeines Amtes. 245. 
19. April 
Bundesminiſter Glaiſe-Horſtenau vom Führer empfangen. 
245. x 
20. April 
General Krauß vom Führer empfangen — daraufhin jüdiſch— 
legitimiſtiſche Hetze gegen General Krauß. 245. 
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Hunderte von Verhaftungen am Führergeburtstag in Sſter⸗ 
reich. 245. 
22. April 
Schuſchnigg beim Duce (in Venedig). 246. 
11. Juni 
Verbot des für 1. Juli angeſetzten deutſch⸗öſterreichiſchen Front⸗ 
kämpfertreffens „Schulter an Schulter“ in Wels. 246. 
17. Juni 
Errichtung des „Volkspolitiſchen Referats“ in der VF. 
unter Pembaur. — Pembaur und Seyß-Inquart als Be- 
friedungskommiſſare“. 246. 
25. Juni 
Erſte Vollverſammlung des „Oſterreichiſch-deutſchen 
Volksbundes. — Rede Dr. Seyß-Inquart. 247. 
10. Juli 
Deutſch⸗öſterreichiſche Preſſevereinbarungen. 247. 


17. Juli 
Deutſch-öſterreichiſches Frontkämpfertreffen „Schulter an 
Schulter“ in Wels nunmehr durchgeführt (bis 18. Juli). — 
Reden Glaiſe⸗Horſtenau und Papen. 247. 
25. Juli 
Gründung des „Sturmkorps“ (SK.). 248. 


28. Juli 
10000 öſterreichiſche Sänger beim Deutſchen Sängerfeſt in 
Breslau (bis 1. Auguſt). 248. 
20. Auguſt 
Ordnungsſchutzgeſetz. 248. 
19. September 
Schuſchnigg⸗Rede bei der Einweihung eines Dollfuß⸗Denkmals 
in Innsbruck: Ankündigung der Mitgliederſperre in der 
VF. 248. 
17. Oktober 
Berufung von Landesreferenten des Volkspolitiſchen Referats. 
249. 
A. November 
Erſte Tagung der Landesreferenten des Volkspolitiſchen 
Referats. 249, 
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6. November 
Skifahrer Lantſchner zu Kerkerſtrafe verurteilt. 248. 


11. Dezember 
Rückgabe des Habsburger Vermögens. 227. 


1938 
1. Januar 
Nationalſozialiſtiſche Neujahrsaufſätze der volkspolitiſchen 
Landesreferenten. — Empörte Ablehnung der Regierungs⸗ 
kreiſe. 250. 


10. Januar ; 
Dreierkonferenz in Budapeſt (Sialien— Hfterreih— Ungarn) bis 
12. Januar. 250. 


11. Januar 

Legitimiſtiſcher „Verſammlungsſturm“. 250. 
26. Januar 

Zernatto ſabotiert die Arbeit des Volkspolitiſchen Referats. 251. 
30. Januar 


Nationalſozialiſtiſche Proteſtdemonſtrationen. 251. 


10. Februar 
„Frontball“ der BF. in Wien. 251. 


12. Februar 
Schuſchnigg beim Führer. Berchtesgadener Verein— 
barungen. 252. 


16. Februar 
Regierungsumbildung: Seyß-Inquart Innen- und Sicher- 
heitsminiſter (gleichzeitig Leiter des Volkspolitiſchen Neferats 
in der VF.) 253. 
Schuſchnigg teilt einem amerikaniſchen Preſſevertreter feine oe: 
heime Abſicht einer „Volksabſtimmung“ mit (in der gleichen 
Zeit Anfrage bei England und Frankreich wegen Waffen- 
hilfe). 254, 261. 
17. Februar 
Amneſtie. 254. 2 
Dr. Seyß-Inquart beim Führer. 255. 


18. Februar 
Politiſche Gleichſtellung der Nationalſozialiſten. 255. 
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20. 


Zilk 


24, 


25. 


26. 


2% 


10, 


Februar 
Reichstagsrede des Führers. 253, 255. 
Februar 
Bundesminiſter Dr. Seyß-Inquart erläßt ein vierwöchiges 
Kundgebungsverbot. 256. 
Februar 
Schuſchniggs Antwortrede vor dem Bundestag. 256. 
Februar 
Der Landeshauptmann der Steiermark fegt den Grazer Bürger⸗ 
meiſter ab (wegen Hiſſens der Hakenkreuzfahne auf dem Rat- 
haus). 258. 
Februar . 
Dr. Jury ſtellvertretender Leiter des Volkspolitiſchen Referats 
in der VF. 254. 
Dr. Seyß-Inquart geht gegen die jüdiſche Preſſehetze vor. 258. 
Februar - 
Verbotener SA.⸗Aufmarſch in Graz. — Einſatz des Bundes⸗ 
heeres. 258. 
. März 
Rundfunfanfprade Dr. Jury: Aufruf an die Nationalſozialiſten 
zur Mitarbeit. 258. 
Dr. Seyß-Inquart in Graz (bis 2. März). — Abberufung des 
Landeshauptmanns der Steiermark. 258. 
. März 
Rede Seyß⸗Inquart vor 500 nationalſozialiſtiſchen Vertrauens- 
männern in Linz. 259. 
März r 
Rede Glaiſe-Horſtenau in Stuttgart. 259. 
. März 
Schuſchnigg teilt den Plan der „Volksbefragung“ einer oe: 
heimen Führerſitzung der VF. mit. 259. 
. März 
Schuſchniggs Wortbruch: Rede in Innsbruck, Ankündi⸗ 
gung einer „Volksbefragung“ am 13. März. 259. 
Aufruf des Bundeskanzlers. 259. 
Durchführungsbeſtimmungen von Zernatto bekanntgegeben. 260. 
März 


Das Reich warnt Schuſchnigg. 261. 
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11. März 

Schuſchnigg beruft den Neſerviſtenjahrgang 1915 ein. 262. 

Schuſchnigg fordert die Abberufung Dr. Jurys wegen deſſen 
Aufſatz gegen die „Volksbefragung“. — Dr. Seyß-Inquart 
lehnt dieſe Abberufung ab. 263. 

Seyß⸗Inquart und Glaiſe⸗Horſtenau fordern von Schuſchnigg 
die ſofortige Abſetzung der „Volksbefragung“. — Nach 
ſtundenlanger Weigerung „weicht er der Gewalt“. 263. 

Schuſchniggs Rücktritt. 263. i 

Zweiundzwanzigſte Regierung: Kabinett Seyß⸗ 
Inquart. 267. 

Bundeskanzler Seyß-Inquart bittet den Führer telegraphiſch 
um Entſendung deutſcher Truppen. 266. 


12. März 

Einmarſch der deutſchen Truppen. 268. 

Proklamation des Führers. 268. 

Adolf Hitler überſchreitet bei Braunau die öſterreichiſche 
Grenze. 269. 

Führerrede in Linz. 269. 

Telegramm des Führers an den Duce. 271. 

Engliſch⸗franzöſiſche „Verwahrung“ — von der Reichsregierung 
zurückgewieſen. 270. 


13. März 

Rücktritt des Bundespräſidenten Miklas. 267. 

Bundesverfaſſungsgeſetz: „Öjterreich ift ein Land des 
Deutſchen Reiches.“ 269. 

„Geſetz über die Wiedervereinigung Sſterreichs mit dem 
Deutſchen Reich“ (Wiedervereinigungsgeſetz). 269. 

Eingliederung und Vereidigung des öſterreichiſchen Bundes⸗ 
heeres. 273. 

Gauleiter Bürckel mit der Reorganifation der NSDAP. und 
der Vorbereitung der Volksabſtimmung in Öfterreich beauf— 
tragt. 274. 

Auflöſung der „Vaterländiſchen Front“. 274. 

Entſchließung des Großen Rates des Faſchismus. 270. 


14. März 
Oſterreichiſche Truppenteile im Altreich (bis 20. März). 273. 
Geſetz gegen Kapitalflucht. 274. 
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15. März 

Führerrede in Wien. 271. 

Bundeskanzler Dr. Seyß-Inquart Reichsſtatthalter in 
Oſterreich. 274. 

Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Sſterreichiſche 
Landesregierung. 275. 

Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Vereidigung 
der Beamten des Landes Sſterreich. 275. 

Erſter Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Einfüh⸗ 
rung deutſcher Reichsgeſetze in Oſterreich. 275. 

Erſte Anordnung für die Durchführung der Volksabſtimmung. 
dh 

Sonderaktion für Arbeitsbeſchaffung. 279. 


16. März 
Der „Völkiſche Beobachter“ erſcheint erſtmalig in Wien 
(„Wiener Ausgabe“). 274. 
Bürckels Aufruf „An alle Sſterreicher“. 278. 


17. März 

Einführung der Reichsmarkwährung. 273. 

Übernahme der Sſterreichiſchen Nationalbank durch die Reichs 
bank. 273. 

Abergang der Bundesbahnen auf das Reich. 273. 

Ausdehnung des Vierjahresplans auf Sſterreich. 279. 

Spende des „Adolf⸗Hitler⸗Danks“ in Höhe von 1 Williarde 
Reichsmark. 278. 


18. Marz 
Reichstagsrede des Führers. — Reichstagsauflöſung. — 
Feſtſetzung der Neuwahl und einer Volksabſtimmung in 
Oſterreich auf den 10. April. 252, 255, 257, 261, 275. 


19. März 
Verordnung zur Einführung des Vierjahresplans im Lande 
Oſterreich. 279. 


21. März 
10000 öſterreichiſche Arbeiter und Arbeiterinnen reifen mit RIF. 
ins Altreich. 278. 


23. März 
Eröffnung des Wahlkampfes zur Volksabſtimmung. 285. 
Verordnung zur wirtfhafuihen Wiederbelebung Hfterreich?. 
281. 
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24. März 
1000 öſterreichiſche Arbeiter auf dem Kd F.⸗Dampfer Be 
Guſtloff“. 279. 


25. März 
20000 öſterreichiſche Kinder reifen zu einem mehrwöchigen Er- 
holungsaufenthalt ins Altreich. 279. 


26. Marz 


Hermann Göring verkündet in Wien das wirtſchaftliche Aufbau⸗ 
programm für die Oſtmark. 279. 


1. April 
Hilfsprogramm für die öſterreichiſche Landwirtſchaft. 284. 
2. April 
Einmarſch der öſterreichiſchen Legion in Wien. 287. 
8. April 
Führerrede in Graz. 287. 
4, April 
Führerrede in Klagenfurt. 287. 
5. April 
Führerrede in Innsbruck. 287. 
6. April 
Führerrede in Salzburg. 287. 
8. April 
Führerrede in Linz. 287. 
9. April 
Führerrede in Wien — Abſchluß des Wahlkampfes. 287. 
10. April 


Tag des Großdeutſchen Reiches: Volksabſtimmung und 
Reichstagswahl. 289. 
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Tamf Begleifnofe vom 2. September 1919 und 
einem alphabetiſchen Nachſchlageverzeichnilſe. 


Les Etats-Unis d'Amérique, l'Empire 
Britannique, la France, l'Italie et le Japon, 
Puissances désignées dans le present Traité 
comme les Principales Puissances allièes ct associees; 
La Belgique, la Chine, Cuba, la Gréce, 
le Nicaragua, le Päuama, la Pologne, le 
Portugal, là Roumanie, l’EtatSerbe-Croate, 
Slovène, la Siam, et la Tchéco-Slovaquie. 
Constituant, avec les Principales Puissanres 
ci-dessus, les Puissances alliées et assnrides, 


d'une part; 
Et l'Autriche 
d'antre part; 


Considerant qu'à la demande de l'ancien 
Gouvernewent impérial et royal d'Autriche- 
Hongrie, un armistice a été accordé à l'Autriche- 
Hongrie, le 3 novembre 1918 par les Principales 
Puissances alliées et associées afin qu'un Traité 
de Paix puisse être conclu; 


Que les Puissances alliées et assoeiées sont 
également désireuses que la guerre, dans laquelle 
certaines d'entre elles ont élé successivement 
entraînées directement ou indirectement contre 
l’Autriche-Hongrie, et qui a son origine dans la 
déclaration de guerre adressée le 28 juillet 1914 par 
l'ancien Gouvernement Imperial et Royal d'Autriche- 
Hongrie à la Serbie et dans les hostilités Conduites 
par l’Allemagne, alliée de l'Autriche-Hongrie, fasse 
place à une paix solide, juste et durable; 


Considérant hue l'ancienne monarchie austro- 
hongroise a aujour-d'hui cessé d'exister et a fait 
place, en Autriche, à un Gouvernement répu- 
blicain; 

Que les Principales Puissances alliées et 
associés ont reconnu que l'État teheco-slovaque, 


Der Staatsvertrag 
von St. Germain 


. 


Die vereinigten Staaten von Amerika, das 
Britiſche Reich, Frankreich, Italien und Japan, 

die in dem gegenwärtigen Vertrage als die 
alliierten und affoziierten Hauptmächte bezeichnet find; 

Belgien, China, Cuba, Griechenland, 
Nicaragna, Panama, Polen, Portugal, Rumänien, 
der ſerbiſch⸗kroatiſch⸗floweniſche Staat, Siam und 
die Tſchecho⸗Slowakei, 

die mit den oben bezeichneten Hauptmächten 
die alliierten und aſſoziierten Mächte bilden, 


einerſeits 
und Oſterreich, 
andrerſeits 
in Anbetracht, 


daß auf den Antrag der ehemaligen k. u. k. 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Regierung am 3. November 
1918 von den alliierten und aſſoziierten Haupt 
mächten Ofterreih-Ungarn ein Waffenſtillſtand ge- 
währt wurde, damit ein Friedensvertrag geſchloſſen 
werden könne; 


daß die alliierten und aſſozierten Mächte 
ebenfalls von dem Wunſche geleitet werden, an die 
Stelle des Krieges. in den einige von ihnen nach⸗ 
einander unmittelbar oder mittelbar gegen Oſterreich⸗ 
Ungarn hineingezogen worden ſind und der in der 
Kriegserklärung der ehemaligen k. u. k. öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Regierung an Serbien vom 28. Juli 
1914 und in den von Dentſchland, dem Bundes- 
genoſſen Oſterreich-Ungarns, durchgeführten Feind- 
ſeligkeiten ſeinen Urſprung hat, einen feſten, gerechten 
und dauerhaften Frieden treten zu laſſen; 

in Anbetracht, daß die ehemalige Oſterreichiſch⸗ 
ungariſche Monarchie hente aufgehört hat zu exiſtieren 
und daß an ihre Stelle in Oſterreich eine republi- 
kaniſche Regierung getreten iſt; 


daß die alliierten und aſſoziierten Haupt⸗ 
mächte anerkannt haben, daß der iſchecho ſlowakiſche 


Friedensdiktat von St. Germain 
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Un premier proces-verbal de depot des 
ratiſicauons sera dressé des que le Traité aura 
été ratifié par la République d’Autriche d'une part 
el par, trois des Principales Puissances alliées et 
associées d'autre part. 

Dès la date de ce premier procès-verbal 
Traité entrera en vigueur entre les Haules 
qui l'auront ainsi ratifié, 


le 
Parles Contractantes, 


Pour le calcul de tous délais prévus par 
le present Traité cette date scera Ja date de mise 
en vigueur. 

A tous autres égards le Traité entrera en 
vigueur pour chaque Puissanco à la date du 
depöt de da ratification. 

Le Gouvernement français remellra à toutes 
les Puissances signataires une copie certifiée con- 
lorme des procès-verbaux de dépôt des ratifi- 
cations. 


En foi de quoi, les Plenipolenliaires sus- 
nommés ont signé le présent Traité. 

Fait à Saint-Germain, le diæ septembre ınil 
neuf cent dix-neuf en un seul exemplaire qui 
restera déposé dans les archives du Gouvernement 
de la République française et dont les expéditions 
authentiques seront remises A chacune des Puis- 
sances signataires. 


. S.) Frank L. Polk. 
. S.) Henry White. 
5 F Tafer H. Bliſs. 
) Arthur James Balfour. 
89 Milner. 
) Geo N. Barnes. 
A. E. Kemp. 
G. F. Pearce. 
Milner. 
Thos. Mackenzie. 
) Sinha of Raipur. 
G. Clemenceau. 
S. Pihon. 
L.⸗L. Klotz. 
Andre Tardien. 


. S) Bittorio Scialoja. 

. S.) Maggiorina Ferraris. 

8.) Guglielmo Marconi. 
(L. S.) S. Chinda. 


Schlußſeite des 


Diktats von St. Germain 


Ein erſtes Protokoll über die Niederlegung 
der Ratifikationsurkunden wird errichtet, ſobald der 
Vertrag von der Republik Oſterreich einerſeits und 
von drei alliierten und aſſoziierten Hauptmächten 
andrerſeits ratifiziert iſt. 

Mit der Errichtung dieſes eren Protokolls 
tritt der Vertrag zwiſchen den Hohen vertrag- 
ſchließenden Teilen, die ihn auf dieſe Weiſe ratifiziert 
haben, in Kraft. 

Dieſer Zeitpunkt gilt zugleich als der Beit- 
punkt des Inkrafttretens bei Berechnung aller in dem 
gegenwärtigen Vertrage vorgeſehenen Friſten. ` 

In jeder anderen Hinſicht tritt der Vertrag 
für jede Macht mit der Niederlegung ihrer Rati- 
fikationsurkunde in Kraft 

Die franzöſiſche Regierung wird allen Gig- 
natarmächten eine beglaubigte Abſchrift der einzelnen 
Protokolle über die Niederlegung der Ratifikations⸗ 
urkunden übermitteln. 


Zu Urkund deſſen haben die eingangs genannten 
Bevollmächtigten dieſen Vertrag unterzeichnet. 

Geſchehen zu Saint-Germain, den zehnten Sep- 
tember Eintauſendneunhundertneunzehn in einem 
einzigen Exemplare, das im Archiv der Regierung 
der franzöſiſchen Republik niedergelegt bleibt und 
wovon authentiſche Ausfertigungen jeder der Signatar⸗ 
machte übermittelt werden ſollen. 


. S.) K. Matſui. 

. 8.) H. Jjuin. 

. S.) Hymans. 

.S.) J. van den Heuvel, 
. 8.) E. Vandervelde. 

. S.) J. R. Loutſengtſiang. 
. S.) Cheugting Thomas Wang. 
8.) Antonio S. de Buſtamante. 
S.) N. Politis. 

„S.) A. Romanos. 

8.) Salvador Chamorro. 
. S.) Antonio Burgos. 

. S) J. J. Paderewski. 

. 8.) Roman Dmowski. 

. S.) Affonſo Cofta. 
L. S.) Auguſto Soares. 
8.) Charoon. 

. S.) Traidos Prabandhu. 
8.) D. Karel Kramar. 

. S.) Dr. Eduard Benes. 
(L. S.) Renner. 


(unterzeichnet ain 10. 9. 1919) 
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DBeingspreis für A Dees end er 91658 5 Dequnspceia fuc Heuiſchlane 
Nonallich S 1.—, vierteljährlid 8 3 F Monailich Mk. ` po, vierteljahel. Mk, 1.0 


r. Jahrgang Wien, am 2. Dkrober 1920 Folge ı 


Führer der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter- Partei Groß-Deukſchland 


Ernst Graber, Wien 
Presseleiter der Landesleitung Österreich 
Leiter des Deutschösterreichischen Presseveririches 


Dr. Richard Suchenwirth, Wien 
PropsgaudaLaiter der Landesleitung Önterzeieh 


Walter Rentmeister, Wien 
Genet Wien 


Adolf Hitler, München 


Führer der N. S. D. A. P. Großdeitschland 


Rolf West, Wien 
Führer der Hitleringend Ohterreiche 


Karl LoBmann, Wien 
Generalsekretär der Landesleitung Öserrsich, 


Josef Müller, Wien 


Schziftleiter des Österreichischen Beobachter 


Der erſte „Defterreichifche illuſtrierte Beobachter“ (2. 10. 1926) 
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40 Groschen 


Bilder-Sonderausgabe 


WIENS BLUTTAGE 


Das iude 


Zahlreiche Bilder von den Kampfstätten im Innern des Blattes 


Aufnahmen der Marxiſtenrevolte vom 15./16. Juli 1927 in der Bildpreſſe 
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Pontier Dofen, beatyipes Bier. 
Trei et mein In spiere Bat! 


KA? 


Nationalſozialiſtiſcher Soldatenring 


Feige 4 Bien im Fedro 1831 ees 4 


Hie Voll —-— hie Regierung 


Der grundlegeudere und beſtändigere Begrifi von diejen Beiden iff das Volk. Regiernagon wechſeln, 
das Volk iğ ewig. Eine Reglerung braucht vor allem das Vertrauen ihres Volkes, um es führen zu können. 
Sie iff daber vom Volke abhängig und ſollte eigentlich nur Vollſtreckerin feines Willens fein. Bei uns will 
aber das Soit ganz andere Dinge als die heutigen Regierenden. Iwiſchen der heutigen Regierung und dem 
deutſch empfindenden volk in Sſterreich bereſchen unüberbrückbare Gegenſätze. Dadurch wirft Du als Soldat 
zu einer Entſcheldung zwiſchen Voll und Regierung gezwungen, da Dein Eid Dih an beide bindet. Hber- 
lege und auerkenne ſelbſt, mit wem bon beiden Du zu gehen haft. 


Das Volk drängt zur Polfsgemeinfhaft, einer jäe alle, alle für einen. 
Das will aber die Regierung nicht, well fie ihre Stütze nicht im Voil, ſondern im Judentum (Dion hat 
200. 00 Jude) und in der internationalen Fatbolifhen Geiſtlichkelt findet, die den Beſehlen ihres iher- 
Raatliden Oberbauptes eher gehorcht als ibrer blutgebundenen Pflicht. Dieſe ſalſche Politil der Neglerung 
bat bei uns viele wlrtſchaftlſche Schwierigkelten ausgelöſt. Das öſterrelchiſche volk opfert gerne, wenn es 
weiß, daß dies für feine Jukunjt geſchiebt. Wir wiſſen aber, daß unſere Opfer nur Fremdlingen zugnte 
kommen, die ih im Haß gegen alles, was Denti if, nicht geung tun können. 


Das Hol? mill leinen Hab, ſondern Verlöhnung! Das Bol? will keine 
Kerker, ſonders Freiheit! Das Volk will leben und nicht brotlos fein? 
Was aber macht die Regierung? Als willkürliches Werkzeug in der Hand der Deutſcheuhaſſer predigt fie 
durch ihre vater laudiſchen Holksbeglücker nur Haß und ſperrt noch immer jeden Deutſchgelinuten ein. Der 
bodeuſtandige Sferreiher it Deutſcher, nicht der papierenen Verfaſſung, jondern ſeinem Blute nach. Man 
ſperrt ihn ein und ſperrt ihn aus! Kerker und Arbeifslofigkeit, das find die Gaben der Regierung für den 
bodenftändigen Menschen! IA es Dir ſchon bewußt geworden, daß Du mithilfft, Deine Vollsgenoſſen zu 
entrechten? Weißt Du, daß Dein Gewehr die Fejjel Deines Volkes ift? Rur bie Ang dor Deinem Gewebr 
hält alle ab, die Regierung zu ſtürzen. Der Steuerträger zabit Deinen Sold und Deine Waffen, die Du 
gegen ihn richteſt, weil Du die Wabrbeit nicht erkennf. überlege, ob es für Diğ einen anderen Weg 
gibt, als den mit Deinem Dollo. 


Das voll will feigen Soller und beine 45öfllug e. Die Re- 
gleeung arbeitet aber mit allen Mitteln auf eine Aückkehr des berwelſchten Kaiſergeſchlechtes bin nud erlaubt 
jogar legitimlſtiſche verbände als geſchloſſene Einheiten innerhalb ver Haterländſſchen Front. feder denkt 
noch an die verſchledenen Verrätereſen der Exkaiſerin Zita. Tauſende don Witwen, Walſen und Kriegs- 
krüppeln Pagen Be deshalb an! Zita und ihre Kinder haben welſches Blut und daher kein Recht, auf 
deutschen Boden zu herrſchen. Wir babra übrigens mit unſeren eigenen Tyrannen genug. Das derbrecherlſche 
Wer? des Uëigen Veefeſſungsbruches braucht nicht durch einen neuen erzwungenen Eid auf elneu bereinge⸗ 
jchwladelten Kuijer gekrönt zu werden. Man läßt Dich zwar bei uns oft und gerne ſchwören. Denke immer 
daran, Daß ein erzwungener Eid keine Gültigkeit hat. 


Ebeufe lämpft sterreich gegen den Zolſchewis mus! 
Das Sait weiß, daß beim Aufhan des Staates alte mithelfen müſſen. Da gibt es beine Diktatur elner 
Klaſſe, wenn nicht alles jo beröden nad verelenden joll wie in Aug tand. Das Volk if ſtrebſam und will 
bochkommen, es will arbeiten und verdienen. Wir beauchen daber Feine Kommune mit ihrer Lüge von der 
Gleichaetigkelt und Gleichminderwertigkeit aller MRenſchen. Gleichberechtigung Ja, das wollen auch wir! Eine 
Mebrberechtigung aber der jüdiſchen Aaſſe nud perbrecherſſcher Menſchen unter dem Sowjelſtern lehnt unfer 
geſunddenkendes Voll ad. Und was jagt die Regierung dazu! „Sie beobachtet aufmerklam“ und leugnet, 
daß der Kommunismus immer mehr um Bé greift, weil die breiten Maſſen in ihrer Derzwelflung nicht 
mehr wiſſen, wovon Be leben jollen. Wegleruungsanfbarx if bei uns noch immer Arbeitsahbau. 
Die Negierung gebt blind denſelben Weg, den feinerzeit auch die deutſchen Regiernngen gingen. Und wenn 
die Rot am größten ift, wird man den Kotionalſozialismus zu Hilfe rufen. Das VolP ruft heute ſchon nach 
der NSDAP! Wenn die Verzweiflung die Aemſten unjerer Volkogenoſſen plellelcht zu Unfberlegtbeiten 
treiben wird, weil der Hunger ibnen zum Beobachten und Abwarten Beine Zeit mehr läßt, daun daefſt Du 
als Soldat wieder gegen Dein Voll (dicken! ` 


Werbeblatt des „Nationalſozialiſtiſchen Soldatenrings“ (1931) 
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4 
` ` Veterländißger Shubbund 


Sauplieitung: Wien, 7, Schollenſelbgalle 4143 


Bermuf 3-30-5-15 — — — 
S. A. 
proviſoriſcher Wiese: 
Name: Zen . 
Beruf: 


Anſchrift Houn 2 5 Zeg SE A 
Geboren am: 2. Apal /F/Y 

G Plan 

Vr tis te: EE 


in: 
Eintelltsdatum: 7. e 
Gigenhändige Unlerſchrift: 


Gf. (Niellu 


Unkerſchriſt des Sturmjährers Stemp. Ui ſchriſt des Gruppen- 
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Mitgliedskarte des „Vaterländiſchen 

Schutzbundes“ (am 14. 8. 1923 als 

Schutzorganiſation der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Partei gegründet) 
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Er candesſchatzmelſter. 5 


Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei 


Hitlerbewegung (Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Arbeiter⸗Verein für Oeſterreich) 
Eandesleitung für Nelerreich. Linz, Weingartshofſtraße Nr. 2. 


Prov. Mitgliedskarte Nr. 1.518352 * 
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Proviſoriſche Mitgliedskarte der NSDAP Defterreichs 


27.13.1933 
2.2. APR 1932 
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E errchötterndes Dokument liegt vor uns: eine Fotografie, unter 
Lebensgefahr aufgenommen, und dazu ein poor Worte von unge- 

„lenker Hond, die wir unverändert wiedergeben: 

„Sende Euch ein Foto von Hausleithen (Kohlenravier), Oberösterreich, 
wo in den Februar Togen nach hartem Kampf dos Militär das Arbeiter 
heim einohm und & Schutzbündler und revolutinäre Arbeiter an die 
Wond stellten und sie nieder knallten, aber Sie standen stramm und 
fest, den sie wusten das sie nicht umsonst sterben werden. Und sie 
werden ouch gerächt werden. Kein einziger Arbeiter war gebrochen 
und Sie sahen den Gewehrläuflen ruhig entgegen.” 
Ober die Vorgänge in Hausleithen ist in der Presse bereits berichtet 
worden. Was ging dort vor sich? 

Am 13. Februar abends mußten die Verteidiger des hart umkömpften 


Arbeiterheims vor der dreifachen Ubetmoch der Gegner weichen. Das 
zurückbfeibende Hauspersonal und einige Samoriter hißten die weiße 
Fahne. Daraufhin drangen Bundestruppen in das Haus ein. Im Keller- 
gewölbe stießen sie auf die Hausangesteliten und 6 Sanitäler von der 
Werksfeverwehr in Thomosroith, die sich um die Rettung: der Verwun- 
deten bemüht hatten. Dos Houspersonal konnte sich wie durch ein 
Wunder in.Sicherhait bringen. Die sechs Arbeitersamariter wurden von 
den Soldaten in den großen Soal des Arbeiterheims getrieben und auf 
der Bühne niedergemacht. Die Rückwond des Soch, an der Bühne, bot: 
einen furchtbaren Anblick: sie wor ganz mit Blut befleckt, ols habe man 
es in Strömen hingeschüttet. 

Die Nomen der Ermordeten sind: Karl Richter, zwei Brüder Zarebnitzky, 
Andreas Grobatschek und Ko Groiss. Der Name des Sechsten it uns 


noch nicht bekannt. Fünf von den Ermordeten waren aus Thomasreilh, 
einer ous Havsleithen. Sie woren verheiratet, die meisten holten für 
einige Kinder zu sorgen 

Einer der Sechs konnte sich tenen. Er erhielt einen Schuß ins Bein, fiel 
zu Boden und stellte sich lot Ein Arzt brochte ihn dann in Sicherheit 
in zahliosen Reden, Rundfunkonsprachen, Regierungserklärungen und 
Interviews haben die Dollfuß und Fey behauptet, doß Heimwehr, Sturm 
scharen und Bundestruppen „mit größter Schonung“ vorgingen. Sie 
haben die Stirn gehabt, zu erklären, daß die Verwendung ven Antil- 
lerie „den Kampf schneller zum Abschluß gebracht und also eine 
humane Wirkung gehabt“ habe. Mit einem Mantel christlicher Worte 
haben sie versucht, die Greuel zuzudecken, die sie ongerichtet haben. 
Dieser scheinheilige Betrug wird fortgesetzt. Die Kanzlerzeden triefen 


„ALLES RECHT GEHT VON GOTT AUS” 


von vorgeblicher Versöhnlichkeit; die gleichgescholtete Presse ist voll 
von Meldungen über die „Josefstisch-Aktion“ des Kardinals Inhitzer; in 
der „Verfassung“, die dem österreichischen Volk autoritär diktiert wor- 
den ist, heißt es: „Alles Recht geht von Gott ousi" Aus dem Munde 
derselben Männer, die mit Granaten ouf Arbeiterkinder schießen und 
Schwerverwundete henken ließen, hören wir, daß Osterreich auf dem 
Wege ist, ein christlicher Mustersiont zu werden, 

Wie der Weg zum „christlichen Musletstaut oussieht, zeigt 
oun Hausleithen. Es wird einst zu den Dokumenten der Anklageschrift 
gelegt werden, in dem großen Prozeß, den Usterreichs Werktätige 
Peinigern von heute machen werden: jenen Faschisten chri. 
gung, die sich vergeblich bemühen, hinter Kune, Weihwedel und Kreuz 
den Galgen, die Kanone, das Mos chinenge webt zu verstecken. 


Marxiſtiſches Flugblatt nach der Niederſchlagung des auſtromarxiſtiſchen Februaraufſtandes (12.—15. 2. 1934), mit einer 
photographiſchen Aufnahme von Erſchießungen 
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KARL MÜNICHREITER, erhängt am 
14. Februar 1934 


Nieder mit dem faschistischen Mordterror! Schafft Rote Hille! 


20 g 


Marxiſtiſche Werbepoſtkarten mit Aufnahmen des Schutzbundführers Münichreiter, der 
trog feiner ſchweren Verwundung am 14. 2. 1934 (Februaraufftand) erhängt wurde 
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KOLOMAN WALLISCH, erhängt am 
19. Februar 1934 
Nieder mit dem faschistischen Mordterror! Schafft Rote Hilfe! 


20 g 


Weitere marxiſtiſche Werbekarten nach der Niederwerfung des Februaraufſtandes 
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Die von der Bundesregierung unter talkräftiger Mithilfe der Bevölferung 
ins Leben gerufenen Aktionen der 


Winterhilffe 


ermöglichten in den vergangenen Jahren, die ſchwerſten Monate der Strife git. 
ohne Erfhütterungen zu überftehen. Die weitgehende Anteilnahme an bem durd 
die außerordentliche Arbeilsloſigkeit heroorgerufenen Elend, die von allen Berufs. 


ſtanden gewidmeten Spenden ließen aum eine Beflerung ded Zojes der en 
Die von der Bundesregierung in ben Ga Monaten auf bem ©eviele 1 
Arbeitsbeſchaffung durchgeführten Maßnohmen führten feine Verringerung 


der Arbeits loſigkeit herbei. fo daß fih eine günfligere Lage in dem bevorſtehen⸗ 
den Winter nig! erwarten läßt Bielmeht muß damit gerechnet werden, daß noch 


weite reife unter der Nol zu m haben, denen es, beſonders in den Winter: 
monaten, an den nolwendigilen Zebensmilieln wie auch an Heigmaleriaf 


und Kleidungsſtücken empfindlich mangelt. 


Die Bundesregierung hot, ihrer Duch! eut. aur Linderung der Not 
diefer Armen auch in dieſem Winter dedi me Unterflüßunasallion einge- 
leitet, aus e eee bereitgejtellt und anſonſten zur Befriedigung 
und Beruhigung der _Holleiwenden dos Slandrechl eingeführt. Der Aktion ber 
Bundesregierung und der anderen voterlandılgen a wird nur dann 
voller Grfolg ihrer volfsfeindlihen Maßnahmen beſchieden fein, wenn fie von 
der Bevölferung nad) wie —— weitere Unterſtützung erhält. 

Ich rufe daher allen Oſterrelchern, die von Not verſchont find, die in warmes 
Slube ſitzen und ihre eigene Suppe haben, zu: 


Ifterreicher! Gedenlet Eurer 
hungernden und frierenden Mitbürger, 


gedenket der Vollsgenoſſen in Stadt und Land, in den überdölkerken Induſtrie⸗ 
gebieten, mp. den einfomen Sefänanilfen und Sonaentralionglagern. bie in banger 
Sorge aber doch hoffnungsvoll dem nanenden Winter entgegenfenen ! 

Ich richte daher an alle Oſlerreicher den dringenden Appell, nach Kräften 


beisufleuern, j e Reaieruna s Lend. und al 5 zul t 
Jede Unterflubung 4 en es Spenden in Geld, lei es o 
ftellung von Lebensmitteln für die Angehörigen der in den Gefängnifjen [hmad 
D deulſchen Bollagenellen, feien es fonflige Dedarlsarlıtel, die den Zeile, 
denden uber die arglten Tage meiner Regierung hinweghelien. 


Ich bin überzeugt, daß ich ni an das Solibaritatsgefübl 
der Oer eicher, an das Pflihibewußtfein der Beſitzenden, an die Menſch⸗ 


lichleil meiner Mitbürger appelliere. 
s Gpenden werden in ollen Bezirken bei betonnten deutichen Bolfäaenofen unb 
„Richt im Bundeskanzleramt. Inneres, Wien, 1. Best Perfengeſſe 7, entgegen: 


Baach HA Der Bundeskanzler: 


Wien. im Oftober 1933, * a 
l i 


Nationalſozialiſtiſche Propaganda: Ein Aufruf des Bundeskanzlers Dollfuß zur Winterhilfe 
(die von den Nationalſozialiſten geänderten Stellen find in abgeänderter Form unterſtrichen) 
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Abzeichen „baterländiſcher“ Terrororganiſationen zur Niederhaltung des Nationalſozialismus 
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Brief des Heimwehrführers 
Alberti, der wegen „Beſpre— 
chungen mit den Nazis“ ver⸗ 
haftet wurde (1934) 
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„Erinnerungsblatt“ an das 
Ende 1933 eröffnete „Anhalte⸗ 
lager“ Wöllersdorf 


Era Fp. 
EROMERRERHORURGENLAND ` 


16. Juni 1934 


Offener Brief 


Frauenfeld an Dollfuß 


Heri Bundeskanzler! 

Hach dem amlllchen Berlchle zu [hlte 
den, ſcheint man Über meine Abreilſe oder 
wie man es zu nennen bellebl, meme 
Flucht“ nach Heulſchland beſonders dess 
halb ungehallen zu fein, weil ich der mir 
unſetleglen Verpflichiung ohne Aenninis 
der Behörden Wien nit zu verlaſſe n, 

nachgekommen bin. sh hole dies 
jeg! nach und teile Ihnen mit — 
Sie dies nicht berells von anderer 
Gette erfohren haben —, dab lch mich 
Ser Oflerrelch ins Deulſche Reich begeben 


e. 

Sch verwahre mich dagegen, bob man 
diele Mbreife eines völlig un beſchollenen, 
anf helem Fuß befindiſchen Slacisbürgers 
als Flucht bezeichnel. 

Sch will einen für mich Io bedeulſamen 
Gët nichl unlernommen haben, ohne 
die Gründe, die dazu führlen, klarzulegen. 

Ach blieb fofi ein Jahr über das ver 
ſaffungswldrige Ver bol der MSD. bin» 
aus in Dfierreih. Die Gründe. die mich 
dazu bewogen, warum ich ein Sabr nach 
dem Berbo! der MS OP. In Oflerrelch 
verblieb, enlſprangen nichl nur einem Ger 
üble der Verbundenhell mil den Willlonen 
Oferreichern, mit denen ich Geſinnung 
und Berſolgung gerne fellle, ſon dern aus 
dem Wunſche, nach Arälten an einer Bele 
legung eines von fo vielen als unnallr⸗ 
lich empfundenen und für Oſterreſch tefa 
traurigen Kon flihles zu arbeiten. 

Ihre und Ihrer Wilarbeller Erklärungen 
in der Öffentlichkeit betonten fets Ihre 
Bereliſchalt zur Berlöhnung und zum Uha 
schluß eines ehrenvollen Frledens. Mehr 
noch: In Mein Jahre gab es kaum 
einen „Prominenten“ der Regierung und 
der Aeglerungsparlelen, der nicht an mich 
oder andere Porleiſührer m Wien und 
München berangeireten wäre, um wegen 
eines Friebensſchluſſes zu verhandeln. 


Ich war jeberzeil beret, im Rahmen 
der mir von meiner vorgeſetzlen Pienſt⸗ 
helle erteilen Vollmachlen derarligen Eins 
lodungen zu folgen und fat dies auch zu 
verſchlsdenen Malen. i 

Ich muble aber bald feſtſtellen, dab die 
öffenllich bekundele Frledensberellſchaft, 
wie jo vieles, was Sie und Ihr Kreis In 
den telen zwei Jahren faten, nicht ehte 
lich gemeint war. Michl, dah man den 
Kampf nicht lallachlich beenden wollte, 
8m Gegenlell! Alle die vielen „Führer“ 
und „Perſönlichkelten“ aus Shrer Umge 
bung verurlelllen das Zweck- und Sinn⸗ 
loje dieſes Kampfes, aber es fand auch 
nicht einer den Mul, aus dieſer Erkennt⸗ 
nis dle eniſprechenden Konſequenzen zu 
sieben, Nicht einer wagle es, ſeinen Wors 
ten eine befrtedigende Tal folgen zu laſſen. 
Warum 7 Weil keiner dem anderen traule 
und unter den wenigen Anhängern, die 
Gle haben, ein Kampf aller gegen alle 
tobt. In dem ſellenen Fall aber, daß jih 
doch elner zu einer Tal aulrafile, büßle 
er feine Anffändigtzell mit monalelanger 
Ze wie der Fall des Grafen Ulberll 
le hrl. 

Gle ſelbſt, Herr Bundeskanzler, fiken 
hinter einer chineſſſchen Mauer, welche 
die um Ihre Pfründen züllernden kleinen 
Geiſter in Imer Umgebung aufgerichiet 
haben. Zu Ihnen dringt nur, was diefe 
Kamarilla flir gui befindel. Sie find ber 
einzige Reglerungschef in Europa, der, 
wenn er zu „einem Volk“ ſpricht, einer 
Bedeckung von 300 Kriminal- und Pos 
lizelbeamlen als Begleitung durch das 

onge Bundesgebtel bedarf. Das ifi der 
Kate zwiſchen Ihnen und uns: Sie 
bedürfen des polizeilihen Schutzes vor 
der Wut des Volkes. — die naitonaſſo⸗ 
zlaltfiſchen Führer müſſen böchſlens vor 
feiner leldenſchafllichen Begeiſterung ger 
schützt werden. 


1. Jabegang 


Was weilerhin die Verhandlungen 

Immer wieder ſcheilern ließ, war der Ume 
and, dob Ihre Neglerung nichl ein tine 
heillſches Ganzes bildel, fondem aus vers 
ſchledenen, einander heſtig beſehdenden 
Gruppen bellehl. 
+ Berhandelle man enle mil der einen 
Gruppe, wurde man morgen ſchon under 
irgendeinem nichligen Vorwand durch bie 
andere Gruppe verb aſlel. 

Dleſes neckiſche Spiel währt nun Des 
relis länger als ein Jahr. 

zum ham noch, dab dieje Befprechune 
gen nicht ehrlich nefährl wurden, fondera 
den durchaus unfinnigen und unerreich⸗ 
baren Zweder hallen, einzelne Führer zu 
Verrälern an der nalionalſozialiſtiſchen 
Sache zu machen. Dazu gehbren auch 
die Derfuche, die mit meiner Perfon in 
den letzten Wochen angeſlelll wurden, Die 
Tatlache, daß man einen Menſchen, der 
fajt ein halbes Jahr der Frelheſt beraubt 
war, in Hoffnung auf feine „zerrlltlelen 
Nerven“ mit verlockendſten Ungebolen 
zur Preisgabe feiner Idee zu verleilen 
ſuchle, und daß man nach Scheitern dieſes 
Versuches Verleumdungen und bewußle 
Rügen über ihn verbreitele, rich lel Ihre 
angeblichen Beflrebungen, Frieden zu 
Ichließen, ein- für allemal, und enllardt 
fie dem Ausland und der europällchen 
e gegenüber als plumpe Ma⸗ 
nover, 

Wohin Ihr krauſer Weg fle führl, 
lehrt die jüngfle Zelt, in der Sle, dle 
bunberie Toten der Febetrevolle vergeſſend, 
die jüͤdiſch. margiftiichen Führer Ireilalfen 
und ben Soztaldemokrolen den Wiedere 
aufbau ihrer Organifalionen geflallen. 

Es ſehlen nur noch dle Waſſen, von 
denen Sie ohnehin kaum die HUR er» 
beuleten, Denn — jo meinen Ste — 
beſſer eine ſozuſagen verbotene SPD, 


mit der man Kompromiſſe ſchllehl, als ein 


erjollener 1 e deſſeu frühere Uns 
Anger die NEDAUP. ſtärken könnten! 

Schweren Herzens, aber erfüllt von 
Llebe und Bewunderung für die zehn⸗ 
laufende Männer und Frouen, Ander 
und Greise, die um ihres Deulſchlums 


Offener Brief an den Bundeskanzler Dollfuß vom 16. 6. 1934 


23 Das Dritte Reich 
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~ BHigrrter Für nationalsozialigsiachoa POITEIE In Üststrstch, 
Ersoheint reorganisiert und verbessert an Stelle des "Deutschen Bo n". 


Jahrgang 1934- Fre is lo gr. ’ Folgs 
XXXXXXXXXXIxXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXJI 27. 
N un Us dt er r eld h 1 


„1. Stumm gemacht von Bagone t ten 
Sohne igt der Hund In blasser got, 
List der Leib in schweren Ketten 
Brennt das Herz in heller ant, 


2.Hinter allen Kerkerzauern 
Blünt ein Glaube vundergle ich 
Lange wird es nicht rehr. dauern 
Bist Du frei rein Österreich. 


3.Nacht für Nacht auf unseren Bergen 
Flawmt das heilge Sonnenrad 
Roh ge fasst von Judas Schergen 
i Büasen Tausende die Tat. 


4.Singend gehen wir in dle. Kerker 
Matichen sind Arie Tangon bleich 
Schaffen sie äer lien stärker 
Dich za retten zein Österreich 


5.Hunger,Not und bitires Leid 

Sind für beute unser Teil 
Doch wir tragen gje mis Freude 
Als die Saat für Österreichs Heil 


6.Adoli; Hitlers Fahnen sehen 
Bald auoh über Österreich 
Und die letzten Kämpfer gehen 
Endlich dann ins Deiite Reloh! 


Natlonalsozialisten und-sozlalistinnentDer Kampf geht nicht nur 
unvermindert,sonderngestelgert weiter [Unsere Gegner werden und 
vtissen-ob sie wollen oder nicht-vor der ganzen Welt zugeben,ässs v. : 
bei der Schicksalsbestirnung (sterrelohs das entsubs Läsnde Sort 
mitzureden habe n. Und wollen sie nicht-dann werden und müssen wir : 


dazu zwingen! 
Heil Hitler! 


Trotz dem Verbot der NSDAP. (19. 6. 1933) erſcheinen die nationalſozialiſtiſchen 
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Arheiter! = 
Irkenne Deine Freunde! H 
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wogegen dith der Arier aus Not und Tod | 
befreite! | 


Zeitungen, wenn auch zunächſt nur in hektographierter Form weiter 
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fameen in Seimafhuh' 


Zum zweiten Male in dichem Jahre habt Ahr, Öfterreidiläe Srimatfhüser, Schulter an Sääulier wit den Organen bes 
Birch icerheitöwelens get mit den Angehörigen ber brivaffurten Magi das Vaterland gerettet. Ja unzähligen 
Kiümpfen und richten habt Ahr, öflerreikiihe Heimatihäger, wieder der Welt gezeigt, daß Dé in Enck glußende Battrlands. 
liebe, durch nichts begrenzte Opferbertitſcheſt and altöfterreicticier Greg pret 

Kameraden im Srimatiäus! Ich danke Euch vom ganzen Herzen dafür und ich ſage Euch, ich 
bin ſtolz, einer von Euch zu ſein und Eure Uniform zu tragen. Mit der heimilhen Scholle geung 
verbunden, um ermeiien zu kannten was ts für den Lanbnitt heben en in der (rate Hof und Herd und dit Wirtschaft zu 
verlafen, miticu in der Grunte, ferne der engeren Heimat, freiwillig mit der Rafe den Vaterland zu bienen, danlt ich Euch, 
Kamcraben Im Banernfiand, ganz befouders, denn Ahr habt den eiadentigen Atutis erbracht, 
daf der Oferreichiiche Heimatichug. zu jeder Jahreszeit im vollen Umjange ihhlagfertig daſteht 
und daß bem öfterreihiichen Seimarikiiger feine Pflichten dem Vaterland und dem Seimatiäug gegenüber an erer Stelle Heben, 
Auch Euch, Kentraden des Arbeiterftandes, die Ahr e immer, auch ditsmal wieder meinem Hufe Folge leiſtend, trog der 
schweren Not, in der Ahr Itbt, Gure Pflicht erfüllt habt, gilt mein Dant, dem ich inzufige: 

Haltet noch weiter aus, ich gelobe Euch. Eure Treue wird belohnt werden! 
Und Euch allen, dit Ihr von allen Seiten grtommtn feid, anter des Stimatſchuste Fahnen zu lampftn, baule ich mp fage id: 


Seid auch in Zukunft bereit! 
In tieffter Gart und Ergriffenheit bemge ich mich dor den fricchen Gräbern von 50 Uſterttichiſcen Stimatſchusern. BI 
nit verfiegender Danlbarleit. und Treue neige ich wich vor ditſen Milen He 
„ Baterlandsliebe, vor biefen Märterern uulerer Idtt. In uns, im X fierte 


. 


der pangen Welt, deß Ar wißt, daß Ap dem Vaterland gegenüber in bet Vinir 
Pflichten zu erfüllen habt und o? nach Grfülung dieier Pflichten daran dentt, anch Rehte geltend zu machen. Zeigt weiter einer 
ganzen Welt, daß Jhr, beſelt vom glhbender Baterlandsliche, fähig feib, jebes Opfer, und auch das Opfer des Lebens, dem 
Vaterland zu bringen. Zeigt weiterhin der ganzen Re d Ihe Kraft. die dem alten Circdë innegemohnt nub 
es groß und art gemat hat, schicht, ba rier Begtiff Öfterreih, mean arch heute in einem un feine Eriſtenz ringenden 
Staat perksrpert. Träger und Borlämpfer gal, bie ih feine Geltung in der Welt erschaffen werden. Für dieien Zeg ift 
Bandestanzler Dr. Dollfuß geftorben. Fur Mei Begriff hat Bundtskanzitt Dr. Dallfuß Tag und Nacht, unter nufägliäfien 
Mühen und Schwictigltittn feine apferreihe Arbeit geleiftet. Für dieſen Begriff hat er den Heldentod 
erlitten und für dieſen Begriff wollen auch wir im Geiſte des Kanzlers Dollfuß weiter 
unſere Kräfte einsetzen. 

Is grüße Euch, Kameraden im Ofterttichiſchen Heimaſchus, in dem felen Bewußlſtin, Schulter an Schulter mit Euch 
in Grifte des teten Kanzlers der sſterreicziſcken Irluxft entgrgcrzugtben, dit wir alen Störmen der Zeit zum Treb erfümpfen 
nnd erringen werden. 


Sfterteih wird niemals untergehen. Öfterreich wird groß und Hark werden weil wir es wollen! 
Grott Rüdiger Starhemberg. 


Wien, den 6. agut 1934 


TEn Se Een 


Plakatierter Aufruf des „Heimatſchutzes“ nach der Nieder: 
ſchlagung des nalionalſozialiſtiſchen Juliaufſtandes 1934 


Gemeinſames Werbeplakat der Jugendorganiſationen des 
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Heimatſchutzes“ und der „Oſtmärkiſchen Sturmſcharen“ 
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Karteiblatt aus dem 
Polizeikommiſſariat 
Wiener Neuſtadt, 
aus dem hervor— 
geht, daß die Zuge⸗ 
hörgkeit zur 
NSDpA. als 
„verbrecheriſche 
Spezialität“ gewer⸗ 
tet wird. 
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an 24.11.1900 in Korneuburg 
geb. ‚Wien zust. ‚Buchhalter dzt. 
arvbeitslos,in Siebenhirten 
Siedlung V 22 wohnhel t, 
Funktion;Blockwart der NSDAP. 
Belestet:durch RATZENBERGER. 
Festgensuzen:; am 25.9.1936 ,um 
Mauny ee 
Zeit: unter S. d. c 1886 
von 6.11.1936, 
Einseliefert: an das BG.Liesing 


urn 


Ein primitiver Chiffrierſchlüſſel, wie er von 
Polizeiliches Karteiblatt über einen Nationalſozialiſten während der Berbots- 


Blockwart der NS DAY zeit verwandt wurde a 
35 


Illegales nationalſozialiſtiſches Flugblatt 


zum Gedenken 


d e und Freiheit. 
GE —. Sturm Hors Wesscls 


3 Kameraden 
ven onfermuligen a 
air omg um Seteresichfür Deutsch- 
and fielen. 
i Wenn emad der Jag kommen wird, 
an dem an.h Golerreichbejreii, teilnehmen 


an den Juliaufſtand 1934 
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In London besprochen, in Paris verb nadie! 
otto: Henne, sich doch einmal nech der Uhr, warn-ich Keiser werde," 
Zita:" Sich ist gerede stchen geblieben mein Sohr, " 


Illegale nationalſozialiſtiſche Druckſchrift 


Oesterreichischer. 


EOBACHTER 


Organ der N. S. D. A. P. in Oesterreich 


Seit Tagen geht ein Rauschen der Empörung 
durch den vaterländischen Blätterwald. Alle 
Zeitungen, die irgendeinen Regierungskomissär, 
Kleriker, Juden oder Emigranten zum Chef ha- 
ben, leitartikeln in erregten Tönen. In einem 
an Epilepsie erinnernden Anfall wurde mit den 
Ladenhütern von der „Dollfußstraße*, der Un- 
beirrbarkeit des vaterländischen Kurses und der 
‚alleinigen Willensträgerei der V F° herumge- 
worfen. Die Spitzen der V F erschlenen eiligst 
auf dem Plane und gaben wieder mal markige 
Communiqués von sich, der Rundfunk wurde 
mobilisiert und alles, was in „Neu-Österreich“ 
das Monopol hat, die Oeffentlichkeit zu beſäs- 
tigen, übdrschlug sich in dem Versuche, (zum 
wievlelten Male?) die NSDAP — oder wes das 
selbe ist: die nationale Opposition — zu dis- 
famieren und einzuschüchtern. 

Was war der Anlaß zu dieser Hetze? Einfach 
und klar: 

Die nationale Opposition verlangt ihr Recht! 

Die Führung der NSDAP, als einzige Ver- 

tretung dieser Opposition verlangt die Ein- 

haltung der am 11. Juli 1936 abgegebenen 

Erklärung, verlangt die ihrer Stärke u. Stel- 

lung im Volke entsprechende Einftußnahme 

auf die polilitsche Gestaltung Oesterreichs. 

Die Antwort der derzeitigen Machthaber, die 
sich seinerzeit im Juti die kommende Entwick- 
lung ganz anders ausgemalt hatten, die der Hof- 
fnung waren, daß die öst. NSDAP zersplittern 
werde und man solcherart mit irgend einer 
„Gruppe“ einen billigen Frieden schließen könne, 
die Antwort der derzeitigen Dikatoren und ihrer 
Unterläufel, die sich statt dessen einem immer 
mehr erstarkendem Block gegenübersehen und 
nunmehr um ihre Machtposilion zittern, war 
ein Aufschrei des Entsetzens und der Entrüstung. 

Wenn Zernatto erklärt, daß sich der bisheri- 
ge Kurs in Oesterreich in keiner Weise ändern 
werde, so glauben wir ihm gerne, daß dies sein 
— Wunsch ist. Aber nachdem sich die Politik 
nie nach den Wünschen eines jeweiligen Staats- 
sekretärs der VF zu richten pflegt, sondern 
nach den tatsächlichen Machtverhältnissen im 
Volke, sehen wir der weiteren Entwicklung der 
Dinge ruhig entgegen. 

Nach wie vor beteuert jedoch die Regierung, 
am Standpunkt der „inneren Befriedung“ fest- 
halfen zu wollen. Da sich diese Befrledung 
hauptsächlich darin äußert, daß man wie bisher 
weiter verhaftet und nabezu 5000 Nationalsozi- 
alsten seit dem 11. einkerkerte, während man 
die endgültige Durchführung der Amnestie im- 
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Der Standpunkt der N. S. D. A. P. 


2 Jahrgang 


mer weiter hinauszögert, und ferner die „Mit- 
arheit“ der nationalen Opposition dadurch zu 
erringen sucht, daß man einfach ihre Unter- 
werfung unter die VF fordert, scheint es ange- 
zeigt, dem gegenüber den Klaren und einden- 
tigen Stanlipunkt der NSDAP darzulegen: 
Die NSDAP anerkennt das österr.-deutsche 
Abkommen vom II. Juli 1936, dessen Unter- 
terligung durch eine 3 Jahre lang gegen 
Deutschland hetzende Regierung nur dadurch 
erzwungen wurde, daß die in der NSDAP 
verankerte Volksmelirheit jeden deutsch-feind- 
lichen Kurs zum Scheitern brachte. 

Die illegale NSDAP Ist im Interesse des 
gesamten deutschen Volkes und der furcht- 
baren Notlage unserer engeren Heimat Oes- 
terreich bereit, an der inneren Befriedung 
ernstlich mitzuwirken, um das Volk aus der 
immer unertraglicher werdenden Verelendung 
zu befreien und einers. wirklichen Neuaufbau 
des wirtschaftlichen und sozialen Lebens 
durchzuführen. x 

Eine solche Mitarbeit der nationalsozialis- 
tischen Bevölkerung die, wie die vergangen- 


en 4 Jahre dargetan haben, der Wertvollste 
und idealistischeste Teil unseres Volkes ist, De 


hat jedoch die Voraussetzung, daß sie als 
vollstandig gleichberechtigt angesehen wird 
und daß die in den letzten 4 Jahren durch- 
geführte Diffamierung bedingungslos aufge- 
hoben wird. Die bisher von der Regierung 
angewandten Mitte“ erscheinen uns als völlig 
untauglich. 

Es gibt neben der NSDAP keinerlei Grur- 
pen oder politische Faktoren, die als „nationale 
Opposition® zu bezeichnen wären. Die alleinige 
Vertretung der nationalen Opposition liegt so- 
mit einzig in Händen der NSDAP. Innerhalb 
deren Reſhen gibt es weder Fuhrerstreitigkeiten 
noch Oppen? Mdnngen, gibt es weder „Betonte* 
noch „Belehrbare“ und „Unbelehrbare*, weder 
„politisch Wahnwitzige* noch „besonnene Ele- 
mente“ — sondern einzig und allein National- 
sozialisten! Die obigen Phiasen, dem Sprach- 
schatz hoher Regierungsfunktionäre entnommen, 
sind nichts anderes als eine bewußte Irrefüh- 
rung der Oeffentlichkeit. Sie sollen zur Bemän- 
telung jener Biedermänper dienen, die in Wirk- 
lichkeit Gegner und Saboteure einer tatsäch- 
lichen Befrfedung sind und die aus der Behaup- 
tung, daß es zahlreiche „Grüppchen! gäbe, die 
Unmöglichkeit ableiten wollen, mit der natio- 
nalen Opposition in Fühlune zu treten, 

Man Ist sich in Kreisen der Träger dieses 


Der „Deſterreichiſche Beobachter“. Er erfchien während der Verbotszeit in 
den verſchiedenſten Größen und Formen, da feine Druckerei fid) ſtets auf der 
Wanderſchaft befand, um dem Zugriff der Polizei zu entgehen 
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der er 
Arbeitersturm. 


Nationalsozialistisches Kanpfbia t 


d — — 

4. Jahr d. Verbotes Jänner 1937 Folye 3 
Nationalsozialistische und marxistische Wirlschaltsnolitik. : 

Zu wiederholten Malen, zuletzt wieder beim Parte "erg und bein Ensei 
dankfest am Bückeberk erklärte unser Führer Adolf I! ` sucht stelgen e Lohn- 
summen und Lohnerhöhungen das Entscheidende sind, 8 ” allem eine Leg ne 
der Produktion, d. h. daß erst einmal die Produktion g ` wir) win Allllivmen ADe 
losen in Verdienst gebracht werde müssen, bevor #9 : Hessens der I. bn. 5 
schritten werden kann! Patz das richtig ist, haben die l hben des deu schen ut es 
vor Hitler wahrend der Ehe- und Betigen nsch. ft des b schen Lenlums Mi, Jen 
Marxismus bewiesen. 

In dieser Zeit damals aufsteigender Lohnsätze, hewirktru d ben nur eine sche n- 
bare Besserstellung einzelner Arbeiter auf Kosten do ve + eierschrit. Deua die 
Lohne höhung begleitete gleichzeitig eine viel g-Ößere | boeung, die den i xp rt 
henimte, die Produktion drosselte, Fabriken sperrte, !! ellen Arbeiter un! An- 
ges ellte brotlos machte und sie so mit ihrer Familie du = sorge Dei" er 
Staat wurde dadurch doppelt schwer belastet, einersc“ I 9 Steigerung der Sen 
für Arbeitslose nunterstützung, andererseits trat durch del men ons- und Konsum Cid un pf- 
ung ein starker Einnahmenrückgang bei allen Steuern un Den sowehl bm ` taat 
als auch bei den Gemeinden em. Um aus diesem Dilem I Fu-zukommien, nehm die 
deutsche System-Regierung ausläntische Anleihen zu hoh m "un anf Und wenn auch 
das nicht mehr ausreichie um den Export zu erhalen, m cur se eine Inflabon, ene 
Abwertung, auf gut deutsch aber, sie raubte dem deu e sen Vermogen 

Genau dasselbe Beispiel erleben wir heute in Frank - von einer Con CD nuten 
„Volk-front“ von Linksbürgerlichen und Marxisten reg wie. geisir von ve Juten 
Blum Im Juni d. J. bewilligte msn dort unter der Drohung is, Fabtikst eseizungen 


und Unruhen, eine 7—15prozentige allgemeine Lohnen iers eine 48S unden- 


woche und einen bezahlten Urlaub (Interessant ist ur; uwischen Abel, Vo im 
klassischen Lande der Freiheit, Gleichheit und Brüde eh cer französisch Arbeiter 
einen bezahlten Urlaub überhaupt noch nicht karte!) 

Und sofort stellten sich, trotz aller schwächlchen Anweh ne, die unaus le bchen 
Folgen ein: Die Volksfrontregierung zu schwach er hrér km Htalisti chen Um- 
g bung — mußte wie die Regierungen im Nachkriegsde € im hewigen Oste ich 
ihre Unfähigkeit Preissteigerungen hintanzuhalten eines über hnaus Vieh sie 


durch ihre sinnlose Ausgabenwirtschait die französ 


5 chít in das Ch os. So 
san en die Staatseinnahmen um 9.2 Prozent, dafür 


y chung urs Si es 
durch Anle hen ins endlose und die Preissteigerungen orre cl ou welle einige Hehe 
von 3) Prozent des Vorjahrwertes. Damit war der fran auch c on wieder 
ncht nu um die Lohnerhöhung betrogen warden, san ou ch elner d rau ls 
vordem. Als zweites stieg die Arbeitslosigkeit in Fraß 8 dihin bat ge- 
kannt hatte, (nach einem Bericht der französischen Oow hn u „Populsire’ vom 
7.1X.1936) erst auf 334 000 im August, dann auf 8 en emi ern. == ch einer 
Abwertung im Sturm einer ung heuren Preissteigerun U "ts Beunneeli genden Riek- 
ganges der Staatseinnahmen, respektive gewaltiger Ar, kerongen ube die 
judisch-marxistische Regierung Blum nach Imola von hr pu (dien 
„Staats- und Wertschaftsaufbaues“ eine furchibare Ice z Grott seit 
dem 26. September (dem Tage der Abwertung) im Ce" I ven a4 40 2 "roz, 
boi inländischen Waren von 451 auf 488 8 Proz. wi ertragen Die ch gng im 


Oktober gegenüber September von 1450 aul 1190 Mil, u 
Selbst nach einem Bericht des linksgerichteten Res 


KI? 


1 sind die 


Preise in Paris in der Zeit vom 29. IX. bis 3 X. (in einer Wi ache! um 8 Proz. gestiegen. 
Das Blatt schreibt weiter: 

Š wenn man noch in Betracht zieht, daß die Kc ese ini Ser ber 1936 
Ee genüber September 1935 um 15 Proz., im Oktober d“ em na noch 
einmal um 12 Proz, bei Brot und Nahrungsmittel um 17 sos im die Hehe ng g g u sind 


nd — schon wieder landwirtschaftliche Kreise neue Fone uron mich ih Des Hm 


Wer den „Arbeltersiurm“ liest und nicht widerlegen kann — der mug inn weitergaban! 


„Der Arbeiterſturm“, eine weitere illegale Zeitſchrift der NSDAP 


Österreichischer 


e 
BEOBACHTER 


Organ der N. S. D. A. P. in Oesterreich 


Sonderfolge im Jänner 1 937. 


Wir klagen an! 


Noch ist der Tod unseres Kameraden Mandorfer in frischer Erinnerung, noch zittert in 
uns die Empörung über die verbrecherische Tat des Systems, und schon erhalten wir Kunde 
von einem Mord, der in seiner unvorstellbaren Rohheif alles übertrifft, was wir in den drei 
Jahren unseres Kampfes gegen eine skrupellose Gewaltherrschaft erleben mußten. 


Die Tatsachen: 

In der ersten Wochen d. J. wurde der SA-Mann Friedrich Mödihammer-Beranek aus 
Eßling in N-O. unter dem Verdachte illegaler Betätigung verhaftet und ins Kreisgericht Stok- 
kerau eingeliefert. Dortselbst wurde er am 15. Jänner von den Kriminalbeamten Musil und 
Wagner der Expositur Reg. Rat Reith der n.-ö. Sicherheitsdirektien durch 7 Stunden verhört. 
Die Kriminalbeamten bearbelteteten ihn während des Verhöres in unmenschlicher Weise mit 
Schlägen und Fußtritten, um ein Geständnis von Ihm zu erlangen.“ Als Mödlhammer sich 
noch immer weigerte, die Namen seiner Kameraden bekanntzugeben, drohten ihm die bei- 
den Beamten damit, seine alte Mutter zu verhaften und solange festzuhalten, bis er ein vol- 
les Geständnisabgelegt habe. Tatsächlich wurde die 70-jährige Mutter sowie der Bruder 
Mödihammers noch am selben Tag ohne gesetzlichen Grund in Hatt genommen. 

In seine Zelle zurückgeführt, erhängte sich Mödlhammer an seinem Hosenriemen. Er wur- 
de noch rechtzeitig entdeckt nnd in bewußtlosem Zustand ins Stockerauer Krankenhaus ge- 
bracht. In einem Abschiedsbrief, der sich in seiner Zelle fand, erklärt Mödihammer, er gehe 
freiwillig in den Tod, weil er nicht zum Verräter werden wolle und da nicht ertragen könne, 
daß man seine Muttrr sa behandle wie ihn; die Behörde brauche sich nicht bemühen. diesen 
Brief zu vernichten, da es ihm bereits gelungen sei, eme Abschrift davon aus dem Gefängnis 
zu schmuggeln. 

Im Krankenhause erlitt Mödfhammer als Folge seiner Strangulierung einige Tobsuchtsan- 
falle. Trotzdem versuchten die entmenschten Kriminalbeamten die Einvernahme fortzusetzen 
und dem Hilflosen noch ein Geständnis abzuzwingen. Am 18. Jänner starb Mödihammer an 
den erllitenen Verletzungen. Der Leichenbefund stellte Striemen und schwere Blutunterlau- 
fungen infolge von Schlägen und Fußtritten sowie zahlreiche Injektionsnarben am Oberschen- 
kel feat; der Unterleib des Toten war bandagiert, Das Begräbnis fand ohne vorherige Obduk- 
tion am 21. Jänner statt. Die Mutter Mödlhammers wurde am Tage nach seinem Tode, gegen 
Abgabe einer erpreßten schriftlichen Erklärung, daß ihr Sohn seit langem an Tuberkulose 
gelitten habe, enthaftet. 


Nationalsozialisten und Nationalsozlalistinnen, Kameraden! 


Fritz Mödihammer ist im Dienste der Bewegung für unser Volk gefallen. Von verterten 
Schergen eines und heuchlerischen Systems, das Gott lästert, wenn es seinen Namen nennt, 
körperlich schwer mißhandelt und gequält, hat er, var die Wahl gestellt, Gesundheit und Le- 
ben seiner Mutter gefährdenzu lassen, oder aber zum Verräter zu werden, den Ausweg in 
den Tod gewählt. So hat er sich der teuflisch mißbranchten Gewalt eines sich christlich 
nennenden Staates, dessen Recht „von Gott ausgehen” soll, entzogen. Hunderte der Besten 
sind ihm im Tode vorausgegangen und wir wissen, daß auch weiter noch von manchen das 
höchste Opfer gefordert wird. Denn daß es viele Tausende gibt, die zum letzten Finsatz be- 
reit sind, daß Hunderte ihm mit ihrem Blute leisteten, bewährt uns erst als Kämpfer einer 
Idee. 

Kamerad Mödihammer! Du warst einer unserer unerschrockensten Kämpfer, still, beschei- 
den und treu. Dein Glaube, deine Treue, sie waren dir mehr als Dein Leben. Du warst nicht 
our bereit zum Opier, du hast es wisk:ich vollbracht, Mit der letzten Kraft einer todesmuti- 
gen Seele hast du die schwere Wahl gezogen. Daß dein namenioses Leiden, daß deine Tat, 
die die Tat eines Heiden war, nicht umsonst gewesen sein soll, das haben wir dir toter Ka- 
merad, zu geloben. Ein einziger Aufschrei geht durch die Reihen unserer Bewegung. 


Sonderfolge des „Deſterreichiſchen Beobachters“ 
(gegen den blutigen Terror des Schuſchnigg⸗Regimes) 
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FEBRUAR 1937 


2. JAHRG. 


WIEDER EINE ANLEIHE. 


Die Bsadenregierung hal beschlossen, 
im kommenden Frühjahr eine Anleihe von 
189 Millionen Schilling rum Zwede der 
Arbeitsteschaffung« aufzunehmen. In sämt- 
Ben Syiutemzeitungen und Ministerreden 
wird dieses Ereignis auf das freudigate ge- 
telert, die seit Jahren abgedemschenen Schlag- 
Worle von »Arbeitsbeschaflung«e und »wirt- 
ochaftilshen Wiederaufstieg: pinsseln salven- 
artig au das hungernde Volk nieder, dem 
beim Anhören soldier Phrasen spelübet 
wird, Staatssekretär Zernatio verstieg sich 
zu der stolzen Erklärung, daß dorch diese 
Anteine die Forderung der V.F. nah Ar- 
beitsbesihalfung son erfüllt sei und andere 
»Veraniwortliches sekundierien ihm mit der 
Behauptung, daß nunmehr Arbeit fir 50.000 
Arbeitslose geschalfen werde. 

Abgesehen davon, daß diese 50000 nici 
einmal ein Zenniel aer in Österreich leben“ 
den Arbeitslosen darstellen — also eins 
kläglihe Forderung der V.F, die damit 
öden erfüllte isi! — wollen wir die neue 
Anleihe einer genauen Betrachtung unter 
ziehen, um festzustellen, was das Volk von 
diesem neuen »christüch-autorkäten- Regie- 
— in Uylrunchkelt zu erwarlen 

t 

Die neue Anleihe ist die vierte, die seli 
Ausbrum dra sarisilidher« Systems emittiert 
wird: 1933 die Trelferanleihe mit einem Be- 
irag von 300 Millionen Schilling; 1934 die 
Arbalısanizihe in der Höhe von 175 Millionen 
Shilling und 1935 die Konvertſonsanleſhe 
von 00 Miflionen Schilling, so da3 der 
außderbudgetmäßlge Verbrauch un- 
serer Pronvögle die e Summe von fast 
900 Millionen Schlag hiemli erreicht hat, 

Diese Suldssame erhöht sich durd 
Ind Schstescheine la 
gewalligem 


Rechnel man dazu, daß die Auslands 
verschuldung Österrekts, die derzeit fre l- 
elnhaltb Mliliarden Schilling be 
trägt; seit der Herrschaft der jüdisch-Ratho- 
lischen Allianz um mehr als eine Milllar« 
Schiiiing zugenommen hat, go müßte man 
omas glauben, dad um diesen Bettag 
erheblihe Dauerwerle geschalten werden 
konnten. 

Daß aber auf wirmdaltlinen Gebieten 
einiach garnichts eireicht worden Ist, piellen 
die Spatzen von den Dächern und ist selbst 
aus dem amtlih gefälschten stallstiscıen 
Material jederzeit zu entnehmen, 

Nunmehr soll mit der neuen Anleihe 
von 189 Millionen Schilling die Arbeitslosig- 
kelt »entscheidend bekämpii« werden. Neh 
men wir einmal diese neue Anleihe unter 
die Lupe: Daß es zich um den Beginn 
eines großen mehrjährigen Planes zur Be- 
seitigung der Arbeitsiosigkelt handelt — wie 
elwa im Reihe — wagt nicht einmal die 
Reglerung zu behaupten, Im Gegenteil, die 
neue Anleihe ist das Ende der staatlichen 
Arbeitsbeschaffungsaktlon| Wir wissen js, 
daß seit der letzten Arbeitsanleihe (vom 
Fıähjahr 1935) zwei volle Jahre vergehen 
mußten, bis sich unsere Regierung — derer, 
einzige Weisheit im Anleiheauinehmen, alao 
im Borgen besieht — wieder ais Kredit- 
gudher auf den Kapitalen ru trauen durf'e ! 
Blog um den im Ve gn zur ròs- set 
Aufgabe geradezu lächerlich geringen Betreg 
von 180 Millionen Schilling aufzunehmen 
mufe derart lange gewartei werden? Und 
wenn der Arleiheerlös verbraucht W. Wergen 
wohl wieder mindestens zwei Jahre, obne 
Aussicht nuf Verringerung der Ärbelislosig- 
keit vergehen müssen, da es ja für unsere 
notleidende Finaazwirtshaft immer tele 
riger werden wird, nene Geldgeber zu linden. 


Sele E ÖSTERREICHISCHER BEOBACHTER 


durdi das unsere pollfishen Kamele gehen 


müssen.« Womit es die der 
V.F. von ihrem offiziellen schwarz 


walg haben, daf sie politische Kamele 
si 


Eine ierene Bewegung politischer 
K ie dle ma gl verlebendigen muñ, 
um mit ihnen die tische Willensbildur 


eines autoritären es durchzuführen ? 
En toller Zirkus 


Armer Franz Joseph! 


in beängstigender Welse mehren sidi 
die Fälle, daß in Österreich Denkmäler ver- 
Schladen. ehe sie noch errichtet wurden. 
"`" Dermalen führt die Wiener Polizei eine 


der eingegangenen Gelder spurlos ver- 


— 


ahrscheinlich gab es im 
Komitee einige besonders heiße Verehrer 


zu 
sehen. Die Tätigkeit des Komitees soll be- 
reits eingestellt worden sein. 

Wie wäre es, wenn man statt a 55 
panies rt elt des 2 
Resten der diversen Fonds nur 

einziges er würde: 
das des unbekannten Defraudanten ? 


Hochwürden delogiert die Frontmiliz. 


In Wien (Sievering) wurde ein Missions- 
priester mit der Befreuung eines Pfarr- 
sprengels beauftragt. In diesem befand sih 
ein Heim der Frontmiliz. Eines Tages pr. 
an der Tür desselben ein Plakat: »Der 
Fronimiliz ist ab heute der Eintritt verbotene, 
Die Bevölkerung lachte sich schief. Ober- 


leutnant Swoboda, der Kommandant det 


Milizabteilung intervenſerte. Er drohte mt 


höheren St Der Missionär, ein Tiroler, 
antwortete: Ihr zahlt nix, Ihr habt nix und 


bin ich mit den Negern fertig geworden, 


werde ih mit euch auch fertig werden.: 


(KO) 


Der Friedenspilz. 
—— 


hätte, nein, das wäre 
wegs nad seinem Ge- 
schmack — aber etwas anderes: 


Der „Deſterreichiſche Beobachter“ in Kleinformat 
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Folge 19 


2. Jahrgang 


Das Volk von Österreich hat gesprochen. 


An einem Wendepunkt der öst rr Ge- 
schichte, durehdrungen von dem Bewußt- 
sein der ungeheuren Bedeutung der Stunde 
hat in diesen Tagen das deutsche Volk un- 
serer Heimat seine Stimme erhohen und in 
einem offenen Brif an den Bundeskanzler 
den ihm nach göttlichen: und nach menseh- 
lichem Recht zustehenden Anteil au der 
politischen Willensbildung und Verautwor- 
tung gefordert. Erschütternd zu sehen, mit 
welcher Würde und welch: m Ernst di: ses 
Volk, das vier Jahre lang mit den abärm- 
lichsten Mitteln politischer Unterdrü kung 
niedergehalten, d'Bom, rt und ent:e htet 
wurde, seine unverrickbaren Fo derungen 
den zuständigen Fukterel des off, ntlichen 
Lebens zur Kerntnis bringt,. Ohne Rach- 
sucht, ohne Haß — ein i zige wuchtiger 
Appell an das Gewissen der Verantwort- 
lichen. 

Wie kläglich stechen davon dieschwäch- 
lichen Versuche der österr. Regi: rung ab, 


den zwingenden Notwendigkeiten einer hi- 


storischen Entwieklung durch Tagerma- 
növer auszuweichen, indem man sich einer- 
seits bemüht, die Erfüllung der innerpoli- 


tischen Verpflichtungen aus dem Julivertrag 
zu verzögern bezw. zu umgehen, anderseits 
ohne Rücksicht auf die dıraus eutstehen- 
den Gefahren ine außenpolitische Umorien- 
tierung erstrebt, Versuche, die scheitern 
müssen, weil sie naturwidrig und zwecklos 
sind! 

Wenn jemals ein Zweitel darüber be- 
stehen konnte. wer die wirklich verant- 
wortingsbewußten. aufbauenden El. mente 
in Österreich sind. wer in Wahrheit Frieden. 
und Wohlstand in diesem Lande will, d nn 
hat der Offene B ief der Nat'onalsozial st n 
Österreichs Klarheit geschaffen. In dieser 
Kundgebung der Disziplin u. Eutschlossen- 
heit naben die Mass n gesprochen, während 
alles andere nur das Gerede eines kleinen, 

Damit ist nun die Stunde der Entschei- 
eigenstehtigen Klüngels ist, 
dung in feierlicher Form aug. kündigt. Die 
Zeichen der Zeit sind für jeden sichtbar, 
der schen kann, Wer sie auch jetzt noch 
nicht verstehen will, auf den wird der Fluch 
der G: schichte gurückfallen, der noch je den 
getroffen hat, dem die eigene Person über 
das Wohl seines Volkes ging. 


Die groge Verbrecherschule. 
Wir klagen au! 


Eine völlig unbewiesene Bemerkung 
eines der Angeklagten im Wr Neustädter 
Standgerichtsprozeß, daß der Anstifter des 
Zrauenvollen Verbrechens in der Neuukirch- 
ner Allee, der Arbeitslose Fleck „in der 
Steiermark Handgranaten geworfen habe“, 
hat der österr. Systempresse Anlaß gegeben. 
die infame Behauptung aufzustellen, daß 
die drei jugendlichen Raubmörder „bei den 


nat. soz, Bombenwerfern“ in die Schule ge- 
gargrn seien. 

Gegenüber dieser schamlcsen Eutstel- 
lung d, rWahrheit ist zurächst festzuhalten, 
daß alle diei Burschen nach ihren eigenen 
Aussagen demSchutzkorps bezw. der Fror t- 
miliz angehört haben. Schlögl war im Au- 
genblick der Tat noch Wehrmann im Bun- 
@esheer, Steyskal hatte vor seinem Eintritt 
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ierte Handzettel 


Hektograph 
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der illegalen NSDAP. 


Drittes Reih 24 
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SE 


Beobachier 


SONDERFOLGE 19. Juni 1937 


m Oelterreichisch. 
a 


HERR 


Deutsches Volk in Oesterreich! 


Werktätige der Stirne und der Faust! 


Vor vier Jahren, am 19. Juni 1933, wurde die nationalsozialistische deutsche Arbeiter- 
partei Oesterreichs verboten. Vier Jahre habt ihr nun Zeit gehabt die Segnungen der 
.christlich-autoritären* Regierung am eigenen Leibe zu genießen. 

Vier Jahre habt Ihr Zeit gehabt, tagtäglich zu hören und zu lesen, wie es mit uns 
aufwärts geht! Vier Jahre lang versprechen Euch dieselben berufsmäßigen Lüg- 
ner und Betrüger, wie gut es Euch gehen wird, wenn endlich das große Wunder ge- 
schehen ist und in Oesterreich wieder Friede, Freiheit und Ordnung herrschen! 
Glanbt Ihr, daß diese Lumpenhunde, die seit vier Jahren das Volk verknechten, mit 
Galgen und Ausnahmsgesetzen, mit Gewalt und Lüge, mit Betrug und Hinterlist ein 
ehrliches, braves, arbeitsames und geduldiges Volk terrorisieren, den Frieden und da- 
mit auch endlich Wohlstand. Brot und Nahrung bringen können? Ihr kennt die feinen 
Herren, die vom Christentum reden und, im Bunde mit jüdischen Gaunern und Finanz- 
betrügern, uns allen das letate Mark aus den Knochen saugen, den letzten Groschen 
aus der Tasche stehlen und uns dafür noch wie Hunde behandeln, ganz genau! 

Von der Gesellschaft, mag sie unter der Firma Schuschnigg oder Volksfront — Schmitz 
laufen, haben wir keinen Frieden, keine Freiheit und damit auch kein Brot zu erwarten. 
Während wir seit vier Jahren ein Leben des Elends, der Not und des unsäglichsten 
Jammers führen müssen, blüht neben uns ein Reich zu höchstem Glanze auf. 
Zufrieden in schaffender Arbeit, frei im Vollgenuß aller bürgerliehen Rechte, geführt 
von einer Regierung ihres vollen Vertrauens leben unsere Volksgenossen im Deutschen 
Reich ein Dasein, das wert ist, gelebt zu werden Um all das sind wir, werktätige, 
bodenständige deutsche Oesterreicher seit vier Jahren betrogen | 

Vier Jahre laug versperrt man uns den Frejheitsweg, den unsere Brüder im Dou schen 
Reich gegangen sind, und führt uns auf der Dolltuß-Stralie den Todesweg zu Hunger, 
Elend, Not und Bürgerkrieg. Vier Jahre lang kämpft die N.S.D.A P. gegen Volks- 
verknechtung, Volksbetrug und jüdisch-jesuitische Gemeinheit uud wird den Kampf 
siegreich zu Ende führen, auch für Dich, Volksgenosse, und Dii erkämpfen, was Du 
willst und brauchst: 


Freiheit und Brot! 


Sonderfolge des „Oeſterreichiſchen Beobachters“ vom 19. 6. 1937 


Mitteilungen der 


$ 


Ortsgruppe 


Mitteilungen der 


G 


AE: Ortsgruppe 
Saflenaa| an Made dich beim 
—— a ee] wir betreiben Spott 1 ? 
unge es ruft dich Ortsjugendführer, 
die Heimat Sg dort bekommst 


. ; | wir tummeln 
Komm in di N gend 


gi A uns SM Ss dv W eit ere 
des Vaterlandes !! v . Auskurft ! 
A 


und können allerhand ünfie; 
komm zu uns fo tange not Plan ifi, 
fpäter geht es nicht mehe, ſelbſt wenn du hntefällig darum bitteft 


omm zu uns, fo lange noch Jeit ift! 


E 


Werbeplakat für das am 29. 8. 1934 ü öſterreichi 
: l j 18. gegründete öſterreichiſche Jungvolk des a 
ſchnigg⸗Regimes — eine ebenfo naive wie plumpe Mesure „fo er GE SE 


3 Die Organisauousiormen der Jugendver 

vande können nicht für alle Länder, Gebiete D R O 8 P E K T 1 5 5 3 
und Stääte die gleichen sein, sondern mussen 

den konkreten Verhältnissen und besonderen 
Aufgaben der jugendbewegung entsprechen 
Höchst wichtige Organisationsformen der Ju 
gendverbände müssen die verschiedensten 
Klubs und Zirkel darstellen, die den kultu 
rellen, wirtschaftlichen, beruflichen und poli 
tischen Interessen der jugend Rechnung tra 
gen, ausserdem örtlich zu schaffende Verein! 
gungen, Kurse, Gemeinschaftsheime, besonde 
te Gruppen der erwerbslosen Jugend, der 
Bauernjugend, der weiblichen und studieren 
den Jugend usw. 


H. Für die Einheit der Arbeiterjugend | 


1. Auf dem Gebiete des Zusammenschlusses 


2 gesamten ae jugend betrachtet Antinational⸗ 
er Kongress als nächststehende Aufgabe der 161 
Kommunistischen Jugendverbände, die orga- fozialiftifches 
nisatorischr Einheit mit den Sozialistischen ſu- Abzeichen 


gendverbänden anzustreben. 
Diese Vereinigung ist dadurch begründet, daß 


auch die sozialistische Jugend eine antifaschi- WANDERER. WERKE 
S SCHONAU. CHEMNITZ 


Unter dem Deckmantel einer Firmenreklame betriebene 
marxiſtiſche Jugendpropaganda 
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Feſtführer 


für das deutſche und öfterreichifche Scontkämpfertreffen 


Schulter an Schulter 


am 17. und 18 Juli 1937 in Wels 


Der Feſtführer für das deutſch⸗öſterreichiſche Frontkämpfertreffen 
(17.18. 7. 1937), das vom Schuſchnigg⸗Regime zunächſt ber- 
boten worden war 


„Ih Wirte, dlefes Selen bus Ühterrrimlfchen 
Wert iu geben als einen penen Meme is geihlofenen 
Wiens und geſchtoſſenen Beleimena yu einem freien 
Dolt in einem freire Watertand!” 


Volk von Oſterreich! 


Durch einen geſetzmäßigen Akt des Bundestages 
wurde die 


Allgemeine 
Bundesdien:itpflicht 


eingeführt. Damit ift die 


Wehrhoheit Diterreichs 


in vollem Amfange wiederhergeſtellt. Heute ift alfo 


Österreich wieder frei! 


Betten, die wir zornig getragen, find zerbrochen. 
Öfterreich ift nicht mehr abhängig von den Wünſchen anderer. 


Damit IR wieder ein Schritt auf dem von Djterreiche 
Erneuerer vorgezeichneten Weg getan! 


Osterreich für immer auf der Dollfuß-Straße! 


Aufruf zur Einführung der „Allgemeinen Bundes: 


dienſtpflicht“ (1. 10. 1936) 
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Freiheit! 
Soziale Gerechtigkeit! 
Deutsche Treue! 


Christliche 
Anständigkeit! 


Arbeit für Alle! 
Ordnung im Staate! 


Ja oder Nein? 
JA! Mit Schuschnigg für Österreich! 


E golt von dſterreich! 


Zum erſten Male in der Geſchichte unſeres Vaterlandes verlangt 
die Führung des Staates ein offenes Bekenntnis zur Heimat. 


Sonntag, der 13. März 1938 


ijt der Tag der Volksbefragung. 


die ſoziale Eintracht 
berechtigung, die endgültige Überwindung der Barteienzerklüftung, den 
deutſchen Frieden nach innen und außen, die Politik der Arbeit zum 
Ziele fegt, — ob Ihr dieſen Weg mitzugehen gewillt feid! 


Die Parole lautet: 

„Für ein freies und deutſches, unabhängiges und 

ſoziales, für ein chriſtliches und einiges Oſterreich! 

Für Friede und Arbeit und die Gleichberechtigung 

aller, die ſich zu Volk und Vaterland bekennen.“ 

Das iſt das Ziel meiner Politik. 

Dieſes Ziel zu erreichen, ijt die Aufgabe, die uns geſtellt iſt und 
das geſchichtliche Gebot der Stunde. 

Kein Wort der Parole die Euch als Frage geſtellt ift, darf fehlen. 
Wer fie bejaht, dient dem Intereſſe aller und vor allem dem Frieden! 
Darum, Volksgenoſſen zeigt, daß es Euch ernſt 18 mit dem 
neue Zeit der Eintracht im Intereſſe der Heimat zu be- 


die Welt ſoll unſeren Lebenswillen ſehen; darum, Volk von 
Oſterreich, ſtehe auf wie ein Mann und ſtimme mit 


ja! 


Front⸗Heil! Oſterreich!, 
Schuſchnigg 


H 


Weitere Werbeplakate zu der von Bundeskanzler Schuſchnigg für den 13. 3. 1938 


Mit Schuschnigg 
für Oesterreich! 
Frauen und Mütter 


tut Eure Pflicht am Abstimmungstag am 


13. März 1938 


Jede Frau stimmt für das Vaterland, 


Jede Frau stimmt mit „IA“ 
Stimmenenthaltung ist VERRAT an Oesterreich! 


Frauen u Mütter ne nr Urne! 
Hit Schuschnigg für Oesterreich! 


Für dm Muiterschutrwerk car Vohnriäe- 
dinchen Prani. Eet oor Ken wian: 


Frau Mina Wolfring 


Fürstin Fanny Starhemberg 


geplanten Volksbefragung 
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Volksabſtimmung am 10. April 1938 


Stimmzettel 


Stimmſt Du, deutſcher Soldat, der am 13. März 1938 vollzogenen 


Wie der vereinigung Öfterreihs mit dem Deutſchen Reich zu? 


Ss 


Volksabſtimmung und Großdeutſcher Reichstag 


Stimmzettel 


Biſt Du mit der am 13. März 1938 vollzogenen 


Wiedervereinigung Öfterreichs mit dem Deutfchen Reich 
einverſtanden und ſtimmſt Du für die Lifte unſeres Führers 


Adolf Hitler? 


KS 


Stimmzettel für Soldaten 
Stimmzettel für die Zivilbevölkerung 


Keichsgeſetzblatt 


Teil I 
1938 Ausgegeben zu Berlin, den 17. März 1938 ] Nr. 27 
Tog Inhalt Seite 
17.3.38 Ber infübrung der Nei å m Qande 
AR) BM K = 253 
17.3.38 durch 
251 
17, 3. 38 


Verordnung über die Einführung 
der Reihsmarkmwährung im Lande Öfterreid. 
Bom 17. März 1938 


Auf Grund des Artikels IL des Geſetzes über die Wiederver 


er wird ermächtigt, alle derzeit zwiſchen dem Deutſchen Neich und 
den. Beſchränkungen des Zahlungsverkehrs abzuändern oder ganz oder 
teilweiſe außer Kraft zu ſetzen. 

93 


en wird ermächtigt, Waren öſterreichiſchen Urſprungs ganz oder 


94 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 17. März 1938. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


teilweiſe für zollfrei zu erklären. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Frid 


Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Walther Funk 


Meichsgeſetbl. 1933 1 


Verordnung über die Reichsmarkwährung 
im Lande Öfterreich (17. 3. 1938) 


372 


Deutſcher Reichsanzeiger 
Preußiſcher Staatsanzeiger. 


tie Sngeigenftele SW 09, Wilhelmfirnft 32. Genele Nummern 


den Porte target, feniipncb. Sammel- Nr. 192333, 


Reihsbantgirofonio Nr. 1918 
kei bet Reichsbank in Berlin 


Nr. 66 


Deutſcher Reichsta 


Gilcheint an ieder! Wochentag abends. Bedussurriö turh die Pril 
molid 2,30 ÆA einschließlich 0. 48 K. Bellungrgebühr, aber ofne 
Deh, fli Srlbſtubßeler bei der Auitlarnſtelle 1,90 AA meneflich 
Ale Poſtanſtalten nehmen Riellellungn an, In Bertin für Selbſlabbaler 


Aufyabe kofſen 30 ci einzelne Beilagen 10 Aw. Sie werden nur 
aam Botlabtung ober vorherige Einfenbung des Betragra elu schließlich 


CR für Aen Mi N D 
Err ie isum riser een Sb mma bersi 


Wie Je ës — 
mr 
1 


einer deere lte #3 mm beiten Peti 
Dee 
2. Ale | 

Vë Jeädret einsufenken 


vieler iA der! ud mee, weiche Morie etwa durch Felis zd leinmal 
unterfithfien) eder durch petz? (helsnherer Vermer? am Slanbe) 
Fire merien Jet — Beteijieie ne eigen nden B Zuge 


Berlin, Sonnabend, den 19. März, abends 


Dar tem Alnrüdungttermin bel der Enleinen 


eingegangen fein 


Poftihettonid: Bertin 41821 1938 


3. Gitzung am 18. März 1938. 


Tie einmalige Teute 
Wen Fatigtape, nie 

tes ampera A 
derteifung im 2 
wem Anbdrud, Die 
sentide Warerland 
Der die Stones njeres 
Wroftdentenftwhl ac, wie 
losen A uf £ 
Ähren Yäten eriälenen 


nige Seu der Bi 
mm D Set, ee Ggs Za er 
S bank dot mur NDI der Siet, 
aslam % auf bex Nenlernnashanten 
jfuhruna re Vandea Ceitrrreim In bad 
Anſaß zu ve: fextallven Ehrung 
ſungſte lee, ehis zeg 


einen der quo, 
uber ben Hei 


awning ` 


Wittiermeile fanden Déi die erfien Vertreter brr Regierung 
bre Landen Oellerteich im Ziyungätaod ein, Idum erfannt, Jhon 
Wzungt van Gruppen gratullertuder Nelchstageabgearbueter 


Wenige Minulen bar 20 life ertönte Dad lngelieichen. Run 
Tréin Meichsttanibalter Tr. Sey Ze o art, in ber Uni. 
beer Sande dee n g gefolgt won ben bg herzen 
feiner Landes regie ning un 1 und wabnt mei ihnen Die 
eriten lage bei dei Yanderverkrelern ein. Jeut erhoben ho 
Ironman bie Abgeortneien und die Beſucher auf den Trennen in 
emer bergen, durch Icbhajies Veiſallkialſchen unlerfiridienen 
Begrutzung der ermeie bes witerreidhläpen Vandei. Bolſchgſter 
oon Naben begeußte den Keicsftarlbatter Ir Seu: fine 
ghari, amb me, wicher qub fidh die ende nber had hohe 

teima der Einbeziehung Peſterreiche in unjeren Heichelog Fund, 
M Ude flamme bie keillice Pauptbelendinng 
erhoben jid alle Anmelenben unb jchauten 
ine frenn ja bt du Gelar 
Führer ums Keſchsfanzler kon 


untllich um 


e Adoll Hiller, pefolgl von Suhail! Deh und vom 
Reichetagapralibenten Ber mann Grina, ber In der Gener 
toliefdmarl&allsunijorme der Eufimafle erschienen war, forie bon 
Aelcheuner miner Tr Erid ben Smıngslaal betrat, da zelate 
ibm eine Coation von braulendem s\ubel, wie bantbor bas 
Kc: Kalt {ut Wer neue Schiet für water Groß Feuille. 
ibm di 


Reidjstagspräfibent Generalfelbmarſcholl Häring eröffnet 
bie Zitung und gedenft zunächſt bt Todes des Reichstags. 
obarerbneten Selen? e rm. iu deffen Ehren Dé die An. 
weſenden von den Rlägen erheben. Prähbent Göring fahr! 
baun ford: 


„Weine Ahgeordnrten! Die heulge Sitzung des Deulſchen 
Reihstages ift wahl eine der denkwurdigſien, die ſoir Bisher 
an neuen Reide degangen haben. Beazühe ala der. 
Trahdent oiefes Reichs ages heute zum rien Male. als Güte 
auf der Rirgierungstribune den elen Rrichsfintthaller in 
Deukſch. Ceſterxeich aud die brulſch öſlerreianſche Laudesregie⸗ 
ting (Sturmiſcde keilruſe dd Banudellatſchen — die oſler 
keichiſchen Regie rungemilglieder erheben fidi aud grüßen den 
Kügrerl ch alanbe, daß éen allein in biejer Talſache die 
Aane gewalkige Mnmatng der letzlen Tage zuln Ausdruck 
iommi und daß darin, bat wer den erflen Neichaftntthalter 
An Oeſterteich Und feine aneng heute pler im Deulfchen 
Aieichslag jehen, auch dem Leplen far geworden ift, bah mue 
mehr nur mehr ein Reich und ein Fuhrer die Schickſale des 
Dewichen geftalien. Die Teilnohme am Reichatag der Deut. 
léen bezeichne! am beutlichlien auch Dir Wiederwereinigung 
mi dem Reicht. Wir begrüßen Deutſch⸗ Seſte rreich als cin 
wertwollce Glied wiere Reicht. Die alle haett ijt wieder 
ine Reich zurüdgelehrt! 


Wir treten fegt in bie Tagesordnung ein. Das Wort 
bat der Führer ung Reichskanzler.“ 


Mit braulenden Seilzufen empfangen, beginnt Seit 
Older dann feine Ausführungen. 


Der Führer iprit. 
Abgtorbacie? 
Männer béi Teuifden Neichs lags! 
o Ja Babe Sie iu biefer kurzen heutigen Zipung ralen 


um Ahnen liejbeioeglen Perzeng einen Berii 
Var Mer e Birgen Cie aie 
ermellen 


Außerdem muk Ih Sie In Kenn inis jepen von Annie 
Idtäffen, ble bas Teuljde Noll und den Deniſchen 
Reichstag jetbji beirelfen. 

Als ich vor wenigen Roden zu Ihnen puchen konnte, 
empfingen Sie den Nechenſchallsperachf über eine sinıhäheine 
Kä des wahorlaliesinteflifchen lantes die in Teen 
Gelamfergebuuffen wohl ala beifpiellos Inscıdnel wer⸗ 
den darf 

Aus feiner rien moraliihen und vollliſchen Ernledrl . 
jung, aud toieiaftlidem Glend und Ieiairt sterifienkell 
far unfer Volt in kürzeſler geit einen Aufllieg erleben dütfen. 
ie er Et bon den eläubigften Anhängern unferer eigenen 
Bewigung nod bor wenigen Jahren in dieſem Rusmaß und 
in dar Sie der Jeli als untmahrjeeinfidh. von all unferen 
Gegnern aber Jär einſach unmöglich gehallen worden wäre. 

Dër babe im Ramen Neie Rechenſchaflsberichles unter 
den polinſchen Proplemen auch jene Frage behaudelt, die 
nat bon getoiffen eurepäiſchen Iqnvranſeu in ihrer Gefähr. 
ve! immer witder mißachtel werden nnie. 

Schon im vergangenen Jahrhundert war am die Stelle 
nter früheren re begrenzten, fonſeſſſonell be. 
dingten ober dunafliſch ſeſigelegten Staaleguffapſung und 
Lebensgeſtaltung der Volter ein nena, Die Menſchen ftärter 
beherrſcheude Idcal getreten, 


Das Nationalitätenbrlngib 
ſchrieb biefem Zeitaller unferer neueren Geſchichle feine Ziel ⸗ 
kung vor. Ga in aus fritheren Bobiuguugen heraus ente 
ftanbene eat Gebilde Verben uud formie, dem nenm 
Ideal entiprediend, die entopbiſchen Nanionn!jtanten 

Einer Reihe von Völkern war es bis zur Zubrbunderl⸗ 
wende bereits bene ihrem nanonalen Zusammenschluß 
ben entſprcchenden fiaaſlichen Ausdeuck zu geben. Andere 
Voller trugen Wick Ideal als ben emiſcheidenden Auſtrag 
je ihr Handeln bured) den geiunttigften Krieg aller Zeiten 

indurch bis zur endlichen Erfullung. 

Das einzige Noll in Europa, dem diefed nal Urllchlte Hehi 
vam Achlgſel Tas verſagt, durch die neuen Erelaniſſe end» 
gütig angefizitten AE war dad devije 

Stanımesdiffevesrzen, fonfeffionelle Zevciffeubet und 
dunaftiide Eigeufucht batten co bigher befuer, dem deul- 


pr Volk die von Gruerakonen eujfchiie ſtgatspoliliſche 
inhet zu geben. Ter Veilltirg und fen N ver 
größerten die beulſche Zerriſſenhelt und schien allem 
anderen Unglüd das Yeid der walten Trenuung mert 


vollfier Beſlandteile der NRaliou vum Wlutieri 
ewigen. 

nn Gile bes Bilierihen Zelbftnefiim- 
mungsredhte Dee Wölfen, durch das die Zoller 
weberlegung von uufexsn Zelt mit erreicht worden was, 
lam die brnioljle nalienale Vergewaltigung zahfeeicher 
Melonen deulſäler Rolfögenoffen, Nechte, die man primi- 
noten Tolonialen Eiömmen als ſelbſwerſtöudlich zubilligte, 
handen einer alien Lentturnation biejer Welt unter héi 
unbalibaten Mic derichenden Begrundungen verent« 
balten. , 

Iich babe aun From in meiner Rede am 20, Februar 
ausgefußtt, daß ca eine allfeits befriedigende Regelung der 
böltiidhen und territorialen Werhaltmifle in Europa fanm 
geben led, b. b.: es ijt nicht unſere fluſſelſung. daß es das 
Jiel einer nalionafen Etnalsfülrung fein foll, nach ollen 
Leiten hin, fei es durch Prolelte oder durch Bandlırnaen, 
izeeitotiate forderungen zu vermerkzichen die, mit nationalen 
Fofivendinfeden motiviert, am Gude dach zu temer alle 
gememen naliopaten Berechtigten führen tonnen. Die zahl. 
lujen volkiſchen Euilauen, die in Europa Weien. machen e 
zum Teil einfach unntöglich, cing Grengiehung zu finden, 


zu Set 


De den Balls. und east tete Überall geiëmäky 
Wrede wink 

dein, es gibi ftantliche Konftcuftiouen, bie ben haraktet 
des beivuhten und gewollten nationalen Unrechts [o ſehr in 
Déi fragen, daß auf die Tauer ihre Aufrechlechalſung nur 
durch die Erntalſte (ördwast mäglich fein kann. (Beifall) 


Se war zum Beifpiel 


die Bildung bea neuen öfterreichiſchen 
Rumpfitaates 


eine Muff nahme. die bie nadle Dergeivalligung ben 
Zelbübchlinmungserhjled von Millionen Denfigen IH 
ſcher Voltezugehörigteht bedingte. Tiefe Vergewaltigung wurde 
mit zuniſcher Dfehheil zugegeben, 

Denn dan befannen Eefinbern bed Seibllbeſmmangs⸗ 
rechtes, det Wnabhän: i und der Zreibeht der Woo 
wohl ald beu iberall inierehlierien frommen Meltgouvera 
nannien, ble hat fs ſegr um die Gierechllgtelt aul dieler Erbe 
belangt In fein vorgeben, bebeutelr ed einst gar nichle, ben 
Ireien Mien von 6), Millionen Menſchen elalach durch bie 
fogenannten Frieden zbiltale abzuwürgen und dieſe damit 
durch Gewalt In zwingen, lich dem Naude Ihres Celbfihes 
lum mungs rechtes zu fügen und ihre unnalürlicle Trennung 
bon dem großen gemelnſomen Mulletiand zu erdulden. 

Ja: ale mon fid) damald in Deſlerreich (rohdem erie 
ichlad. ki mungen für den Anſchluß vorſunehmen — und, 
died mochle ich deſunders den Frrern Temolralen in London 
und Waris in das ccvächnis zurückrufen, in einer ell, be 
weder in Peulſchlaud noch in Qeſlerreich ein Notional: 
logialismus egiſlierie — nud dieſe Mbllimmungen nun über 
95 pp. aller Elimmen für die Bereinigung ergaben, ba wurde 
bon Den Sipoflein dee neuen Bolferscchts einfach mit Hilfe der 
Macht der braialen Gewalt auch diefe friedliche Temenfiration 
den wahren Wilens der unglidlichen, von ihrem Voll ges 
lrennſen Meuſchen fur ſethand perbole n. 

Tabel war dad Tragiſcht, dak Neier Siani Oellerreich 
V bornherein eln valitommen lebensunfahigeb Mebilde ber, 
Mellte! Die mieſſchofiliche Mei war demeniſprechend grauen: 
Halt, die Jährliche Sterblichteitaquote Mita erihredend. Allein 
in einer Sindi wie Wien find im leglen Jaht an] 10 Taufeub 
Geburten 24 Tauſend Todesfälle gekommen. 

QA Inge bies midt In der Weinnng, auf bie bematroll. 
idjen Weltbrebermanuer damit eilen Eindruck zu machen, denn 
ich weiß, daß the Ser folden Dingen gegenüber völlig pe 
jöhlsroh il. Zie tönnen ruhig julehen, bafi in Spanien eine 
kolbe SU Iron Menſchen abgelchlachtet wird, ohne dabei auch 
nue im geringſten bewegt zu lein. 

Aber fie (ën u, ohne zu ettöten, ebenſe diefjie Empörung 
beucheln, wenn in Berlin oder in Whien einem jüdischen aher 
leine geſchaftlichen Grundlagen entzogen werben. Nell, ich 
erwähnt dies nur, um ganz falt fellyuliellen, wie durch die 
Gewalltäler ber Friebensdiltale lür Millionen Menſchen ein · 
Jadi durch die Talſache ber Schaffung dieſes Ichenounfähinen 
Ziaalagetnlhes dan Déi allmählich dellziehend Tobesurieil ger 
wrochen worben war. 

Tuh [id ſpaler auch die inueren Handlanger 
landen, bereit daten, durch ihre pelfoutidie Unter“ 
stützung tiner ſolchen von außen aufge zogenen ſcheinbae un⸗ 
abhonaigen Souveraunigt ſich sell die Slellung von Res 
rerenden aul Kosten ihrer unplürlihen Völker zu fichern, 
nimm den, der emen Einblid m bie ſo ofi feisftellbore 
zalhe und geiſtige Inzulängluhteit der Mienſchen behitt, 
lach wunder 

Allein, ea darf ebenſowenig wunderuebmen, daß ſich 
in der Maffe der dadurch beſrolfenen natianafdentenden 
zweuſchen allmahlich eine empörende erbilterung zu bere 
breiten begann uud daß eine ſangtiiche Entichloffenheit ent 
fiand, eiue folde nafurwidrine und empöreude Wlißband⸗ 
lung clue Togen zu beleitigen und au die Slelle einet 
deniofratıfeh-lügenhaft verbrämten Vollsbergewalkigung 


die heiligeren Rechte des ewigen voll chen 
Lebens 


zu eben. (Beifall) 
Co wie aber diefe unlerdrüüdien Menſchen dus inen 
aufgegioungene deg o àndern verſuchen, muß zwangsläufig 


Die hiſtoriſche Reichstagsſitzung vom 18. 3. 1938 im „Deutſchen Reichsanzeiger“ (Reichs⸗ 
kagsauflöſung und Feſtſetzung einer Neuwahl und Volksabſtimmung in Defterreich) 
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F. B. B. 
Wiener Ausgabe 
1. Ausg. Einzelpreis 30 Groſchen 


VÖLKISCHER 


| Rampfblatt der national. ſoztaliſtiſchen Bewegung Orofdeutfhlands IS st 


KA 
zë Fin. 


Wienar Ausgabe 
Wien, Mittwoch, 16. März 1938 


E . ee 
un Ge 


Der V. B. in Wien 


Neue Aufgaben 
zum gleichen Ziell 


Geit 1921 hat bee Bölkiſche De 
„hach de t“ unermüdlich und iteu He 
den Führer und feine Adee gekämpft. 
Über Berbote und Verfolgungen hinweg 
hat er in raſtloſer Arbeit das Ningen 
um ein neues Deutfchland begleſtel. Nach 
der Machtübernahme war er in feinen 
beiden Ausgaben in Berlin und in 
Münden bemüht, ria gemiffenhafter | 
Darfleller ber Gedanken und des Auf. 
baues des Dritten Reiches zu fein. | 

Nun, nach dem jubelnden Anschluß 
Deutſch. Oſterrichs au das Deutfhland 
po! Hitlers, erwächſt dem Aentzalargan | 
der Se AP. die langit erſehule Pflicht. 
in ber Haupifiobt der Oſtorart Déi in den 
"rent ber neu geſtellten Aufgaben zu freden. 

Alles, was in den Zeen Deutsch. 


Iſle rrrics lebt, fon feinen Widerklong im 
Wiener „Böltifhen Beobachter“ finden. 
Alle Beichle dis Führers auszaführen 
und fie unter Mitarbeit afler Derantmort- 
lichen zu erläutern, ſoll fein tägliches 
Streben fein. 

Darüber Hinaus ermädf dem „BEIN: 
ſchen Feobadte:” In Wien bn hohe 
Gildi, eiue geiftige Bride zrolſchen 
Nord und Sud zu Ihlagen. Denn jahre 
lang hat auch eine ſeeliſche Grenz- 
sperrt es verhindert, alfea 
das richtig zu |ehen, was fi 
u beben Seiten derun nat 
HE DI Grenzpfäble abos 
tpielt hat 

Sa, vieles, mas Abolf Hiller ſchuf, ift 
im lee Oherteich gänzlich un- 
bekennt geblieben, 

Go erwächſt der Schriftleltung und 
allen Mitarbeitern des „ Böitiſchen Be- 
obachte rn“ eine ehrenvolle und nerantmor- 
tungsbolle Aufgabe, der er nur mit An- 
ſpannang oll feiner Kräfte gerecht mer- 
den tonn; aber auch dann nur, menn er 
ngn ber freubigen Unterſtüzung der Be- 
Fre Oſietrelchs getragen wird. Mit) 
det Pflicht, die fomit dem „Völkischen 
Beobachter“ auferlegt mird, nerbinbet 
Dë deshalb unfer aller Site um Mit 
arbeit und Hilfe, damit auf bem hem 
digen Boden Ollie rreſche die Idee des 
Führers eine neue, tatttäſtige, unermüd- | 
lich wirfende Dertrelung ſinde. 

Hel dem Führer! 
Die Scheiftlellung bes 
„Völtiſchen Berbachterz“ 


Der Führer in Münden 
Wien, . Mira 
Ber Netver bat Nute im Ur ſcint on b 
Iruppekparade Wira verlafen, am Dä nac 
EI ber Nami her Memeguug, | 
erlin a pb 


langen fareden. fue er 
der der Führer tos Me 
Baittieh 
Dar Flyer IM, oun Wien Lommenb, | 
Dienstag abends, um 19 Uhr, ouf dem 
Zivepiak Oberwieienfeld gelandet 
Wnchbem bet Fuller bie zu lelwem inp- 
fong etihlenenen Manner der Perei be- 
grüßt und die Groat der Threnjormalionei 
unlar dein immet neu ausbrechenden begs 
Merten Juhel ber Maken abaeſchritten hotte. 
trat et bie ein in Die Glodi an. in eren 
Stegen ein gewaltigen Spelle! 
van IA Gadellrügern aufge 
heilt woz 


Men uide Elan ajas Immer weber GERS Ginter bem Führer im Magen 


Barteigeneflen! Barteigenoffinnen! 


Sien, 14. Sin 1828 


Dm Nadre 1920 hal ber Führer Ur feine bie erte Zetnang, ben Bäi, 
liſchen Beobaditer“, in Münden ecmarben, Der niche Beobachter“ war damals 
ein unbebeuieubes Eodenkloti te Heinen Farmal mit rinem Dmjang ben bier 
Selten und mil einet lage von FAN Giengiare,. Broppeiilg hat der Faß, 
damais werauigefagt, da Diele Aeiiung bas Fentralorgan der Matianalls; 
ſchen Su img and die grazie Jehlung Deutichlandd werden mühe, Or hat den Bet, 
Ing Frang Si Nodgaiger lun hamald zum Jenirolseriag ber Partel erf! und 
igma ben Katia gegeben, leine Brophezriung mehr zu machen. 

In breigehmfährigem unsrehöriem Bingen um bie polije Mady In Zeatkäesk 
ei ker Zenstalweriag bet Darzel den Aultrag und hen Beicht dei Däbrecd dardi 


geführt, Der 
BU Beobachter“, 


das Jenitalurgen bie Bewegung, Ip als Gprachroht bei 
Jeliung Dentihtanbs emporgemaden. Ju einer Seege 
lich iH ber „Wältifche Besbachier“ Ne jührende gl b Ble 
elei gieles war det 
tinden bet beutkdien Matiou, gegen und 
„, pegen una handen welter bie ierg Okil 
ber Belag, die entmeber lun Sein von Juden roaren, die den Tnnärdwezrat ald 
Weldäli beteichen, aber Die xm bei Gesch hes widen in ihten ‚ellungen gegen uus 
Wagon, am mit Hren hübilchen Birzelgenplaniagen Geld zu nerhienen. 

Ter „Bötkifche Beabachler- Yat ake Melt Gegner niedergeru Hinter ihm hand 
nidpi ala der ſanalſſche Wige et Heiz Alanda en ben Sieg unterer Bewegung. 
Am 1. Jänner 1933, unmitizlbar war ber Madgergrelfong bes Rührerz. daben 
in Berlin, do Fmeignicherialjung unfered Bene 
ie Berliner Huigabe bes „Eällikhen Beabadzierd“ 
ih der Gen Rien“, Berliner Ausgabe, 

DI 


Nun ik die Stunde gelanım dae „Bath Bar 


d int. Ga 
ees EM namnjännen ſchen in etwa brei Wanglen iu berfeiben 
Oräge, In bemfeiben limfang auch in Wien aiſchrines. 
Ba uh, Vorteile naten, liegt eë, et hamtelben Glauben uud Aen, 
lelben Fanatismus {de dieses zuer ES iaqutreiaw, mie Mei bie Aümpfeı unterer 
Im Neide 18 hoben 
e . Bienen 15 bo ie une feiner Bewegung unb bamii her kenties 


Dell Bitten! 


Seutratseriag der * Den. Frang Cher Nedi. 


Ana 
Ruidjlelter für Dia Sec: ber NS TAN. 


Die größte Stunde 


bon AliredRosenbarg 
i Bien. ben 15, Mäta 
Noc en bem grenzenlosen Jubel, der ta 


I Dejen Tagen A uff Hiller Im beſteſten 


Oſterrrſch entgegenfchtun, fand das hohe Met 
der Feutſchen auf dem Heldengleh zu Allen 
leinen feierlichen Voſchluß. Die geſamte 
deutſche Nation hörle ergriffen das Welennt⸗ 
ale bes Fuprere, bah er the ble gute Tat 
isen @ebena wetten ung. Bas bas. 
dos wir feit achtzehn Jehren bas ewige 

Dentjdland dennen, wor in Mein 

Hugendtid in der lebenden Nochlommenſchalt 
ungegahlter Geſchlechler zugegen: Alle jene. 
die tin hiefe Oftinort begründeten und 
gegen alle Wideri verteidigten. Alle jene 
aber aud), die In bes ſchmerzeng reichen und 
dog jo großen, demſhen ceſchlcle ihrem 
Aelſgeluyl und Zettalſet gemäß Boden und 
` peimat hötelen In dieſer Sünde am Hels 
denplah zu Wien logen olle fene nor unfe- 

po grill een Zuge vorüber, die einft um ein 
!arohes Mei ber Teutſchen gefteitten haften. 

ag der eine Im Werlaur eler faularıb 
Jahre auf der einen ober anderen Seite ge- 
| Ronden haben, De aile ſind mit dem heutigen 
Tage in unjerem Wwnptiein in Die gefamt- 
deut Übenreihe eingegangen, Dir 
GStaolermäunge und. Feldherren, dia großen 
Ganger, vor alen Dingen aber bas Beis nom 
ndene und dur keine Becel bes 
hidials au gerlörende Deutliche Walt 
bat Pier in feiner Sehnludt eine gloriofe 
Errülung gefunden. Yat Bemuftfeln vereint 
waren bier abenlo bie gropen Yobenfloufen 
und Salier mie bio Walther von dar Vagel. 
meida und Puten. Über neben Frudeſch ben 
Großen von Preußen handen oug Maria 
Eherefio, Sofeph der Deele und neben den 
9709 55 ber deulſchen Frelteltelrlege ein 
king Eugen und do Eraheraog Kart 

Und einen ift es. was bicien Tag der 
Wutſchen mohl allen befonders Jus maht: 
die Talſoche namſich, daß es etn Däer 
reicher doluvarſſchen Stammes 
iR. dee das ooifbemuhte großdeulfde Meig 
geiäiniehet hat und in defien A denfchafl 
ale Schlagen reln Halienindhiger, Konst, 
fer und Wetz Pegrengungin veiſc mol. 

Aus den Stilemen der rongofen zen 
mte ein Rochbeuticer, Biomord, das 
Deulle Nrich und [Auf 4, Au einem Gte 
bilbe, bos feib nach dem Rerfaifler Nerirag 
į Ranbaubalten vermachte Aber bei aBer Treue 
unb Liebe pum Reide Fate wan In Glib- 
deutschland doh oft das Empfinden, zu dies 
jem Reide mir gleitifam „Hin zugenommen“ 
Serben zu Fein. Dan halte trgendmie bas 
Gefühl, nicht deu enilchetdenden Einfag tft 
geleifiet au baden. und neben anderen Mo- 
mealen gab diefeo Geſüßt die pio oo gllche 
Votausſezung für fo manche pariikularl- 
% ja Tepntatifliihe Propaganda In 
Ofereeld (elbft abet verhinderten rein byna: 
ſiſſch und manche ondere Teohllianen den 
fo oft in Idönftien Anfahen vorhandenen 
Durchbruch des graßbeutichen Gebantens 

Run in es le gelammen, wie en beer 
und folgerichtiger nicht haste tommen kön. 
nen, Die ſterreichiſche Off mak hat biesmel 
lenen Bann geboten, ber alo Glibheutidher 
nunmehr vadenben tonnie, was ber nord. 
beuiſche Siaewrg zu alben Teil gereit, 
licht hatie. Dadurch iN dem Anſchluz Deut. 
ählerreidis on das Daulfche Welt ouch dea 
cher Giedel genommen, der brefleidt 
lont noch worhanben gemefen fein könnte. 
Deutidüfirrteid bat durch Adel Hiller in 
wohrhait e aide gr Inenbaltiher Meile ben 
grohbeulfcen Senn manifelleri, mie er 
bewußter in der deuifchen Dejhidle woch 
nicht in Erijeinung getreten IN. 

Ein Auständet. ber dleſe Tage son der 
heiligen Nacht der Deutgen nom II. aut 
jiz ro dia aun Tan em Geng in 

Sien miterlebt halte, fengle mich, st au in 


Die erſte Wiener Ausgabe des „Völkiſchen Beobachters“ (16. 3. 1938), 
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und Brot!” 


e ftarben für 
roßdeutfchland B 


Sonderbeilage des „Völkiſchen Beobachter“ mit dem Galgenbof und dem Würgegalgen, an 
denen das Schuſchnigg-Regime im Juli 1934 Nationalſozialiſten, die am Juli-Aufſtand 
beteiligt waren, ermorden ließ. 
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Augen der Reaktion 


“ Sl 
„Und Ihr habt doch geſiegt.“ 
Wu Deneio Neues alleen deirauern in Geher 
wab Det -Brrog artet Tolen Yabıer 18% 
et Dir Nanherrenterung e,: Sierdembrrg - 
tes ede 
Dis Pianeta. 
Aan Desen. 
Sede Meru. 
aun Nu. 


Ween und Ihrem Bee r Wi 
Feunouogeiirin yodden unların Leien und une, TPI 
„ Sie herden für das 


d 
Kameraden, Die Dat: wad Rechiton anfallen, 
wot e Ta Gut tu vjet eben mi 
Hell Stier) 
eie naehe Dude ub. Ur per (Nlsrdewegung) 
Däreg 


Gedenktag der Toten der Bewegung 
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Die vom Schuſchnigg⸗Regime im Juli 1934 am Würgegalgen ermordeten Nationalſozialiſten 


(Sonderbeilage des V. B.) 
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Kaifer Franz Jofeph Der öſterreichiſche Thronfolger Grang- 
(F 21. 11. 1916) Ferdinand (ermordet am 28.6.1914 in 


Sarajewo) 
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Die Verhaftung des Mörders in Sarajewo 
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Julius Deutſch, der jüdiſche Führer der Ignaz Seipel, Führer der Chriſtlichſozialen, 
Auſtromarxiſten Bundeskanzler 1922—1924, 1926—1929 


Johannes Schober, Bundesfanzler, 
1921—1922, 1929—1930 
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Dr. Steidle, Heimwehrführer Major Fey, Heimwehrführer 


Engelbert Dollfuß, Bundeskanzler 
1932—1934 
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Gauleiter Frauenfeld (Wien) Theo Habicht, Landesinſpekteur 
der NSDAP. in Sſterreich 


Hauptmann Leopold, nationalſozialiſtiſcher 
Führer der „illegalen“ Kampfzeit 


Drittes Reich 25 
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Hueber Glaiſe⸗Horſtenau 


Das Kabinett Seiß⸗Inquart (11. 3. 1938) 
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Rheintaler Menghin 


Dr. Kaltenbrunner 


Chef des Oicherheitsweſens 
(Führer der öſterreichiſchen 44) 


Das Kabinett Seiß⸗Inquart (11. 3. 1938) 
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Gau Wien: Bürckel Gau Kärnten: Klausner 
Reichskomniſſar für die Wiedervereinigung 
Oſterreichs mit dem Deutſchen Reich 


Gau Salzburg: Rainer Gau Steiermark: Lliberreither 


Die Gauleiter Oſterreichs 
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Gau Niederdonau: Jury Gau Oberdonau: Eigruber 


Gau Tirol und Vorarlberg: Hofer 


Die Gauleiter Oſterreich- 
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Woodrow Wilſon, Präſident der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, deſſen „14 Punkte“ 
(18. 1. 1917) von Oſterreich-Ulngarn ebenſo wie 
von Deutſchland als Grundlage der Waffen⸗ 
niederlegung angeſehen wurden. Die Friedens⸗ 
diktate enthüllten den Betrug dieſer 14 Punkte 


Das Schloß von St. Germain, in dem das Friedensdiktat gegen Oſterreich abgeſchloſſen 
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wurde (unterzeichnet am 10. 9. 1919 
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Bei Teuerungskrawallen demolierte Geſchäfte (1923) 
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Eine aufgehetzte Volksmenge verfolgt Polizeibeamte 
Marxiſtiſcher Aufſtand in Wien (15. 7. 1927). 
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Barrifaden 


Der brennende Juſtizpalaſt 
Marxiſtiſcher Aufſtand in Wien am 15. 7. 1927. 
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Kommuniſtiſcher Demonſtrationszug in 
einem Wiener Vorort 
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Feier des 12. Jahrestages der Republik Öfter- 
reich (12. 11. 1930) Aufmarſch des marxiſtiſchen 
„Republikaniſchen Schutzbundes“ vor dem 
Wiener Ratbaus 


Polizei drängt Nationalfozialiften vom Wiener Rathaus beim Einzug der erſten national⸗ 
ſozialiſtiſchen Abgeordneten in den Wiener Gemeinderat ab 


Nationalſozialiſtiſche Demonftrationen gegen den das Fronterlebnis verunglimpfenden Film 
„Im Weſten nichts Neues“ (in Wien 1930) 
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Nationalſozialiſtiſche Wahlverfammlung vor der Karlskirche (1932) (auf dem unteren 
Bild in der Mitte Gauleiter Frauenfeld) 
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Marxiſtiſches Plakat 


Der Kampf gegen den Nationalſozialismus an den Hochſchulen 
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Bundesfanzler Dollfuß (1932—1934) bei „vaterländiſchen“ Feiern. (Auf dem unteren 
Bilde rechts der Heimwehrführer Dr. Steidle) 
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2 Graf Starhemberg, Kurt Schuſchnigg, 
Führer des Heimatſchutzes ſeit 1930 Bundeskanzler 1934—1938 


Exkaiſerin Zita und ihr Sohn Otto von 
Habsburg, der „Thronprätendent“ 
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Ein Ehrenſturm der öſterreichiſchen GA. in Berlin (Juni 1934) 
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Der Ehrenſturm der öſterreichiſchen SA. legt einen Kranz am Grabe Horft Weffels 
nieder (Juni 1934) 
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Marxiſtiſcher Februaraufſtand 1934. Mit Artillerie beſchoſſene Arbeiterwohnungen 


398 


Ein öſterreichiſcher Bauer wird durch Polizei verhaftet. Trotz der darauf ſtehenden 
Strafe von 2 Monaten Kerker grüßen ihn ſeine Kameraden mit dem deutſchen Gruß 
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Der Eingang zur Ravag wird geſtürmt 


Nationalſozialiſtiſcher Volksaufſtand (25. 7.—2. 8. 1934) 
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Bergung der Toten und Verwundeten aus dem Gebäude der Ravag 
Nationalſozialiſtiſcher Volksaufſtand (25. 7.—2. 8. 1934) 
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Heimatſchutz führt die gefangenen Nationalſozialiſten aus dem Ravag-Gebäude ab 


Nationalſozialiſtiſcher Volksaufſtand (25. 7.—2. 8. 1934) 
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Beiſetzung eines in der Steiermark 
gefallenen SA.-Mannes 


Kundmachung 


— De Gerne en 


Standrechte 


Kundmachung des Standrechts im 
Frühjahr 1934 


Nationalſozialiſtiſcher Volksaufſtand (25. 7.—2. 8. 1934) 
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Gedenkfeier für den während der Juli-Erhebung getöteten Bundeskanzler Dollfuß auf 
dem Heldenplatz in Wien (8. 8. 1934). In der Mitte Bundeskanzler Schuſchnigg, 
links von ihm Vizekanzler Starhemberg 
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der 
Kanzlermörder 


Wirtſchaftlicher Boykott gegen Nationalſozialiſten 
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Feier des 1. Mai 1935 
(im Vordergrund 
Bundespräſident Miklas 
links Bundeskanzler 
Schuſchnigg) 


Fahnenweihe der „Oſt— 
märkiſchen Sturm⸗ 
ſcharen“ 

(in der Mitte Bundes⸗ 
kanzler Schuſchnigg) 
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Kundgebung der „Vaterländiſchen Front“ in Innsbruck 
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Trotz hoher Freiheitsſtrafen erſcheint immer wieder das Hakenkreuzzeichen an weit 
ſichtbaren Stellen, ſelbſt im Gebirge an faſt unzugänglichen Felswänden 
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Heldengedenkfeier eines „illegalen“ SA.⸗Sturmes in einer im Garten eines Parteigenoſſen 
gegrabenen Höhle 
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In Kellern, Höhlen, Böden und fonftigen Verſtecken wird das Propagandamaterial der 
verbotenen NSDAP. hergeſtellt 


Eine Wohnlaube, die einen geheimen Zugang zu einer Geheimdruckerei des „Diter- 
reichiſchen Beobachters“ barg 
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Der deutſche Geſandte von Papen bei dem deutfch-öfterreichifchen Frontkämpfertreffen in 
Wels (17/18. 7. 1937) 
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Die Feuerwehr muß eine in den Mittags⸗ 
ſtunden an der Wiener Oper gebißfe rieſige 
Hakenkreuzfahne befeitigen 


Zur Entfernung nationalſozialiſtiſcher Inſchriften werden aus den Häftlingen der 
„Anhaltelager“ ſogenannte „Putzſcharen“ zufammengeftellt 
Schuſchnigg⸗Regune gegen nationalſozialiſtiſche Propaganda 
414 


Die Amneſtie vom 
17. 2. 1938 öffnete 
die Tore der 
Anhaltelager 


In ſolchen Zellen wurden Nationalſozialiſten gefangen gehalten 
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Der Bundeskanzler Schufch- 
nigg nach ſeiner Rede in 
Innsbruck (11. 3. 1938), in 
welcher er ſein dem Führer 
gegebenes Wort brach und 
eine „Volksbefragung“ auf 
den 13. 3. 1938 ankündigte 


416 


Die Ankündigung der verlogenen Volksbefragung entfacht in der Bevölkerung Ziffer: 
reichs eine ungeheure Erregung. Bundesheer und Polizei werden vom Gchufchnigg: 
Regime aufgeboten 
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In der Nacht vom 11. zum 12. März 1938 ſetzt fih die nationalſozialiſtiſche Volksbewegung 
in ganz Defterreidy durch 


418 


Am 12. März 1938 überſchreiten die erſten reichsdeutſchen Truppen die öſterreichiſche Grenze 


419 


Jubelnd begrüßt die Bevölkerung die einziehenden reichsdeutſchen Truppen (12. 3. 1938) 


Adolf Hitler 


Vereidigung öſterreichiſcher Polizei auf 
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POLIZEI 


S S-FTANDARTE 
WIEN 


Die feit langem geheim beſtehende Polizei) Standarte marfchiert zum erſtenmal auf 


Der Führer in Wien 


Der Führer in Wien (Führerrede in Wien am 15. 3. 1938) 
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Fahrt des Führers durch Salzburg 


(6. 4. 1938) 
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Der Führer nimmt vor dem Wiener Rathaus die Treuebotſchaft des NSKK. aus 
31 Gauen des Reiches entgegen 
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Die öſterreichiſche Legion 
rückt in Wien ein (2. 4. 1938) 


Gauleiter Bürckel auf dem Wege 
zur Volksabſtimmung 
(10. 4. 1938) 
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Gedächtnismarſch der Militärſtandarte in Wien zur fünfjährigen Wiederkehr des Tages 
der Julierhebung (25. 7. 1938) 
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Gedenkſtunde im Galgenhof des Wiener Landgerichts (25. 7. 1938) 


Die Gedenkmedaille für die Teilnehmer an 
der Juli-Erhebung 1934 
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Der Führer beim „erſten Spatenſtich“ der Autobahnen Oſtmark 
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